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odei* 
DER  REGIERUNGSLEHRE  ERSTES  BUCH. 

F  o  n   der   a  e  s  et  z  i^eb  eiiden  Gewalt.^) 


ERSTES   HAUPTSTÜCK. 

f^ 0  n  dem  Bedürfnisse  einer   Ge se tz geb  ung 


Eine  in  der  Geschichte  der  Staaten  Vorherr- 
schende Ansicht  von  der  Gesetzgehüng  ist  die,  dafs 
das  Gesetz  nicht  von  dem  Staate  ausgehe,  son- 
dern, der  Staatsgewah  gleichsarti  gegeben,  voii 
ihr  nur  in  Vollziehung  zu  setzen  sey,  mit  ändern 
Worten,  dafs  das  Oberhaupt  des  Staates  nicht 
herrschen,  sondern  nur  regieren  solle.  Ahn- 
dete man  das  Verhähnifs,  in  welchem  die  wirkli- 
chen Staaten  zu  dem  Staate  in  der  Idee  stelin  ?  die 
Wahrheit,  dafs  die  Gesetze  von  Rechtswegen, nicht 
Menschenwerk  seyn  sollten? 


i)  Meine  Sclii  Ift :  Die  Wissenschaft  der  Gesetzgebunf^.- 
Lpz.  1806.  8.  Prcllmlnalres  du  droit  on  indrodnctlon  a  uii 
traite  de  legislation  generale.      Par  J.  Rev.      Par.  i.Skj.    8; 
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Jene  Ansicht  liegt  insbesondere  der  Erschei- 
nung zum  Grunde,  dafs  hei  so  vielen  Völkern  ein 
geofl'enhahrtes  gültliches  Recht  die  Stelle  eines  vom 
Staate  gegebenen  vertritt;  ferner  der,  dafs  so 
viele  Völker,  mit  gegebenen  oder  verabredeten  Ge- 
sct/xn  so  gut  wie  unbekannt,  der  Sitte  und  den 
Gewohnheiten  der  Voreltern  huldigen.  ^)  An  eine 
Oflenbalirung  oderan  die  Erfahrung  mufs  sich  der 
Mensch  halten,  weiin  er  sich  nicht  auf  sich  selbst 
Ycrlftsseh  will  oder  kann* 

Jedoch  nicht  dem  Geiste  einer  jeden  Verfas- 
sung entspricht  ein  geoffenbahrtes  oder  ein  Ge- 
wohnheits-Recht. —  Es  bedarf  einer  vom  Staate 
ausgehenden  Gesetzgebung,  damit  die  Regierung 
kraft  eigenen  Rechts  gebiethe.  Ein  geoffenbahr- 
tes Recht  macht  die  Regierung  von  den  Priestern 
ohliiJngig.  Das  Ansehn  des  Gewohnheitsrechtes 
entspricht  mehr  dem  Geiste  der  Volksherrschäft', 
nls  dem  der  Einherrschaft.  Denn,  aus  dem  innerh 
tind  aufsern  Leben  des  Volkes  hervorgehend,  mit 
dem  Volke  heranwachsend,  mit  dem  Volke  alternd 
und  sich  verjungend,  ist  es  schon  seinem  Wesen 
nach  volkslhüinlich.  Daher  die  Vorliebe ,  mit 
welcher  freiheitsmulhigc  Völker  an  ihrem  Gewohn- 
heitsrechte zu  hängen  pflegen.     ))Die  Deutschen,« 


i)  i^icUaapibcJirtp^unp;  eines  Gcwoiintieltsrcclites  Ist  eine 
TI»M%achf,  welche  dunli  einen  allgemeinen  Rechtssatz 
iiml  n„r  tuf  diese  Weise  gerechtfei tigct  ^veraen  kann.  Vgl. 
ni.  lihcr  quicstiooum.  Wiilenb.  f8o5.  8-  qu.  5. 


sagt  Moser,  ^)  »duldeten  keine  geschriebenen  Ge-^ 
setze;  und  überall,  wo  dergleichen  eingeführt  wur- 
den, geschah  es  von  Obrigkeiten,  welche  die  ge- 
setzgebende Macht  des  Volkes  untergraben  wollten. 
Denn  sobald  ein  Richter  die  Gesetze  und  also  die 
Rechtweisungen  in  einem  Buche  hatte,  so  fragte 
er  nicht  das  Volk,  sondern  sein  Buch,  und  zuletzt 
fremde  Ausleger  und  Rechte.«  — '  Auf  der  andern 
Seite  mögte  ein  Volk  nur  durch  eine  vom  Staate 
ausgehende  Gesetzgebung  zur  vollen  Mündigkeit 
gelangen  können.  Dafs  die  geofFenbahrten  Rechte 
auf  die  Bevormundung  des  Volkes  berechnet  sind, 
versteht  sich  von  selbst.  Aber  auch  ein  Gewohn- 
heitsrecht—  kann  es  diejenige  innere  Einheit  ha- 
ben, welche  zur  Vollkommenheit  einer  Gesetz- 
gebung wesenthch  erfordert  wird?  kann  es  so  ein- 
fach und  zugänglich  seyn,  wie  ein  geschriebenes 
Recht?  ^)  Von  besonderer  Erheblichkeit  ist  der 
letztere  Grund.  Mit  der  Zeit  übersteigt  die  Menge 
der  Urkunden,  in  welchen  das  Gewohnheitsrecht 
vergraben  ist,  die  Anstrengungen  auch  des  kühn- 
sten Flelfses.  Und  doch  soll  das  Erlernen  der  Ge- 
setze nicht  ein  ganzes  Menschenleben  verzehren. 
Doch  ist  ein  Volk  in  dem  Verhältnisse  mündiger, 
in  welchem  ein  jeder  einzelne  Staatsgenosse  von 


I 

3)  In  der  Osnabrücl<.  GescL.  Tli.  i.  §.  19.  —  Andere 
Beispiele  können  aus  der  Gcscliiclite  des  Römisclien  und  des 
Englisclien  Rechts  entlehnt  Averden.  Das  Lür^crllche  Recht 
der  Engländer  ist  noch  jetzt  gTofstentheils  Gcwohnl)eitsreclit; 

4)  Montesq.  esprit.  des  lois.   VI,  G. 
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seinen  Rechten  und  Pfliclilen  unterrichteter  ist 
Selbst  in  Eughuid,  wo  man  doch  so  sehr  an  Vor- 
gängen undGewohnlieilcn  hängt,  sind  Stimmen  für 
die  Abfassung  allgemeiner  Gesetzi^ücher  laut  ge- 
worden. ^) 

Das  geofTenbahrlc  und  das  Gewohnheitsrecht 
verliallen  sich  zu  einander,  wie  das  Unveränderli- 
che und  das  \  eränderhchc.  Aber  wie  mag  ein  ge- 
oirenbartes  Gesetz  aufrecht  erhalten  werden,  wena 
sich  die  Meimingen  verändern,  aufweiche  es  sich 
stützte?  \\  ie  kann  das  Herkommen  genügen ,  wenn 
das  bestehende  Recht  nicht  alhnähg  verändert,  son- 
dern plötzlich  umgestaltet  werden  soll? 

Ahndend  oder  erkennend  die  Gefahr,  welche 
einem  jeden  geoflonbahrten  Rechte  von  dieser  Seite 
droht,  nahuien  die  Verkündiger  oder  Ausleger  des 
gülllichen  Willens  zu  mehr  als  einem  Auswerfe  ihre 
Zullucht. —  Dald  kündigte  sich  eine  Offenbahrung 
nur  als  eine  einstweilige  an,  eine  andere  und  voll- 
koinmncrc  in  späteren  Zeiten  verheifsend.  Die 
Verehrer  des  Buddha  sehen  neuen  \  crkörperun-ren 
ihres  Gottes  entgegen.  Die  Propheten  der  Israeli- 
ten, erschüttert  von  den  Forderungen  ihrer  Zeit, 
weissagten  von  einem  Könige,  welcher  die  ürver- 
Cissung  des  \ülkes  wiederherstellen  oder  umge- 
stalten würde,  --  Bald  wurde  die  üllenhahrung  in 
dunkle  oder  doppelsinnige  Sprüche  gekleidet,  da- 


\    rnpcr.  nlallvc  to  CoJiflcailon  etc.   By   J.  Benlliam. 


I-onJ.  181 -.   3. 


mit  sie  der  Auslegung'  einen  desto  gröfseren  Spiel- 
raum liefse;  oder  es  nahmen  die  Ausleger  Ueber- 
lieferungen  oder  künstliche  Schlüsse  zu  Hülfe,  um 
dem  geoffenbahrten  Rechte  die  Geschmeidigkeit  des 
Gewohnheitsrechtes  zu  geben.  Beyspiele  dieser 
Auslegungskunst  liefert  die  Geschichte  des  Mosaik 
sehen  Rechts,  (der  Talmud  ist  ein  in  seiner  Art  ein- 
ziges Denkmal  des  menschlichen  Scharfsinns,)  die 
Geschichte  der  Vehdas,  die  des  Koran.  Nur  nahm 
das  auf  eine  OfFenbahrung  künstlich  gepfropfte  Recht 
sehr  bald  die  Ünveränderlichkeit  seines  Stammes  an. 
Nicht  für  ein  jedes  Fach  der  Gesetzgebung  eignet 
sich  'das  Gewohnheitsrecht  in  gleichem  Maase.  Am 
meisten  fiir  das  bürgerliche  Recht.  So  wie  in  der 
Mathematik  (besonders  in  der  höheren,)  der  Be- 
weis, der  für  einen  Theil  einer  gewissen  allgemei-^ 
nen Aufgabe  geführt  worden  ist,  oft  die  Auflösung 
^r  gesamten  Aufgabe,  wenn  auch  noch  unerkannt, 
enthält,  so  kann  man  in  keinem  Theile  der  Rechts- 
wissenschaft mit  so  vieler  Sicherheit  von  dem  einen 
Falle  auf  einen  andern  (ähnlichen  oder  unähnlichen) 
schliefsen,  oder  aus  einzelnen  Entscheidungen  eine 
allgemeine  Regel  ableiten,  als  in  dem  bürgerlichen 
Rechte.  Bedenklicher  ist  es,  sich  in  Verfassungs-- 
oder  Verwaltungs- Sachen  an  das  Herkommen  zu 
halten,  besonders  Avenn  die  Vorgänge  (P-recedenis) 
aus  alten  oder  aus  unruhigen  Zeiten  zu  entlehnen 
sind.  ^) 


6)  Eine  Bemerkung  Baco*s. 
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Ein  Volk ,  bei  welchem  das  geschriebene  Recht 
cioiiial  das  Cebcrgewicht  erhalten  hat,  kann  nicht 
zu  dem  Gewohnheitsrechte  zurückkehren.  In 
Deulschhmd  wurde  die  Ausbildung  des  vaterlän- 
dbcheu  bürgcrUchcn  Rechts,  das  fast  nur  auf  dem 
licrkünuucü  beruhte  ,  durch  die  Aufnahme  des 
Kölnischen  Rechts  plötzlich  unterbrochen.  Ver- 
geblich arbeiteten  und  eiferten  in  späteren  Zeiten 
vaterländisch  gesinnte  Rechtsgelehrte  fiir  die  Wie- 
derhersleJlung  des  alten  Rechtszustandes.  Vergeh- 
heb  hat  man  den  Gedanken  gehegt,  dem  Römi- 
schen Rechte  durch  geschichtliche  Untersuchungen 
die  Lebendigkeit  eines  Gewohnheitsrechtes  ein- 
hauchen zu  können.  ")  Die  Rechtswissenschaft 
kann  das  Leben  nicht  schaffen,  sondern  es  nur 
nähren  und  entfalten.  Vergebens  wünscht  man 
die  einmal  entflohene  Jugend  zurück. 

Gesetze  sind  in  so  fern,  als  sie  dem  Menschen 
Fesseln  anlegen,  allemal  ein  Uebel.  Ein  unnöthi- 
gcs  Gesetz  ist  daher  schon  deswegen,  weil  es  un- 
nölhig  ist,  verwerflich.  Aber  es  ist  schwer,  in  der 
Gesetzgebung  Ziel  und  Maas  zu  halten.  Die  Men- 
schen fordern  und  erwarten  (besonders  in  Zeiten 
augenblicklicher  Bedrängnifs)  von  der  Regierung 
bcy  weitem  zu  viel-     Im  Alter  erstarrt   das   freje 


7)  Tiihaui  über  die  Nolhwcndlokeit  eines  allgcmeiuea 
burgerl.cl.rn  lU-chts  ftir  Dcutschla.ul.  Heidelberg  i8i4.  8. 
y-  V  vorn  hcriifc  unserer  Zeit  für   Gesetzgebunc  und 

1"  „'-"/^l»*f^-     llcidelb.    i8i4.  8.      Günner  über    Gc- 

*C!ig.  u.  Rcclii.wiss.  iu  unserer  Zeit.     Landsb.    1 8 14.  8. 


ei£i*entliümllche  Leben  der  einzelnen  Menschen  ia 
Gewohnheiten,  das  der  Staaten  in  Gesetzen. 

Es  ist  eine  alte  und  bewährte  Lehre,  dafs  man 
nur  schüchtern  und  zagend  an  die  Veränderung  de^ 
einmal  bestehenden  Rechts  gehen  solle.  ^)  Zaleu- 
kus,  der  Gesetzgeber  derLpkrier,  verordnete  so- 
gar, dafs  der,  Avelcher  in  der  Volksversammlung 
ein  Gesetz  in  Vorschlag  bringen  würde,  den  Hals 
in  einer  Schlinge  auftreten  und,  wenn  der  Vor- 
schlag die  Zustimmung  des  Volks  nicht  erhielte, 
erdrosselt  werden  sollte,  ^)  Jedoch  in  folgenden 
Fällen  kann  man  getrost  und  mufs  man  unverzüg^. 
lieh  Hand  ans  Werk  legen:  Estens,  wenn  die  Ver- 
fassung durch  eine  Revolution  wesentlich  umge- 
staltet worden  istj  zweitens,  wenn  ^in  (jßsetz  als 
veraltet  zu  widerrufen  ist ;  drittens,  wenn  man  den 
Einklang  der  Gesetzgebung  durch  die  Umgestal- 
tung eines  ihrer  Theile  gestört  hat;  viertens,  wenn 
die  Nachbarstaaten  ihre  Macht  durch  die  Verände- 
rung ihres  Rechtes  steigern. 

Nicht  eine  jede  Zeit  ist  der  Gesetzgebung  gün- 
stig I—  In  Zeiten  innerer  Unruhen,  oder  wenn  die 
Noth  dem  Herrscher  das  Gesetz  (wie  im  Jahre  1820. 
in  Spanien  und  Neapel 'eine  Verflissungsurkuude) 
abdringt,  fehlt  es  leicht  an  Ruhe  zur  Ueberlegung, 


8)  Arlst.  Pollt.  11,  4 —  Besonders  ia  der  VplksKerr- 
Schaft.      Das  Volk  ist   olincliin  beweglich. 

9)  Hejnli  Opusc.  acad.  Vol.  11.  Gott.  1787.  8.  J)c 
civitatum  Graecaruni  per  Maguain  Graeci?im  et  Sicillam  iüsU- 
tutis  et  legibus.  Piol.  IL 
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iidcr  an  Macht  und  Geistesmulli,  das  Gule  oder 
llcsscrr  durcIiiLUSCtxen. —  Ein  Gesetz,  das  in  Zei- 
ten innerer  Parthcyunfrcn  gegeben  wird,  ist  oft  ein 
xweysclineidiges  Sclnverdr.  Das  Gesetz,  nach  wel- 
chem das  Brilisrhe  Unterhaus  nur  jedes  siebente 
Jahr  erneuert  wird,  uird  jetzt  von  derselben 
Parthey,  von  welcher  es  einst  ausging,  (von  den 
Whigs,)  vergebhch  bekämpft.  Eine  jede  Parthey 
soihe  sich  die  Lehre :  Uodic  mihi,  cras  tibi  !  zum 
\\  ahli^pruche  machen. 


ZWEYTES    IIAÜPTSTÜCK. 


f^o n    dem    Gesetzgeber, 


Ich  versiehe  hier  unter  dem  Gesetzgeber  den, 
welcher  das  Gesetz  abfafst,  nicht  den,  welcher  es 
bekräftiget. 

Chickhch  das  AOlk,  sagt  Machiavelli,  ^^)  das 
srinc  Ge>setze  von  einem  einzigen  aussfezeichne- 
teil  Manne  orhiilt.  Auch  ein  jedes  einzelne  Gesetz 
ist  am  besten  das  Werk  eines  einzigen  Menschen. 

I  >a  sich  von  Seiten  des  Rechts  mehrere  Einwen- 
dungen prpjrpn  diese  Sätze  erheben  lassen,  da  Män- 
ner, die,  (wie  Moses  und  Lykurg,)  von  der  Natur 
den  Beruf  7.um  Cesetzgchen  erhallen  hätten,  zu  den 
ScUeuliritcn  gcii..ic,.,    so  ist  die  Organisation  der 

|o)  In  der  Abhandl.  über  den  Livius.  I,  7. 


"Csetzirt^J^cnden  Gewalt  darauf  zu  bereclineu  ,  dals 
die  Gesetzgebung,  obwohl  die  Arbeil  Mebrerer, 
dennoch  im  Ganzen  und  im  Einzelnen,  eines  und 
desselben  Geistes  und  Sinnes  sey.  Es  ist  z.  B.  zAveck- 
mäfsig,  die  Entwerfung  des  Gesetzes  einem  einzigen 
Manne,  die  vorläufige  Prüfung  des  Gesetzes  einem 
engern  Ausschusse,  die  endliche  Berathung  über 
das  Gesetz  einer  gröfseren  Versammlung  zu  über- 
tragen. ^^) 

Die  heutigen  Europäischen  Staaten  haben  den 
Vortheil  vor  anderen  voraus^  dafs,  wenn  njan  nur 
in  dem  Zwecke  übereinstimmt,  die  Folgerichtigkeit 
der  Ausführung  durch  den  gegenwärtigen  Zustand 
der  Staatswissenschaften  erleichtert  w^ird. 

Es  darf  nicht  auffallen,  wenn  man  so  viele  Völ- 
ker findet,  deren  Recht  in  einer  fremden  oder  in 
einer  veralteten  Sprache  abgefafst  ist.  In  so  fern 
ein  Recht  dieser  Art  nicht  ohne  einen  Stand  gelehr- 
ter Gesetzausleger  bestehn  kann,  verhilft  es  der 
Z»\inoherrschaft  zu  einem  mildernden  Zusätze.     In 

n 

SO  fern  es  der  Menge  die  Bekanntschaft  mit  den  Ge- 
setzen erschwert,  entspricht  es  dem  Geiste  einer 
väterlichen  Herrschaft.  Schon  in  dieser  Hinsicht 
war  die  Aufnahme  des  Römischen  Rechts  in  Deutsch- 
land ein  Verlust  füi'  die  althergebrachte  Freiheit 
des  Volks. 


1 1)  So  olingefiilir  die  liriill<^e  franzosisclie  Verfassung. 
Audi  die  Art,  wie  man  bei  der  Abfassung  des  allgemeinen 
Landreclits   für    die  Preufsisclien   Staaten    verfuhr,    verdient 


B»:aclitung. 


10 
DRITTES   HAUPTSTÜCK. 

//'/tf    •'"•    Cf'xptzc    zufassen    sind? 

Mnn  hat  die  Forderung,  dafs  die  Sprache  des 
(  rhcrs  würdig,  unzweydeutig  und  gemeinver- 

>i.,,nM.Ji  scyn  niiisse,  als  einen  Rechtsanspruch 
n\  bclracliten.  Das  Gesetz  gcbiethet  (wie  der  Mensch) 
desto  leichter  Achtung,  je  anständiger  sein  Gewand 
ist.  Ein  zweideutiges  oder  dunkles  Strafgesetz  ist 
ungerecht,  weil  es  züchtiget,  ohne  gewarnt  zu  ha- 
ben. Je  mangelhafter  die  Fassung  der  bürgerlichen 
Gesetze  ist,  desto  grofser  ist  die  Zahl  der  Rechts- 
s!rei»if;kciten  über  das  Mein  und  Dein. 

lirrkoinnilichc ,  Menn  auch  veraltete.  Aus- 
drücke sind  in  den  Gesetzen  nicht  leicht  mit  ande- 
ren zu  vertauschen.  JNicht  ohne  Grund  halten  die 
Engländer  viel  auf  die  hergebrachten  Amtstrachten 
ihrer  Obrigkeiten.  Der  Rost,  der  an  den  Bildwer- 
krn  des  Aherlhumes  haftet,  steigert  den  Eindruck, 
i\v\\  sie  auf  das  Geinüth  des  Beschauers  machen.  — 
Arn  wenigsten  ist  es  zu  verzeihn,  Avenn  in  einer  Ge- 
sel/gebung  derselbe  Rechtsbegrift  mit  verschiede- 
nen Worten  oder  mit  demselben  Worte  bald  dieser 
bahl  ein  anderer  Gegenstand  bezeichnet  wird.  Von 
drr  Sprache  der  Gesetze  wird  billio-  dieselbe  Be- 
ätiniintlint,  wie  von  einer  Kunstsprache,  gefordert. 

Ks  ist  2«cckm;ifsi<r,  die  Cicsetze  in  kurze  Ge- 
MUc  (in  Arlikel)  cinzulluilcn,  damit  man  vor  dem 
Fehler  einer  künsdich  verschlungenen  oder  wort- 
reichen Sclircihart  gewarnt  werde. 
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Es  ist  ein  grofscr  ücbelstand,  wenn  Tiir  den- 
selben Gegenstand  eine  Menge  zu  verscliiedcnen 
Zeiten  erschienene  Gesetze  bestelin.  Dann  ergeben 
sich  Widersprüche  zwischen  dem  Wortverstandc 
des  einen  Gesetzes  und  dem  Sinne  eines  anderen. 
Oder  man  vergifst  selbst,  wegen  der  Mühe  des  Aiif- 
suchens,  das  eine  oder  das  andere  Gesetz  gänzUch, 


VIERTES    HAUPTSTUCK. 

Von     dem    Inhalte     der     Gesetze. 


Gesetze  sind  und  sollen  an  sich  dem  Staate  das 
seyn ,  was  Grundsätze  dem  Menschen  sind  u.nd  seyn 
sollen. 

Der  Mann  von  Grundsätzen  mufs  auf  seiner  ei- 
genen Gemüths-Kraft  stehn.  Der  Staat  kann  an 
einer  besonderen  Behörde  für  die  Gesetzgebung  eine 
—  gleichsam  äufsere  —  Gewährleistung  haben, 
dafs  er  nach  Grundsätzen  verwaltet  werde.  Und 
ohne  eine  solche  Behörde  darf  kaum  ein  Volk  hof- 
fen, nach  Grundsätzen  regiert  zu  werden. 

So  wie  die  Gesetzgebung  vcFfassungsmäfsig  von 
der  Vollziehung  getrennt  wird,  erhält  das  Wort: 
Gesetz ,  eine  neue  Bedeutung ;  eine  Bedeutung, 
M  eiche  man  zum  Unterschiede  von  der  ursprüngli- 
chen eines  Grundsatzes  die  staatsrechtliche  nenneii 


kann.  Nun  ist  eine  jede  Verordnung,  welche  von 
der  gesct/^gehemlen  Behörde  ausgeht,  ein  Gesetz. 
Nun  frapt  es  sich:  Welche  Gegenstände  für  diese 
Ueliorde  geeignet  sind? 

Gcsel/.e  (in  der  ursprünglichen  Bedeutung)  sind 
rrj/e/iJ -bleibende  Vorschrifien,  Vorschriften, 
deren  (iülligkeit  von  Zeitbedingungen  unabhängig 
ist.  Es  ist  ein  grofser  Fehler,  die  Gesetze  allein  auf 
die  Bedürfnisse  des  Augenblicks  zu  berechnen.  ^^) 

Jedoch  nicht  alle  Geg,enstände  der  Staatsver- 
waltung lassen  sich  einer  bleibenden  Regel  unter- 
werfen; nicht  ein  jeder  Gegenstand,  der  sich  einer 
bleibenden  Kegel  unterwerfen  läfst,  soll  deswegen 
einer  solchen  unterworfen  werden.  —  Daher  ist  es 
ratlisam,  manche  Gegenstände  (z.B.  die  auswärti- 
gen Verhältnisse  des  Staates)  der  vollziehenden 
(«ewalt  scldechlbin  zu  überlassen;  über  andere 
/..  B.  über  das  Schutzrecht)  nur  einzelne  Gesetze 
und  niclil  ein  Gesetzbuch,  das,  oft  ergänzt  und 
in  einzelnen  \  erfügungen  abgeändert,  seinen  Werth 
und  seine  Würde  verliehrt,  abzufassen.  — ^  Es  ist 
ferner  vorlheilbaft,  Gesetze,  welcbe  der  öffentli- 
chen Freyheil  ungewöhnliche  Fesseln  anlegen,  in 
der  Hoffnung  besserer  Zeiten  oder  m  egen  der  Ge- 
rdirlichkeit  des  \ersuchs,  nur  für  eine  bestimmte 
Zeilfrisl  zu  bekräftigen.  Kur  vergesse  man  nicht, 
auf  der  einen  Seile,  dafs  man  ein  wiedererlangtes 
Gut  leicht  unniäfeiger  gebraucht,    als  ein  nie  ent- 


ti)  MomcKj.  cipritdcs   lois.  XXIX,  i;. 
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behrtes.,  mid  auf  der  andern  Seite,  dafs  durch  eine 
jede  Ausnahme  die  Regel  selbst  wankend  gemacht 
wnd. 

Gesetze  —  in  der  ursprünglichen  Bedeutung  — 
sind  zweitens  allgemeine  Vorschriften. 

Dieser  Satz,  bezogen  auf  Gesetze  in  der  staas- 
rechtlichen  Bedeutung,  iovAevizm^örderst  All- 
gemeinheit der  Wortverfassung;  Gesetze 
sollen  nicht  auf  Einzelheiten  oder  Folgesätze  ein- 
gehn. —  Wohl  ist  nicht  eine  jede  Verfassung  des 
Geistes,  dafs  sie  die  Anwendung  dieser  Regel  ge- 
stattete. ^^)  Aber  eine  Verfassung,  welche  den 
Zweck  hat,  das  geistige  Leben  der  Beamten,  die 
Selbstständigkeit  der  einzelnen  Unterthanen  zu  er- 
halten und  zu  nähren,  hat  vorzugsweise  dieser 
Regel  zu  achten.  Unter  allen  Arten  der  Zwingherr- 
schaft ist  die  der  Gesetze  am  drückendsten. —  Je- 
doch auch  hier  ist  die  Verschiedenheit  der  Gegen- 
stände zu  berücksichtigen.  Ein  Strafgesetzbuch  soll 
nicht  die  Vergehen,  so  wie  sie  ihrem  Gattungsbe- 
griffe nach  in  der  Wissenschaft  bestimmt  werden , 
sondern  einzelne  Thaten  (z.  B.  nicht  den  Hochver- 
rath,  sondern  die  einzelnen  hochverrätherischen 
Handlungen)  mit  einer  Strafe  bedrohn.  ^^) 

Gesetzesollen  zweitens  in  dem  Sinne  allge- 
meine Vorschriften  seyn,    dafs  sie  von  der  Regel, 


4  3)  Montesq.  in  d.  a.  W.    17,3. 

i4)   Tiic.  Ann.  1,72.   Montpsrf.  r'^prit  des  lols  Vt  17,   l5'. 
RIacktonc's  CDmmeiit.  «n  tlic  laws  of  England.   IV,  G« 
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die  SIC  aufstrllen,  weder  schlechthin,  noch  für 
gewisse  Fälle  oder  auf  eine  gewisse  Zeit  eine  Aus- 
naluiic  machen  oder  zu  machen  verstatten,  mit  an- 
dern Worten,  dals  sie  weder  Sondergesetze, 
(Privilegien)  noch  Ausnahmegesetze  (Dispensa- 
tionen' zulassen.  Dieselbe  Folgerung  läfst  sichiaus 
dem(;rundsat/e  der  rechtlichen  Gleichheit  ableiten; 
und  in  Beziehung  auf  diesen  Grundsatz  wird  sie 
hier  vorzugsweise  erörtert  werden. 

Zuvörderst  von  den  Sondergesetzeti  oder 
den  Privilegien.  Es  ist  behauptet  worden,  dafs 
ein  Gesetz  schon  deswegen,  weil  es  Alle  und  Alles 
einrnmd  derselben  Regel  unterwerfe,  gerechtsey.  ^^) 
Aber  würe  z.  B.  ein  Gesetz  gerecht,  welches  die  Min- 
derjährigen den  Volljährigen  schlechthin  gleich- 
stellte? oder,  in  kirchlichen  Angelegenheiten,  über- 
all keine  Rücksicht  auf  die  Glaubensverschiedenheit 
der  Unterthanen  nähme?  oder  Handelssachen  der- 
selben Regel,  wie  andere  bürgerliche  Rechtssachen, 
unterwürfe? 

Sondern  Privilegien  unterscheiden  sich  erstens 
von  Vorzugsrechten  (von  juribus  singularibus) 
dadurch,  dafs  sie  nicht  so,  wie  diese,  auf  der  Be- 
schränkung der  einen  Rechtsregel  durch  die  andere 
bendm.  Z.B.  ein  erblicher  Anspruch  auf  gewisse 
üffenilichc  Stellen  ist  ein  Vorrecht;  die  W^iederein- 
sclzung  in  den  vorigen  Stand,  welche  die  Gesetze 


15)  Ineloi,  qui  nc  connaii  polm  dVxccptlons,  est  tou- 
)oiirsjuslc.      ManuscrilNrnu  de  Sto.  Helene.   LonJ.   1817.  8. 
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der  Minderjährigen  verhelfsen,  ist  ein  Vorzugsrecht. 
Denn  diese  Rechtswohhliat,  und  nicht  ein  Anspruch 
jener  Art,  beruht  auf  einem  Rechtsgrunde,  auf 
dem  Gebothe,  die  Grundsätze  der  ausgleichenden 
Gerechtigkeit  durch  die  der  schützenden  zu  be- 
schränken. Vorzugsrechte  sind  nicht  Aviderrecht- 
hch;  sondern  Gesetze  sind  widerrechdich,  welche 
Avohlbegründete  Vorzugsrechte  unbeachtet  lassen. 
Privilegien  imterscheiden  sich  zweytejis  von 
besonderen  Rechten  {yon juribus particularibus 
et  specialibus)  dadurch,  dafs  diese  nicht  so,  Avie 
jene,  Ausnahmen  von  dem  allgemeinen  Rechte, 
sondern  nur  Nachbestimmungen  dieses  Rech- 
tes sind  ,  hervorgehend  aus  den  örtlichen  oder 
gegenständlichen  Eigenthümlichkeit  der  Verhält- 
nisse, aufweiche  die  Regel  anzuwenden  ist.  Auch 
besondere  Rechte  sind  nicht  widerrechtlich. 
Wohl  ist  die  Arbeit  des  Regierens  desto  leichter,  je 
einfacher  die  Gesetze  sind.  Aber  baut  man  nicht 
den  Boden,  wie  es  seine  Beschaffenheit  mit  sich 
bringt?  Liebt  nicht  die  Natur,  das  Vorbild  des 
Menschen ,  in  ihren  Schöpfungen  Mannigfaltig- 
keit? ^^)  So  wie  sich  jedoch  im  Laufe  der  Zeiten 
die  örtlichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse 
und  Verhältnisse  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
mehr  und  mehr  ausgleichen,  erhält  billig  das  ge- 
meine Recht  über  das  örtliche  mehr  und  mehr 
das  Uebergewicht.     In  Frankreich  zählte  man  vor 


16)  Montcsq.  espiit  des  lols.  XXIX     18. 
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tlcr  Revolurion  an  viciluindert  Land-  und  Orts- 
Rechlc.  Sie  halten  sich  überlebt ;  ihre  Stunde 
haltr  geschlagen. 

Kndllch  sind  mit  den  Privilegien  nicht  die 
Ausnahmen  von  der  gesetzlichen  Regel  zu  verwech- 
seln, welche,  an  sich  genauere  Bestimmungen  der 
llci^cl,  nur  durch  die  mangelhafte  Fassung  des  Ge- 
sci/vs  in  Ausnahmen  verwandelt  werden.  Nur  die 
Kunstfertigkeit,  nicht  die  Gerechtigkeitsliebe  des 
Gesel/i^ehers  kann  man  deshalb  in  Zweifel  ziehn. 

Sondern  Privilegien  sind  nur  die  Gesetze  zu 
nennen,  dnrcli  welche  ein  Gegenstand,  der  unter 
die  Hegel  wesentlich  gehört,  ohne  einen  Rechts- 
grund und  schlechthin  von  der  Regel  ausgenommen 
wird.  Nur  Privilegien  in  diesem  Sinne  sind  mit 
dem  Grundsätze  der  recluhchen  Gleichheit  unver- 
einbar.. 

Sie  sind  nicht  blos  widerrechtlich;  sie  schwti- 
clien  zugleich  die  Macht  des  Staates.  Privilegien 
sind  Fricdenshedingungcn,  welche  die  Stärke  der 
Schwache,  der  Sieger  dem  Besiegten  vorschreibt. 
Al>er  kann  es  dem  Staate  frommen,  wenn  der  Wett- 
eifer unter  seinen  Bürgern  erkaltet  ?  wenn  nicht 
einer  lur  alle,  alle  für  einen  stehn? 

Es  darf  nicht  l^efremden,  wenn  Gesetzoebunaen 
ohne  PriviIc«rioii  7.11  den  Seltenheiten  gehören.  Wer 
brfrcUc  sich  nicht  gern  von  einer  Last  oder  von 
einem  Milworhcr  ?  Aber  zu  veillieidigen  sind  sie 
nur  nach  den  Grund^äizca  des  Psothrechtes,  nur 
als  das  klrincrc  üehel. 


i: 


Da  Privilegien  ihrem  Wesen  nach  widerreclit- 
h'ch  sind,  da  sie  von  der  gesetzgehendcn  Gewalt 
ausgehn,  einer  Gewalt,  welche,  der  Mafsstab  ailes 
Rechts,  nicht  seihst  rechtlich  verpflichtet  werden 
kann,  so  versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  sie  dem 
Rechte  nach  schlechthin  widerruflich  sind.  Man 
hat  gegen  diesen  Folgesatz  eingewendet,  dafs  der 
Wille  der  Mehrheit  nicht  in  einem  Falle  entscheiden 
könne,  in  welchem  ein  Einzelner  (der  Privilegirte) 
der  Mehrheit  als  P  ar  th  e y  gegenüber  stehe.  Aber 
in  Beziehung  auf  den  Willen  der  Mehrheit  kann 
überall  nicht  von  einer  Partheysache  (von  einem 
jiu^e  singulorum)  die  Rede  seyn,  weil  die  Mehrheit 
der  Stimmen  nicht  kraft  eines  Rechts  der  Stimmen- 
den, sondern  kraft  des  Rechtsgesetzes,  dessen  Sinn 
und  Meinung  sie  deutet,  die  Herrschaft  zukommt.  ^^) 

Wenn  ein  jedes  Privilegium  seinem  rechtlichen 
Wesen  nach  widerruflich  ist,  so  kann  der  Staat, 
im  Falle  des  Widerrufs,  nicht  zur  Entschädi- 
gung des  Bevorrechteten  verbunden  seyn.  In  so 
fern  jedoch  das  Privilegium  fiir  Geld  oder  als  Lohn 


17)  In  einer  Gemeinlieit,  welche  der  Staatsgewalt  unter- 
worfen ist,  kann  von  einem  jure  singulorum  d.  li.  von  einer 
Bescliränkung  der  Gültigkeit  der  meJireren  Stimmen  zum 
Yortheile  einzelner  Gemeindeglieder  die  Rede  sevn ;  niclit  in 
einem  selbststiindigen  Vereine.  In  jener  kann  die  liöliere  Be- 
hörde die  Streitfrage  entscheiden  :  Ob  die  Mehrheit  der  Stim- 
men in  einem  gegebenen  Falle  gelte?  in  diesem  begründet  ein 
jus  singulorum  einen  Staat  im  Staate.  Wenn  die  Urkunde 
des  deutschen  Bundes  Art.  j.  die  Jura  singulorum  der 
Herrschaft  der  Mehrheit  entzieht,  so  ist  diese  A^orschrift  mit 
dem  Art.  1.  derselben  Urkunde  scliNVcr  zu  vereinigen. 

Zachariä  Regierungsichre .  1? 


IS 

oder  alü Belohnung  crlhcilt  worden  ist,  kann,  wenn 
CS  widcrnifcn  wird,  in  dem  ersten  Falle  die  gelei- 
slHc  Zahlung  zurückgefordert,  in  den  andern  bey- 
den  Fällen  der  ursprüngliche  Rechtsanspruch  wie- 
ilerurn  gelt(*nd  gemacht  werden. 

So  gewifs  auch  rrivilegien  ihrem  Wesen  nach 
widerrcihtlich  sind,  so  nachlhcilig  sie  auch  in  ei- 
nem gegebenen  Falle  seyn  mögen,  dennoch  ver- 
gesse man  nie,  dafs  man,  Privilegien  antastend, 
leicht  das  Eigenthum  des  gemeinen  Rechts  un- 
sicher machen  kann.  Das  Eigenthum,  insbeson- 
dere das  dinghche,  ist  eine  gar  zarte  Pflanze.  Wo- 
liin  kam  es  am  Ende  in  Frankreich,  als  man  zu 
Anfang  der  Revolution  alle  Privilegien  vernichtet 
halle  ? 

Was  von  den  Sondergesetzen  gesagt  worden  ist, 
gilt  grölstenlheils  auch  von  den  Ausnahmege- 
aclzcn.  Die  einen,  wie  die  anderen,  sind  Noth- 
behelfe;  mit  dem  einzigen  Unterschiede,  dafs  sich 
der  letzteren  kein  Staat  in  der  Welt  erwehren  kann. 

Die  uuleidliclisten  Ausnahmegesetze  sind  die, 
welche  die  für  die  Ausübung  des  Strafrechts  beste- 
henden Regeln  zum  Nachtheile  eines  Angeschuldig- 
ten abändern.  *®)     Es  giebt  kein  so  sicheres  Zei- 

iB)  Z.B.  ein  aufserordcntllclies  Gericlit  für  einen  ein-* 
Wncn  Fall  bcslcllcn ;  das  geset^llclie  Verfahren  in  einem 
cifucincn  Falle  abändern;  oder  (die  Lcdenklicliste  Aus- 
fiahme,)dic  von  dem  Gcricl.lc  erkannte  Strafe  verschärfen. 
Die  I.  ao  C.  de  poenis  sagt:  Si  vindicari  ia  allqiios  severius 
coocra  noslram  coiisucludincm  pro  causae  intiutii  jasserimus, 
«olumui  ftUtim  CO»  am  subirc  pocnam  aut  cxciperc  senten- 
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clien ,  dafs  in  einem  Reiche  der  Geist  der  Zwing- 
hcrrscliaft  walte  oder  sich  noch  rege,  als  wenn  sich 
der  Fürst  Ausnahmen  dieser  Art  zu  machen  er- 
lauht.  Wenn  einst  In  Rom  eine  Vestalinn  dem  Ver- 
brecher, der  zum  Tode  gefuhrt  wurde,  begegnete, 
so  war  der  Verbrecher  von  der  Strafe  frey.  ^^)  Aber 
auch  der  Fürst  verwaltet  ein  jungfräuliches  Amt. 

Dafs  die  Ausnahmegesetze,  welche  das  Elgen- 
thum  eines  Einzelnen  antasten,  nur  in  Nothnillen 
und  nur  unter  dem  Vorbehalte  einer  angemessenen 
Entschädigung^^)  rechtlich  zulässig  sind,  leuchtet 
von  selbst  ein.  Aber  auch  hier  kann  man  die  Be- 
merkung machen,  dafs  die  Menschen  leichter  die 
Unähnlichkeiten,  als  die  Aehnlichkeiten  der  Dinge 
auffassen.  Im  Kriege  z.  B.  müssen  Einzelne  ihre 
Gesundlieit  öder  ihr  Leben  dem  Ganzen  zum  Opfer 
bringen.  Aber  welcher  Staat  könnte  sich  rühmen, 
dafs  er  die  Vaterlandsvertheldiger  oder  diejenigen, 
deren  Versorger  sie  waren,  vollständig  für  das  Opfer 
entschädigte?  Jedoch  — ^  so  auffallend  auch  die 
Erscheinung  ist  —die  Menschen  selbst  scheinen  ihr 
Vermögen  höher  zu  achten  und  anzuschlagen ,  als 
ihr  Leben.    Ein  Krieg  mag  noch  so  viele  Menschen- 


tlam;  sed  per  dies  3o.  super  statu  eorum  sors  et  fortuna 
suspensa  sIt.  Ein  Gesetz  ,  das  schon  mancliem  Menschen 
(z.  B.  in  der  Bartlioloniäus -Naclit)  das  Leben  rettete  j  aber 
gliickb'clier  der  Staat,  der  eines  solchen  Gesetzes  niclit  bedarf! 

19)  Plutarch.  in  Nuraa, 

20)  Für  welche  das  Gesetz  i^ewisse  allgemeine  Regeln 
aufzustellen  hat.    Vgl.  z.  B.  die  loi  v.  io  März  iSio. 


üO 

lihcn  vermehren;  Uimifricdcnheit  im  Volke  vcnir- 
sacla  er  erst  dann,  wenn  er  die  Regierung  zur  Stei- 
gerung der  Abgaben  nölhigct. 

Kinc  andere  Art  von  Ausnahmegesetzen  sind 
die,  welche  von  der  Beobachtung  einer  gewissen 
gcset/lichon  Kegel,  sey  es  in  einem  einzelnen  Falle 
oder  für  alle  in  einer  gewissen  Frist  sich  begebende 
J  alle,  im  voraus  loszählen.  ^')  Einem  Gesetze, 
dessen  Beobachtung  oft  erlassen  werden  mufs, 
gelten  dieselben  V^orwürfe,  die  einem  Gesetze,  das 
nicht  vollziehbar  ist,  gemacht  werden  können. 
Das  Gesetz  sey  mild,  die  Vollziehung  streng,  nicht 
umgekehrt,  die  \  ollziehung  mild,  streng  das  Ge- 
setz. Wohl  mag  man  ein  Volk  an  strengeren  Ge- 
liorsam  gewöhnen,  wenn  man  drückende  Gesetze 
anfangs  mit  Nachsicht  vollzieht.  ")  Aber  täuschen 
würde  sich  der  Fürst,  der,  sich  seiner  Milde  be- 
Mufit,  strengere  Gesetze  für  die  an  sich  besseren 
hiellc.  >ur  in  den  geistlichen  Herrschaften  ist  Mil- 
de eine  c  r  b  1  i  c  h  e  Tugend ;  und  sie  bedürfen  dieser 
Tugend,  damit  das  Gesetz  die  GöttUchkeit  sei  ler 
Abkunft  durch  Strenge  beurkunden  könne.  ")  — 
>Vi-nn  jedoch  eine  Regel  nur  eine  durch  Zeit  und 
Liusirmdc  bedingte  Gültigkeit  hat,  so  verstattet  das 


»•)  Dispensationen  !n  der  engeren  Bedeutung  des  Worts. 


Sil 
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(besetz,  welühes  sie  aufstellt,  billig-,  aucli  von  ihr 
lüszuziihlen. 

Eine  fl?r/^^e  Forderung  ist  die  Vo  11  zieh  bar - 
keit  der  Gesetze.  Ein  nicht  vollziehbares  Gesetz 
ist  nicht  blos  zwecklos,  sondern  zweckwidrig.  Es 
schwächt  z.  B.  das  Ansehn  der  Gesetze  überhaupt. 

Insbesondere  hat  der  Gesetzgeber  den  heim-^ 
liehen  Krieg,  der  gegen  ein  Gesetz  geführt  wird, 
zu  beachten.  Wenn  die  Unterthanen  Alles  aufsu-^ 
clien  und  versuchen,  um  ein  Gesetz  zu  umgehn, 
wenn  die  Rechtsgelehrten  ihren  ganzen  Scharfsinn 
aufbiethen,  um  an  einem  Gesetze  zu  drehn  und  zu 
deuteln,  so  ist  das  fast  immer  ein  Beweis,  dafs  das 
Gesetz  von  Seiten  des  Rechts  Einwendungen  zuläfst. 
Was  haben  die  Menschen  nicht  ersonnen,  um  den 
Gesetzen  gegen  den  Zinswucher  auszuweichen  ?  Mit 
welchem  Aufwände  von  Kunst  suchten  die  Römi- 
schen Rechtsgelehrten  die  lex  Papia  Poppma^  die 
Deutschen  die  peinliche  Gerichtsordnung  Karls  V* 
zu  mildern?  Es  ist  ein  gutes  Zeichen  für  die  Recht-« 
lichkeit  eines  Gesetzes,  wenn  es  völlig  bestimmt  und 
unzwey deutig  ge£ifst  werden  kann^ 


FÜNFTES   HAUPTSTÜCK. 

Von  der  Bekanntmachung  der   Gf^setz  ^ 


Gesetze  Sind  bekannt  zu  machen,  weil  sie,  ein 
Gchcimnifs,  nicht  von  dem  Volke  geprüft  und  mit-- 
hin  nicht  die  Zustimmung    der  Mehrheit  erhahen 


können.  Die  gcislliclicn  Ilcrrscliaften  halten  die 
Gesetze,  nacli  welchen  sie  gehiethcn,  fast  immer 
M»r  dem  Volke  geheim.  "*)  Die  Rechtskraft  ihrer 
(besetze  ist  von  der  Zustimmung  des  Volkes  unab- 
hängig. 

Selbst  das  ist  bedenklich,  begünstigende  Ge- 
setze (z.  B.  Gesetze,  welche  das  bisherige  Strafrecht 
mildern)  nicht  zu  veröfTentlichen.  Man  erwartet  zu 
>iei  oder  man  fürchtet  einen  Hinterhalt,  wenn  eine 
Ilolliiung  in  das  Dunkel  des  Geheimnisses  gehüllt 
Aber  was  soll  man  zu  einem  Gesetze  sagen, 
ua.s,  die  Freiheit  der  Einzelnen  beschränkend,  sein 
Diiseyn  durch  einen  lieber  fall  verkündiget? 

Die  Trage  ist  also  nur  die:  Ist  der  Staat  ver- 
pflichtet, einen  jeden  Einzelnen  von  dem  Gesetze 
in  Kenntnifs  zu  setzen,  oder  genügt  es,  wenn  er  die 
üntcrlhanen  überhaupt  in  den  Stand  setzt,  sich  mit 
den  Gesetzen  bekannt  zu  machen  ?  Rechtlicher  ist 
das  erstere;  aber  kraft  eines  Nothrechtes  mag  auch 
(las  letztere  für  hinreichend  erachtet  werden.  Und 
mag  die  Bekanntmachung  der  Gesetze  auch  noch  so 
unvollkommen,  die  ünbekanntschaft  mit  denselben 
auch  noch  so  sehr  zu  entschuldigen  sern,  der  Staat 
küiinle  nicht  bestchn,  wenn  er  die  Einrede  der 
Rcchisunwissenheit  zulassen  wollte.  -^) 


l^ndilpr'.chc.''''"  ^"  ^^'''  ^"  ^^^^"  ^^^  Schrift  in  der 

igcuommcn.  (Selir  billige  Grund- 
n<l  ciitliält  das  Jlömische  Redit, ) 
-  derer  Jas  llüinischc  Recht  nicht 


.i.  J'ölJl."?ir'"'r  ^""  »"*S«=»°""'^'^n-  (Sehr  billige  Grund- 
C  KulL  V  Gcg.„st,„.l  enthält  das  Rö,„ische  Recht.) 
r..oc.\u»n«hii,c  dieser  Art  — derr.d:..n,-.,„:..i.„  «„„1..  „  :  „... 
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Aber  je  leichter  es  dem  Einzelnen  ist,  sich  von 
den  Gesetzen  zu  unterrichten,  desto  rechtmäfsiger 
ist  die  gesetzliche  Verfassung  des  Staates.  Je  we- 
niger sich  der  Inhalt  eines  Gesetzes  schon  von  selbst 
darbiethet,  desto  mehr  hat  die  Regierung  auf  die 
Erleichterung  dieses  Selbstunterrichts  (z,  B.  durch 
Anschläge  an  öffentlichen  Orten  )  Bedacht  zu  neh- 
men. Wie  viele  Ungerechtigkeiten  hat  die  Erfin- 
dung der  Buchdruckerkunst  den  Regierungen  er- 
spart! Doch  wie  vielseitig  ist  noch  immer  die  Auf- 
gabe, die  Einrede  der  Rechtsunwissenheit  durch 
die  Gegenrede  der  Verschuldung  zu  entkräften. 

Die  Art,  wie  in  dieser  Hinsicht,  so  wie  über-?, 
haupt  bey  der  Bekanntmachung  der  Gesetze  zu  ver- 
f^ihren  ist,  wurde  mit  besonderer  Sorgfalt  bey  der 
Abfassung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches,  welches 
Frankreich  im  Jahre  18Q4  erhalten  hat,  erörtert.  ^^) 


erwälinfe  —  dürfte  d  r  e  sejii  ^  dafs  Fremde ,  die  ein  dem  RecKte 
des  Landes  elgentluimllclies  Vcrgehn  verüben  ,  die  Einrede  dev 
Rechtsunwissenheit  zur  Milderung  der  Strafe  gereiche^ 

2G)  Vergl.  mein  Handbucli  des  franz;  Civilreclits,  Ein- 
leit,  §.  9  und:  Traite'  des  principes  relatifs  a  la  publicatioii 
des  lois»  Par  le  Baron  Favard  de  Langlade»  In  dcfsen  UJiit^ 
des  Privileges  et  liypotlieques.   Par.   1812»  8» 
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yon    der   Auslegung    der    GesetzCi^'^) 


Eine  Rode  auslegen,  heifst:  den  Sinn  nach  den 
Worten  oder  die  Worte  nach  dem  Sinne  der  Rede 

dcutciv  •*) 

Die  Fra^e:  Wie  weit  den  Beamten  die  Ausle- 
gung  ckr  Gesetze  zu  verstatten  sey?  ist  der  oben 
erörterten  Frage  nahe  verwandt :  Ob  sich  das  Ge- 
setz auf  das  Allgemeine  zu  beschränken  oder  ob  es 
auch  in  Einzelheiten  einzu£»'chn  habe? 

So  ist  bei  der  einen  und  bey  der  andern  Aufgabe 
der  G  eist  der  Verfassung  und  bey  beyden  auf  die- 
selbe Weise  zu  berücksichtigen.  In  der  Zwingherr- 
schaft und  in  der  Volksherrschaft  (nicht  der  einzige 
Fall ,  in  welchem  sich  beyde  Verfassungen  einander 
nähern I)  ist  eben  so  wohl  Allgemeinheit  der  Ge- 
sclzfassung,  als  Freyheit  der  Gesetzausle- 
gung —  wenn  auch  aus  verschiedenen  Gründen  — 
Hediirfnifs.  In  der  ersteren,  weil  die  Allmacht  des 
Gcsrizes  die  Alhnacht  des  Herrn,  in  der  letzteren, 
weil  die  Allmacht  des  Gesetzes  das  geistige  Leben 
der  Beamten  und  die  Freyheit  des  Volkes  zerstören 
würde.  Jedoch  gestatten  die  Verfassungen ,  deren 
Grundlage  die  Selbstständigkeit  des  Volkes  ist,  ge- 
gen den  Mifbbrauch,  welcher  von  der  Freyheit  der 


•t.    i"^«^'*^*'  meinen  Vcrsudi  einer  allgemeinen  Ilcrmeneu- 
lik  des  Rcclils.    Mcifscn   iSüj.  S. 


'o^ 


a8)  Griimnaiisdic  —  logische  AuslcRun 
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Ergänzung  oder  Auslegung  der  Gesetze  gemacht 
werden  kann,  Gewährleistungen,  welche  den  Zwing- 
herrschaften fremd  sind.  Die  Römer  konnten  ihrem 
Prätor  das  Recht  der  Gesetzauslegung  in  einem  uns 
bclremdenden  Umfange  vertraun,  weil  er  sein  Amt 
nur  ein  Jahr  lang  verwaltete,  weil  er  sich  nur  durch 
die  Billigkeit  seiner  gemeinen  Bescheide  der  Gunst 
des  Volks,  das  alle  öflenüichen  Stellen  zu  vergeben 
hatte,  versichern  konnte,  ^^) 

Jedoch  erstrecke  sich  die  Freyheit  der  Gesetz- 
auslegung nicht  auf  alle  Theile  der  Gesetzgebung. 
So  können  z.  B.  Strafgesetze,  was  die  zu  bestrafen- 
den Handlungen  betrifft,  nicht  bestimmt  genug  ge- 
fafst  seyn.  Eine  Hauptursache,  dafs  über  die  Rö- 
mer, nach  dem  Untergange  ihres  Freystaats,  die 
schmäligste  Zwingherrschaft  urplötzlich  herein- 
brach, war  die,  dafs  die  Gesetze  den  Begriff  des 
Majestätsverbrechens  der  Willkühr  der  Auslegung 
so  gut  wie  gänzlich  überlassen  hatten.  ^^)  Weiser 
die  Englischen  Gesetze,  welche  nirgends  einen  Gat- 
tungsbegriff von  dem  Hochverrathe  aufstellen,  son- 


29)  Die  prätorisclien  Edicte  der  Römer  auf  unsere  Ver- 
haltnisse iiber^etrap^en ;  ein  Hauptniittel ,  unser  Recht,  all- 
mälii;  gut  und  volksmäfsig  zu  machen.  Von  E.  Schrader. 
Wviinar.  1816.  8. 

30)  E,  1.  §i.  D.  ad  legem  Juliam  majest,  «  Majestatis 
crimen  illud  est,  quod  adversus  populumRomanum  ,  vel  ad- 
versus  securitatcm  ejus  coniinittitiir.«  Also  ein  jedes  mög- 
liche Staatsvcrhrechen  ,  das  nicht  unter  einem  besondern  Straf- 
gesetze begriffen  war  ,  konnte  als  ein  Majeslätsvcrbrechcn  ge- 
ahndet weiden  I  Vgl.  Tac.  Ann.   1,   72. 
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clcrn  nur  die  Fälle,  in  welchen  dieses  Verbrechen 
bcganj^cn  wird,  einzeln  aufzählen.  ^^) 

Auch  das  ist  ein  rechtliches  Anh'egen,  dafs  das 
Ccsel/.  in  allen  Theilen  des  Staatsgebiethes  auf  die- 
selbe Weise  ausgelegt  werde.  Die  Schwierigkeit 
ist  nur  die,  diese  Einheit  zu  erzielen,  ohne  entwe- 
der die  Freiheit  der  Gesetzauslegung,  oder  das  An- 
sehn der  gesetzgebenden  Gewalt  zu  gefährden.  Man 
hat  zweckmäfsig  gefunden,  die  Auslegung  der  Ge- 
setze, welche  die  Gerechtigkeitspflege  betreffen, 
unter  die  Leitunsf  des  obersten  Gerichtshofes  des 
Landes,  ^')  die  der  übri;;en  unter  die  Aufsicht  eines 
eigen<'n  Ralhes  ^^)  zu  stellen. 


3i)  Blackstonc's  comracnlarles  on  tlic  laws  of  England. 
IV.  RG  Kap. 

32)  S.  oben  Band II  S.  26. 

33)  In  Frankrcicli ,   des  Staatsratlies.      Audi  in  Oester- 
rcich  bcblclil  eine  eigene  Stelle  für  die  Auslegung  der  Gesetze. 


Das 

ZWEY  UND  ZWANZIGSTE  BUCH 

VOM   STAATE 

DER  PxEGIERÜNGSLEHRE  ZWEYTES  BUCH. 

y  o  n   der  richterlichen    Gewalt. 


ERSTES    HAUPTSTÜCK. 

TV a  s    sind    Rechtssachen? 


iLine  Rechtssache  ist  an  sich  ein  Streit  über 
ein  Recht,  in  wie  fern  er  eine  vollziehbare  Entschei- 
dung bezweckt.  Die  Bestimmung  der  richterlichen 
Gewalt  ist,  Rechtsstreitigkeiten  dem  Rechte  gemäfs 
rechtskräftig  zu  entscheiden. 

Obwohl  die  richterliche  Gewalt  als  ein  wesent- 
liches, ja  als  das  allein  wesentliche  Recht  der 
Staatsgewalt  zu  betrachten  ist,  —  denn  man  gebe 
denMenschen  eine  jede  Vollkommenheit,  deren  nur 
endliche  Wesen  fähig  sind,  sie  werden  zwar  nicht 
einer  Gesetzgebung  oder  Regierung ,  aber  noch 
immer  eines  Schiedsrichters  bedürfen,  —  so 
beugt  sich  doch  der  Naturmensch  nicht  so  leicht 
unter  das  Gesetz,  welches,  den  Durst  nach  Selbst- 


i'8 

rnchc  zu  stillen,  bcy  Strafe  vciblethet.  Wenn  er 
^Ich  auch  allcMifalls  beschciclet,  über  erworbenes 
Cut  mit  Andern  rechten  zu  müfscn,  so  hält  er  es 
doch  für  eine  Ehrensache,  bey  AngiifFen  auf  seine 
Person  das  Ilichteramt  selbst  zu  verwalten.  So 
w;u-  einst  z.  B.  bey  den  Juden  ^),  bey  den  Grie- 
chen, •)  bey  den  hländern,  ^)  bey  den  Deutschen, 
so  ist  nocji  jetzt  bcy  den  Eingebohrenen  von  Ame- 
rika, *)  bey  den  Arabern  ^)  und  bey  so  vielen  an- 
dern roheren  Völkerschaften  Selbstrache  ein  Recht, 
üey  den  Deutscheu  scheint  der  Staatsverband  ur- 
N|)rünglich  so  unvollkommen  gewesen  zu  seyn,  dafs, 
wenn  die  Beleidigung  der  Person  galt,  dem  Beleidig- 
ten und  dclscn  Geschlcclitc  d^s  Reqht  der  Selbst- 
rache uneingeschränkt  zustand;  ^)  dann  wurde  es 
Silte,  (nulla  salus  hello,  pacem  deposcimus  omnes,) 
gegen  eine  Vergütung  in  Geld  oder  Gut  (die  Wette) 
der  Fehde  zu  entsagen;  jedoch  noch  immer  hieng 
es  von  dem  guten  Willen  des  einen  und  des  andern 
'J'hcilcs  ab,  ob  der  Vergleich  zu  Stande  kommen 


«)  Exod.   Kap.  21.  29.  3o.     Micliaclis  Mosalsclies  Recti 
$233.   a;6.  « 

'/)  Homeri  Ilias  1.  IX.  in  Nestors  Rede. 

3)  Ilumc  l.istory  of  Englaiul.    Cliap.  III.  App.  1. 
.      4)r.urop.    Settlements  in  America.  II,   174. 

6J  Nicliulir's  Reise  narl,    Arabien.       In    der  Samml.    der 
\?T  ;'"^^"^""^^»  l^'i>cLcscluci]jungcn.  XVIII  Bd.  CBerli« 

Halk  18^^*8^°^^''  ''^''  "^"^  Gcrlcl.tswesea  der  Germanen. 
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sollte,  bis  man  endlich, — ober  nur  nach  und  nach, 
denn  der  freyheilslustigc  Geist  des  Volkes  sträid^tc 
sich  gegen  eine  so  wesentliche  Neuerung,  — •  den 
freywilligen  Vergleich  in  einen  gezwungenen  ver- 
wandelte;^) 7Aigleich  fieng  man  an,  dieselben  Belei- 
digungen auch  als  Störungen  des  öffentlichen  Frie- 
dens zu  verfolgen,  so  dafs  auch  der  König] oder  die 
Gemeinde  den  Beleidiger  befehden  oder  von  ihm 
eine  Vergütung  für  den  gebrochenen  Frieden,  ein 
Friedgeld,  fordern  mogte;  und  aus  diesem.  Fried- 
gelde  entwickelte  sich  endlich,  unten  dem  Einflufse 
der  christlichen  Kirchenzucht,  ^)  —  wie  sich  wohl 
bey  den  meisten  Völkern  die  Idee  einer  menschlichen 
Strafgerechtigkeit  allererst  aus  der  Idee  der  göttli- 
chen entwickelt  hat, —  ein  Strafrecht  in  der  eigent- 
lichen Bedeutung*  Aber  für  den  Adel,  welcher  mit 
den  Rechten  des  Volkes  auch  den  Geist  des  Volkes 
geerbt  hatte,  bestand  dieses  Recht  noch  lange  mehr 
dem  Namen  als  der  Sache  nach.  ^)  Finden  sich  doch 
noch  selbst  in  den  Gesetzen  hochgebildete  r  Völ- 
ker Spuren  von  jener  Blutrache,  welche  das  Ge- 
schlecht eines  Ermordeten  an  dem  Mörder  oder 
defsen  Geschlechte  nahm,  z.  B.  in  dem  Gesetze  des 


7)  Lex  Langob.  Llb.  I,  tit.  27  §.  1.  «  Qui  compositio- 
Dem  (lare  vel  recipere  non  vult,  transmiltatur  ad  regem,  qui 
ourn  releget,  tt  Capit.  CarolL  M.  de  a.  798.  c.  1  und  de  a. 
8o5.  c.  5 

8)  Vgl.   CapIt  Caroli  M.  de  a.  794.  c.  4.  de  a.  802.  c.  33. 

9)  Das  Reclit  der  Selbslraclic  lebte  in  dem  Rcclitc  der 
Befchdung  Avicder  auf. 
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RSmischon  Rcclils,  dafs  ein  Erbe,  der  nicht  den 
Morder  seines  ErJ)lnssers  gerichtlicli  verfolgt,  sei- 
nes Erbrechtes  verlustig  seyn  soll,  ^^)  einem  Ge^ 
setze,  das  auch  in  mehrere  der  neusten  Gesetz- 
bücher, 7.  B.  in  das  bürgerliche  Gesetzbuch  der 
Fran/.osen  *')  übergegangen  ist. 

So  wie  sich,  im  Kindesalter  der  Staaten,  der 
einzelne  Mensch  das  Recht  der  Selbsthülfe  nur  un- 
grrn  rauben  oder  verkümmern  läfst,  so  auch,  in 
schon  ausgebildeten  Staatsverfassungen,  die  Regie- 
rung. Deim  in  diesem  Lichte  hat  man  die  Erschei- 
nung 7-u  betrachten,  dafs  auch  in  sonst  wohlgeord- 
neten Staaten  bey  weitem  nicht  alle  die  Sachen,  die 
Rechtssachen  in  der  oben  bestimmten  Bedeutung 
fies  Wortes  sind ,  im  Wege  Rechtens  d.  h.  durch  die 
Gerichte  und  nach  den  für  das  gerichtliche  Ver- 
fahren bestehenden  Gesetzen  entschieden  werden. 
Es  lassen  sich  diese  Ausnahmen  von  der  Rechtsregel, 
wenn  überhaupt,  nur  nach  den  Grundsätzen  des 
Nothrcchts  vcrlheidigen;  wenn  (wie  etwa  in  Prisen- 
sachen,) die  Selbstständigkeit  der  Gerichte  oder  wenn 
(wie  /..  B.  in  Steuersachen)  die  Langsamkeit  des  ge- 
richtlichen Verfahrens  mit  dem  Heile  des  Staates 
schlechthin  unvereinbar  seyn  würde. 

WiMui  aber  in  den  wirklichen  Staaten  nicht  einc^ 
jede  Rfuhissache,  dieses  Wort  in  seiner  ursprüng- 
lichen Bedeutung  genommen,  für  die  Gerichte  ge- 

«•)'Ll7.  D.   i.,    c.  ,1,.  i,i,  fjuae  ut  Indign. 
«•^  Code  civil  des  Franc.  Art.  727.  n.  3. 
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hört  und  gehören  kann,  so  magaucli  in  denselben 
nur  ein  solcher  Rechtsstreit  mit  dem  Namen  einer 
Rechtssache  bezeichnet  werden,  welcher  dem  ur- 
kundlichen Rechte  nach  von  den  Gerichten  zu 
entscheiden  ist.  Jedoch  ist  im  Zweifel  eine  jede  Sa- 
che, die  ihrem  Wesen  nach  eine  Rechtssache  ist, 
auch  dem  urkundlichen  Rechte  nach  als  eine  solche 
zu  betrachten.  ^") 

Wenige  Verfassungen  haben  die  Amtsgewalt  der 
Gerichte  so  weit  erstreckt,  als  —  zu  ihrer  Ehre  sey 
es  fifesaot  —  die  Atheniensische  und  die  Britische. 
Nach  dem  Attischen  Rechte  urtheilten  die  Gerichte 
z.B.  sogar  über  die  Würdigkeit  der  ernannten  Be- 
amten, ehe  diese  das  Amt  antraten,  über  das  Ver- 
dienst derer,  welchen  das  Volk  eine  Belohnung  er*- 
theilt  hatte.  ^^) 

Wie  aber  auch  das  Gebieth  der  richterlichen 
Gewalt  durch  die  Gesetze  bestimmt  und  begrenzt 
sey,  allemal  ist  die  Frage:  Wenn  zwischen  den  Ge- 
richten und  den  Verwaltungsstellen  Streit  über  die 
Scheidlinie  ihrer  Amtsgewalt  entsteht,  welcher  Be- 
hörde gebührt  das  Entscheidungsrecht?  kaum  min- 
der wichtig,  so  wie  nicht  weniger  scliAvierig,  als  die 
Hauptfrage:  Wie  weit  soll  sich  das  Gebieth  der  rich- 


42)  Vgl.  oben  Band  II.  S.  270.  f. —  Oft  kann  man  dem 
Dranp;  der  Vcrliältnlsse  und  dem  Rccjjte  zu"leicli  Genüge 
leisten,  wenn  die  Regierung  nur  zu  einer  vorläufigen 
Entscheidung,  mit  Vorbehalt  üef  enilgültigen  durch  die  Ge- 
richte, ermächtigt  ^ird. 

4  3)  Petitus  de  legibus  Auicis.   Lib.  III.  tlt.  2.  6. 
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terlichcn  Gewalt  erstrecken?  In  England  steht  die- 
ses KnlscheidiJiigsrccht  den  Gerichten,  (zu  welchen 
jedoch  auch  das  Oberhaus  zu  rechnen  ist,)  zu,  in 
Frankreich  dem  Staatsrathc.  Sollten  sich  nicht  das 
Interesse  des  Rechts  und  das  der  öfFenthchen  Macht, 
die  hier  einander  enfgeg-engesctzt  sind,  am  besten 
so  >tTeiiiigen  lassen,  dafs  fiir  die  Entscheidung  sol- 
cher Streitigkeiten  eine  gemischte  Behörde — z.B., 
aus  Mitgliedern  des  Staatsrathes  und  aus  Mitgliedern 
des  obersten  Gerichtshofes — bestellt  würde?  Man 
erwarte  jedoch  von  diesem  Vorschlage  nicht  mehr 
als  sich  überhaupt  von  einem  Vergleiche  erwarte 
Ififst.  Bey  der  Ausführung  des  Vorschlages  kan 
uud  mufs  man  wieder  entweder  mehr  das  eine  odei 
das  andere  Interesse  begünstigen. 


3 


ZWKYTES   HAUPTSTÜCK. 

füll  der  Vcrscliiedenlieit  der  Rechtssachen. 


i)  Die  Gerichtsbarkeit  ist  ihren  Gegenständen 
nach  entweder  die  ausgleichende  oder  die  aus- 
theilcndc  Gerichtsbarkeit.  Die erstere  entscheidet 
—  nach  den  Grundsätzen  der  ausgleichenden  Ge- 
rrrhligkrit— über  Mein  und  Dein,  ^*)  die  letztere  — 
nach  den  Grundsätzen  der  austhcilcnden  Gerecli- 


)>arVeii 


«4)  Eioc  An  der  crstcren  ist  die.  bürKeillcl.e  Gcriclits 
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ticrl^elt — über  Verdienst  oder  übei'  Schuld.  ^^)  Zwar 
giebt  OS  auch  eme  schiiUende  GcrechtigkciL  Aber 
die  Gesetze  des  Schutz -oder  Polizeyrechts ,  ob- 
-wohl  ihrem  Grunde  nach  eigenthümHche  Gesetze, 
aehürea  dennoch,  ihrem  Inhalte  nach  und  in  so 
fern  sie  von  dea  Gerichten  in  Anwendung  zu  brin^ 
gen  sind,  in  das  Gebieth  der  ausgleichenden  oder 
in  das  der  austheilenden  Gerechtigkeit.  Wenn  in 
einem  Staate  besondere  Gerichte,  unter  dem  Na-* 
men  der  Polizeygerichte,  bestellt  werden^  so 
mufs  das  urkundUche  Recht  den  Umfang  und  die 
Grenzen  ihrer  Gerichtsbarkeit  im  Einzelnen  be- 
stimmen. ^^) 

In  Sachen  der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  ist 
die  Rechtspflege  von  den  Geschäften  der  vollzie- 
henden Gewalt  zu  trennen  ^-^  weil  zu  befürchten 
ist,  dafs  in  denselben  die  Regierung  jederzeit  ^^) 
l^arthey  nehmen  werde;   in  Sachen  der  austhei- 


i5)  Die  austiieilende  GericlitsLarteit,  in  Wie  feril  sie  litet 
Schuld  oder  Unscluild  entsclieidet ,  wird  Strafgericlitsbarkeit 
genannt.  Für  die  Art  der  austheilenden  Gcriclitsbarkeit, 
welche  dem  Verdleriste  die  gebührende  Belohnung"  zuerkennt, 
hat  die  Deutsche  Sprache  nicht  einmal  eiii  Wort,  so  Wenig* 
ist  uns   die  Sache  bekannt. 

46)  Ihre  Amtsgewalt  ist  nicht  schon  durch  ihren  Begriff 
bestimmt.  Der  Deutschen  Vorzeit  waren  PolizcTgerichte  — 
was  man  ^af^^  ^^^  Auslegung  älterer  Verleihungen,  z.B.  älterer 
Lehnsbriefe,  nie  übetsehn  darf — unbekannt. 

17)  Auch  wenn   sie  nicht,    nach   der   Beschaffenheit   des 
gegebenen  Falles,  Parthey  ist.  Denn  auch  in  Sachen  dieser  Art 
kann  die  Regierung  Parthey  sejn ,  wenn  sie  z.  B.  wegen  der 
Erfüllung  einer  Vertragsverbindlichkeit  belangt  wird- 
ZachariÜ  Hegierimgslehre.  3 
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lenden  Gcrochliglvcit,— well  In  denselben  die  Re- 
pcnmg  wesrntlicli  Parlliey  i  s  t  In  den  ersteren  ist 
ein  Hirniliches  Verfahren,  ein  Verfahren,  welches 
den  Partheyen  volle  Freyhcit  des  AnnrifFs  und  der 
Vcrtheidi^ing  zusichert,  rechtlich  nothwendig, — 
wenn  und  weil  zwcy  oder  mehrere  Partheyen  in 
einen  Kriei;,  einen  rechtlich  zulässigen,  mit  einan- 
der vcr%vickelt  sind;  in  den  letzteren, — weil  das 
Gesetz,  damit  nur  die  Schuld  bestraft,  nur  das 
Verdienst  belohnt  werde,  auch  wenn  die  ßethei- 
ligten  einverstanden  sind,  einen  Partheykampf 
gleichsam  erschaffen  und  erkünsteln  solL 
(Kin  Sachwalter  soll  keine  bürgerliche  Rechtssache 
zu  führen  übernehmen,  von  deren  Widerrechtlich- 
kcit  er  überzeugt  ist.  Aber  einen  Angeschuldigten 
soll  er  auch  dann  zu  vertheidigen  versuchen,  wenn 
er  auf  das  vollkommenste  überzeugt  ist,  dafs  dieser 
die  gesetzliche  Strafe  verdient  habe.) 

Wenn  anders  das  Recht  eine  Abstufuns:  zu- 
läfst,  so  ist  die  Selbstständigkeit  der  Gerichte  in 
Sachen  der  letzteren  Art  noch  dringlicher,  als  in 
denen  der  ersteren  Art.  —  Gleichwohl  wird  sie  in 
Strafsachen  weit  häufiger,  als  in  bürgerlichen 
Rechtssachen,  (indem  man  in  jenen  z.  B.  im  Wege 
der  Untersuchung  verfährt  oder  ein  aufserordent- 
hchcs  Gericht  für  einen  einzelnen  Fall  bestellt,) 
aus  den  Augen  gesetzt.  Zuweilen  mag  wohl  ein 
Noihstaiid  diese  Ausnahme  von  der  Rechtsregel 
entschuldigen.  Aber  weit  öfterer  mufs  man  sie 
aus  dem  Angst mfe  der  Furcht  oder  aus  dem  sitt- 
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Jichen  Abscheu  vor  dem  Verbrechen  ableiten. — 
Das  ürtheil  über  die  dem  Verdienste  gebührende 
Belohnung  wird  sogar,  wenigstens  in  den  heutigen 
Europäischen  Staaten,  überall  nicht  den  Gerichten 
{inheimgestellt  oder  es  sind  doch  Ordenskapitel  und 
die  Gerichte  der  katholischen  Kirche,  welche  seelig 
und  heilig  sprechen,  nur  einzeln  stehende  Bey- 
spiele  des  Gegentheiles ;  sey  es  dafs  man  nicht 
den  Reitz  des  Belohnens  oder  nicht  den  Werth  der 
Belohnung  vermindern  wilL 

Es  ist  einirrthum,  wenn  nach  dem  Englischen 
Rechte  dem  Angeklagten  3  so  wie  er  vor  Gericht 
gestellt  wird,  die  Frage  vorzulegen  ist:  Ob  er  auf 
die  Anklage  schuldig  oder  nicht  schuldig  antworte? 
Ein  Angklagter  bekenne  sich  schuldig  oder  nicht; 
in  dem  einen,  wie  in  dem  andern  Falle,  ist  der  Be- 
weis des  Vergehns  schon  von  Rechtswegen  zu  füh- 
ren. Daher  suchen  auch  in  England  die  Richter 
den  Angeklagten,  welcher  sich  des  Vergehns 
schiddig  bekennen  will,  auf  alle  Weise  von  diesem 
Vorsatze  abzubringen ,  wenn  anders  nicht  das  Ec- 
ken ntnifs  ein  Mittel  ist ,  den  Ankläger  zur  Be- 
schränkung seiner  Anklage  zu  bewegen.  ^^) 

II.)  Von  Rechtswegen  sollten  die  Gesetze  dem 


4  8)  Diese  AusnaTime  Icommt  tesonders  Tiäufig  in  folgender 
Maase  vor:  C. ,  angelUagt,  falsclie  Banknoten  1)  in  Besitz  ge- 
habt ,  2)  ausgegeben  zu  haben  ,  räumt  das  ei  stere  Yergelin  ein, 
(be  pleads  guiltj  to  tlie  minor  ofTence,)  wogegen  der  An- 
klager die  Verfolgung  des  zweyten  und  gröfseren  (es  steht  die 
Todesstrafe  darauf ,)  aufgiebt. 

3* 
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Angriffe  und  den  VcrtheidJgungen  —  in  bürger- 
lichen und  in  Straf- Sachen  —  in  dem  Verhiiltnisse 
einen  gröfseren  Spiehaum  verstatteu,  in  welchem 
die  Sache  schwieriger  ist*  Jedoch  wie  könnte 
irsrond  ein  iirkundh'ches  Recht  den  strackeren 
oder  bedachtlichern  Gang  der  Gerechtigkeitspflege 
nach  dieser  Regel  bestimmen?  An  die  Stelle 
<Ueser  Regel  hat  man  die  Einth eilung  der  Rechts- 
sachen in  gcringfiigige  und  gröfsere  gesetzt,  theils 
nach  der  Vermulhung,  dafs  die  ihrem  Gegen- 
stande nach  wichtigere  Rechtssache  auch  der  Ent- 
sclieidung  nach  die  schwierigere  seyn  werde, 
theils  in  der  Furcht,  dals  sonst  — ■  in  geringfügigen 
llechtssachert  —  die  Kostbarkeit  des  Krieges  den 
Werth  des  Sieges  übersteigen  könnte.  Zu  >\riin- 
schen  Ware,  dafs  man  zugleich  die  Wichtigkeit 
berücksichtigen  könnte^  welche  die  Sache  für  die 
Partheycn  hat.  Und  liefse  sich  nicht  z.B.  denen, 
welche  das  Armenrecht  erlangt  haben,  das  Vor- 
reclit  crtlieilen,  in  geringfügigen  bürgerlichen 
Rechtssachen  das  Endurtheil  noch  durch  ein  einer 
andern  Parthey  versagtes  Rechtsmittel  anzufech- 
ten? 

HI.)  Die  thalsachliche  Verschiedenheit  der 
Rechtsfalle,  auf  welche  der  Richter  das  Gesetz 
anzuwenden  hat,  kann  nur  ausnahmeweise  eine 
Verschiedenheit  des  Gerlclitstaudcs  oder  des  ge- 
richtlichcMi  \'rrrahrrns  zur  Folge  haben.  ^^)  —   So 

•9)  Vgl.  oben  Hd.  II.  S.  319, 
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werden  billig  Vergehungen  gegen  die  Kriegsgesetze 
(nicht  andere  Vergehungen,  nicht  die  bürgerlichen 
Verbindlichkeiten  der  Kriegsmannschaft)  von  eige- 
nen Gerichten  und  stracken  Laufes  verhandelt 
Denn  der  Kriegsb^ann  fordert  Einheit  und  Eile.  — 
Wenn,  um  eine  gewisse  Gattung  von  Rechtssachen 
gehörig  zu  beurtheilen,  noch  andere  Kenntnisse, 
als  rechtswissenschaftliche,  Kenntnisse  von  einem 
besondern  Fache ,  erfordert  werden ,  so  ist  es 
zweckmäfsig,  das  Gericht,  welches  in  Sachen  die- 
ser Art  zu  erkennen  hat,  mit  Männern  von  diesem 
Fache  zu  besetzen  oder  zu  ergänzen.  Daher  z.B.  die 
Bergwerksgerichte,  die  Handelsgerichte.—^  In  Zei- 
ten innerer  Unruhen  kann  es  nothwendig  seyn,  für 
Vergehungen  gegen  die  bestehende  Verfassung 
aufserordentliche  Gerichte  zu  bestellen, 

IV.)  Wenn  der  Staat  einem  gewissen  Stande  oder 
gewissen  Gütern  Vorrechte  verleiht,  so  mufs  er 
diesen  Stand  oder  diese  Güter  zugleich  unter  die 
Obhut  eines  bevorrechteten  Gerichtsstandes  stellen. 
Sonst  begeht  er  den  Fehler,  sich  mit  einer  halben 
Mafsregel  zu  begnügen.  Daher  sagt  das  altdeutsche 
Recht  mit  gutem  Grunde:  Ein  Jeder  soll  von  seines 
Gleichen  gerichtet  werden.  (Par  parem  judicet!) 
Aber  ein  bevorrechteter  Gerichtsstand ,  welcher 
nicht  auf  anderen  Vorrechten  des  Beklagten  ruht, 
ist  desto  schwerer  zu  vertheidigen. 


Die  Mannigfaltigkeit  der  Gerichte  und  der  Gcrr 
richtsstände,    die  sich  aus  diesen  und  aus  andern 
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KiMincn  entwickeln  kann,  ist  nicht  in  einer  jeden 
Verfassung  an  ihrer  Stelle. 

Sie  entspricht  z.  B.  nicht  dem  Geiste  des  ein- 
herrschafUichen  Freystaates.  Denn,  zu  mannig- 
falligen  Reibungen  und  Verzögerungen  führend,  ist 
sie  an  sitli  allemal  einUehel.  Diese  Verfassung  aber, 
welche  schon  sonst  für  die  Rechte  des  Volks  und 
ins  besondere  fü/-  die  Selbstständigkeit  der  richter- 
lichen Gewalt  Gewahr  leistet,  bedarf  dieses  Uebels 
niclit ,  um  einem  gröfseren  vorzub.eugen.  ^^) 

Dagegen  ist  jene  Mannigfaltigkeit  ein  treffliches 
Mittel,  die  Allgewalt  eines  sonst  unumschränkten 
Herrschers  zu  mäfsigen.  Denn  die  Menschen  ver- 
fechten ihre  Amtsgewalt,  (einen  Grund  ihres  An- 
sehns,  ihres  Einflusses,)  gleich  als  die  eigne  Sache; 
und,  wenn  der  Streit  zwischen  Beamten  und  Beam- 
ten ist,  desto  tapferer.  Ein  künstlich  verschlunge- 
ner Bau  gcbiethet  der  Willkühr  Achtung,  weil  sich 
auch  die  Macht  vor  der  Mühe  der  Untersuchung 
oder  vor  den  Folgen  einer  Unordnung  scheut.  Es 
%var  ein  Glück  für  Deutschland,  dafs,  so  wie  die 
Landeshoheit  (im  Jahr  1495)  zur  vollen  Reife  ge- 
langte, auch  der  Grund  zu  einer  künstlicheren  Ge- 
riclilsvcrfassung  gelegt  wurde,' 

^     «o)  So  sollic  es  7,  B.  in  dieser  Verfassung  nur  einen  ein- 

».?.«  jr^mc.nrochtlichcn  Gerichtsstand  Air  Vergeltungen,    den 

t:»ud  des  l>cgangcncn  Vergchns,  gcLcn.     So  auch  das 
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DRITTES   HAUPTSTÜCK- 

yon  dem  Rechtsgange    oder  dem  Processen 


I.   Von  den  Rechten    der  Partheyen  im 
Allgemeinen. 

^)    In  h  ilr  gerlichen  Rechtssachen, 
Was  im  Stande  der  Natur  der  Krieg  ist,  das  ist 
im  Staate  die  Verhandlung  bürgerlicher'  Rechts- 
sachen, der  Krieg  Rechtens. 

Im  Stande  der  Natur  stehen  die  kriegführenden 
Theile,  in  einem  Kriege  Rechtens  stehen  die  streiten- 
den Partheyen,  als  solche,  dem  Rechte  nach  einan- 
der gleich.  Die  Rechtsreoel,  dafs  die  Vermuthun«: 
für  den  Beklagten  streitet  ^^)  bezieht  sich  nicht  auf 
das  Recht  des  Angi-ifFs  und  der  Vertheidigung, 
sondern  auf  die  Entscheidung  der  Sache. 

Ein  Volk  mag  für  seine  Kriege  Bundesge- 
nossen Averben.  Dem  Bürger  mufs  es  frey  stehn, 
sich  vor  Gericht  durch  einen  Anwalt  vertreten, 
seine  Rechte  durch  einen  Sachwalter  vertheidigeu 
zu  lassen.  Ein  Gesetz,  Avelches  den  Bürgern  einen 
Fürsprecher  in  bürgerlichen  Rechtssachen  versagt, 
ist  nicht  weniger  ungerecht,  als  das,  welches  den 
Angeklagten  einen  VertheicSger  verweigert.  Ge- 
setze dieser  Art  entsprechen  nur  dem  Geiste  der 
Zwingherrschaft.      Vor  den  tüi'kischea  Gerichleu 


21)  In  dubio  pro  reo.  Sie  gründet  sicli  auf  die  Gunst, 
Avelclic  theils  die  iiuf:ieie  Frevhcit,  llicils  der  Besitzstand  für 
sich  hat. 
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müssen  die  Parlhcyon  selbst  ihre  Rechte  ver- 
ihcidigen.  Da  begannt  und  endet  freylich  der 
Reclilsstreit  an  einem  und  demselben  Tage;  aber 
das  Bild,  welches  sachkundige  Männer  von  den 
Erfolgen  dieser  Gerechligkeitspflege  entwerfen,  ist 
ein  >achtslück.  •') 

Im  kriege  Rechtens,  wie  im  Waffenkriege,  glebt 
CS  erlauiHe  und  unerlaubte  Waff'en,  Aber  die 
WaÜen,  die  das  Gesetz  erlaubt,  magder  eine  und 
der  andere  Theil  nach  Geflillen  gebrauchen.  Das 
jiisjiirandum  calumniae  imd  ähnliche  Mafsregeln 
beruhen  auf  einer  unbefugten  Einmischung  der 
Schutzgerechtigkeit  (der  Polizey)  in  die  bürger- 
liche Recliispflege.  Indem  man  für  Ehrlichkeit 
sorgt,  wird  die  Freyheit  entweiht.  ^^) 
s)    In    Straf sac he n. 

Der  Ankläger  und  der  Angeklagte  stehen 
nicht  so,  wie  der  Kläger  und  der  Beklagte,  dem 
Rechte  nach  einander  gleich.  Kraft  der  recht- 
lichen Vermuthung  der  Unschuld,  welche  im  Staate 
ein  jeder  Mensch  fiir  sich  hat,  (quilibet  praesumitur 
boniis,  doiiec  probelur  contrarium)  ist  die  Anklage 
--  in  Hc/.icaumg  auf  den  Angeklagten-^  einstweilen 
d.  ]\.    bis    zur  Verurllieilung   flir    w^iderrechtlich, 

die  Verthcidigung  hingegen  schlechthin  für  recht- 

^  . 

;«s"^  ^'f.' ,?'';'y*  R'^'«'^  'lu-rc'«  Jas  Türlvische  Reich  etc. 
«»prcpßcl s R.bl.  der  neuesten  u.  wichtigsten  Rcisebeschreit. 
T|:  U«,     Weim.  1602.  8. 

Ann'?r^-T  ""*"'  ""»^'»Vr  Überlas  corrunipitur.     Tac. 
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mäfslg  zu  liallciu  Der  Ankläger  darf  und  soll 
die  erhobene  Anklage  fallen  lassen,  sobald  er  sich 
von  der  Widerrechtlichkeit  derselben  überzeugt; 
der  Angeklagte  ist,  wenn  er  auch  für  seine  Person 
auf  eine  jede  Vertheidigung  verzichten  sollte,  von 
S  t  a  a  t  s  w  e  g  e  n  zu  vertheidigen. 

Daher  die  rechtliche  Gunst,  welche  der  Ver- 
theidigung gebührt,  eine  Gunst,  welche  den  Staat, 
der  sie  den  Angeklagten  widerfahren  läfst,  desto 
ehrenvoller  auszeichnet,  je  schwerer  es  ist,  Milde 
mit  Strenge  zu  paaren,  — •  Zu  Folge  dieser  Gunst 
hat  z.  B.  ein  Sachwalter  die  Vertheidigung  eines 
Angeklagten  auch  dann  zu  übernehmen,  Avenn  er 
von  der  Schiüd  des  Menschen  auf  das  vollkom- 
menste überzeugt  ist.  Aus  demselben  Grunde  mag 
zwar  der  Ankläger,  wenn  er  mit  der  Anstellung 
oder  der  Fortstellung  der  Anklage  gezögert  hat, 
abgewiesen,  nicht  aber  der  Angeklagte  wegen  sei- 
nes Ungehorsames  (in  contumaciam)  endgültig 
verurtheilt  werden ;  dieselbe  Gunst  fordert,  dafs 
die  in  einer  Strafsache  gesprochenen  ürtheile ,  in  so 
fern  sie  zum  Vortheile  des  Angeklagten  entschie- 
den haben,  sofort  die  Kraft  Rechtens  erlangen.^*) 
Jedoch,  in  dem  ganzen  Geiste  und  Wesen  des  pein- 
lichen Verfahrens  soll  sich  jene  Gunst-— der  Glaube 


24)  Der  Deutsclic  Geilclitsgebraucli  luildiget  cilesem 
Grundsätze.  Dieser  Gericlilsgcbrauch  hat,  wenn  aucli  nicht 
das  urkundllehc,  doch  das  p]iiIosopliische  Reclit  für  sicli. 
Vgl.  die  in  Feuerbach's  Lehrbuche  des  peinl.  Hechts  §.617. 
Anm.  a.  Seh. 


dcT  Menschlichkeit  an  die  Menschheit— er  soll  sich 
durch  Wort  und  That  aussprechen.  Wie  freund- 
lich bcf-innl  das  peinliche  Verfahren  vor  den  Eng- 
lischen Gerichten.  Der  Gerichtsschreiber  fragt 
den  Angeklagten  :  schuldig  oder  nicht  schuldig  ? 
Antuoil:  .Nicht  schuldig.—  Von  wem  willst  du  ge- 
richtet sevn?  Von  Gott  und  meinen  Landsleuten. 
( Bv  God  and  by  my  country.) — Gott  schenke  dir 
eine  gute  Erlösung!  (  God  send  you  a  good  deli- 
verance ! )  'l 

Von  Rechtswegen  ist  ein  jeder  Bürger  ver- 
pflichtet, gegen  diejenigen,  die  sich  nach  seinem 
bebten  Wissen  und  Gewissen  eines  Vergehns  schul- 
dig gemacht  haben ,  als  Ankläger  aufzutreten ;  — 
die  ^'crachtung,  die  den  Angeber  zu  treffen  pflegt, 
gründet  sich  nicht  auf  die  Widerrechtlichkeit  des 
Angehens  an  sich,  sondern  darauf,  dafs  man  dem 
Angeber,  da  er  nicht  die  Mühen  und  Gefahren  des 
Anklagers  theilt,  desto  leichter  unedle  Triebfedern 
unterlegt.  •^)  Jedoch  ist  es  eine  in  mehr  als  einer 
Hinsicht  trellliche  Einrichtung,  dafs  in  den  heu- 
tigen Europäischen  Staaten,  wenn  anders  in  den- 
selben im  Wege  der  Anklage,  und  nicht  im  Wege 
der  Untersuchung  gegen  Verbrecher  verfahren  wird, 
ein    öffentlicher   Ankläger   bestellt    ist.       Die 


«5)  Wenn  der  An-cbcr  für  seine  Anzeige  einen  GelJ- 
Torlbcil  tu  crwailcn  haue,  wenn  er  diesen  Vorll. eil  anniranil, 
»o  ut  das  rill  kaum  zu  »ideile-endcr  Beweis  für  jene  Vor- 
••Atcuung.  Nur  in  den  äulseislcu  rallcu  sollte  man  dem  An- 
e^bcr  ciuc  Bclolinuug  vcil.cifscu. 
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Ailienienser,  die  Römer  in  den  Zeiten  des  Frey-» 
Staates  hatten  keinen  Beamten  dieser  Art,  weil  er 
entweder  zu  grofsen  Einflufs  oder  zu  wenig*  Ge- 
wicht geliabt  haben  würde.  Auch  hat  in  der  (rei- 
nen) Volksherrschaft  das  Gesetz  die  einzelnen  Bür- 
ger, so  viel  möglich,  zu  ermächtigen  und  gleich- 
sam zu  nöthigen,  die  Sache  des  Ganzen  zu  der 
eigenen  zu  machen.  Mit  Recht  rühmte  sich  Cicero 
seiner  gegen  den  Verres  erhobenen  Anklage.  Er 
hatte  dem  Gemeinwesen  einen  grofsen  Dienst  mit 
grofsen  Aufopferungen  geleistet.  Mogte  ihn  auch 
Ehrgeitz  zu  dieser  Anklage  bestimmt  haben;  — 
der  Ehrgeitz  ist  am  wenigsten  verächtlich,  der  zum 
Kampfe  gegen  einen  mächtigen  Verbrecher  ermu- 
thiget.  Unter  den  Römischen  Ka,ysern  wurde  das 
Anklagen  sehr  bald  ein  schändliches  und  schimpf- 
liches GcAverbe.  Denn  Geld  war  jetzt  der  Lohn 
des  Anklägers;  die  Waffen  waren  gegen  die  Ohn- 
macht gerichtet.  Man  gerieth  auf  Abwege, 
weil  man  dem  Bedürfnifs  einer  strafoerichtlicheu 

o 

Staatspolizey  nicht  durch  die  den  Umständen  allein 
angemessenen  Mittel  abzuhelfen  verstand  oder  ab- 
zuhelfen vermogte.  ^°) 

Das  Attische  und  das  Römische  Recht  ermäch- 
tigen in  gewissen  Fällen  nur  den  Verletzten,  das 
Vergehn  zu  rügen; —  eine  Vorschrift  dieser  Ge- 
setze, welche  wohl  weniger  das  Ergebnifs  einer 
Berechnung,  als  der  Nachhall  einer  Zeit  war,  da 


26)  Vgl.  Tac.  Ann.  II,  32.  34.   IV,  3o.  u.  s.  w. 
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ein  jedes  Vergehn  nur  von  dem  Verletzten  ver- 
folgt wurde.  -')  Naclialiniung  verdient  diese  Vor- 
schrift in  so  fern,  als  hey  gewissen  Vergehungen 
billii?  dem  Verletzten  das  Begnadigungsrecht  er- 
thcill  wird.  Der  Ehebruch,  der  Hausdiebstahl,  die  , 
MürdicheBeleidigung  sind  Vergehungen  dieser  Art.  * 

U.    Von   dem  Angriffe  und  von  der  Ver- 

theidigung. 

4)    Von  der  Kla^e  und  von  der  Einrede. 

Um  die  Partheyen  vor  der  Ungeschicklichkeit 
und  Bequemlichkeit  der  Sachwalter,  vor  der  W^ill- 
kuhr  des  Richters  zu  bewahren,  ist  es  ein  treffliches 
Milld,  Mcnn  die  Gesetze  der  Klage  und  der  Ver- 
tlieidigung  eine  bestimmte  äufsere  Form  vorzeich- 
nen. ") 

Auf  diesem  Grunde  beruht  z.  B.  der  Wertli  der 
Klagformcln.  Nur  ist  es  schwer,  vielleicht  unmög- 
lich, bey  einem  Volke,  bey  welchem  sich  die  Ver- 
haltru'sse  des  bürgerlichen  Lebens  schon  auf  das 
mannigfaltigste  gestaltet  und  verwickelt  haben,  For- 
meln dieser  Art  allererst  einzuführen.  In  dem  Kin- 
dosaltcr  der  Staaten  macht  sich  oft  die  Sache  von 
selbst     Der  Arten  und  Formen  der  Rechtsgeschäfte 


a;)  Aus  den  delictis  prlvatls  des  Römlsclien  Reclits  ent- 
•Und  ursprünf^licli  nur  eine  actio  poenalls.  Eben  so  entstand 
mach  dem  Auisclicn  Rechte  ans  gewissen  Verkeilungen  nur 
cmc  dony.  PüllLT.  Arcliacül.  Graeca.  cap.  2  3.  24. 
^  «S)  Die  Theorie  des  Enn;lischcn  bürgerlichen  Processes 
\%l  lach  IQ  dieser  Beziehung  sehr  belehrend. 


45 


sind  nur  noch  wenige,  diese  wenigen  sind  einfach; 
da  ist  es  leicht,  die  Geschäfte  in  gewisse  ein  für  al- 
lemal bestimmte  Formeln  einzukleiden ;  fiir  eine 
solche  Einkleidung  spricht  ja  zu  einer  jeden  Zeit 
die  Aen gs tlichkeit  der  Partheyen,  das  Interesse  der 
Rathgeber;  aus  diesen  Geschäftsformeln  entwickeln 
sich  denn  die  Klagformeln  von  selbst.  ^^)  Oder  der 
Hergang  der  Sache  ist  auch  der:  Die  Rechtshändel 
sind  ursprünglich  eine  sinnbildliche  Darstellung  der 
Kriegshändel  des  Naturstandes.  Damit  sich  das 
Volk  an  diese  Umwandlung  des  Krieges  in  ein  Rechts— 
verfahren  desto  leichter  gewöhne,  Avird  dieses  Ver- 
fahren, an  Formen  und  Worte  gebunden,  welche 
das  Bild  desto  treuer,  die  Neuerung  desto  ehrwür- 
diger machen.  ^^)  Ist  so  der  Grund  zu  einem  künst- 
lichen Baue  gelegt,  so  läfst  sich  auf  diesen  Grund, 
da  neue  Rechtsverhältnisse  sich  doch  nur  allmälig 
und  meist  unter  dem  Einflüsse  der  früheren  ent- 
wickeln, desto  leichter  fortbauen.  Die  Baulust 
findet  sich  von  selbst,  weil  das  Gebäude  bequem, 
zuweilen  auch,  weil  es  nicht  einem  jeden  zugäng- 
lich ist. 


29)  Die  Preisaufgabe ,  welche  der  Graf  J.  U.  v.  Win- 
tliscligrätz  aufstellte,  die  Rechtsgeschäfte  der  heutigen  Zeit 
auf  allgemeine  Formeln  zurückzuführen,  blieb  unbeantwortet. 
S.  Fr.  SchlichtegroU's  Nekrolog  der  Deutschen  für  das  igte 
Jahrhundert.  II.  Bd.   (Gotha  i8o3.  8.)  S.  i45  fF. 

30)  Diese  Bemerkung  dürfte  den  Schlüssel  zu  der  wich- 
tigen Stelle  de  legis  actlonibus  und  de  formulls  actionum  ent- 
halten, welche  in  den  neuaufgefundenen  Institution ibus  Caji 
L,  IV.  §.  1 1  fF.  vorkommt. 
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$)  Von  Jer  MUage  und  der  Entschuldigung. 

Die  Auklaijc  hat  tlcn  Anocklagten  und  das  Ver- 
geho,  dtrssen  er  angeklagt  wird,  auf  das  bestimm- 
tfstc  zu  bc/.ciclincn.    \\o\\\  fällt  es  auf,  wenn  nach 
dem  Brilischen  Hechte  ein  Angeklagter  deswegen 
losj^M'spruchen  wird,  weil  die  Anklageschrift  seinen 
Nahmen  auch  nur  in   einem  einzigen  Buchstaben 
falsch  gt'schriehen  Ijat.     Aber  eine  jede  Förmlich- 
keil hat  man ,  um  ihr  Gerechtigkeit  widerfahren  zu 
lassen,  nicht  in  ihrer  Anwendung  auf  einen  einzel- 
nen Fall,    sondern  in  Beziehung  auf  die  mögli- 
chen Fälle,   die  sie,  Gefahren  abwendend,  um- 
fafslc,  zu  beurtheilcn.     Fordert  man,  was  die  Be- 
zeichmnig  d(>s  Angeklagten  in  der  Anklage  betrifft, 
nicht  die  peinlichste  Genauigkeit,  so  kann  vielleicht 
ein   ganz  Unschuldiger,    ein  Nahmensverwandter 
des  Schuldigen,  das  Opfer  der  Anklage  M'erden.  Mit 
der  Gerahr  steige  die  Vorsicht. 

Wenn  eine  jede  Anklage,  bis  dafs  sie  durch 
dasKudurtheil  gerecht  fertiget  wird,  eine  Uiigerech- 
li^'keit  ist,  so  ist  billig  schon  die  Frage:  Ob  ein 
gewisser  Mcnscli  in  den  Zustand  eines  Angeklagten 
zu  versetzen  sey?  der  Entscheidung  der  Gerichte 
zu  uulcrwcrfen.  In  Frankreich  entscheidet  über 
diese  Frage  eine  Abtheilung  des  peinlichen  Ge- 
richt*h..fcs,  in  England  eine  Geschworenschaft. 
(Ihc  grand  Jury.)  Es  ist  nicht  zweifelhaft,  ob 
hier  das  Französische  oder  das  Englische  Recht  in 
rechtlicher  Hinsicht  den  \  orzug  verdiene. 

Der  Kläger  kennt  schon  die  Thatsachen,  de- 
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ron  er  zur  Begründung  seines  Angriffs  bedarf,  der 
Ankläger  mufssie,  wenigstens  in  der  Regel,  aller- 
erst erkunden.  Der  Anklage  mufs  daher  irgend 
eine  Untersuchung  vorausgehn,  eine  Untersuchung, 
die  am  besten  von  dem  öffentlichen  Ankläger  ge- 
führt oder  geleitet  wird.  Es  darf  jedoch  diese 
Untersuchung  nicht  der  Selbstständigkeit  der  ge- 
richtlichen Verhandlungen  Eintrag  thun.  Es 
sind  daher  z.  B.  die  mittelst  dieser  Untersuchung 
gesammelten  Beweise,  als  solche,  vor  Gericht  ohne 
Beweiskraft;  es  würde  mehr  als  bedenklich  seyn, 
Zeugen  schon  während  dieser  Untersuchung  in  Ey- 
despflicht  zu  nehmen.  Die  Schwierigkeit,  dafs 
bey  manchen  Verbrechen,  z.  B.  bey  der  Tö- 
dung,  die  Festsetzung  des  Thatbestandes  keinen 
Aufschub  leidet,  läfst  sich  dadurch  heben,  dafs 
dieses  Geschäft  einem  besonderen  Beamten  ^^)  oder 
einem  Abgeordneten  des  Gerichts  übertragen  wird; 
III.  Von  dem  Beweise.  ^^) 
Der  in  Rechtssachen  zu  führende  Beweis  hat 
Thatsachen  zum  Gegenstande.  Die  Gewisheit, 
die  er  bezweckt  und  die  er  allein  bezwecken  kann, 
ist  die  geschichtliche  oder  historische. 


3i)  Ein  solcher  Beamter  ist  in  England  —  jedoch  nur  hej 
.Tödungen  —  tlie  coroner. 

32)  H.  E.  V.  Globig  Versuch  einer  Theorie  der  Wahr- 
scheinlichkeit. II  Thlc.  Rcgcnsh.  1S06.  8.  Philipps  on  evi- 
dence.  (Das  Hauptwerk  über  die  Beweislehre  des  Englischen 
Rechts.)  Tralte  des  preuvcs  judiciaires.  Ouvrage  extralt  des 
Manuscrits  de  M.  J.  Bentham  par  Dumont.  Paris  1823.  II 
Vol.   8. 
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Nicht  plüt^licli  g(^langt  ein  Volk  von  der  Selbst- 
hölfc  zu  einem  nahinenllicli  in  Beziehung  auf  das 
Bewclsverfahren  wohlgeordneten  Rechtspflege;  den 
Lebergang  hiUlen  fast  immer  Gottesurtheile — Mit- 
tel, den  Richterspruch  der  Gottheit  durch  ein  ver- 
anstaheles  Wunder  zu  erforschen, —  sey  es,  dafs 
licv  einem  noch  rohen  Volke  der  Hang  zur  Selbst- 
bülfc  nur  durch  die  Scheu  vor  den  Göttern  ge- 
J)andigct  werden  kann  oder  dafs  bey  einem  sol- 
chen \'olke,  wenn  man  Rechtssachen  nach  den 
Aussagen  der  Zeugen  entscheiden  wollte,  Richter 
und  Zeugen  fiir  ihre  Sicherheit  zu  fürchten  hätten. 
(Kann  doch,  nach  einigen  schon  ausgebildeteren 
Gesetzgebungen,  wenn  im  Urtheil  gescholten  wird, 
zugleich  der  Richter,  der  es  gesprochen  hat,  iu 
Anspruch  genommen  werden!)  Nicht  unsere  Vor- 
fahren allein  hatten  Gottesurtheile;  bey  den  Negern 
in  Afrika,  ^^)  bey  den  Bewohnern  der  Insel  Mada- 
gaskar,^*) und  bey  einer  Menge  anderer  Völker  ^^) 
ßiud  sie  noch  jetzt  oder  waren  sie  einst  in  Gebrauch. 

Doch  vielleicht  lagen  die  Ursachen,  welche  den 
Goltcsurlheilen  einen  so  allijemeinen  Ein^ranöf  ver- 
schafften,  noch  liefer.  Sie  lagen  vielleicht  in  der 
Schwierigkeit,  die  Aufgabe,  welche  die  Lehre  von 
der  gerichtlichen  Beweisführung  zu  beantworten  hat. 
ini  Wege  Rechtens  zu  lösen. 

33)  Simml.  der  besten  u.  neuesten  Relsebesclirelbuns^eri. 
IX.  Bd.  lirrlin  i;;t.  8.  S.  353. 

34)  Dieselbe  Sarnrnl.  XIV.  Bd.  Berl.  lyjS.  8.   S.  85. 

35)  P.  IL  Sandifort  de  judiciis  dei.  Leiden  i8io.  4. 
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Denn  erstens:  DerRichter  darf  den  Beklagen 
nur  unter  der  Bedingung  verurtheilen,  den  Ange- 
klagten nur  unter  der  Bedingung  schuldig  finden,  dafs 
die  Tliatsaclie,  welche  heziehuögsweise  der  Klage 
oder  der  Anklage  zum  Grunde  liegt,  durch  irgend 
einen  Beweis  in  Gewifsheit  gesetzt  ist  Wie  aber, 
wenn  der  Kläger  seinen  Anspruch  oder  der  Anklä- 
ger seine  Beschiddigiing,  so  wohl  begründet  auch 
jener  Anspruch  oder  diese  Beschuldigung  an  sich 
seyn  können,  dennoch  nicht  durch  irgend  einen 
Beweis  vor  dem  Richter  zu  begründen  vermögen? 
Besonders  in  bürgerlichen  Rechtssachen  ist  es 
hart,  wenn  ein  Rechtsanspruch  (dem  förmlichen 
Rechte  nach)  deswegen  schlechthin  unwirksam 
seyn  soll,  weil  er  nicht  in  die  erforderliche  recht- 
liche Gewifsheit  gesetzt  werden  kann.  Gar  oft 
mufste  der  Gläubiger,  den  in  der  Erfahrung 
einti'etenden  Umständen  nach,  dem  Worte  des 
Schuldners  trauen;  gar  oft  konnte  er  sich  nicht, 
auf  den  Fall  eines  Wortbruchs,  der  Beweismittel 
im  voraus  versichern.  Daher  behalten  mehrere 
Gesetzgebungen,  ungeachtet  sie  die  Gottesurtheile 
im  allgemeinen  verwerfen,  dennoch  für  Fälle 
dieser  Art  das  Gottesurtheil  bey,  d.  h.  sie  gestatten 
dem  Kläger,  über  die  der  Klage  zum  Grunde 
liegende  Thatsache  den  Eyd  anzutragen.  ^^) 

36)  Weder  der  Eyd,  den  eine  Partlicy  der  andern  vor 
Gericht  anlriigt,  noch  der  Evd,  den  der  Richter  den  Par- 
thejen  aui'erlegt,  ist  mit  den  Grundsätzen  des  Rechts  verein- 
bar. In  beiden  Fällen  ermäch tijren  die  Gesetze  zu  einem  Ge- 
Wissenszwange,  zu  einer  tortura  sviritualis.—  Es  kann  zu- 
Zacliariä  Ke^ierwigslehre,  4 
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Jedoch  diese  ^rsterc  Schwierigkeit  ist  in  jeder 
Hinsicht  die  geringere.  In  Beziehung  auf  diesem 
Schwierigkeit  hlcil)t  es  hillig  hey  der  Rechtsregel, 
dais,  wenn  der  Kläger  oder  der  Ankläger  nicht 
beweist,  der  Beklagte  oder  der  Angeklagte  loszu-' 
sprechen  ist.  (Actorc  vel  accusatore  non  probante 
ahsolvilur  reus!)  Aber  zweytens:  Von  Rechts- 
wegeo  soll  der  Richter  auf  einen  schlecht- 
bin vollkommenen  Beweis  den  Beklagten  oder 
den  Angeklagten  verurtheilen.  Denn  das  richter- 
liche Urtheil  ist  in  dem  Grade  willkührlich  und 
mithin  ungerecht,  in  udchem  es  nicht  durch  ob- 
jective  Gründe  dcT  ücherzeugiing  bestimmt  wird. 
Die  Gewisheit  aber,  weiche  durch  den  Beweis  ei- 
ner Thalsache,  also  durch  den  Beweis  Rechtens, 
erzielt  werden  kann,  ist  ihrem  Wesen  nach  einer 
Steigerung  bis  ins  Unendliche  fähig.  Wo  beginnt 
nun  die  Gewisheit,  welche  zur  BegTündung  eines 
richterlichen  Unheils  hinreicht,  und  wo  hört  diese 

«vcileo  allerdings  hart  sevn,  ^venn  eine  Partliey,  von  allen 
^  '^*<^'"  cnlblöfst,  aucli  niclit  einmal  zum  Eydesantiage 

iclit  nehmen  kann.  Doch  das  Unglück  ist  kein  Maeht- 
htxii  lu  einer  Ungerechtigkeit.  —  Die  Gründe,  mit  ivel- 
Uirn  msiu  die  and.re  Art  des  gerichtlichen  Eydes  (des  jus- 
juranduin  nrccssarium)  vcrthcldiget  hat,  werden  in  dem 
ihre  Widerlegung  finden,  was  über  den  vollkommenen  und 
untolllommcnen  Beweis  (wenn  auch  der  Kürze  wegen  nur 
inlWichung  auf  Strafsachen)  gesagt  werden  wird.  DasEng- 
lifchcLaodrecht  kennt  weder  das  jus  jurandum  delatum , 
noch  da»  necc.sarium.   Vgl.  lUackstone^s  comment.  ou  the  laws 

■"kni,22.  (Auch  der  Zeugeueyd  dürfte  entbehrt 
-  ^^ooücn.     Die  Stelle  desselben  konnte  eine  feverllche 

Ln..M>ung  lu  einer  gewissenhaften  Aussage  vertreten.) 
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Gcwisheit  auf?  Miifs  der  Beweis  Rechtens  schlecht- 
hin ein  unmittelbarer  (ein  allein  aus  der  Erfah- 
rung entlehnter)  Beweis  seyn?  oder  ist  auch  ein 
mittelharer  Beweis  (ein  Beweis,  welcher  durch 
Schlüsse  aus  Thatsachen  gefolgert  wird,)  hinrei- 
chend? wie  mufs  in  dem  einen  und  in  dem  an- 
dern Falle  der  Beweis  wenigstens  beschaffen 
seyn,  damit  der  Beklagte  oder  der  Angeklagte 
verurtheilt  werden  könne?  ^')  kann  in  unzurei- 
chender unmittelbarer  Beweis  durch  einen  mittel- 
baren zur  Genüge  ergänzt  werden?  kann  man, 
um  aus  allen  diesen  Schwierigkeiten  zu  kommen, 
die  Entscheidung  der  Sache  auf  das  Geständnifs 
des  Beklagten  oder  auf  das  Bekenntnifs  des  An— 
«eklafiften  stellen?  und  wie  kann  man  zu  dem 
einen  oder  zu  dem  andern  auf  eine  rechtmäfsige 
Weise  gelangen? 

Besonders  in  Strafsachen  biethet  sich  diese 
Schwierigkeit  dar.  Hier  können  die  Gesetze,  we- 
nigstens für  die  Mehrzahl  der  Fälle,  nur  zwischen 
zwey  Uebeln  das  kleinere  wählen. -^ — Denn,  for- 
dert man,  nach  der  Strenge  der  Grundsätze,  einen 
unmittelbaren  (einen  directen)  BeWeis  zur 
Ueberrulirung  des  Angeklagten,  so  mufs  man,  da 
sich  durch  Zeugen  oder  Urkunden  niu*  selten  ein 


37)  So  verordnen  z.  D:  die  Gesetze:  Tn  z\Veycr  Zeugen 
Munde  besteht  die  Wahrlielt.  June  ün'oiUliche  X^rkünde  be- 
weist vollkommen.  Jßssay  on  tlie  priiiciples  of  eifidence 
and  theis  appUcation  to  subjects  of  jadicial  inquiry.  By 
Glafsford.      Lond,    /<y^/.  8» 


52 

umniiiclbarcr  Bcscluiklif^ungsbeweis  führen  läfst, 
ciinviMlcr  die  Mehrzahl  der  Angeklagten  los- 
spreelien  oder  dem  Gesländnifse  des  Angeklagten 
Bewriskraft  bey legen.  So  mIc  aber  das  Geständ- 
nife  des  Angeklagten,  — in  der  That  eine  Verzicht- 
Icistung  des  Angeklagten  auf  das  Recht,  den  Be- 
weis der  Anklage  von  dein  Ankläger  zu  fordern,  ' 
— von  Rechtswegen  überall  keine  Beweiskraft  hat, 
so  fidirl  auch  der  Grundsatz,  Avelcher  dem  Be- 
kenntnisse Beweiskraft  beylegt^  zu  dem  weiteren 
UcJielstande,  dafs  man  entweder  die  peinliche 
Frage ^*)  zur  Erzwingung  eines  Bekenntnifses  flir 
zulafslg  halten  niufs,  oder  den  Richter  in  die 
mit  der  AN  iirde  seines  Amtes  nicht  wohl  zu  ver- 
einigende Nothwendigkeit  versetzt,  das  Bekennt- 
nifs  der  Schuld  (durch  Uebcrraschung,  durch 
Qucerfragen,   durch  ein  hinterhstig- freundliches 


38)  Die  WiJcrrcclitllclikeit  und  Zweckwidrigkeit  der 
Tortur  ist  zwar  von  lieccarla  und  von  Andern  saUsam  gezeigt 
worden.  ALer  man  sollte  nicht  ermüden,  den  Kampf  immer 
Ton  oeuem  zu  beginnen.  Denn  verluillt  oder  verkleidet. 
—  als  physischer  Z^ang  zum  Geständnisse  —  sclileiclit  die 
Tortur  noch  herum  und  wird  sich ,  wo  man  auf  das  Be- 
kenninifs  des  Angeschuldigten  Gewicht  legt,  kaum  gänzlich 
terdrängcn  Ussen.  Der  Scheingnmd  für  die  rechtliche  Zu- 
Usiigkeit  der  Tortur  ist  der:  Der  Staat  hat  ein  Recht,  die- 
jrnij;rn  Mittel  anzuwenden,  welche,  rechtlicli  zulässig,  zur 
A  ülU.rhung  der  Strafgesetze  erfordert  Averden  Das  Be- 
keuolnifs  ist  ein  solches  Mittel.  Also  etc.  Der  Schlufs  ist  voll- 
kommen folgerichtig.  Aber  auch  der  Untersatz  für  sich?j 
Oegen  diesen  —  gegen  die  rechtliche  Zulässigkelt  dieses  Be- 

^lü!*!!'"  1.'  r  ''^  '^"^  ^"^'^  ^^  ^i^^^^"-  Vgl.  G,  W.Böhmer 
law  die  Folter.      Weimar  1819.    8. 
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Betragen,  durch  den  Unscliuldsneid,  den  erunfer 
Mitschuldigen  anfacht,  ii.  s.  w.  )  gleichsam  zu  er- 
listen. ^^) — ^ Erklärt  man  aber  schon  einen  mittel- 
baren oder  künstlichen  Beweis  (einen  Beweis 
durch  Anzeigen)  fiir  hinreichend  zur  üeberfüh- 
rung  des  Angeklagten,  so  umgeht  man  zwar  die 
so  eben  herausgehobenen  Schwierigkeiten,  setzt 
sich  dagegen,  wegen  der  wesentlichen  UnvoU- 
kommenheit  eines  solchen  Beweises  ^^),  der  Ge- 
falur  aus,  auch  wohl  einen  Unschuldigen  zu  be- 
strafen.—  Daher  die  Verschiedenheit,  daher  die 
Mangelhaftigkeit  der  urkundlichen  Rechte  in  die- 
ser Lehre.  Das  gemeine  Deutsche  Recht  z.  B., 
welches  zur  Anwendung  der  gesetzlichen  Strafe 
einen  unmittelbaren  Beweis  erfordert,  ^^)  läfst 


39)  Man  lese  z.  B.  Pfisters  Kriminalfälle ,  —  ein  Werk, 
"welches  für  den  untersuclienden  Richter  eine  treffliche  Klug- 
lieltslelire  in  Bejspielen  enthält,  —  und  man  wird  sich,  als 
Zuschauer  des  gelieimen  Krieges,  %Yelchen  der  Richter  gegen 
die  Angeschuldigten  fülirt,  kaum  eines  unheimliclien  Gefühles 
enthalten  können.  Der  Vorwurf  gilt  nicht  dem  Ricliter, 
sondern  dem   Gesetze. 

40)  Der  rechtsame  Beweis  hat  Thatsachen  zum  Gegen- 
stande. Diese  sind  unmittelbar  aus  der  Erfahrung,  dem 
Gebiethe  der  Verstandes  crkcnntnifs,  zu  entlehnen.  Aber 
der  Beweis  durch  Anzeigen  "vvird  durch  Ver  nun  ft  Schlüsse 
geführt.  (Es  ist  also  dieser  Beweis,  um  die  Kunstsprache 
der  Logik  zu  sprechen ,  als  eine  fiemßaaig  iig  allo  ysvog, 
'wesentlich  mangelhaft.)  —  Die  Meinung  der  Englischen 
Rcchtsgelehrlen ,  dafs  der  künstliclie  Beweis  sogar  weniger 
trügllch  scy,  als  der  nichtkünslliche,  ist  wohl  keinesweges 
haltbar. 

4i)  Pelnl,  Ger.  Ordn.  Karls  V.  Art.  22.  —  Es  vvird 
gestritten,  ob  das  Römische  Recht  (vgl.  /.  J.  D.   de  pocnis. 
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nicht  nur  (Ins  Geständnifs  des  Angeklagten  als  ein 
Beweismittel  zu,  sondern  verstattet  auch  dem 
Richter,  dieses  Geständnifs  mittelst  der  peinlichen 
Frage  zu  erzwingen.  Das  Englische  Recht,  die 
Unzulässigkeit  dieses  Beweismittels  anerkennend, 
erklüi't  dagegen  einen  künstlichen  Beweis  fiir  ge- 
nügend zur  Verurtheilung  in  die  gesetzliche  Strafe. 
Das  Französische  Recht  legt  diese  Kraft  sow^ohl 
dem  Bekenntnifse  des  Angeklagten,  als  dem  Be- 
weise durch  Anzeigen  hey.  Fast  sollte  es  schei- 
nen, dafs  die  Englischen  Gesetze  das  kleinere 
Uebel  gewählt  hätten.  ^^) 

IV.  Von  dem  ürtheile. 
Bey  der  Fassung  der  Ürtheile  verlasse  man 
nicht  leichtlich  die  einmal  herkömmlichen  Aus- 
drücke und  Wendungen.  Oft  wird  man  hey  ei- 
ner reiflicheren  Erwägung  finden,  dafs  diese  Ein- 
kleidung, von  den  Vorfahren  aus  guten  Gründen 
gewählt,  kaum  eine  Verbesserung  zuläfst.  Auf 
jeden  Fall  haben  die  herkömmlichen  Worte  durch 


l  so.  C.  de  prohat.  L  34^  C.  ad  l  JuL  de  adulter.)  von 
demsolben  Grundsatze  aus^^elie.  BeriicksiclUioet  man  die 
^ndirichtcn,  welche  uns  die  Römischen  Schriftsteller  (z.  B. 
Inc.  Ann  lY^  22.)  von  ein?:elnen  Rechtsfallen  oegeben  ha^ 
ben  so  konnte  dec  Beschuldigungsbeweis  auch  künstlicli 
geluhrt  werden. 

nur  c,n  künstlicher  Beweis  geführt  werden  kö.n.c,  auf  eine 
ausserordcnthche  Strafe  oder  auf  eine  P„]i^.vn>afsreeel  ^l 
S;;;"M'itS:;eger  '"  ^^-"''"'^   --^  die  Nac..tLeile%i„es 
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den  langen  Gebrauch  eine  so  bestimmte  Bedeutung 
erhalten,  dafs  sie  am  besten  der  Gefahr  eines 
Streites  über  den  Sinn  des  Urtheiles  vorbeugen. 

Einem  jeden  Urtheile  sind  die  rechtlichen 
Entscheidungsgrüude  einzuverleiben  oder,  (was 
wohl  vorzuziehen  ist,)  beyzufügen.  Die  Klugheit 
imd  die  Ungerechtigkeit  lieben  das  Geheimnifs; 
aber  die  Rechtspflege  fürchtet  sich  vor  ihm,  als 
vor  einem  Verführer  oder  Verläumder. 

Indem  die  Gerichte  da,  wo  der  Buchstabe  des 
Gesetzes  schweigt,  aus  dem  Zwecke  des  Gesetzes,  aus 
der  Aehnlichkeit  oder  Unähnliclikcit  der  Fälle,  die 
Gründe  der  Entscheidung  entlehnen,  arbeiten  sie  zu- 
gleich in  still  rühmlichem  Eifer  an  der  Vervollkumm-r 
nuns:  des  bestehenden  Rechtszustandes.  Aus  den  Ent- 
Scheidungen  einzelner  Fälle  lassen  sich  allgemeine 
Rechtsregeln  ableiten,  —  ein  Verfahren,  welchem 
das  Römische  Recht  und  das  Englische  gemeine 
Recht  ihre  Ausbildung  zu  einem  grofsen  Theile 
verdanken.  ^^) 


is; 


43)  Tit.  D,  de  R.  J.  Principia  legis  et  aequitatis 
being  an  alphabefical  collectioii  of  Maxims,  Prinaiples 
or  Rules,  Deßnitions  and  memorahle  Sayings  in  Law  and 
Equitf,  Bf  TL  BrancK  HL  Ed.  Lond,  4849,  'S.  — 
Müller's  allgemeine  Elementar -Lehre  der  ricliterlichen  Knt-- 
scheidungskunde.  2te  Aufl.  Lcipz.  1819.  8.  (Das  Werk 
des  auch  als  Dichter  geschätzten  Verfassers  enthält  ])hiloso- 
])]ilsche  Grundsätze,  nicht  Kc£;eln ,  welche  von  der  Entschei- 
duni»- einzelner  Fälle  aL;>czo<r(Mi  wären.  Min  "NV^erk  dtx  iclz- 
lern  Art  fehlt  dem  Deutschen  Ijiichcrschal/.c.  hmc  zweck- 
niäfslge  Bearbeitung  des  Mcnochins  de  pracsumt'^^'^'^'"  '  ^^'^  *^o 
in  dieser  Jlinsiclit  gewifs  willkummen  sevn.) 


Die  Rechtskraft  der  ürtheile  ist  ein  Helligthum , 
das  man  nicht  antasten  kann,  ohne  die  Sicherheit 
eines  jeden  Besitzstandes,  ohne  das  Wesen  der 
Gerechtigkeitspflege  zu  vernichten,  (Nebisinidem.) 
Eine  Folgerung  aus  diesem  Grundsatze  enthält 
vielleicht  jenes  Römische  Gesetz:  Senatus  cen- 
mit,  ne  quis  ob  idem  crimen pluribus  legibus  reus 
fieret.  ^^) 

Diesem  Grundsatze  nahe  verwandt  ist  der, 
dafs  der  Richter  einen  jeden  Rechtsstreit,  so  wie 
die  gerichtlichen  Verhandlungen  geschlossen  sind, 
endgültig  zu  entscheiden  hat.  • —  Ein  Urtheil, 
?;.  B,  das  den  Angeklagten  nur  einstweilen  und  in 
Ermanglung  mehreren  Verdachts  losspricht,  ist 
widerrechtlich,  *^)  Schuldig  oder  unschuldig  ■ — 
an  sich  giebt  es  kein  Drittes ;  und  der  Richter  soll 
das,  was  an  sich  Rechtens  ist,  aussprechen,  Ein  un- 
sicherer Friede  ist  schlimmer,  als  ein  oiFener  Krieg. 

In  bürgerlichen  und  in  Straf -^Sachen  hat  der 
unterliegende  Theil,  als  solcher,  dem  obsiegenden 
Theile,  als  solchem,  den  dem  Sieger  durch  den 
Rechtsstreit  verursachten  Schaden  zu  erstatten.  In 
bürgerlichen  Rechtssachen—^  weil  der  unterliegende 
Theil,  wenn  er  sich  auch  von  der  Gerechtigkeit 
seiner  Sache  für  überzeugt  hielt  upd  den  Umständen 
nach  für  überzeugt  halten  durfte,  dennoch  nur  auf 
die  Gefahr  hin,  dafs  der  Richter  auch  gegen  ihn 


44)  l'  44*  D,  de  accus,  et  inscript. 

45)  Arist.  Polit.  II,  5. 


57 

entscheiden  könne,  den  Rcclitsstreit  zu  führen  be- 
rechtiget war.  *^)  In  Strafsachen  —  weil  d(*n  An- 
kläger billig  die  Folgen  eines  an  sich  widcrrechlli- 
chen  AngrifFs,  den  Angeklagten  billig  die  Folgen 
seines  Vergchns  treffen.  Daher  hat  der  initerlie- 
gende  Theil  dem  Sieger  schlechthin  die  Kosten  des 
Rechtsstreites  zu  erstatten.  Daher  ist  dem  Anire- 
klagten,  der  losgesprochen  wird,  die  erlittene  Haft 
—  einUebel,  das  ihm  ohne  einen  Rechtsgrund,  nur 
aus  Noth  zugefügt  wurde,  ^')  —  er  mag  den  Ver- 
dacht verschuldet  haben,  oder  nicht,  zu  vergüten. 

V.  Von  der  Vollziehung  der  ürtheile. 
Es  mufs  die  Vollziehung  des  Urtheiles,  damit 
Sie  dem  Inhalte  des  Urtheiles  genau  entspreche, 
unter  der  Aufsicht  der  Gerichte  stelm.  Es  ist 
z.  B.  widerrechtlich,  die  Vollziehung  einer  Strafe 
einem  andern  Staate  zu  überlassen.  ^^)     Es  ist  auch 


46)  Casum  in  se  recepit.  Ein  biirgerllclier  Reclitsstrelt 
ist  ein  WagspieU  Nur  das  Urtliell  des  Richters,  iilclit  das 
der  Partliejen  ist  rcclitskraftlg.  Die  Ansichten  der  Parthcjen 
teziehen  sich  nur  auf  die  sittliche  Seite  des  Recljtsstreites. 
Auch  aus  Gründen  der  Klugheit  sollten  die  Gesetze  nicht  von 
dieser  Regel  abweiclien.  lieber  das  gemeine  Deutsclie  Rcclit 
vgl.  die  in  Martinas  Lehrbuche  des  gem.  D.  biirgcrl.  Processcs 
2,  37.  Anm,  b.  a.  Schriften. 

47)  Aus  diesem  Grunde  ist  auch  dem  Angeklagten,  wenn 
er  verurtheilt  wird ,  die  erlittene  Haft  bey  der  Strafe  u  n  - 
bedingt  in  Anrechnung  zu  bringen ,  (/.  ii5.  D.  de  pocnis.') 
z.B.  auch  dann,  wenn  er  durch  Leugnen  die  Beendigung 
der  Sache  verzögert  hat. 

48)  Vor  Zeiten  wurden  in  einigen  Deutschen  Slaatpn 
gewisse  Verbrecher  zur  Galcercnslrafo  vcTurthcilt  und  /ur 
Vollziehung  au    eine  au:>wärti:rc  Re;:icruni;  abgcgcbcu.     In 
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denen,  welche  in  einer  Strafanstalt  enthalten  wer- 
den, wenn  man  sie  urtheilswidrig  behandelt,  den 
Zugang  zh  den  Gerichten  frey  zu  lassen.  (Wie  viel 
ist  in  dieser  Beziehung  selbst  in  den  Europäischen 
Staaten  noch  zu  thun  übrig  1) 

Eine  eben  so  wichtige  als  schwierige  Frage  ist 
die,  durch  wen  in  bürgerlichen  Rechtssachen  die 
Urtheile  zu  vollziehen  sind?  In  den  meisten  Deut- 
schen Staaten  pflegt  das  Gericht  selbst  die  Vollzie- 
hung zu  leiten;  die  Gerichtsdiener  sind  nur  Werk- 
zeuge des  Gerichts.  Selbstständiger  sind  die  Huis- 
siers  in  Frankreich.  In  einigen  Deutschen  Staaten 
wird  die  Vollziehung  den  Ortsvorständen  übertragen. 
Es  ist  schwer  eine  Einrichtung  zu  treffen,  bey  wel- 
cher weder  in  der  Strenge,  noch  in  der  Nachsicht 
zu  weit  gegangen  werden  kann. 

Wo  nichts  ist,  —  sagt  ein  altdeutsches  Sprüch- 
wort, —  da  hat  der  Kaiser  sein  Recht  verloren! 
Jedoch  den  Schaden,  der  durch  ein  Vergehn 
verursacht  worden  ist,  sollte,  wenn  der  Thäter  zah- 
lungsunfähig ist,  das  Gemeinwesen  vergüten. 
Ist  nicht  ein  Schade  dieser  Art  den  Kriegsschäden 
gleich  zu  achten  ? 


I 


Preufsen  ergrifF  man  vor  einigen  Jaliren  eine  alinliclie  Mafs- 

die  aber  mit  Fu^  unc 
wurde. 


regel,  die  aber  mit  Fug  und  Reclit  bald  wieder  aulgegebea 
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VI.  Von  dem  gerichtlichen  Verfahren.*^) 
Wenige  Aufgaben  der  Gesetzgebungswissenscliaft 
sind  so  schwierig,  wenige  sind  so  verschicdenarlig 
gelöst  worden,  als  die:  Wie  ist  das  gerichlllclio 
Verfahren  am  zweck mäfsigstcn  zu  orthien? 

Denn  erstens:  Nur  den  Zweck  des  gericht- 
lichen Verfahrens,  nicht  den  Weg,  welcher  zum 
Ziele  führt,  bezeichnet  die  Rechtswissenschaft.  Die- 
sen Weg  zu  erkunden,  mufs  man  bey  der  Erfah- 
rung Belehrung  suchen,  also  bey  einer  Lehrerin, 
die,  auch  abgesehn  von  den  Schwierigkeiten  die- 
ser Aufgabe,  ihre  Antwort  nach  der  Frage^ — nach 
den  Ansichten  oder  Aen  Vorurtheilen  des  Fragen- 
den — stellt-  Man  mufs  also,  um  diesen  Theil  der 
Gesetzgebung  mit  Erfolg  zu  verbessern;  die  so  sel- 


49)  Beachtungswertlie  Materialien  zur  Bearbeitung^  die- 
ser Lehre  findet  man  in  den  Verhandlungen  über  den  Code 
de procedure  und  den  Code  d' Instruction  criminelle  ;  in  den 
neueren  Deutschen  Procefsordnungen  ,  z.  B.  in  der  Prcufsi- 
5chen  (vgl.  BendeFs  Gutachten  über  eine  schickliche  Vereini- 
gung der  Bayrischen  und  Preufsischen  Procefsordn.  Niirnb. 
1809.  8.  vgl.  J.  a.  L.  Z.  i8i5.  Nr.  i840  der  Darmstildti- 
schen;  (Motive  zu  dem  Gesetzbuche  für  das  Grofsh.  Hessen 
über  das  Verfahren  in  bürgerl.  Rechtssachen.  Herausgeg.  von 
Floret.  Darmst.  1818.  8.  Beytrag  zu  der  Gesetzgebung  für 
die  Verfassung  der  teutschen  Gericlitc  und  das  gesetzliche 
Verfahren.  Von  Gensler.  Heidelb.  1818.  8.)  In  den  Werken 
über  die  Vervollkommnung  der  Rechtspflege  überhaupt,  z.  \\, 
in  ;  F.  W.  von  Reibnitz  Versuch  über  das  Ideal  einer  Ge- 
richtsordnung. Berlin.  II  Bde.  l8i5.  8.  U.  Th.  v.  Gönnrr 
Entwurf  eines  Gesetzbuches  über  das  gerlclitliclic  Verfalucn 
in  bürgerlichen  Reclitssachen.  II  Bde.  Erlangen  1817.  8. 
Rebmann  Andeutung  einiger  Forderungen  an  eine  gute  5lraf- 
rcchtspflege.  Wiesbaden  1819.  8. 


60 

tenen  Männer  finden,  welche,  obwohl  in  gericht- 
lichen Geschäften  vielseitig  geübt,  dennoch  nicht 
eines  freyeren  Blickes  oder  der  Bekanntschaft  mit 
dem  Geiste  und  dem  Leben  auswärtiger  Rechte  er- 
mangeln. 

Zweytens :  Das  gerichtliche  Verfah- 
ren hat  zweyen  Forderungen  Genüge  zu 
leisten,  die  in  ihren  Folgen  fast  immer 
einander  entgegengesetzt  sind.  Es  soll 
schnell  zum  Ziele  führen  und  dennoch,  so  viel 
an  ihm  ist,  für  die  Rechtlichkeit  der  Entschei- 
dung Gewähr  leisten.  Aber  schnelle  Arbeit  ist 
selten  gute  Arbeit.  Das  Kampfrecht  der  Parthey en, 
dessen  das  Gesetz  zu  achten,  die  Partheylichkeit 
des  Richters,  die  es  zu  fürchten  hat,  sind  neue 
Gründe,  ^d^  Verfahren  eher  zu  verlängern,  als 
abzukürzen. 

Gleich  der  Grundplan  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens ist  verschieden  anzulegen  ,  je  nachdem 
man  der  einen  oder  der  andern  Forderung  den 
Vorzug  giebt.  —  Schneller  führt  es  zum  Ziele, 
wenn  der  Richter  theils  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen —  wie  nach  dem  Preufsischen  Rechte  ^°)  — 
selbst  den  Gegenstand   des  Streites   ausmittelt, 


5o)  Kriegsmänner,  den  "WertK  des  Augenblicks  aus  ihrer 
.  Kriegserfahrung  kennend ,  eifern  vorzugsweise  gegen  die 
Langsamkeit  des  gerichtliclien  Verfahrens.  • —  Es  ist  behaup- 
tet worden,  dafs  die  Verfassung  und  Verwaltung  des  Preus- 
siscben  Staates  vorzugsweise  auf  den  Krieg  berechnet  sey.  — 
Vgl.  Montesq.  esprit  des  lois.  VI,  2.  4* 
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selbst  den  Beweis  und  den  Gcgcnl)eweis  crhcl)t 
theils  in  peinlichen  Sachen  —  wie  nach  dem  in 
Deutschland  üblichen  Untersiichungsverfahren  ^') 
' —  die  Eigenschaft  des  Anklägers  und  des  Vcrthel- 
digers  mit  der  des  Richters  vereiniget.  Aber  damit 
der  Richter  in  den  Sachen  der  einen  und  der  an- 
dern Art  desto  freyer  und  unpartheyischer  urtheile, 
mufs  er,  sich  bis  zur  Entscheidung  auf  die  Leitung 
des  gerichtlichen  Verfahrens  beschränkend,  den 
Angriff  und  die  Vertheidigung  den  Partheyen 
überlassen.  Es  lautet  z.  B.  wohl  schön,  dafs  der 
Untersuchungsrichter  die  Sache  des  Angeschuldig- 
ten zu  der  seinigen  machen  soll.  Aber  kann  man 
zweyen  Herren  zugleich  dienen  ?  Ist  es  nicht  eine 
Ehrensache  für  den  Richter,  eine  einmal  begon- 
nene Untersuchung  durch  eine  Verurth eilung 
zu  krönen?  Sind  die  Menschen  nicht  geneigter  zum 
Verurtheilen,  als  zum  Lossprechen?  Hat  nicht  die 
Ueberführung  eines  Angeschuldigten,  sobald  der 
Fall  zu  den  schwierigem  gehört,  denselben  Reiz, 
wie  die  Enthüllung  eines  Geheimnisses?  Man  lese 
nur  Untersuchungs- Akten  ~  der  Vorliebe  für  die 
Ausmittelung  der  Unschuld  wird  man  den  Untersu- 
chungsrichter selten  oder  nie  bezüchtigen  können. 

Einen  eben  so  entscheidenden  Einflufs  hat  der 
Streit  zwischen  jenen  beyden  Forderungen  auf  die 


Si)  Aus  den  kircliliclien  Gericliten  ist  es  in  die  wcltli- 
clien  übergegangen.  In  jenen  moclite  es  sicli ,  weil  sie 
eine  Zuclitgericlitsbarkeit  Q'urudictio  cUscipliiiaris^  verwal- 
teten, vertheidigen  lassen. 
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Einzelnhelten,  z.  B.  auf  die  Förmlichkeiten  des 
gcriclitliclieu  Verfahrens.  Während  die  eine  Forde- 
riini^  in  diesen  Förmlichkeiten  nur  Hemmnisse  des 
der  Rechtspflege  ziemenden  stracken  Laufes  er- 
blickt, nimmt  sie  die  andere  als  einem  unent- 
behrlichem Damm  gegen  Willkühr  oder  Fahr- 
läfsigkeit — gleichsam  als  Lasten,  welche  ein  frey- 
heitliebendes  Volk  übernehmen  mufs,  damit  Recht 
und  Gerechtigkeit  bey  ihm  herrsche,  — in  Schutz. 
Die  gesetzliche  Ordnung  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens ist  an  sich  in  dem  Grade  vollkommener, 
in  welchem  sie  beyden  Forderungen  zugleich 
entspricht.  Das  mündhche  Verfahren  vor  Gericht 
dürfte  eine  solche  Vereinigung  am  meisten  be- 
günstigen. Das  Zeugenverhör,  zu  welchem  die 
Bill  of  Pains  and  PenaUtys^  die  im  Britischen 
Oberhause  (im  Jahre  1820)  gegen  die  Königinn 
eingebracht  wurde,  Veranlassung  gab,  hat  diesem 
Verfahren  gewifs  auch  unter  uns  manche  Freunde 
gewonnen.  Wie  hätte  ein  schriftliches  Zeugen- 
verhör die  Wahrheit  so  schnell  und  doch  so  sicher 
ausmitteln  können,  als  jenes  mündliche  mit  seinen 
Fragen  und  Kreuzfragen  und  Nachfragen?  ^^) 


52)  Examination  (des  Beweisfülirers)  —  Crofsexami- 
nation  (des  Gei^entlieiles)  —  Reexamination  (des  Beweis- 
fülirers). —  Soll  jedocli  dieses  Verfahren  gedellien ,  so 
mufs  die  GescliwindscLreibekunst  (die  Stenograplile)  von 
Mehreren,  als  bisher,  emgeüLt  werden.  (Dasselbe  BedÜrf- 
nlfs  macht  sich  auf  den  Landtagen  der  Süddeutschen  Staaten 
immer  fühlbarer.)  Vgl.  J.  Leichtlen  vollständige  Anweisung 
zur  Geschwindschreibekunst.  Frejburg  1819.  8. 
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In  der  Erfahrung  ist  auch  bey  clor  Auflosunfj 
der  vorliegenden  Aufgabe  vor  allen  Dingen  die 
geistige  Verschiede. ^rlieit  der  Verfassungen  zu  be- 
rücksichtigen. —  In  der  Zwingherrschaft  ist  die 
Hauptsache  die,  dafs  das  gcriclitliche  Verfahrrn 
recht  schnell  zum  Ziele  fiilirc.  Ein  anderer 
Ptechtsgang  —  z*  B.  Mehrheit  der  Gerichtsstufen  ^•^} 
—  würde  den  ünterthanen  eine  Ordnung  der  Din- 
ge aufschliefsen,  die  ihnen  zu  ihrem  Heile  oder 
zum  Heile  der  Regierung  ein  Geheimnifs  bleiben 
mufs.  In  den  väterlichen  Herrschaften  sind  die 
ünterthanen,  auch  was  die  Bcchts pflege  be- 
trifft, unter  die  Vormundschaft  des  Staates  zu  stel- 
len. In  dem  Geiste  einer  solchen  Verfafsung  läfst 
sich  z.  B.  das  Verfahren  gegen  Angeschuldigte  im 
Wege  der  Untersuchung  recht  wohl  vertheidi- 
gen.  ^^) 

Für  das  Verfahren  in  Strafsachen  ins  be- 
sondere, dieses  an  sich  und  unaljhängig  von  der 
Verfassung  des  Staates  betrachtet,  ist  die  Verscliie- 
denheit  der  Systeme  von  entscheidender  Wichtig- 
keit, welche  über  den  theoretischen  Thcil  des  Straf- 
rechts aufgestellt  werden  können.  ^^)     Eine  Straf- 


53)  Z.  B.  in  der  Tiirkej  Ist  das  erste  Endurtheil  zugleich 
das  letzte.      S.  d.  Anm.  22.  m.  Schrift. 

54)  S.  oben  Anm.  5i.  In  Dentschland  erhielt  dei  t'n- 
tersucliungsprocefs  erst  Im  löten  Jalirliunderle  das  Ucbrr^c- 
gewiclit,  zu  einer  Zelt,  welche  der  üITentllchcn  Fievhclt 
nichts   weniger  als  gilnstlg  war. 

55^  S.  unten  das  XXVste  (das  Vte)  Buch. 
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gesetzgebung,  welche  durch  Furcht  und  Schrecken 
von  Vergehungen  abhalten  will,  wird  vorzugsweise 
auf  die  möglichste  Beschleunigung  des  strafgericht- 
lichen Verfahrens  Bedacht  nehmen.  (Es  ist  denn 
doch  zugleich  ein  Glück  dafs  Folgerichtigkeit  — 
Konsequenz  —  zu  den  seltenern  Tugenden  der 
Menschen  und  der  Gesetze  gehört.)  Man  könnte 
sogar  versucht  seyn,  die  heimlichen  Gerichte, 
z.  B.  die  Westphälischen  Gerichte  der  Vorzeit,  ^^) 
in  dem  Geiste  einer  solchen  Gesetzgebung  zu  prei- 
sen oder  weniger  verwerflich  zu  finden.  Denn  eine 
Gefahr  ängstiget  zweyfach,  ein  Schlag  trifft  doppelt 
hart,  wenn  die  Ursache,  gleich  als  eine  unsichtbar 
waltende  Macht,  in  ein  geheimnifsvolles  Dunkel 
gehüllt  ist. 


VIERTES  HAUFTSTÜCK. 

Zum    Lobe    einer    guten    Gerechtigkeitspflege. 


Wohl  sollte  es  hier  des  Lobens  nicht  bedür- 
fen. Aber  die  Macht  ist  mit  ihren  Forderungfen 
zudringlicher,  als  das  Recht.  In  Deutschland  dürfte 


56)  Vgl.  über  diese  Gericlite  —  eine  der  merkwürdigsten 
Erscheinungen  des  Mittelalters  —  Geschichte  der  Westphäl. 
Fcmgeiichte.  Von  Berch.  Bremen  1814.  8.  Das  Femgericht 
Westphalens.  Von  P.  Wigand.  Hamm  1825.  8.  (Auch  nach 
den  neuesten  Untersuchungen  möchte  die  Eigenthümlichkeit 
dieser  Ger.chte  —  dafs  sie  Kät^ergerichte  >Yaren  — 
noch    ein  Räthsel  seyn.) 
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die  Organisaiiort  der  Gerechtigkcitspflege  noch  weit 
hinter  der  anderer  Verwaltungszwcige  zurQckstehn. 

BiUig  sagt  man,  dafs  Recht  und  Gerechtigkeit 
im  Lande  herrsche,  wenn  die  richterliche  Ge- 
walt wohl  verwaltet  wird.  Ein  Recht,  das  man  we- 
der durch  Selbsthülfe  noch  durch  den  Richter  ge- 
gen Eingriffe  schützen  kann,  ist  überall  kein  Recht. 

Es  giebt  wenige  Mängel  und  Gebrechen  in  der 
Verfassung  oder  der  Verwaltung  des  Staates,  für 
welche  nicht  eine  gute  Gerechtigkeitspflege  einen 
gewissen  Ersatz  leistete,  während  die  Mängel  und 
Gebrechen  der  Gerechtigkeitspflege  durch  nichts 
zu  vergüten  sind.  Man  versöhnt  sich  auch  mit  ei- 
nem ungleichen  Rechte^  wenn  nur  vor  dem 
Richter  kein  Ansehn  der  Person  gilt.  Man  hat 
auch  die  härtesten  Strafgesetze  nicht  zu  fürch- 
ten, wenn  nur  die  Unschuld  gegen  die  Willkühr 
des  Richters  gesichert  ist.  Dagegen  ist  ein  Staat, 
in  welchem  Partheylichkeit  oder  Willkühr  das  Hei- 
ligthum  der  Gerechtigkeit  entweiht,  dem  Stande 
der  Natur  kaum  vorzuziehn.  Er  hat  einen  gesetz- 
widrigen Angriff  auf  seine  Verfassung  zu  fürchten, 
weil  er  ihn  beschöniget.  Eine  Hauptursache  von 
dem  Verfalle  und  Untergange  des  Römischen  Frey- 
staates war  die  fehlerhafte  Organisation  der  rich- 
terlichen Gewalt. 

Gerechtigkeit  ist  die  Grundlage  der  Sittlichkeit. 
Wenn  sich  die  sittliche  Bildung  der  heutigen  Euro- 
päischen Menschheit  vor  der  anderer  Völker  vor- 
theilhaft  auszeichnet,  so  ist  wohl  die  Hauplursachc 

ZacJiäHä  üegierungslehret  Ö 
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die,  dafs  der  Zwiespalt  zwischen  Staat  und  Kirche 
den  Unterschied  zwischen  Rechts-  und  Tugend- 
pflichten hestimmter  und  anschauhcher  herausge- 
hoben und  den  Grundsatz ,  dafs  man,  um  gottes- 
furchtig und  menschenfreundlich  zu  seyn,  vor  al- 
len Dingen  gerecht  seyn  müsse,  in  unsere  ge- 
sammten  öffentlichen  und  häuslichen  Verhältnisse 
verwebt  hat,  Giebt  es  nun,  um  den  Sinn  für  Recht 
und  Gerechtigkeit  zu  bilden,  eine  bessere  Schule, 
als  eine  wohlgeordnete  und  öffentliche  Gerechtig-, 
keitspflege?  als  eine  GerechHgkeitspflege,  welche 
durch  die  Fejerlichkeit  und  Genauigkeit,  mit  der 
sie  und  öffentlich  zu  Werke  geht,  dem  Volke  das 
Rechtthun  in  seiner  Würde,  das  ünrechtthun  — 
das  Vergehn  und  das  leichtfertige  oder  muthwillige 
Rechten  in  bürgerlichen  Sachen  —  in  seiner  Ver- 
ächtlichkeit darstellt? 

Die  Urtheilskraft  macht  den  Geschäftsmann, 
den  Staatsmann!  Aber  durch  keine  Uebung  kann* 
jene  Kraft  in  eine  strengere  Zucht  genommen, 
durch  keine  zur  Beachtung  der  Gesetze  stracklicher 
angehalten  werden  ,  als  durch  die  Entscheidung 
oder  Beurtheilung  streitiger  Rechtssachen.  In  ge- 
samtheitlichen Regierungsbehörden  sollte  es  nie  an 
Männern  fehlen,  welche  sich  durch  die  Verwaltung 
eines  Richteramtes  gebildet  hätten» 

Ohne  eine  wohlgeordnete  Gerechtigkeitspflege 
giebt  es  keine  Sicherheit  des  EigenthumeS)  kein 
Zutiaun  (keinen  Credit)  im  Handel  und  Wandel. 
An  dem  Wohlstande  Englands  dürfte  die  Trefflich- 
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keit  der  Gereclitigkeitpflegc  dieses  Landes  einen 
sehr  bedeutenden  Anlheil  habeö. 

Nach  det"  Yerfossung  des  Französischen  Kay- 
serreichs hatte  der  Justizminister  den  Vorrang  vor 
seinen  Aintsgenossen.  Dieser  Rang  gebülirt  dem 
Justizministef  von  Rechts  wegen. 


Das 

DREY  UND  ZWANZIGSTE  BUCH 

VOM  STAATE 

oder 
DER  REGIERÜNGSLEHRE  DRITTES  BUCH. 


Fon  der  vollziehenden  Gewalt 

oder 

"von  der  Regierung  in  der  engeren  Bedeutung  ^). 


ERSTES    HAUPTSTÜCK. 

TV  a  s     ist     die     Regierung? 


Man  iTiufs,  um  den  Begriff  der  Regierung,  als 
eines  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  verschiedenen 
Hoheitsrechtes,  zu  bestimmen,  allerdings  von  der 


i)  Principes  d^ administration  publique  pour  servir  a 
Vetude  des  lois  administratii^es,  et  considerations  sur  l^im- 
portance  et  la  necessite  d^un  Code  adininistratif  ,  sui^ies 
du  projet  de  ce  Code,  Par  C.J.  Bonnin.  M^  Ed,  Par.  y^/5. 
M.  T.  8.  (Das  Werk,  obwohl  unmittelbar  nur  auf  die 
Verfassung  des  französischen  Kaj^serreichs  berechnet,  ent- 
hält dennoch  viel  allgemein  Brauchbares.)  —  Testament 
politique  du  Cardinal  de  Richelieu,  Der  Herr  und  der 
Diener.  Von  Fr.  Karl  v.  Moser.  Frankfurt  1769.  8.  (Ein 
mit  Unrecht  fast  vergessenes  Buch!)  Ueber  die  Staatsver- 
waltung Deutschei  Länder  und  die  Dienerschaft  des  Regeu- 
ten. Von  A.  W.  Rehber^,  Hannov.  1807.  8. 
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Ansicht  ausgehn,  dafs  die  gesetzgebende  Gewalt 
die  Grundsätze  aufzustellen  habe,  welche  die 
Regierung  in  Vollziehung  zu  setzen  hat.  Damit 
hat  man  jedoch  noch  überall  nicht  eine  recht- 
liche Scheidlinie  zwischen  beiden  Gewalten  gezo- 
gen. Denn  fuhrt  nicht,  nahmentlich  in  Staats- 
sachen ,  eine  ununterbrochene  Stufenleiter  vom 
Einzelnen  zum  Besonderen,  von  dem  Besonderen 
zu  dem  Allgemeineren,  von  diesem  zum  schlechthin 
Allgemeinen?  Wo  endet  oder  wo  beginnt  also  das 
Gebieth  der  Gesetzgebung?  wo  beginnt  oder  wo 
endet  das  Gebieth  der  Regierung  ?  woran  kann 
man  ein  Gesetz  von  einer  Regierungshandlung 
rechtskräftig  untersclieiden  ?  — -  Sondern  ,  um 
beyde  Gewalten  rechtlich  von  einander  zu  son- 
dern, bedarf  es  eines  äufseren,  gleichsam  eines 
zufälligen  Merkmales;  und  diesem  Bedürfnisse 
kann  nur  das  urkundliche  Recht  abhelfen« 

Nun  kann  zwar  das  urkundliche  Recht  Gesetze 
und  Regierungshandlungen  schon  durch  ihre  äus- 
sere Form  scheiden;  z.  B«  so,  dafs  diejenigen, 
und  nur  diejenigen  Verfügungen  die  Eigenschaft 
eines  Gesetzes  haben,  welche  der  Fürst  selbst  un- 
terzeichnet und  im  ganzen  Lande  bekannt  zu  ma- 
chen befohlen  hat.  Jedoch  eine  Unterscheidung 
dieser  Art  ist,  wenn  auch  für  die  Unterthanen, 
als  solche,  dennoch  nicht  für  die  StaatsgcAvalten 
selbst,  rechtlich  ausreichend. 

Sondern  die  Scheidlinie,  welche  das  urkundli- 
che Recht  zwischen  der  gesetzgebenden  und  der 
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vollziehenden  Gewalt  ziehen  kann  und  soll,  ist  ^ 
die,  dafs  die  Verfassung  zwey  in  ihrem  Geschäfts-  M 
kreise  selbstständige  Behörden  einsetzt,  die  eine,  1 
welche  Grundsätze  aufzustellen,  die  andere,  wel-^ 
che  diese  Grundsätze  in  Anwendung  zu  bringen  hat. 
Alsdann  ist  die  gesetzgebende  Gewalt  nicht  mehr 
blos  das  Recht,  Sätze,  die  an  sich  Grundsätze 
sind,  7,u  bekräftigen,  die  Regierung  nicht  mehr 
blo3  das  Recht,  Vorsqhriften,  die  an  sich  Grund- 
sätze sind,  in  Vollziehung  zu  setzen.  Sondern  die 
erstere  ist  nur  das  Recht  einer  bestimraten  Behörde, 
eineni  Satze  die  Eigenschaft  eines  Grundsatzes  zu 
geben,  und  die  Regierung  das  Recht  eines  andern 
Selbststandes,  die  von  der  ersteren  —  der  höhe-^ 
ren  -^  Behörde  aufgestellten  Grundsätze  zu  volW 
ziehut  So  sind  die  gesetzgebende  und  die  vollzie- 
hende Gewalt  in  der  Wirklichkeit  von  einander  zu 
trennen,  damit  es  nicht  an  eii^er  Bürgschaft  für  die 
Stätigkeit  der  Grundsätze,  für  die  Gesetzmäfsigkeit 
der  Regierung  fehle,  damit  nicht  das  Bedürfnifs 
und  selbst  diß  Idee  einer  Gesetzgebung  in  den  Hin-? 
tergrund  ^zurücktrete.  So  in  der  Wissenschaft; 
damit  es  nicht  der  Untersuchung  über  das  Wesen 
der  einen  und  in  der  andern  Gewalt  an  einem  festen 
Anhalte  fehle,  Daher  wird  man  finden,  dafs  über- 
all, M'o  man  die  Verfassung  des  eipherrschaftlichen 
Freystaates  oder  eine  ähnliche  auf  die  Scheidung 
der  gesetzgebenden  und  der  vollziehenden  Gewalt 
berechnete  Verfassung  einführte,  sowohl  für  die 
Gesetzgebung,    ^U  für   die  Regierungskunst   ein 
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neuer  Morgen,  ein  anderes  Leben  tagte.  Man 
fasse  nur  das  Gegenbild  ins  Auge,  z.  B,  die  Gebro- 
chen, an  welchen  die  Gesetzgebung  in  den  Län- 
dern des  deutschen  Reiches  krankte  !  Allerdings 
bat  jene  Scheidung  beyder  Gewalten  am  Ende  nur 
die  Folge,  dafs  der  Streit,  ob  und  in  wie  fern  nach 
Grundsätzen  regiert  werden  könne  und  zu  regieren 
sey,  nur  unter  gewissen  verfassungsmäfsig  be- 
stimmten Partheyen  gefuhrt  wird.  Aber  ist  ein 
Mehreres  erreichbar  ?  Nicht  durch  Grundsätze 
und  Regeln,  nur  durch  die  Verschiedenheit  der 
Interessen  und  Hülfsmittel  kann  man  die  verschie- 
denen Gewalten  von  einander  sondern. 

Das,  was  in  dem  Obigen  von  der  Scheidlinie 
zwischen  der  gesetzgebenden  und  der  richterhchen 
Gewalt  gesagt  worden  ist,  läfst  sich  fast  ohne  Aus- 
nahme auch  auf  die  Sonderung  der  richterlichen 
Gewalt  von  der  vollziehenden  anwenden.  Auch 
diese  beyden  Gewalten  können  rechtskräftig  nur 
durch  das  urkundliche  Recht  und  nur  auf  die  Weise 
geschieden  werden,  dafs  sie  verschiedenen  Be-^ 
hörden  zur  Ausübung  übertragen  werden. 

Und  so  umfafst  denn  die  vollziehende  Gewalt, 
ihrem  Rechtsbegriffe  nach,  die  gesamten  Rechte 
der  Staatsgewalt,  mit  Ausschlufs  derjenigen,  wel- 
che besonderen  und  von  der  Regierung  unabhän- 
gigen Behörden  übertragen  oder  zu  übertragen 
sind.  Nicht  Mos  das  Vollziehn ,  sondern  auch  das 
Gesetzgeben,  auch  das  Richten  ist  die  Sache  der 
Regierung.     Die  gänzliche  Sonderung  dieser  drey 
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Verrichtungen  ist  nur  eine  Idee;  aber  eine  Idee^ 
die,  obwohl  weaentlich  unerreichbar,  dennoch 
einer  jeden  Verfassung  als  ein  Musterbild  vorschwe- 
ben soll.  Das  Bild  weicht  zurück,  wie  man  es 
erfassen  will,  damit  es  desto  freyer,  nach  dem 
Geiste  und  nach  den  Verhältnissen  eines  jeden  ein- 
zelnen Volkes,  nachgebildet  werde. 

In  den  folgenden  beyden  Hauptstücken  dieses 
Buches  wird  jedoch  die  vollziehende  Gewalt  nur  in 
ihrer  ursprünglichen  Bedeutung,  d.  h.  nur  in 
so  fern  iq  Betrachtung  gezogen  werden,  als  sie  die 
Vollziehung  der  Gesetze  zu  besorgen  hat.  Gesetz-^ 
gebend  oder  richtend  wird  sie  ihrem  Berufe  in  dem 
Grade  entsprechen,  in  welchem  sie  beziehungs- 
weise nach  dem  Musterbilde  der  gesetzgebenden 
und  nach  dem  der  richterlichen  Gewalt  organisirt 
ist  und  verwaltet  w^ird, 


ZWEYTES    HAÜPTSTÜCK. 

Fon  der  Fcrsehiedenheit  der  Regierungsgeschäfte. 


I.   Für  die  vollziehende  Gewalt  gehört  theils 
das  Regieren,  theils  das  Verwalten,  — beyde 

Worte  in  ihrer  engsten  Bedeutung  genommen,  ^)  — 

*      -f  .  .    .   ■  — 

2)  In  demselben  Sinne  unterscheiden  die  Französischen 
Scliriflsteller  zwischen  goin^ernement  und  administration  S. 
Bonnln  in  d.  a.  W.  ^  Ich  werde  die  Worte:  Regierung 
und  Staatsvervy^altiing  —  in  dieseni  Buche  JQderz,ei^  in  dieser 
t;ngsttn  Bedeutung  gebrauchen, 
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d.  h.  theils  der  Oberbefehl  über  die  Voll/Jclumnr 
der  Gesetze,  theils  die  Vollstreckung  der  Ge- 
setze in  Gemäfsheit  dieses  Oberbefehles. 

Das  Regieren  und  das  Verwalten  bilden  in 
mehr  als  einer  Hinsicht  einen  Gegensatz.  —  DI(.' 
Regierung  bezieht  sich  auf  das  gesamnite  Staals- 
gobielh;  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  ist  das 
Staatsgebielh  in  Gemeinde -Bezirke  einzutheilcn. 
—  Zu  einer  guten  Regierung  wird  Einstimmigkeit 
der  Mafsregeln,  wird  ein  System  erfordert.  Die 
Verwaltung  ist  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  ört- 
lichen Verhältnisse  zu  berechnen.  Die  Beamten , 
welche  zur  Regierung  berufen  werden,  müssen 
in  Beziehung  auf  diesen  ihren  Beruf  von  denselben 
Ansichten  ausgehn,  eines  und  desselben  Sinnes 
seyn.  Von  den  Verwaltungs  beamten  kann 
unmittelbar  nur  das  gefordert  werden,  dafs  ein 
jeder  in  seinem  Geschäftskreise  den  Befehlen  der 
Regierung  gehorsame.  Die  Regierungsbe- 
amten,  damit  die  Wirklichkeit  der  Idee  vollkom- 
men entspreche,  müssen  sich  an  einem  und  dem- 
selben Orte  und  zwar  fortdauernd  —  also  in  der 
Hauptstadt' — ^auflialten.  Die  Verwaltungsbe- 
amten sollen,  über  das  ganze  Staatsgebieth  zer- 
streut, an  Ort  und  Stelle  wirksam  seyn. —  Zum 
Verwalten  wird  Verstand  und  Ortskenntnifs,  zum 
Regieren  auch  Geist  erfordert.  Die  Regie- 
rungsbeamten haben  vorzugsweise  das  Allge- 
meine, die  Verwaltungsbeamtcn  vorzugsweise 
das  Besondere  und  das  Einzelne  zu  beachten. 
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—  Damit  ich  alles  in  ein  Bild  zusammenfasse:  Die 
Regierung-sbeamten,  (in  dem  einherrschaftlichen 
Freystaate  die  Grofsbeamten  der  Krone,)  sind  die 
Seele,  die  Verwaltungsbeamten  die  Organe 
und  Werkzeuge  der  vollziehenden  Gewalt^ 

Damit  nun  die  wesentliche  Verschiedenheit  der 
Geschtäfte,  welche  der  Regierung  und  Avelche  der 
Verwaltung  obliegen,  nicht  in  einen  verderbliclien 
Widerstreit  zwischen  der  Regierung  und  der  Ver- 
waltung ausarte^  damit  dennoch  die  von  beyden 
zusammen  zu  besorgende  Vollziehung  der  Ge^  h 
setze  der  Einheit  des  Zwecks  der  vollziehenden  Ge- 
walt entspreche,  sind  gewisse  Zwischen -oder  Mit- 
telbehörden (Aemter,  Oberämter,. —  Kreishaupt- 
mannschaften, Kreisdirektoreien,  Präfecturen,)  zu. 
bestellen,  welche,  der  Regierung  und  der  Verwal- 
tung zugleich  angehörend,  den  Einklang  zwischen 
beyden  zu  vermitteln  haben. 

Bey  der  Organisation  dieser  Mittelstellen  sind 
freylich  vor  allen  Dingen  die  eigenthümlichen  Ver- 
luiltnisse  eines  jeden  einzelnen  Staates  z.  B.  die  Be- 
herrschungsform, die  Gröfse  des  Staatsgebiethes, 
das  Zutraun ,  das  die  eigentlichen  Verwaltungsbe- 
amten (die  Ortsvorstände)  verdienen,  zu  berück- 
sichtigen. Jedoch  schon  aus  dem  Doppelzwecke 
dieser  Stellen  lassen  sich  mehrere  die  Organisation 
derselbenbestiramende  Folgerungen  ableiten.  So  ist 
es  z.B.  nicht  gut,  wenn  die  Amtsbezirke  dieser  Mit- 
telstellen (oder  wenigstens  in  der  unmittelbar  unter 
der  Regierung  stehenden )  von  einem  geringen  Um- 
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fange  sind.  Denn  der 'Beamte  vergifst  dann  nur 
zu  leicht  über  das  Verwalten  des  Regieiens,  über 
die  Einzclnheiten  des  Allgemeinen ;  und  doch  soll 
er,  je  näher  er  der  Regierung  steht,  desto  mehr 
im  Geiste  eines  Regierungsbeamten  handeln, 
(Denselben  Fehler  haben  in  kleinen  Staaten  die 
Regierungen  selbst  zu  fürchten!  ) 

IL  In  den  heutigen  Europäischen  Einherrschaf- 
ten pflegen  die  Regierun gsgeschäfte  unler  die 
Ministerien  der  auswärtigen  Angelegenheiten,  des 
Inneren,  der  Gerechtigkeitspflege,  des  Krieges 
und  des  Staatshaushaltes  vertheilt  zu  seyn;  «^ —  eine 
Vertheilung,  die,  so  \vie  sie  auf  einer  wesent- 
lichen Verschiedenheit  jener  Geschäfte  beruht,  so 
auch  die  Verschiedenheit  der  menschlichen  Ge-^ 
müthsarten  für  sich  haben  dürfte.  Soll  nicht  z.  B, 
der  Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  eines 
ganz  andern  Sinnes  und  Geistes  seyn,  als  der  Mi- 
nister der  Gerechtigkeitspflege?  Und  mufs  nicht  ein 
Staatsbeamter,  je  höher  er  steht,  desto  mehr  auch 
dem  Herzen  nach  seinem  Amte,  gleich  als  einer 
freyen  Kunst,  angehören? 

Dieselbe  Vertheilung  der  Geschäfte  ist  billig 
auch  auf  die  Staatsverwaltung  auszudehnen. — 
Im  Inneren  sollen  die  für  die  Verwaltung  über- 
haupt angestellten  Beamten,  die  Organe  und 
Werkzeuge  des  Ministers  des  Innern,  gleichsam 
der  Kern  seyn,  welchem  die  Beamten  der  beson- 
deren Verwaltungszweige  anzubildcn  sind.  Die 
Orgamsfttion,  welche  der  allgemeinen  Staats- 
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Verwaltung  zu  geben  ist,  d  i  e  Abth eilung  des  Staats- 
gebietlies ,  welche  sich  auf  d  i  e  s  e  bezieht ,  ist  auch 
bey  der  Gestaltung  der  besonderen  Verwaltungs- 
zweige möglichst  zu  beobachten.  Und  wenn  schon 
eine  jede  Gattung  der  besonderen  Verwaltungsbe- 
amten nach  den  besonderen  Gesetzen  und  Regeln 
ihres  Faches  und  im  Geiste  und  Sinne  desjenigen 
Ministers,  dem  sie  unmittelbar  untergeordnet  ist, 
zu  handeln  hat^  so  müssen  doch,  damit  die  Ver- 
waltung auch  an  sich,  und  nicht  blos  durch  die 
Regierung  in  Einklang  sey,  die  besondern  Ver- 
waltungsbeamten die  Aufsicht  und,  in  den  geeig- 
neten Fällen,  selbst  dem  Befehle  der  allgemeinen 
unterworfen  seyn;  und  um  so  mehr,  je  leichter 
Beamte,  die  neben  einander  stehn,(denn  das  Amt 
macht  den  Mann,  wie  das  Kleid,  und  mifstraui— 
scher  bewacht  man  seines  Gleichen, )  einander  ent- 
gegenwirken» 

in.  Aufserordentliche  Zeiten  fordern  aufser- 
ordentliche  Maafsregeln.  Jedoch  deutet  es  fast  im- 
mer auf  einen  Mangel  oder  anfeinen  Fehler  in  der 
Verfassung  hin,  wenn  in  einem  Staate  ausserordent- 
liche Geschäfte  durch  aufserordenhche  Bevollmäch- 
tigte ^)  erlediget  werden.  Die  altpersischenKönige 
liefsen  die  Satrapen  ihres  Reichs  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  einen  Seudbothen,   den  ein  Heerhaufe  be- 


^ 


3)  Per  commissarios ,  judices  Delegat  es» 
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gleitete,  heimsuchen;  *)  eine  ahnHche  Vollmacht 
hatten  die  Missi  dominici  Karls  des  Grofscn.  ^) 
Beyde  Reiche  waren  zu  grofs,  zu  loose  zusam- 
mengefügt, als  dafs  sie  von  der  Regierung  ohne 
eine  aufserordentliche  Kraft  bewältiget  werden 
konnten. 


Und  so  entsteht  denn  in  allen  grofsen  und  aus- 
gebildeteren Staaten  jene  Vielheit  und  Mannigfal- 
tigkeit der  Vollziehungsbehörden ,  welche,  oft  noch 
,  durch  die  Eigenthümlichkeiten  der  Verfassung  ver- 
gröfsert,  das  Regieren  eben  so  sehr  erschwert,  als 
erleichtert,  eben  so  sehr  verwickelt,  als  verein- 
facht, und  welche  es,  (da  sich  der  Mensch  im 
Künstlichen  gefallt, )  desto  erklärlicher  macht,  wie 
eben  die  gm  vollkommensten  organisirten  Regie- 
rungen nur  sich  als  das  Heil  des  Staates  zu  be- 
trachten geneigt  sind. 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von     der     Regierungskunst, 


Das  Regieren  ist  eben  sowohl  eine  Wissen- 
schaft, als  eine  Kunst. 


4)  Heeren's  Ideen  über  die  Politik  etc.  der  alten  Völker. 
1.  Abth. 

5)  Montag's  Gescliiclite   der  deutsclien   staatsbiirgcrliclieii 
JFreyheit.  i.  Bds.  i.  Th.  (Banib.  i8i2.  8.)  §•  *ö- 
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Wenn  man  in  den  Männern,  die  j^uRegienings- 
geschäften  berufen  sind  oder  berufen  werden,  dem 
praktischen  Blicke,  d.  h.  dem  Vermögen,  das  Bes- 
sere und  das  Beste  zu  wählen,  ob  man  wohl  keine 
vollständige  Rechenschaft  von  der  getroffenen  Wahl 
ablegen  kann,  (gleichsam  einem  Ahnungsvermö- 
gen,) den  Vorzug  vor  einer  gelehrten  und  wissen- 
schaftlichen Bildung  giebt,  so  geschieht  es  öder  so 
sollte  es  nwr  deswegen  geschehn,  weil  die  Unsi- 
cherheit der  Theorie  das  Regieren  in  so  vielen  Fäl- 
len zu  einer  Wahrscheinlichkeitsrechnimg  macht, 
weil  eine  mangelhafte  oder  irrige  Theorie  nicht  nur 
zu  Fehlern  im  ürth eilen ,  sondern  auch  zur  Hart- 
näckigkeit in  der  Behauptung  dieser  Fehler  verleitet. 

Aber  nie  kann  eine  Regierung  unterrichtet  ge- 
nug seyn.  Die  Geschichte  aller  Zeiten  jind  Völker, 
der  gegenwärtige  Zustand  des  Volkes,  des  mensch- 
lichen Geschlechts ,  der  Staatenwelt ,  ein  jedes 
Feld  des  menschlichen  Wissens,  eine  jede  Ent- 
deckung oder  Erfindung  steht  in  einer  mehr  oder 
weniger  nahen  Beziehung  auf  das  Geschäft  der  Re- 
gierung. Und  setzt  nicht  Klugheit  die  Kunst  zu 
fragen,  (zu  fragen  die  Menschen  und  die  Thatsa- 
chen,)  diese  aber  Kenntnisse  voraus?  —  Durch 
die  Erfindung  der  Buchdruck erkurist,  besonders 
seitdem  Zeitungen  und  Zeitschriften  entstanden 
sind,  hat  sich  den  Em^opäischen  Regierungen 
eine  neue  oder  ergiebigere  Quelle  des  Unterrichts 
eröffnet.  So  wenig  man  einem  Lehrer  deshalb 
Gehör  versagen  soll,  weil  er  uns  herbe  Wahr- 


heiten  prediget,  eben  so  wenig  sollten  die  Regie- 
rungen die  Presse  unter  eine  Vorniundscliaft  stel- 
len.' Die  öffentlichen  Behörden,  welche  in  einigen 
Staaten,  z.  B.  in  Frankreich,  für  die  Sammlung 
statistischer  Nachrichten  niedergesetzt  worden  sind, 
gewähren,  so  preifswürdig  auch  diese  Veranstal- 
tung seyn  mag,  einen  doch  nur  kümmerlichen 
Ersatz. 

Eine  jede  Regierung  soll  irgend  ein  System, 
d.  h.  einen  Haupt  und  Grundplan  haben,  den  sie 
in  ihrem  gesammten  Wirkungskreise  folgerecht  und 
mit  Ausdauer  durchzuführen  sucht. 

Von  Rechtswegen  sollte  eine  jede  Regierung 
das  System  haben,  die  Wirklichkeit  der  Idee  im 
Wege  der  Güte  und  des  Rechts  zu  nähren.  Plato, 
in  seinen  Büchern  vom  Staate,  fordert  von  dem 
Herrscher,  dafs  er  nachldeen  regiere.  Das  Kenn- 
mahl einer  guten  Verfassung  ist,  dafs  sie  der  Regie- 
rung^ diesen  Plan  zu  verfolgen,  gestattet.  Nur 
wenigen  Verfassungen ,  jedoch  dem  einherrschaft- 
lichen Freystaate  gebührt  dieses  Lob. 

Es  ist  eine  Seltenheit,  wenn  eine  Regierung  nur 
darauf  ausgeht ,  das  Bestehende  zu  erhalten.  Denn 
in  der  Natur,  in  der  Menschenwelt,  nirgends  ist 
Stillstand.  Wer  da  hat,  dem  wird  gegeben,  und 
wer  nicht  hat,  dem  wird  auch  das  genommen,  was 
er  hat. 

Sondern  bey  weitem  die  meisten  Regierungen 
gehen  von  dem  Systeme  aus,  die  eigene  Macht  zu 
befestigen  und  zu  vergröfsern.     Aus  Mifstraun  gc- 


80 

gen  Andere  oder  auch  gegen  sich  selbst,  durch  den 
Widerstand,  den  sie  im  Innern  finden^  gereitzt,  oder 
um  die  ganze  Kraft  des  Volkes  gegen  auswärtige 
Feinde  zu  richten,  zürnend,  wenn  sie  die  Besieg- 
ten, hochmüthig,  wenn  sie  die  Sieger  sind,  hul- 
digen die  Regierungen  nur  zu  leicht  dem  Wahlspru- 
che Kato's:  Cceterum  Carthaginem  delendam  esse 
censeol  Handelten  nicht  z.  B.  die  Europäischen  Re- 
gierungen Jahrhunderte  lang  in  dem  Geiste  dieses 
Systemes,  nachdem  sie  die  Stürme  des  Mittelalters 
glücklich  bedräuet  hatten?  Zum  Glück  können 
der  Vortheil  der  Regierung  und  das  Wohl  des  Vol- 
kes, —  die  Macht  und  das  Recht,  — an  sich  wesent- 
lich ein  und  derselbe  Zweck,  nie  ganz  von  einan- 
der geschieden  werden. 

Aufser ordentliche  Zeiten  und  Umstände,  kön- 
nen diesem  Systeme  die  Richtung  geben ,dafs  die 
Regierung  alles  zu  erneuern  und  umzugestalten  hat. 
Eine  solche  Zeit  ist  die,  welche  nach  einer  Revo- 
lution eintritt.  Wohl  der  Regierung,  welche  als- 
dann sich  unter  dem  Schilde  des  Krieo'sdückes 
schirmen  oder  bey  einem  des  Kriegens  müden  Vol- 
ke sich  durch  die  Segnungen  des  Friedens  einbür- 
gern kann. 

Allemal  werden  die  auswärtigen  Verhältnisse 
des  Staates  einen  bedeutenden  Einflufs  auf  die  Ge- 
staltung des  Rcgierungssystemes  haben.  Sind  aber 
diese  Verhältnisse,  —  wegen  der  Beschaffenheit  des 
Landes,  oder  weil  das  Volk  nur  eine  verhältnife- 
mäfsig  geringe  Kriegsmacht  aufbringen  kann,  oder 
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aus  irgend  einem  andern  Grunde -^besonders  be- 
denklich, oder  bedarf  die  Regierung  des  Krieges, 
um  ihre  Macht  im  Inneren  zu  befestigen,  z.  B. 
weil  sie  die  Zweydeutigkeit  ihrer  Abkunft  durch 
den  Glanz  ihrer  Thaten  vor  den  Augen  ihrer  ün- 
terthanen  zu  verschleyern  hat;  so  wird  das  Regie- 
rungssystem von  den  auswärtigen  Verhältnissen 
sogar  seinen  Gründcharakter  entlehnen.  Wohl 
ist  der  Staat  glücklich  zu  preisen,  dessen  Regie-- 
rung  die  Macht  und  den  Willen  hat,  die  auswär- 
tigen Verhältnisse  den  inneren  unterzuordnen.  Je- 
doch kann  das  entgegengesetzte  System  nach  der 
Verschiedenheit  der  Gründe,  aus  welchen,  und 
der  umstände,  unter  welchen  es  beliebt  wird, 
ganz  verschiedenartige  zuweilen  auch  sehr  wohl- 
thätige  Folgen  für  die  Wohlfarth  der  Völker  haben. 
Wie  wenig  gleichen  sich  z.  B*  die  von  den  Beken- 
nern  des  Islam  und  die  von  den  Völkern  Deut- 
schen Ursprungs  gestifteten  Staaten,  so  kriegerisch 
auch  in  den  einen  und  in  den  andern  der  Geist 
der  Regierung  ist! 

Eine  jede  Regierung  mufs  wenigstens  bezie- 
hungsweise auf  die  Erhaltung  des  Bestehenden 
Bedacht  nehmen.  Dazu  genügt  es  aber  noch 
nicht,  wenn  nur,  wie  herkömmlich  ist,  regiert 
wird.  Oft  bedarf  es  ausserordentlicher  Mittel,  um 
die  Regel,  oft  mufs  man  Einzelnes  aufopfern,  um 
das  Ganze  zu  erhalten.  ^) 

6)   Quaedam  vi  tractatOj   quo  caeteris  quics  esset.      Tac. 
Ann.  i  ,  9* 

Zacftariä  Jiegierungslehre*  (3 
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So  fest  auch  die  Regierung  key  dem  einmal 
gewählten  Systeme  beharren  soll,  so  hat  sie  eS 
doch,  wenn  sich  d\6  Zeiten  wesenthch  verändern, 
mit  einem  andern  zu  vertauschen.  So  handelten 
Konstantin  der  Grofse,  Wilhelm  der  Eroberer, 
Rudolph  von  Habsburg;  der  erste,  weil  ein  neuer 
Glaube,  der  zweyte,  weil  die  Unsicherheit  eines 
in  einer  einzigen  Schlacht  errungenen  Besitzthumes, 
der  dritte.  Weil  der  entschiedene  Verfall  der  kaj- 
serlichen  Macht  einen  neuen  Regierungsplan  for-- 
derte. 

So  Wie  das  System  der  Regierung  der  Eigen-" 
thiimlichkeiten  der  Staatsverfassung  atlzubilden 
ist,  (denn  die  Regierung  und  die  Verfassung  des 
Staates  sollen  sich  zu  einander,  wie  das  Wollen  | 
zu  der  Willenskraft,  verhalten,  )  so  hängt  auf 
der  andern  Seite  die  Beharrlichkeit  der  Regierung 
bey  dem  einmal  gewählten  Systeme,  ja  die  Mög- 
lichkeit eines  Regierungssysteraes  überhaupt,  von 
der  Beschaffenheit  der  Verfassung  ab.  In  der 
reinen  Volksherrschaft  kann  ein  solches  System 
nur  dann  gedeihen,  wenn  ein  ständiger  Rath  die 
leidenschaftliche  Unbeständigkeit  des  Volkes  zu- 
gelt.  Die  Mehrherrschaft  (das  lehrt  am  besten  die 
Geschichte  des  Freys^taates  von  Venedig!)  leidet 
au  dem  entgegengesetzten  Fehler;  mag  sich  auch 
ihre  Umwelt  noch  so  wesentlich  verändert  haben , 
sie  beharrt,  das  Mifstraun,  das  sie  gegen  ihre  ei- 
genen Gheder  hegt,  gegen  eine  jede  Neuerung  tra- 
gend,   ewig  bey   denselben   Grunsätzen,      In  der 
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unbescbränkten  Einherrschaft  ist  die  Gefuhr  dlc^ 
dafs  das  Regieniiigssystem  mit  dem  Fürsten 
wechsle,  (denn  auf  deni  Regierungsnaclifolger  la«* 
sten  allemal  grofse  Erwartungen,  wcim  er  siö 
auch  nicht,  als  ein  erklärter  Widersacher  dei* 
bisherigen  Regierung^  verschuldet  hat,  )  odei* 
dafs  die  Laune  des  Fürsten  die  Stelle  eines  jeden 
Systemes  vertrete»  Die  Priesterherrschaft,  durch 
die  Abkunft  ihres  Rechts  ewig  an  dieselben  Re-^ 
gierungsgrundsätze  gebunden,  kanti  höchstens  in 
der  Wahl  der  Mittel  dem  Zeitgeiste  huldigen; 

Die  leichtere  Aufgabe  ist  die,  die  Grund- 
sätze zu  finden,  von  welcher  eine  Regierung  aus- 
zugehn  hat,  die  schwerere,  alle  die  Folgerun- 
gen zu  entdecken,  die  sich  aus  diesen  Grund* 
sätzen  ableiten  lassen. 

Weniije  Reoierunoen  möoteii  sich  eines  ^Ö 
voUkommeneti  Systemes  rühmen  können,  wie  die 
der  römisch-katholischen  Kirche.  Da  ist  Alles 
wie  aus  einem  Gusse 5  für  das  unsichtbare  Etwas ^ 
das  Kirche  genannt  wird,  scheint  es  einen  Wech- 
sel der  Menschen  und  der  Jahrhunderte  nur  in  so 
fern  zu  geben,  als  die  Regierung  dieselben  Mafs- 
regeln  bald  mit  mehr,  bald  mit  weniger  Strenge! 
oder  bald  mit  diesen  bald  mit  andern  Nebenbe*- 
stinimungen  in  An\tendung  bringt.  (Ein  sehr  un- 
terrichtendes Beyspiel  liefert  die  Geschichte  des 
Mönchthums  dieser  Kirche.)  Streng  sind  die  Ge- 
setze, mild  ist  die  Vollziehung  derselben^  dannt 
die   Kirche    weder    die    Heiligkeit   des    götllichen 

0* 
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Rechts,  noch  die  Schwächen  der  menschlichen 
Natur  verkenne.  Die  Regierung  scheint  nichts  für 
sich  seihst,  Alles  für  die  Regierten  zu  thun.  Dar- 
rum ist  es  ein  Verbrechen,  Geld  oder  Geldes- 
werth  fiir  eine  geistliche  Wohlthat  zu  geben  oder 
zu  nehmen.  ^)  Darum  sind  die  Unterthanen  der 
Kirche  frey  von  allen  Abgaben,  ausgenommen 
von  dem  Zehnten,  einem  Dankopfer,  das  sich 
durch  reichlichere  Ernten  verzinst.  ^)  So  sehr 
auch  diese  Kirche  die  Menschen  gängelt  und  meis- 
tert, so  läfs  sie  ihnen  doch,  (eine  göttliche  Kunst!) 
nur  die  Pflichten  der  Religion  einschärfend  und 
bekräftigend,  den  Glauben  oder  den  Wahn  der 
Freyheit. 

Es  ist  ein  Vorzug  des  einherrschaftlichen  Frey- 
staates, dafs  in  demselben  die  Regierung  kaum 
ohne  ein  System  seyn  und  bestehen  kann.  Nur 
Männer  von  denselben  Grundsätzen  können 
sich  hier  in  den  obersten  Regierungsstellen  erhal- 
ten.  Unaufhörlich  von  einer  Parthey  (der  Oppo-  i 
sition)  angegriffen,  welche  der  eigene  Vortheil  | 
ein  System  verfolgen  lehrt,  müssen  jene  Be- 
amte, ihrer  Selbstvertheidigung  wegen,  ebenfalls 
zu  einem  Systeme  ihre  Zuflucht  nehmen. 

In  der  uneingeschränkten  Einherrschaft  kann 


7)  Eine  Simonie. 

8)  Auf  der  Kirelienversammlung  tu  Frankfurt  im  J.  794 
wurde,  als  Ursache  des  damaligen  Mifswaehses  angeführt, 
dafs  auf  den  nicht  verzehnteten  AecUrn  der  Teufel  dieAehreu 
ausgefressen  habe. 
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schon  die  Geistes,  und  Charakter -Stärke  des  Für- 
sten in  die  Regierung  ein  System  legen.  Und 
doch,  hat  auch  der  Fürst  Geist  und  Kraft  genug, 
um  —  wie  Heinrich  IV.  ^)  —  Männer  von  den  ver- 
schiedenartigsten Grundsätzen  und  Gesinnungen  in 
einem  gewissen  Einklänge  zu  erhahen,  nur  von 
der  Einmüthigkeit  der  obersten  Regierungs- 
beamten mag  er  das  Gedeihen  seiner  Plane  erwar- 
ten. Ein  Fürst,  der  Mifstraun  in  seine  Kräfte 
setzt,  thut  wohl,  wenn  er  einen  Principal- Mini- 
ster bestellt.  ^^) 

Es  ist  allemal  bedenklich,  mit  den  Regierungs- 
oder den  Verwaltungsbeamten  häufig  zu  wech- 
sehi.  ^^)  Denn  eine  jede  Gewalt  verliert  an  in- 
nerer Kraft,  wenn  sie  häufig  aus  einer  Hand  in 
die  andere  geht;  ein  Wechsel  der  Beamten  ist 
zugleich  mehr  oder  weniger  ein  Wechsel  der  Grund- 
sätze. (Daher  in  den  Freystaaten  wenigstens  die 
Verwaltung  nie  so  vollkommen  seyn  kann,  als  in 
den  Einherrschaften*  In  jenen  ist  der  häufige 
Wechsel  der  Verwaltungsbeamten  ein  Verfassungs- 
gesetz,  in  diesen  streitet  er  mit  dem  Inte- 
resse der  Verfassung.)  Jedoch,  sobald  die  Re- 
gierung ihr  System  zu  verändern  oder  auch  nur 
unter  wesentlich  veränderten  Umständen  in  An- 
wendung zu  bringen  hat,  wird  ein  Ministerwech- 


9)  Vgl.  die  Memoires  du  Duc  de  Sulljr. 

10)  Richelieu  testament  politique. 

ii)  Ein  GruiulsaU,   der  auch    bej   der  Orp:anisatIon  der 
Gemeindeverfassung  zu  benitksichtigen  scjn  dürfte. 
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sei  rathsam,  wo  nicht  nolhwendig.  Ein  Ministe- 
rium, das  einen  schweren  Krieg  glücklich  been- 
diget hat,  ist  deswegen  noch  nicht  geschickt,  die 
Wunden,  die  der  Krieg  schlug,  mit  demselben 
Erfolge  zu  heilen. 

In  den  väterlichen  Herrschaften  kapn  kaum 
genug  regiert  werden.  An  sich  aber  ist  es  der 
gröfste  Fehler,  den  eine  Regierung  begehn  kann, 
r-T-  zu  viel  zu  regieren.  Und  doch  ist  es  schwer, 
diesen  Fehler  zu  vermeiden.  Bald  verlangen  die 
Menschen  zu  viel  von  der  Regierung,  gleich  als 
wäre  sie  eine  Wunderkraft;  bald  verführt  die  Re- 
gierungen der  Hang  zur  Allmacht  oder  das  Strcr^ 
ben  Einzelner,  sich  auszuzeichnen  oder  sich  un- 
enthberlich  zu  machen.  Am  leichteaten  verfallen  j 
kleinere  Staaten  in  diese  Krankheit. 


Das 

VIER  UND    ZWANZIGSTE  BUCH 

VOM   STAATE 

oder 
DER  REGIERÜNGSLEHRE  VIERTES  BUCH. 


f^on   der   Staatsgewalt   in    bür gerlicheji 
Rephtssachen 

oder 
Das     bürgerliche     U  e  c  h  t  ^), 


EINLEITUNG. 


Die  natürliche  Freyheit  des  Menschen 
ist  das  physische  Vermögen,  welches  der  Mensch 
von  Natur  hat,  (welches  also  nicht  in  einer  Rechts- 
pflicht anderer  Menschen  seinen  Gi:und  und  Ur- 


i)  Besoirders  deutsclie  Sclirlftsteller  haben  sicli  um  diese 
Wissenschaft  verdient  gemacht.  Ihre  Nahmen  und  Schriften 
findet  man  in  den  bekannten  Lehrbiicliern  des  Naturrechts  von 
Gros,  Bau^r,  Kru^g  u.  a.  Unter  ditn  neueEei>  Werke»>  sind 
Kants  metaphrsiscKe  Anfangs^rüiide  der  Kecht&lehre  (wep^en 
der  neuen  Grundlagen,  die  der  Y£  mehrcreu  Lehre4J  des 
bürgerUchea  Reciits  gegeben  lial,  )  und  llugo's  I..c!irI>iioh  des 
Naturrechts,  als  el»ej:  Philosophie  des  positiven 
lleclits,  (quin  jus  naturac  a  cocla  ad  Urrani  rei'ocas'Ltt  ) 
t)c&ORderÄ  auszuzeichnen^ 
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Sprung  hat,)  nach  Gefallen  über  die  Natur  (die 
Sinnenwelt)  zu  geblethen.  Als  die  Bedingung  der 
Wirksamkeit  der  sittlichen  Freyheit  ist  sie  ein 
Recht  —  Das  Naturrecht  hat  die  natürliche 
Freyheit  des  Menschen,  diese  als  ein  Recht  i>e- J 
trachtet,  zum  Gegenstande. 

Die  Grundlage  des  Naturrechts  *--*  oder  des  all- 
gemeinen bürgerlichen  Rechts ,  denn  beyde  Rechte 
unterscheiden  sich  von  einander  nur  in  den  Grund- 
sätzen, die  sie  von  der  Rechts  Verfolgung  aufstel- 
len,/^) -^  ist  also  die  Lehre  von  der  natürlichen 
Freyheit  des  Menschen,  ein  Zweig  der  Teleologie, 
(der  Lehre  von  der  Zweckmäfsigkeit  der  Natur,) 

Der  Natur  verdankt  der  Mensch  seine  Güter, 
d.h.  die  Gegenstände  der  Sinnenwelt,  welche  der 
Willkühr  nach  Naturgesetzen  unterworfen  sind  oder 
ihr  nach  diesen  Gesetzen  unterworfen  werden  kön-*- 
neu.  ^)  Die  Gesetze  des  Rechts,  auch  die  urkund- 
hchen,  können  eben  so  wenig  neue  Güter,  als  die 
Arbeiten  der  Chemiker  neue  Stoffe  schaffen ;  was  sie 
dem  Einen  geben,  müssen  sie  dem  Andern  nehmen. 
Zwar  giebt  es  Rechts  wohl  thate«^  wodurch  die  ur-« 


2)  NacK  dem  Naturrechte  gesclilelit  die  Rechtsverfolgiing 
durch  Krieg,  nach  dem  allgemeinen  hürgerlicben  Rechte 
durch  den  Krieg  Rechtens, 

3)  Anders  ist  der  Begriffeines  Gutes  nach  der  Wirth-^ 
5  c  h  a  f  t  s  1  e  h  r  e  zu  fassen.  Derselbe  Fall  tritt  bey  mehreren 
andernBegnffen  ein,  welche  der  Rechts^und  4er  Wirthschaftsi- 
lehre  semeinseh^lich  sind. 
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kundlichen  Gesetze  das  strenge  Recht*)  mildern, 
d.  h.  es  können  die  Gesetze  ein  Recht  von  denjeni- 
gen Einschränkungen  befreyen,  welche  nicht  auf 
den  Rechten  Anderer,  sondern  nur  auf  dem  Redus- 
begriffe  seines  Gegenstandes  beruhn.  Aber  sie 
beugen  alsdann  nur  einem  Verluste  vor,  welcher, 
imter  gewissen  Voraussetzungen,  aus  der  folge- 
richtigen Anwendung  des  RechtsbegrifFs  entstehn 
würde.  So  kann  — nach  dem  Römischen  Rechte  — 
der  Erbe  mittelst  der  Rechtsvvohlthat  des  Inventa- 
riums  verhindern,  dafs  die  Erbschaftsgläubiger  sich 
von  den  Gütern,  die  er  nicht  als  Erbe  besitzt, 
bezahlt  machen.  So  können  —  nach  demselben 
Rechte  —  die  Erbschaftsgläubiger  mittelst  der 
Rechtswohlthat  der  Separation  verlangen,  dafs  zur 
Befriedigung  ihrer  Forderungen  die  Erbschaft  von 
dem  übrigen  Vermögen  des  Erben  gesondert  werde. 
Und  der  Grund  der  einen  und  der  andern  Rechts- 
wohlthat ist  der,  dafs  sonst  der  RechtsbegrifF  des 


4)  Die  Lelire  von  dem  strengen  Rechte  (sie  Ist  nicht 
die  leichteste!)  wird  in  den  Schriften  über  das  Naturrecht 
fast  ganz  mit  Stillschweigen  übergangen.  Man  darf,  wenn 
man  über  den  Begriff  des  strengen  Rechts  philosopliirt,  nicht 
iibersehn,  dafs  das  Wort:  Rechtswohlthat,  in  mehreren  Be- 
deutungen z.  B.  auch  von  der  Beschränkung  eines  Rechts- 
grundsatzes mittelst  eines  andern,  (restitutio  i.i,  minorum ,) 
oder  von  der  Milderung  einer  Verbindlichkeit  so  wie  von  der 
Verstärkuns:  eines  Rechts,  kraft  des  vermuthbarenWil- 
lens  der  Partheyen  ,  (^heneficium  ordinis ,  suhr oratio  in  lo^ 
cum  creditoris,  vgl.  Code  Nap.  Art.  i?.Äi.)  oder  von  der 
Milderung  der  Strenge  des  urkundlichen  Rechts  (y/u  J/nc:/«//i 
Jlomanorum)  gebraucht  wird. 
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Vermögens  in  dem  ersteren  Falle  dem  Erben  und 
in  dem  letzteren  den  Erbschaftsgläubigern  einen 
Verlust  zuziehn  könnte,  von  welchen  andere  blos 
zufallig,  d.  h.  nicht  kraft  eines  ihnen  zustehenden 
Rechts,  den  Gewinn  hätten. 

Eben  so  beruht  die  Möglichkeit  und  die  Art  des 
Gebrauches,  den  der  Mensch  von  den  Gegenstän- 
den der  Sinnenwelt  machen  kann,  auf  Naturge- 
setzen. Das  urkundliche  Recht  kann  nur  verschie- 
denartige Gegenstände  in  Beziehung  auf  die  Ver- 
bindlichkeiten der  Betheiligten  einander  gleich- 
stellen. ^) 

Endlich,  den  Mensch  hat  von  Natur  an  einem 
Gegenstande  ein  Recht,  weil  und  in  wie  fern  die 
Willkühr  des  Menschen  (sein  Vermögen ,  zu  thun 
und  zu  lassen,  was  er  will,)  durch  den  Gegenstand 
nach  Naturgesetzen  bedingt  ist,  Es  sind  daher 
die  Güter,  die  der  Mensch  hat,  entweder  ange-^ 
bohrne  oder  erworbene  Güter.  ^)  Alles,  was 
mit  dem  Daseyn  des  Menschen  oder  eines  bestimm- 
ten Menschen,  als  eines  Naturwesens,  in  der  Er- 
fahrang  gegeben  ist,  gehört  zu  den  angebohrnen 


5)  Quasi  usus  fructus.  Res  immobiles  in  sensu  juris  etc. 
—  Die  urkundllclien  Gesetze  enthalten  eine  grofse  Anzahl 
Vorschriften  ,  welche  auf  der  Verschiedenheit  des  Gebrauchs 
beruhn,  der  von  den  Gütern  nach  ihrer  Naturbeschaffenheil 
gemacht  werden  kann, 

6)  Nur  die  Güter,  nicht  die  Rechte,  sollte  man  m  ange- 
bohrene  und  erworbene  eintheilen.  Die  Rechte,  als  solche", 
sind  weder  angebohren  noch  erworben. 
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Gütern.  Denn  der  Mensch  ist  ein  organisches 
Geschöpf,  d.  h.  ein  Geschöpf,  in  welchem  sich 
alle  Kräfte  und  Theile  gegenseitig  wie  Zweck  und 
Mittel  verhalten,  so  dafs  mit  einem  jeden  ange- 
bohrnen  Gute  zugleich  die  Willkühr  des  Menschen 
verletzt  wird,  Aeufsere  Gegenstände  werden  erst 
dadurch  in  Güter  eines  bestimmten  Menschen  ver 
Avandelt,  dafs  der  und  der  Mensch  von  ihnen  Ge- 
brauch machen  will  und  von  ihnen  mittelst  seiner 
anoebohrnen  Güter  Gebrauch  machen  kann«  Als- 
dann  aber  würde  der  Mensch  in  ßeziehuns^  auf  diese 
Gegenstände  keine  Willkühr  haben,  wenn  sie  gleich- 
wohl von  Andern  als  herrenlos  behandelt  Avürden. 
Indem  die  natürliche  Freyheit  durch  die  Grund- 
sätze des  Naturrechts  (als  eine  Bedingung  der  Wirk- 
samkeit der  sittlichen  Freyheit  des  Menschen)  zu 
einem  Rechte  erhoben  wird,  v/ird  sie  zuför^ 
der  st  gewissen  Einschränkungen  unterwor- 
fen, welchen  sie  von  Natur  nicht  unterworfen  ist. 
Nicht  nur  in  so  fern,  als  nach  den  Grundsätzen  die- 
sesRechts  ^\e  natürliche  Freyheit  auf  dieBedingunr- 
gen  zu  beschränken  ist,  unter  welchen  sie  mit  der 
natürlichen  Freyheit  Anderer  bestehn  kann.  Son.- 
dern  die  Güter,  die  der  Mensch  von  Natur  hat,  sind 
als  Rechte  noch  überdiefs  u^veräufsei^icli, 
d.  h.  sie  dürfen  in  dieser  Eigenschaft  oder  Bezie- 
hung nicht  nach  Gefallen,  sondern  nur  kraft  eines 
besondern  Rechtsgrundes  der  Willkühr  Anderer  un- 
terworfen werden.  Es  ist  einlrrthum,  wenn  man 
die  Rechte  oder  richtiger  die  Güter  des  Menschen 
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in  veraufserliche  und  in  unveraufserliche  in  dem 
Sinne  eintheilt,  als  ob  die  Veräiifserung  einiger 
dem  Rechte  nach  schlechthin  erlaubt,  die  Veräus- 
serung  anderer  dem  Rechte  nach  schlechthin  un- 
erlaubt wäre.  Sondern  alle  Güter  sind  in  der  Re- 
gel un veräufserlich ;  denn  nur  der  sittlichen  Frey- 
heit  sollen  sie  von  Rechtswegen  zu  Gebothe  stehn. 
Ausnahmeweise  aber,  d.  h.  kraft  eines  besondern 
Rechtsgrundes,  können  alle  Güter  veräufserlich 
seyn.  (Und  in  der  That  ist  der  Staatsgewalt  ein 
jedes  Gut  unterworfen!)  Es  giebt  ferner  gewisse 
Güter,  die  ihrem  rechtlichen  Wesen  nach  veräus- 
serlich  sind.  So  sind  dem  Naturrechte  nach  die 
Sachen,  die  einer  Person  gehören,  wesentlich 
veräufserlich,  weil,  (wie  unten  gezeigt  werden  wird,) 
Sachen  nur  unter  der  Bedingung  der  Veräufserlich- 
keit  erworben  werden  dürfen. 

Indem  die  natürliche  Freyheit  zu  einem  Rechte 
erhoben  wird,  wird  sie  zweytens  kraft  der  sittli- 
chen Freyheit  des  Menschen,  als  eines  übersinn- 
lichen Vermögens,  und  inBeziehung  auf  dasRechts- 
verhältnifs  von  den  Schranken  befreyt,  wel- 
chen sie  als  natürliche  Freyheit  unterworfen  ist. 
Denn  Alles,  was  an  den  Gütern  des  Menschen  dem 
Räume  und  der  Zeit  angehört.  Alles,  was  sie  als 
einzelne  Gegenstände  von  einander  unterscheidet, 
verschwindet  in  der  Idee  des  Vermögens,  einer 
Idee,  die  unmittelbar  aus  der  Persönlichkeit  des 
Menschen  (aus  der  Einheit  des  sittlichen  Selbstbe- 
wufstseyns)  hervorgeht.     Ja,   mittelst  dieser  Idee 
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Wird  das  Recht,  das  der  Mensch  an  seinen  Gütern 
hat,  sogar  über  die  Grenz.en  dieses  Lebens  hinaus 
erstreckt;  der  Mensch  kann  über  sein  Vermögen 
auf  den  Todesfall  verfügen. 

Es  wird  daher  in  der  folgenden  Darstellung  des 
Naturrechts  die  erste  Abtbeilung  von  dem  Rechte, 
in  wie  fern  es  die  natürliche  Freyheit  beschränkt , 
und  die  zweyte  von  dem  Rechte,  in  wie  fern  es 
die  Schranken  der  natürlichen  Freyheit  aufhebt,  zu 
handeln  haben.  (Vielleicht  wird  man  dereinst  die 
Darstellung  des  Naturrechts  mit  der  Lehre  vom  Ver- 
mögen beginnen.  Denn  könnten  wohl  die  sitt- 
liche und  die  natürliche  Freyheit  des  Menschen , 
ohne  die  Idee  des  Vermögens,  als  dem  Mittelgliede, 
in  irgend  einem  Verhältnisse  zu  einander  stehn  ?) 

Unter  den  Grundsätzen  des  Naturrechts  stehen 
auch  die  Gemeinheiten,  (gleichsam  künstliche 
Menschen,)  —  also  Völker  und  die  im  Staate  und 
durch  den  Staat  bestehenden  Gemeinheiten.  ^) 

Das  ursprüngliche  Verhältnifs  unter  Völkern 
ist  schlechthin  nach  den  Grundsätzen  des  Natur- 
rechts zu  beurtheilen.  ^)  Dagegen  steht  das  Ver- 
hältnifs zwischen  dem  Staate  (dem  Staatsherrscher) 
und  den  ünterthanen  als  solchen  nicht  unter  den 
Grundsätzen     dieser    Wissenschaft.       Denn    der 


7)  Vgl.  oben  IV.  B.  3.  Hptst.  (Die  Worte  Gemeincle  und 
Gemeinheiten  sind  von  mir  gleichbedeutend  gebraucht  wor- 
den.) 

8)  Vgl.  unten  das  Völkerrecht. 
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Mcnscli  JstUnterthnn,  well  und  in  wie  fern  er  von 
seiner  natürlichen  Freylieit  nicht  Gebrauch  ma- 
chen darf.  Jedoch  auch  in  dem  Verhähnisse  zwi- 
schen der  Regierung  und  den  Unterthanen  sind 
die  Grundsätze  des  Natul^rechts  oder  des  bürger- 
hchen  Rechts  in  so  fern  anwendbar,  als  dieMen- 
sehen  in  diesem  VerhäknissÄ  entweder  von 
Rechtswegen, (z.  B*  Avenn  der  Staat  das  Eigenthum 
Einzelner  zum  Besten  des  Ganzen  antastet, 
oder  wenn  durch  das  Vermögen^  das  der  Staat 
besitzt,  Rechte  und  Verbindlichkeiten  zwischen  dem 
Staate  und  Einzelnen  begründet  werden,)  oder 
kraft  einer  besondern  rechtlichen  Thatsache, 
(z.  B.  wenn  die  Regierungen  mit  einzelnen  Unter- 
thanen einen  Kauf-  oder  Mieth-  oder  Verdingungs- 
vertrag  abgeschlossen  hat)  nicht  als  Unterthanen 
zu  betrachten  sind. 

Das,  was  hier  von  dem  Rechtsverhältnisse  zwi- 
schen dem  Staate  uiid  den  Unterthanen  gesagt  wor- 
den ist,  gilt  auch  von  dem  Verhältnisse  zwischen 
einer  im  Staate  hesteheriden  Gemeinde  und  ihren 
Gliedern;  und  eben  so  voii  dem  Verhältnisse  zwi- 
schen dem  Staate  und  den  in  demselben  besteheil-' 
den  Gemeinheiten,  in  so  fern  diese  den  Gesetzen 
nach  eiti  mehr  oder  weniger  selbststäftdiges  Daseyn 
haben. 

In  wie  fern  nun  alle  diese  Verhältnisse  nach  den 
Grundsätzen  des  Naturrechts  oder  des  bürgerlichen 
Rechts  zu  beurtheilen  sind,  haben  die  urkundli-^ 
chen  Gesetze  den  Staat  und  die  im  Staate  bestehen-- 
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den  Gemeinheiten,  Nolhfülle  ausgenommen,  gnn/. 
denselben  Vorschriften  zu  unterwerfen,  Avie  die 
einzelnen  Menschen  im  Verhältnisse  zu  einander. 
Daher  läfst  es  sich  allerdings  rechtfertigen,  wenn 
die  Gesetze  dem  Staate  und  den  Gemeinden  die 
Rechts  wohl  that  der  Wiedereinsetzung  in  den  vori- 
gen Stand  in  bürgerlichen  Rechtssachen  angedei- 
hen  lassen.  Denn  auf  dieselbe  Rechtswohlthat 
haben  auch  die  Bürger,  in  so  fern  sie  unmündig 
sind,  Anspruch.  Auch  dafür  läfst  sich  ein  Rechts-^ 
grund  anführen,  dafs  in  einem  Gante  der  Staats- 
schatz wegen  rückständiger  Abgaben  den  sämmt-^ 
liehen  Gläubigern  des  Gemeinschuldners  vorgehe. 
Denn  man  kann  sagen,  dafs  der  Staat  in  so  fern 
ein  Eigen  thumsrecht  und  nicht  Mos  eine  Forderung 
geltend  mache.  Wenn  aber  z.  B.  der  Staat  und  die 
Gemeinden  in  bürgerlichen  Sachen  nicht  vor  den 
Gerichten  Recht  nehmen  und  geben, ^)  so  läfst 
sich  ein  solches  Gesetz  nur  nach  den  Grundsätzen 
des  Nothrechts  vertheidigen.  Nur  zu  viele  Gesetz- 
gebungen ertheilen  dem  Staate  und  den  Gemeinden 
bürgerliche  Vorrechte,  welche  weder  einen  Rechts- 
grund noch  die  Entschuldigung  der  Nothwendig- 
keit  für  sich  haben.  ^^) 

Jedoch  ist  diese  unter  Gemeinheiten  und  einzel- 


9)  Z.  B.  in  Frankreich  geijören  Rec]itstrcili«;klctcn  ^  die  fX 
Jocatione  conductione  opcris  publici  entstellen  ,  fiir  Jen  Pr;«* 
fecturratli. 

10)  Bejspiele  sind  die  1.  ii,  C.  de  jure  ßsci  /.  /./  C  dr 
fundo  patrinioniali  L  J?J.  C*   de  SS,  eccfes. 
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nen  Menschen  zu  haltende  Gleichheit  nicht  so  zu 
deuten,  als  ob  die  Gemeinheiten  (den  Staat  mitbe- 
grifFen)   auch  nicht  wegen  des  Rechts,   Güter  zu 
er\verben  oder  über  die  erworbenen  zu  verfügen, 
besonderen  Einschränkungen  unterworfen  werden 
dürften.      Vielmehr  steht  dieses   Recht  der  Ge- 
meinheiten   schlechthin  unter  der  Herrschaft  des 
Verfassungsrechts.     Wenn  z.  B.  in  einer  Einherr- 
schaft die  Rechte  der  Krone  durch  eine  Volksver- 
tretung beschränkt  sind,  so  sind  reiche  und  mithin 
mächtige    und  selbstständige  Körperschaften,    als 
so  viele  neue  Hemmnisse  der  Regierung  und  als  so 
viele  Spaltungen  im  Volke,   wenn  sie  anders  nicht 
(wie  etwa  in  Grofsbritannien )   mit  der  Volksver- 
tretung  sehr   künstlich   verschlungen   sind,    dem 
Interesse  einer  solchen  Verfafsung  nichts  weniger 
als  vortheilhaft.     In  einer  Verfassung  dieser  Art 
verbiethet  oder  beschränkt  daher  das  Gesetz  billig: 
die  Veräufserungen  an  die  tode  Hand.     Anders  ver- 
hält sich  die  Lage  in  der  unbeschränkten  Einherr- 
schaft oder  wenn  die  Regierung  nicht  mächtig  ge- 
nug ist,   um  die  Geringen  und  Armen  im  Volke 
zu  schützen.     Da    sichern  reiche    und  mächtisfe 
Körperschaften    ins    besondere  auch    das    Ver- 
möge n  der  Bürger.     So  ist  es  im  Türkischen  Rei- 
che Gesetz,  dafs  derNachlafs  eines  Staatsdieners  dem 
Sultan  anheimfällt.     Aber  wenn  der  Staatsdiener 
sein  Vermögen  einer  Moschee  oder  zu  einer  from- 
men Stiftung  vermacht,  kann  er  seinen  Erben  ein 
jährliches   Einkommen    oder  den  Niefsbrauch  au 
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seinem  gesammten  Nachlasse  voi  behalten.  ^')  So 
war  im  Mittelalter  der  Reichthum  der  christlichen 
Kirche  ein  Schild,  durch  welches  Tausende,  als 
Lehns-  Dienst-  oder  Zinspflichtige  der  Kirche, 
ihre  sonst  unsichere  Habe  deckten.  Die  fromme 
Freygebigkeit  jenes  Zeitalters  war  zum  Theil  auch 
Vorsicht, 


ERSTER    THEIL. 

Fort  dem  Hechte,  in   wiefern  es   die  natürliche 
Frejheit  beschränkt. 


ERSTER    ABSCHNITT. 

F'on    den    an  geh  olirnen    Gütern^ 


Der  Mensch  hat  in  rechtlicher  Hinsicht  nur 
ein  einziges,  ihm  angebohrenes  Gut  —  seinen 
Körper.     So  sehr  auch  dieser  Satz  auffallen  kann , 


ii)  Die  Vcrmäclitnisse  act pias  causäs  werden  Wakfs 
genannt.  Besonders  genaue  Nachrichten  über  die  Wakfs  fin- 
det man  in  folgendem  Werke:  Trai^eh  in  Europe,  Asia  mi-* 
nur  anclArabia,  By  J,  Griffiths,  Lond,  ^S'ü4»  4*  Nacli  dem 
Aussterben  der  Familie  des  Erblassers  fällt  das  den  Erben 
Vorbehaltcne  an  die  Moschee  zurück.  (Die  Wakfs  scheinen 
einen  sehr  bedeutenden  Antheil  an  der  Verarmung  des  T. 
Reiches  zu  haben.  Schon  ist  so  ein  grofser  Theil  der 
Grundstücke  an  die  Moschee  gelangt.  In  den  neuesten  Zei- 
ten ist  daher  das  Recht,  solche  Vermachtnisse  zu  machen, 
beschränkt  worden.  Ein  aulfollendes  Bejspiel ,  wie  gefähr- 
lich es  ist,  die  bürgerliche  Freyhcit  zw  beschränken  !) 


Zachariä  Begierungslchre, 
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(denn  wären  die  geistigen  Kräfte  des  Menschen 
dem  Naturrechte  nach  für  nichts  zu  rechnen?)  so 
folirt  er  doch  daraus,  dafs  ein  Gut  nur  in  3o  fern 
der  Gegenstand  eines  Rechtes  ist,  als  es  dem  Men- 
schen gegen  sein  Wissen  und  Willen  von  Andern^ 
entzogen  oder  verkümmert  werden  kann,  die  gei- 
stige Thätigkeit  der  Menschen  aber,  ihrem  Wesen 
nach,  nicht  unmittelbar  der  Willkühr  Anderer 
unterworfen  ist. 

Allerdings  ist  es  widerrechtlich,  wenn  ein 
Mensch  dem  andern  durch  üeberlistung  ein  ange- 
bohrenes  Gut  (dieses  Wort  in  seiner  rechtlichen 
Bedeutung  genommen,)  oder  ein  erworbenes  ent- 
zieht; also  wenn  einer  den  andern  entweder  durch 
List  zur  Abschliefsu^ng  eines  Vertrages  bestimmt, 
oder  durch  einen  hinterlistigen  Ratli  in  einen  Ver- 
lust versetzt.  Aber,  nicht  als  ob  so  der  üeb^r- 
listete  in  dem  willkührlichen  Gebrauche  seiner 
Denk -und  Willenskraft  verletzt  würde,  —  warum 
hat  er  sich  überlisten  lassen?  —  sondern,  weil  in 
dem  ersteren  Falle,  der  Vertrag  wegen  des  Irr- 
thumes  der  einen  Parthey  als  nicht  geschlossen 
und,  in  dem  letzteren  Falle,  die  angewendete  List 
beziehungsweise  (in  Beziehung  auf  den,  wel- 
cher den  Andern  überlistet  hat, )  als  ein  Zwang 
zu  betrachten  ist.  *^) 


12)  Dem  Römlsclien  Reclite  nacli  begründet  ein  Mnter- 
listioer  Ratli  nur  die  actio  praetoria  de  dolo.  L  47.  pr. 
D,  de  IL  /-  ^ 
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Daher  ist  es  nicht  widerrechtlich,  Andere  zu 
täuschen*^)  oder  Andere  zu  seinem  Glauhen,  wäre 
dieser  an  sich  auch  noch  so  irrig,  '/u  bekehren. — 
Würde  nicht  sonst  aller  geistige  Verkehr  untcr^  den 
Menschen  einzustellen  seyn?     Denn  was  ist  Wahr- 
heit? —  Aber  das  ist  dem  Naturrechte  nach  wider- 
rechtlich,   wenn  ein  Mensch  der  äufseren  Mittel, 
sich  zu   enttäuschen   oder  die  ihm   heygebrachte 
Meinung  zu  prüfen,  beraubt,  oder  deswegen,  weil 
er  seine  Ueberzeugung  ändert,  mit  einem  Rechts- 
nachtheile  belegt  wird.     So  ist  z,  B.  nicht  die  Fra- 
;   ge:  Ob  eine  Kirche  die  rechtgläubige  sey?   son- 
dern nur  die:  Durch  welche  Mittel  eine  Kirche, 
i  die  sich  für  die  rechtgläubigehält,  ihren  Glauben 
f  schützen  und  ausbreiten  dürfe?   eine  Rechtsfrage. 

IAus  demselben  Grunde  kann  ein  Mensch  nicht 
deswegen  als  ein  Mörder  bestraft  werden,  weil  ein 
Anderer,  von  ihm  beleidiget,  erkrankt  und  an 
dieser  Krankheit  geworben  ist.  Nicht  die  Unge- 
i  wifsheit  des  Thatbestandes  Steht  der  Anwendung 
der  Strafe  entgegen;  Sondern  —  wannn  Mar  der 
Beleidigte  nicht  seiner  Gefühle  Meister? 

Eben  so  ist  ein  böses  Beispiel,  das  ein  Mensch 
dem  andern  giebt,  dem  Naturrechte  nach,  wenn 
auch  die  That  auf  Verführung  berechnet  war, 
nicht  widerrechtlich  —  eine  Folgerung,  die  z.  B. 


i3)  In  einem  andern  Sinne  jedocli  sagt  das  Romisclic 
Recht:  Naturalitcr  concessum  est,  se  irwicem  cinwnscri- 
lere.     Vgl.  /.  ^3.  %  3.  D.  Je  R,  J. 

7* 


100 

für  das  Verhältnifs  unter  selbstständfgen  Völkern , 
(wenn  ein  Volk  durch  die  gewaltsame  Verän- 
derung seiner  Verfassung  ein  Aergernifs  giebt,)  von 
Wichtigkeit  ist. 

Hat  also  der  Mensch  von  Geburt  ein  Recht 
auf  Ehre?  —  Die  Frage  erheischt  und  ihr  ge- 
bührt eine  ausführlichere  Erörterung* 

Die  Ehre  ist  die  äufsere  Anerkennung  des  sitt- 
lichen Werths  (der  Würde)  eines  Menschen.  Der 
Mensch  hat  eine  Würde,  theils  schon  in  so  fern, 
als  er  das  Vermögen  hat,  sein  Thun  und  Lassen 
durch  die  Idee  der  Pflicht  zu  bestimmen,  theils  in 
so  fern,  als  er  kraft  dieses  Vermögens  nach  Pflicht 
und  Gewissen  handelt.  Die  Würde  des  Menschen 
kann  theils  negativ,  theils  positiv  anerkannt  wer- 
den; sie  wird  negativ  anerkannt,  wenn  man  sich 
•—  in  Worten  oder  in  Werken  —  der  Aeufserun«; 
einer  Verachtung  gegen  den  Menschen  enthält, 
positiv,  wenn  man  —  durch  Worte  oder  durch 
Werke  —  seine  Achtung  gegen  einen  Menschen  an 
den  Tag  legt. 

Wenn  es  also  ein  Recht  auf  Ehre,  wenn  es 
Ehrenkränkungen  in  der  Rechtsbedeutung  dieses 
Wortes  giebt,  so  beziehn  sich  diese  Begriffe  ledig- 
lich und  allein  auf  den  sittlichen  Werth  des  Men- 
schen. Wer  dem  Andern  gewisse  Vorzüge  des 
Geistes  oder  des  Körpers  fälschlich  abspricht, 
kann,  nach  Befinden  d.  h.  wenn  das  Urtheil  dem 
Andern  einen  Verlust  verursacht  hat,  zu  Schaden- 
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crsatz   verurtboilt  werden;    einer  Ehrenkränkung 
macht  er  sich  nicht  schuldig. 

Jedoch,  auch  nach  dieser  Beschränkung 
des  Begrifl's  kann  die  Ehre  nicht  zu  den  ange- 
bohrenen  Gütern  des  Menschen  gerechnet  wer- 
den. Die  Ehre  ist  ein  ideelles  Gut;  Worte  und 
Werke  sind  nur  vermöge  der  Absicht  des  Belei- 
digers (nur  in  sittlicher  Hinsicht)  Elirenkränkungen. 
Mit  andern  Worten:  Der  Mensch  hat  eine  Würde, 
weil  und  in  wie  fern  andere  Menschen  Pflichten 
gegen  ihn  haben.  Ihm  steht  also  ein  Recht  auf 
die  aufsere  Anerkennung  seiner  Würde  nicht  schon 
von  Rechtswegen,  sondern  nur  in  so  fern  zu,  als 
andern  Menschen  Rechtspflichten  gegen  ihn  ob-' 
liegen. 

Wie  kommt  es  nun,  dafs  gleichwohl  in  dem 
urkundlichen  Rechte  die  Lehre  von  den  Ehren- 
kränkungen eine  so  wichtige  Stelle  einniirmt? 

Erstens:  Eine  jede  Rechtsverletzung  ist  zu- 
gleich eine  Ehrenkränkung.  ^^)  Nun  ist  zwar  eine 
Ehrenkränkung  dieser  Art,  wenn  sie  anders  nicht 
in   eine    wörtliche    Beleidigung    ausartet,  *^)    von 


i4)  Das  ist  der  Grund,  dafs  in  so  rlelen  Sprachen  Eli- 
renkränkungen überhaupt  und  lleclitsvcrletzungen  mit  dem- 
selben Worte  bezeichnet  werden.  (Injuria.  l^c^c\i\\^\^T^^.)  — 
Man  nennt  diese  Art  der  Ehrenkränkunp^en  dinj^Iiche  Kdren- 
kränkungen,  (injur.  reales j)  besser:  Elirenkränkungen  durch 
Werke. 

i5)  Z.  B  wenn  einer  dem  Andern,  um  Hin  zu  beleldi- 
v:^Qx\  ,  einen  Schaden  an  seinen  Kleidungsstücken  etc.  tuh'igt. 
Vgl.  /.  53.  pr,   I).  Jurto. 
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Rechtswegen  nichl  als  eine  Ehrenkränkung,  son- 
dern in  Beziehung  auf  das  durch  die  That  veletzte 
Gut  sowohl  dem  hürgerlichen  als  dem  Strafrechte 
nach  zu  beurtheilen.  Aber  einige  urkundliche 
Rechte,  z.B.  das  Römische,  ^^)  ertheilen  die  Inju- 
rienklage gegen  eine  jede  Rechtsverletzung,  gegen 
welche  sie  nicht  ein  besonderes  Rechtsmittel  vor- 
geschrieben haben.  Der  Naturmensch  betrachtet 
Rechtsverletzungen^  vorzugsweise  als  Ehrenkrän- 
kungen. Diese  Ansicht  erhält  sich  oft  noch  in 
deii  Gesetzen  einer  weit  späteren  Zeit. 

Zcweytens:  Eia  ehrenkränkendes  Urtheil, 
das  ein  Mensch  über  den  andern  durch  Worte  oder 
durch  andere  Zeichen  ^^)  wahrheits widrig  ^^)  aus- 
spricht, ist  allerdings  in  so  fern  eine  Rechtsver- 
letzung, als  dadurch  dem  Andern  ein  Verlust  an 
seinen  angebohrenen  oder  erworbenen  Gütern  zu- 
gefügt wird.  ^^)  Auch  kann  der  Beleidigte,  er  mag 
einen  Schaden   erlitten  haben,   oder  nicht,   den 


16)  Vgl  z.  B.  l  4.  §.  38.  D.  depositi.  l.  43.  $.  7.  D.  de 
injur.  Jedoch  mufs  die  Rechtsverletzung  absichtlich  ge* 
shehn.  seyn.     l.  34-  pf*  D.  de  O.   et  A.   L   44.  pr.  D>  ad  l. 

AquiL 

17)  Injuria  verbalis.  (A  potiori ßt  denominatio.)  Ar- 
ten derselben  sind  die  Ehrenkränkungen  durch  Zerrbilder, 
durch  Symbole  u.  s.  w. 

18)  /.  48.  pr.  D,  de  inj.  y>Eum^  qui  noc entern  infamavit, 
non  esse  oonum  aequum  oh  eam  rem  coiidemnari ;  peccata 
enitn  nocentium  iiota  esse  et  opportere  et  expedirc. 

19)  S.  oben  von  der  Ueberlistuno-, 
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Grundsätzen  des  Schutzrcchtcs  nach  Widerruf  ^*^) 
oder  eine  andere  Sicbcrlieitsleislung  fordern. 

Drittens:  Der  Fürst,  (der  Innliaber  der 
Machtvollkommenheit,  als  Vertreter  des  Rechts- 
gesetzes oder  in  der  Idee  betrachtet,)  ist  ein  Ge- 
genstand unbedingter  Achtung;  es  kommt,  nach 
den  Grundsätzen  der  Sitlenlebre  dem  Fürsten  in 
der  Idee  das  Prädikat  der  Majestät  zu.  Dabcr  ist 
alles  das,  was  in  dem  Obigen  über  Ehrcnkräa- 
kungen  in  Beziehung  auf  das  Verbältnils  des  Men- 
schen zum  Menschen  gesagt  worden  ist,  von 
Rechtswegen  auch  auf  das  Verhältnifs  des  Unter- 
thans  zum  Fürsten  anwendbar.  So  ist  z.  B*  ein 
jedes  Staatsverbrechen  zugleich  ein  Majestätsver- 
brechen. Aber  es  ist  deshalb  nicht  ein  jedes 
Staatsverbrechen  als  ein  Majestätsverbrechen  zu 
ahnden.  So  ist  ferner  eine  wörtliche  Beleidigung, 
sie  mag  gegen  den  Staat  oder  gegen  einen  Eio- 
zelnen  begangen  werden,  von  Rechtswegen  nach 
denselben  Grunsätzen  zu  beurlheilen;  nur  wird 
eine  Regierung,  damit  sie  ihr  Zutraün  zu  der 
Achtung  des  Volks  beurkunde,  der  hcrrllcbcn 
Worte  jener  Römischen  Kayser  ^*)  nicht  uneinge- 
denkseyn:  ^^Siquis^  modestiac  nescius  et  pudoris 


20)  Statt  eines  Widerrufs  verfugen  die  Fronzösischcn 
Gericlite  billig  (nemo  ad  facicndum  cüf^i  jjofcst)  die  öllciit- 
liche  Bekanntmachung^  des  richterliclien  Urtljcils,  in  Avrirljem 
die  Elirenkränkung-  für  ^valirlieitswidrig  erkläit  worden  ist, 
auf  Kosten    des  Beklagten. 

2i)   /.  luu  C,  si  quis  Impcvut.  malcdtx. 
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ignarus  ,  improbo  petulantique  maledicto  nomina 
nostra  crediderit  lacessenda  ac  temulentia  turbu-- 
lentus  obtrectator  temporum  nostrorum  fuerit; 
eum  poenae  nolumus  suhjagari ,  neque  durum 
aliquid y  nee  asperum  i^olumus  \sustinere:  quo-^ 
niam  si  id  ex  levitate  processerit ^  contemnendum 
est:  siex  infamiaj  miseratione  dignissijnum:  si  ah 
injuria jf  remittendum.^^  —  Doch  die  urkundlichen 
Rechte  gehen  weiter.  Sie  schreihen  z.  B.  gewisse 
Ehrenbezeugungen  vor,  welche  dem  Fürsten  und 
dessen  Beamten  von  den  Unterthanen  zu  erweisen 
sind;  sie  ermächtigen  den  Fürsten,  auch  Anderen, 
welche  nicht  im  Amte  sind,  gewisse  Ehrenaus- 
zeichnungen, und  diese  wohl  sogar  erblich,  zu 
ertheilen.  Und  mit  welchem  Rechte  ?  —  AveiJ  sonst 
entweder  überall  nicht  so  leichten  Kaufs  bald  den 
Machthabern  eine  gewisse  Regel  gesetzt,  bald  den 
öfFentlichen  Gewalten  der  zum  Bestehn  des  Staates 
oder  der  Verfassung  erforderliche  Gehorsam  ge- 
sichert werden  [könnte;  also  —  kraft  der  Grund- 
sätze der  schützenden  Gerechtigkeit.  Denn  Ehren- 
bezeigungen, wenn  sie  anders  nicht  herabwür- 
digend sind,  erinnern  zugleich  sowohl  diejenigen, 
welchen,  als  diejenigen,  von  welchen  sie  darge- 
bracht werden,  der  Achtung,  die  s\e  Andern  und 
$ich  selbst]  schuldig  sind.  Daher  behandeln  die- 
jenigen Staatsbeamten  |ihre  Untergebenen  am  mil- 
desten, welchen  es,  (wie  in  der  Regel  denen  vom 
Adel,)  mehr  um  die  Ehre  des  Regierens,   als  um 
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den  Geniifs  der  Macht,  zu  thun  ist.  ^^)  Die  ers- 
teren  Römischen  Kayser  herrschten  auch  deswe- 
gen unziemhcher,  weil  sie,  im  gescllschalllichen 
Leben  nur  wenig  ausgezeichnet,  des  Hcrrscher- 
worts  desto  mehr  bedurften  oder  sich  desto  mehr 
erfreuten.  ^^)  Die  Verfassung  des  Chinesischen 
Reichs  erhält  sich  vorzugsweise  durch  ein  genau 
abgemessenes  Ehrengepränge.  Eben  so  weish'ch, 
wenn  auch  in  einem  andern  Sinne  und  Geiste, 
umgiebt  die  Britische  Verfassung  den  Thron  mit 
dem  Glänze  der  Macht.  Mit  einem  Worte,  die 
Ehre  ist  ein  Schatz,  welchen  die  Staatsgewalt  in 
so  fern  mit  Recht  besitzt,  als  sie  ihn  im  Geiste 
der  Verfassung  verwaltet.  Wer  den  Staat  in  dem 
Besitze  dieses  Schatzes  beeinträchtiget,  Avird  billig, 
theils  zum  Ersätze  des  erweislich  verursachten 
Schadens,  theils  zu  einer  Strafe  verurtheilt. 


Der  Stand  des  Menschen  ist  die  Rechtsfähig- 
keit des  Menschen  in  Beziehung  auf  ihre  in  der 
Erfahrung  gegebenen  Bedingungen  betrachtet.     Je 


22)  7ac.  Jnn,  I,  2o.  ^Rufus,  diu  manipularis,  dein 
centurio ,  mox  castris  praefectus,   antiquam  duraniqHe  mi- 

Jitiam  revocabat ,    vetus   operis  ac   laboris ,    et  co   iinrni-- 
tior ,    quia    t  olerai^er  at,(^ 

23)  Tac.  Ann.  III,  60.  >^Sed  Tibcrius  vini  principa/us 
sibifirmans,  imaginem  antiquitatis  senatui  pracbcbat ,  po- 
stulata  proinnciuruni  ad  disquisitionem  patnun  mittcndo. 
(Das  Gegenthcil  wäre  die  bessere  tiurichtung  gewesen.) 
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nachdem  die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen  durch 
die  Gesetze  der  Natur  oder  durch  die  Gesetze  des 
Staates  bedingt  ist,  ist  der  Stand  des  Menschen 
entweder  der  Stand  der  Natur  oder  der  bürgerliche 
Stand.  ^^)  Hier  ist  nur  von  dem  ersteren  die 
Rede. 

Der  Mensch  hat  einen  Stand  von  dem  Augen- 
blicke an,  da  er  zu  leben  beginnt;  ^^)  er  behält 
ihn  bis  zu  dem  Augenblicke,  da  er  zu  leben  auf- 
hört. Die  Geburt  oder  der  Tod  eines  Menschen 
sind  Thatsachen  von  so  hoher  rechtlicher  Wich- 
tigkeit, dafs  sich  die  christliche  Kirche,  indem  sie 
schon  im  Mittelalter  auf  die  Beurkundung  dieser 
Thatsachen  —  einen  damals  von  den  Re^ierunaen 
gänzlich  übersehenen  Gegenstand^ — Bedacht  nahm, 
ein  sehr  bedeutendes  Verdienst  um  die  Euro- 
päische Menschheit  erwarb. 

Der  Mensch  hat  einen  Stand  allein  deswegen, 
weil  er  als  ein  Mensch  gebohren  ist. 

Er  ist  also  an  einem  jeden  Orte,  wo  er  auch 
gebohren  werde  oder  wo  er  sich  auch  auflialte, 
rechtsfähig.     Die  Lehre  von  dem  Wohnsitze  und 


24)  So  vieldeutig  Ist  das  Wort:  Stand,  ( Status)  dafs 
man  es  mit  besonderer  Vorsicht  zu  gebrauchen  bau  leb  kann 
bier  weder  auf  die  verschiedenen  Bedeutungen  des  Worts, 
nocb  auf  die  verschiedenen  Arten  des  natiirlicben  und  des 
bürgerheben  Standes  eingebn. 

25)  Nasciturus  habetur  pro  nato ,  quoties  de  cornmodis 
ejus  quaeriiur. 
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die   von    der  Abwesenheit  ^^)    beruhen    auf   dcu 
Grundsätzen  des  Schutzrechts. 

Eben  so  wenig  sind  die  Menschen  wegen  ihrer 
physischen  Verschiedenheit  auf  ehie  verschiedene 
Weise  oder  in  einem  verschiedenen  Grade  rechts- 
lähig.  ^^}  Wenn  auch  die  Menschen  von  Nalur 
einander  ungleich  sind  und  wenn  auch  ein  jeder 
Versuch,  diese  Ungleichheit  aufzuheben,  wider- 
rechtlich ist,  (denn  die  Ordnung  der  Natur  steht 
höher;  als  der  Mensch;  sie  bestimmt  den  Wir- 
kungskreis seines  irdischen  Lebens;)  so  soll  doch 
in  rechtlicher  Hinsicht  die  physische  Ungleichheit 
der  Menschen  nur  den  Einflufs  haben,  dafs  das 
urkundliche  Recht  theils  diejenigen,  welche  nicht 
das  physische  Vermögen  haben,  einer  gewifsen 
Rechtspflicht  Genüge  zu  leisten ,  eben  so  wold  von 
einer  solchen  Last  zu  befreyen ,  als  von  den  Rech- 
ten, welche  durch  die  Leistung  des  Dienstes  be- 
dingt sind,  auszuschliefsen,  theils  diejenigen,  wel- 
che durch  ihre  physische  Beschaffenheit  der  Ge- 
fahr eines  Verlustes  an  ihrem  Vermögen  ausge- 
setzt sind,  in  seinen  besondern  Schutz  zu  nehmen 
hat. 


26)  Die  Aufgabe  • —  die  RecLtc  der  Vermlfsten  iindVrr- 
sclioUenen  mit  den  Anspriiclicn  der  Zuriick^cLlIel)rnen  in 
Einklang-  zu  setzen  —  seheint  das  biirc^erliclie  Gesetzbucli  der 
Franzosen  vorziiglicli  gut  gelöst  zu  haben. 

27^  Der  Satz,  den  die  /.  y^.  D,  de  statu  hominuni  ent- 
hält: Non  sunt  libcvi,  qui  contra  forrnam  humani  gcncns 
cunverso  more  procrcantur ,   ist  irrig. 
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Auf  diesem  Grundsatze  beruhn  z*  B,  die  be- 
sonderen Rechte  der  Minderjährigen  und  der  Ge- 
niüthskranken  ^—  dafs  die  einen  und  die  andern 
eben  so  Jwohl  von  der  Verbindhchkeit,  demißtaate 
Dienste  zu  leisten,  befreyt,  als  von  der  Ausübung 
der  staatsbürgerlichen  Rechte  ausgeschlossen  sind , 
dafs  sie  dagegen  unter  einer  Vormundschaft  oder 
Pflegschaft  stehn,  auch,  bey  einem  Rechtsge- 
schäfte verletzt,  wieder  in  den  vorigen  Stand  ein- 
gesetzt werden.  ^^)  üebrigens  ist  die  Gestaltung 
des  Vormundschaftsrechts,  in  allen  seinen  Arten, 
lediglich  und  allein  eine  Aufgabe  der  Staatsklug- 
heit. ~^)  Nur  das  ist  Rechtens,  dafs  das  gesammte 
Vormundschaftsrecht  auf  den  Vortheil  des  Mün- 
dels zu  berechnen  und  dafs,  was  Minderjährige 
betrifft,  die  Gewalt  des  Vormundes  ihrer  Dauer 
nach  möglichst  zu  beschränken  ^^)  und  ihrem  Um- 
fange nach,  so  wie  der  Mündel  heranwächst, 
stufenweise  zu  mildern  ist.  ^*) 


28)  Die  cum  prodigi  läist  slcli ,  wenn  liberTiaupt,  nur 
tlurcK  die  WalirscKeinllchkeit  der  Gefahr  vertheidigen ,  dafs 
der  Verschwender  am  Ende  dem  Staate  zur  Last  fallen  könne, 
(Dem  Englischen  Rechte  ist  sie  unbekannt.) 

29)  Z.  B.  also  die  Frag^,  ob  der Familienratb  desFran- 
zösischen  Rechts  Nachahmung  verdiene?  (Wenigstens  ist 
seine  Zusammensetzung  —  er  besteht  zur  Hälfte  aus  Ver- 
wandten von  der  Seite  des  Vaters  und  zur  Hälfte  aus  Ver- 
wandten von  der  Seite  der  Mutter  —  sehr  wohl  berechnet.) 

30)  Von  Rechtswegen  sollte  das  Ende  dieser  Vormund- 
schaft nicht  durch  eine  allgemeine  Regel  bestimmt  sejn ,  son- 
dern sich  nach  der  Beschaffenheit  eines  jeden  einzelnen  Mün- 
deis richten.  Daher  die  Emancipation  des  Französischen  Rechts. 

3i)    Daher  unterscheidet   das  Römische  Recht  zwischen 
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Derselben  Dienstbcfreyung,  mic  die  Mlndir- 
jälirigen,  geniefscn  billig  die,  welclie  in  das  Grei- 
senalter getreten  sind.  Dagegen  sind  sie  nicht, 
\vie  die  Minderjährigen  von  der  Thcihiahinc  an 
Staatsgeschiiften  anszuschliefsen ,  da  sie,  was  ihnen 
an  Körperkraft  abgeht,  durch  den  Schatz  ihrer 
Erfahrung  und  durch  die  Bedachtsamkeit  ihres  Ur^ 
theils  ersetzen  können. 

Auf  denselben  Gründen  beruht  die  rechtliche 
Ungleichheit  snischen  beyden  Geschlechtern.  — 
Das  Weib,  durch  seine  Naturbestimmung  und 
durch  seine  auf  diese  Bestimmung  berechnete  kör- 
perliche Beschaffenheit  in  den  Kreis  des  häuslichen 
Lebens  gebannt,  kann  und  darf  nicht  die  Bedin- 
gungen erfüllen,  von  welchen  das  Staatsbürger- 
recht  abhängt.  Wer  aber  nicht  kann  thaten,  der 
soll  nicht  rathen.  ^^)  In  Beziehung  auf  das  bür- 
gerliche Recht  steht  dagegen  das  weibliche  Ge- 
schlecht dem  männlichen  (abgesehn  von  dem  ehe- 
lichen und  dem  elterlichen  Verhältnifse)  gleich. 
Jedoch  ist  das  erstere  Geschlecht,  als  das  dem 
Geiste  und  dem  Gemüthe  nach  schwächere,  von 
den  Gesetzen  besonders  in  Schutz  zu  nehmen. 
Wenn  die  Weiber  nach  so  vielen  Gesetzgebungen 
lebenslänglich  unter  einer  Vormundschaft  stehn,  ^^^) 


clor  tutela  minorum  und  der  ciira  impuhcriim,  Bcs«;or  isfs , 
diese  Abstufung  in  Bezieliung  auf  die  einzelnen  yorinund- 
scliaflliehen  Reclite  zu  bestimmen. 

32)' Vgl.  oben  Bd.  I,  S.  398. 

33)  Deutsches  Recht.      Tutela  perpctua  focminanim. 


110 

wenn  sie,  nach  dem  Römischen  Rechte,  (und  viel- 
leicht mit  besserem  Grunde,)  nicht  die  Rechts- 
verbindlichkeiten Anderer,  Bürgschaftsweise  oder 
sonst,  übernehmen  können,  (denn  kurzsichtiger 
und  der  Bitte  zugänglicher  ist  dieses  Geschlecht,) 
wenn,  nach  demselben  Rechte,  einer  Ehefrau  für 
die  Esrtattung  ihres  Einbringens  nicht  Bürgen 
bestellt  werden  dürfen, ^^)  (denn  die  Freundschaft 
mit  einem  Weibe  ist  leicht  eine  Kupplerinn,)  so 
lassen  sich  diese  und  ähnliche  besondere  Rechte 
der  Weiber  auf  die  Grundsätze  der  schützenden 
Gerechtigkeit  zurückfuhren. 

Hiermit  behaupte  ich  jedoch  nicht,  dafs  man 
die  urkundlichen  Gesetze,  welche  den  Weibern 
diese  besonderen  Rechte  einräumen,  auch  ge- 
schichtlich nur  aus  dieser  Quelle  abzuleiten 
habe.  Bey  allen  ungebildeten  Völkern  sind  die 
Weiber  wenig  mehr,  als  eine  Waare,  als  ein  Be- 
sitzthum,  das  geschützt  wird,  weil  es  einen  Tausch- 
und Gebrau chswerth  hat.  Nur  nach  imd  nach  er- 
heben sich  die  Völker  zu  würdigeren  Ansichten ; 
das  Schutz  recht  oder  der  Schutz  des  Eigennutzes 
verwandelt  sich  in  eine  Schutzpflicht;  aber  noch 
lange  verrathen  einzelne  gesetzliche  Vorschriften 
oder  Rechtsgewohnheiten  die  ursprüngliche  Lage 
des  weiblichen  Geschlechts.  So  wurde  z.  B.  die 
Vormundschaft,  unter  welcher  bey  den  Römern 
einst  die  Weiber  lebenslänglich  standen,   noch  in 


34)  l  ^.  C  nefidejuss,  dot.  dentur. 
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sehr  späten  Zeiten  nicht  als  eine  VVohhliat,  son- 
dern als  eine  ßüide  für  die  Frau  hotrachict.  •*'*) 
(Auch  auf  die  Vormundschaft  ühcr  Minderjähri^'-c 
lafst  sich  diese  Bemerkung  ausdehnen.  ^^)  ])ie 
Regel  des  neuern  Römischen  Rechts:  Pcnes  quem 
est  successionis  commodum  ^  pcnes  cunclem  est  tu-^ 
telae  onus  —  hiutete  wohl  ursprünglich  so:  P.  q. 
€.  s.  c.penes  eundem  est  tutclae  jus.) 

Diese  Herabwürdigung  der  Frauen  läfst  sich 
auf  ein  System  der  Gesetzgebung  überhaupt  zu- 
rückfuhren, welches,  in  geradem  Gegensatze  mit 
dem  oben  aufgestellten  Grundsatze,  (mit  dem  Grund- 
satze der  rechtlichen  Gleichheit  ungeachtet  der 
physischen  Verschiedenheit  der  Menschen,)  die 
physische  Ungleichheit  in  eine  rechtliche ,  di(! 
Uebermacht  in  ein  Vorrecht,  die  Schwäche  in  eine 
Schuld,  ja  die  einmal  zur  Rechtsregel  erhobene 
Naturordnung  mittelst  der  Erblichkeit  der  Vor- 
rechte, so  w^eit  thunlich,  in  eine  ständige  ver- 
wandelt. Denn  auch  die  Kastenyerfassung  und  die 
erbliche  Unterthänigkeit  eines  besiegten  Volkes  und 
die  Leibeigenschaft  und  die  erbhche  Knechtschaft 
und  noch  so  viele  andere  oft  scheinbar  unglcich- 


35)  Vgl.  Caji  wiederauf^efiindenc  Institut,  I,  4/,J'  und 
Scliraders  Abti.  Was  liat  die  Gcscluchlc  des  Köm.  Hechts 
durch  die  wiedcraufgefun denen  Instit.  des  Cajus  gewonnen  .' 
Heidelb.  1823.  8.  S.  10.  44- 

36)  Vgl.  Schradcr  a.  a.  O.  —  Aehnllclie  Eemerkunprn 
lassen  sicK  über  das  altdeutsclie  Vormundschaftsrecht  machen. 
Vgl.  z.  B.  Lex  Longob.  I,  q,   II ,   i  .r 
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artige  Einrichtungen  gehen  aus  derselben  Ansicht 
oder  aus  demselben  Bestreben,  wie  jenes  Unrecht, 
hervor.  Es  entspricht  dieses  System  (das  Recht  des 
Stärkeren  oder  das  Faustrecht)  so  vielen  Neigungen 
und  Interessen  des  Menschen,  —  dertt  Triebe  der 
Selbsterbaltung,  dem  Stolze  und  der  Herrschsucht, 
dem  Hange  zur  Gemächlichkeit,  der  Liebe  zu  den 
Nachkommen,  * — es  läfst  sich  in  so  manchen  Fäl- 
len nach  den  Grundsätzen  des  Nothrechts  verthei- 
digen  und  diese  Fälle  sind  wieder  mit  andern  so 
genau  und  so  mannigfaltig  verschlungen,  dafs  es 
wohl  überall  das  Uebergewicht  erhalten  haben 
würde,  wenn  nicht  die  rechtliche  Gleichheit  drey 
mächtige  Bundesgenofsen  oder  Schutzherrn  gehabt 
hätte,  dieArmuth,  das  Interesse  der  öffent- 
lichen Macht,  die  Religion.  DieArmuth* — 
erst  wenn  ein  Volk  in  Reiche  und  Arme  und  nach 
der  Verschiedenheit  der  Berufsarbeiten  in  Stände 
zerfällt,  scheint  jene  persönliche  Ungleichheit  un- 
ter den  einzelnen  Menschen  zu  entstehen,  welche 
am  Ende  die  Gründlage  einer  jeden  andern  ist; 
bey  Völkerschaften,  die  kaum  das  Eigenthum 
kennen  oder  deren  Habe  gering  ist,  sind  die  ein- 
zelnen auch  dem  Rechte  und  der  Macht  nach, 
einander  gleich;  die  Gefangenen  werden  gefödet 
oder  (wie  könnte  man  sie  gebrauchen  oder  ihre 
Flucht  verhindern?)  dem  Stamme  einverleibt ;  we- 
nigstens kann,  so  lange  die  Sitten  und  Verhältnisse 
noch  einfach  sind,  der  Herr  nicht  viel  höher  stehn, 
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als  sein  Knecht.  *')  Das  Interesse  der  öffent- 
lichen Macht  —  eine  jede  rechtliche  Ungleich- 
heit ist  eine  Zersplitterung  oder  ein  llcnimnifs  der 
öffentlichen  Macht;  je  mehr  eine  Regierung  die  ""e- 
sammten  Kräfte  der  Nation  anzustrengen  genöilu- 
get  ist,  desto  mehr  mufs  sie  sich  aller  einzelnen 
Staatsgenossen  annehmen.  Seitdem  in  Europa  die 
Kriege  mit  so  zahlreichen  Heeren  geführt  werden, 
hat  sich  in  den  meisten  Staaten  dieses  Erdlliciles 
der  Rechtsznstand  des  Landmanncs  hedeutend  ver- 
bessert. In  ausserordentlichen  Zeiten  liefsen  auch 
die  Griechen  und  die  Römer  ihre  Sklaven  frey.  ^^) 
Und  wieviele  andere  der  gemeinen  Freylieit  günstige 
Thatsachen  beurkunden  den  wesentlichen  Zusam- 
menhang zwischen  der  öffentlichen  Macht  und  der 
rechtlichen  Gleichheit  der  einzelnen  xMenschen. 
Die  Religion  —  obwolil  bey  mehr  als  einem 
Volke  gerade  religiöse  Grundsätze  und  Einrich- 
tungen benutzt  worden  sind,  um  Ungleichheit  des 
Rechts  (z.B.  die  Kastenverfassung)  zu  begründen 
oder  zu  verewigen,  so  führt  doch  die  Idee  der  Gott- 
heit und  mithin  eine  jede  Religion,  die  ihren  >a- 
men  verdient,  unmittelbar  zur  Anerkennung  der 
Würde,  also  auch  der  rechtlichen  Gleichheit  der 
Menschen,  als  solcher.  Vorzugsweise  gebührt  dem 
Christenthume  der  Ruhm,  dafs  es,  die  Gleichheit 
aller   Menschen   vor   Gott   predigend    und    durch 


-     3;)   Montesquieu  esprit  des  lois  XV ,  4o*  4  6- 
38)  Vgl.  Montesq.  csp.  d  l.  XV,  4, 
Zachariä  jRegierungslehre,  " 
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gottesdienstliche  Gebräuche  (die  Tatife  und  das 
Abendmahl)  versinnHchend ,  zugleich  den  Grund- 
satz der  rechtlichen  Gleichheit  der  Menschen  in 
seinen  Schutz  nimmt.  Und  in  den  mannigfaltigsten 
Beziehungen,  selbst  unter  den  ungünstigsten  Um- 
ständen, hat  es  diesen  Ruhm  bewährt.  Was  es 
in  dieser  Hinsicht  seyn  könnte  und  sollte,  zeigt  am 
besten  die  Einrichtung  der  ältesten  christlichen 
Gemeinden.  (Noch  jetzt  befolgen  mehrere  christ- 
liche Religionsgesellschaften  dieses  Vorbild.)  Nach- 
dem das  Christenthum  in  dem  Römischen  Reiche 
herrschend  geworden  war,  errang  es  durch  die 
Minderung  der  Zahl  und  durch  die  Milderung  des 
Schicksals  der  Sklaven  der  Freiheit  so  manchen 
iSieg.  Im  Mittelalter  war  die  christliche  Kirche 
(durch  ihre  Gerichtsbarkeit,  durch  die  Freystätten, 
die  sie  eröffnete,  durch  den  Schutz,  den  sie  ihren 
Dienstleuten  und  Grundholden  gewährte,  u.  s.  w.) 
eine  Art  von  Volksvertretung.  In  unser n  Tagen 
war  es  das  Christenthum,  welches  die  Männer 
begeisterte,  .die  zuerst  an  der  Abschaffung  des 
Negerhandels  gearbeitet  haben.  ^^) 

Eben  so  sehr,  wenn  auch  von  einer  andern 
Seite,  ist  dem  Grundsatze  der  rechtlichen  Gleich- 
heit ein  anderes  System  der  Gesetzgebung  ent- 
gegengesetzt,   das,   nach  welchem  die  rechtliche | 


39)  The  hisfory  of  the  rise,  progress  and  accompUsh^ 
ment  öf  tlie  abolition  of  the  African  Sla^e  —  Trade  hy  the 
British  Parliamenu  Bf  Th.  Clarkson.  Lond.  480S,  ILFoLs! 
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Gleichheit  —  künsth'ch  oder  gewallsani  —  in  eine 
physische  verwandelt  werden  soll.  In  dem  Geiste 
dieses  Systenies  war  die  Spartauische  (ieset/z^ehun'^ 
ahgefalst.  Es  Hegt  überhaupt  in  dem  Wesen  der 
reinen  Volksherrschaft,  die  physische  Verschieden- 
heit der  Bürger,  durch  die  Gesetze,  so  weit  es  nur 
immer  mögh'ch  ist,  aufmheben.  Alle  Revolutionen, 
die  von  dem  Volke  ausgehn  oder  das  Volk  in  Gäh- 
rung  setzen,  gleichen  sich  darinnc,  dafs,  damit 
der  (wenigstens  scheinbar)  vornehmste  Grnnd  der 
physischen  und  rechtlichen  Ungleichheit  der  Men- 
schen beseitiget  werde,  (in  der  That  verwechselt 
man  die  Folge  mit  dem  Grunde,)  die  gleiche  Ver- 
theilung  der  Güter  (die  lex  agraria)  in  Anregung 
kommt.  ^^) 

Jedoch  weit  seltner  ist  dieses  System,  als  das 
der  rechtlichen  Ungleichheit,  wenigstens  anhaltend 
befolgt  worden*  Grofs  sind  die  Schwierigkeiten 
der  Ausführung,  eines  Kampfes  mit  der  Allgewalt 
der  Natur.  Der  geheime  Wunsch  der  Menschen 
geht  nicht  auf  Gleichheit,  sondern  auf  Vorzüge 
und  Vorrechte.  (Man  kann  —  jedoch  in  einer 
kaum  erlaubten  Sprache  —  sagen :  Alle  Menschen 
sind  von  Geburt  Aristokraten.) 

Es  mögte  schwer  seyn  zu  entscheiden,  ob  es 
für  die  Bestimmuni?  des  Menschen  nachlheiliger 
$ey,  wenn  die  physische  Ungleichheit  der  Men- 
schen in  eine  rechtliche,  oder  wenn  die  rechtliche 


4o)  M.  vgl.  die  trcfniclic  Sltllc  b.  Cic.  de  rrp,  /.  /^J. 
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Gleichheit  der  Menschen  in  eine  physische  verwan- 
delt wird.  Oder  ist  es  am  Ende  eins,  ob  den  ge- 
sellschaftlichen Verhältnissen  der  Menschen  der 
Charakter  der  Beweglichkeit,  welchen  sie  haben 
sollen,  auf  die  eine  oder  auf  die  andere  Weise  ge- 
nommen wird? 

Bemerk enswerth  ist  es,  dafs  der  Grundsatz  der 
rechtlichen  Gleichheit  den  Griechen  (auch  den 
Römern)  so  gut,  wie  unbekannt,  war.  Aristoteles 
behauptet  geradezu,  dafs  ein  Theil  der  Menschen 
fiir  die  Knechtschaft  geboren  werde.  *^)  Plato,  in 
seinem  Werke  über  den  Staat,  schaltet  und  waltet 
mit  den  Menschen,  gleich  als  mit  Werkstücken. 
Sollten  wir  nicht,  auch  was  unsere  rechtlichen  An- 
sichten betrifft,  dem  Christenthume  mehr  verdan- 
ken, als  wir  wohl  in  unserem  Stolze  wähnen?  ^^)     ^ 


ZWEYTER    ABSCHNITT. 

y o  n     den      ä  ufs  er  e  n     Gütern^ 


Die  Rechte  an  äufseren  Gegenständen  sind  ent- 
weder dingliche  oder  persönliche  Rechte, 
je  nachdem  der  Gegenstand  des  Rechts  in  der 
Erfahrung  gegeben  ist  oder  durch  eine  Handlung 

4i3  Arist,  Polit.  I,  7. 

42)  Jedoch  aucli  in  unsern  Tagen  liat  die  Sklaverey  ilire 
Vertlieidiger  gefunden.  S.^Theorie  des  lois  civiles.  Par  Lin- 
queU  Hugo's  Naturreclit  §.  i4i.  ff.  Nun  wohll  Das  Reclit 
der  Vertlicidigung  hat  billig  eine  grofse  Gunst  für  sieb.  Audi 
der  seh ^A  erste  Verbrecher  soll  nicht  eines  Vertheidigers  ent- 
behren. ' 


117 

gegeben  werden  soll.*^)  Die  erslercn  können  gegen 
einen  jeden  Besitzer  des  Gegenstandes,  die  let/.teren 
nur  gegen  den  Schuldner  und  dessen  Rochlsnach- 
folger  (also,  aufser  gegen  den  Schuldner,  nur  ge- 
gen die,  welche  mit  dem  Schuldner  als  eine  und 
dieselbe  Person  zu  betrachten  sind,^^))  gelteiid 
gemacht  werden.  Es  giebt  drey  Arten  der  dingli- 
chen Rechte,  das  Eigenthumsrecht,  das  Recht  der 
üienstbarkeit,  das  Pfandrecht.  Denn  ein  ffcire- 
bener  Gegenstand  kann  entweder  schlechthin  oder 
nur  beziehungsweise  mein  seyn;  in  dem  letzteren 
Falle  kann  durch  das  Recht  an  dem  Gec^enstande 
entweder  mein  Vermögen  vermehrt  oder  nur  ge- 
sichert werden. 

Die  Gegenstände  der  dinglichen  Rechte  sind 
entweder  körperliche  oder  unkörperliche 
Gegenstände.  Die  der  erstem  Art  sind  entweder 
Sachen  oder  Personen ;  *^}  von  der  letztern  Art  sind 
Geisteswerke.  ^^) 

43)  J*fur  zu  oft  verwechselt  man  dingliche  Rcclitc?  niid 
Sachenrechte  —  jara  realia  und  jara  in  rc.  Die  letzteren 
sind  nur  eine  Art  der  ersteren.  Z.  B.  sowohl  das  dominium, 
als  die  heredltas  sind  Arten  des  Eigcnthnmcs;  jenes  ist  ein 
Eigenthum  an  einer  Sache  ^  diese  ein  Eigciilljum  au  dem  Ver- 
mögen eines  Verstorbenen. 

44)  Gegen  die  Erben  und  Cessionaricn. 

45)  Das  Wort:  Sache,  res,  ist  besonders  \ifi(liiitig. 
(Daher  die  Unbestimmtheit  oder  Zwcvd(HilIj;koit  so  vieler 
Stellen  in  den  Schriften  so  vieler  Ilcchlsgchln  l<n.)  Mi  be- 
zeichne mit  diesem  Worte  die  Körper,  >vrl<lM'»)  i\\c  li-'-n« 
Schaft  eines  Willens  nicht  zukommt. 

46)  Und  das  Vermögen.  Doi  h  dieser  Gegenstand  gt- 
hört  in  den  zwevlcn  Thcil  dieses  Huclics. 
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Der  Gegenstand  der  persönlichen  Rechte  ist 
eine  Handlung  —  eine  Leistung,  eine  Verbindlich-, 
keit.  Zwar  besteht  ein  jedes  Recht,  als  solches, 
in  dem  Vermögen,  Andern  eine  Rechtsverbindlich- 
keit aufzuerlegen.  Aber  ein  persönliches  Recht  hat 
auch  zu  seiiiem  Gegenstande  eine  Verbindlich- 
keit. 

Die  Herrschaft  des  Menschen  über  äufsere  Ge- 
genstände ist  durch  die  Naturbeschaffenheit  dieser 
Gegenstande  bedingt.  (Dasselbe  gilt  ja  von  einer 
jeden  andern  Herrschaft!)  Damit  jedoch  die 
Grenze  dieser  Herrschaft  für  das  richterliche  Ur- 
theil  gehörig  bezeichnet  sey,  enthalten  die  ur*- 
kundlichen  Gesetze  eine  grofse  Anzahl  Vorschrif- 
ten, Avelche  die  Beschaffenheit  der  äufseren  Gegen- 
stände in  Beziehung  auf  das  bürgerliche  Recht 
festsetzen.  Von  dieser  Art  sind  z.  B.  die  gesetzli- 
chen Bestimmungen  über  das  Zubehör  einer  Sache, 
die  über  die  Auslegung  der  Verträge  überhaupt, 
die  über  die  Rechtsverbindlichkeiten,  Avelche  aus 
einem  jeden  einzelnen  Vertrage  kraft  des  vermuth- 
baren  Willens  der  Parthey en  entstehn.  Man  kann 
den  Inbegriff  dieser  Bestimmungen  die  Naturlehre 
des  bürgerlichen  Rechtes  nennen. 

Nur  dadurch  kann  der  Pvlensch  ein  Recht  an 
äufseren  Gegenständen  erwerben ,  dafs  er  sich  diese 
Gegenstände  zueignet,  d.  h.  dafs  er  über  sie  ge- 
biethen  will ,  gleich  als  ob  sie  mit  seinem  Körper 
ein  organisches  Ganzes  bildeten.  Und—  aboesehn 
einstweilen  von  der  rechtlichen  Beschaffenheit  der 
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zu  erwerbenden  Gegenstände  —  darf  er  sicli,  be- 
rufen zur  Herrscludt  über  die  gesammte  iNatur, 
<lurcb  sein  Gebolh  zum  Gesetzgeber  für  Andere 
aufuerfen. 

VVeun  man  unter  dem  Besitze  die  Tbatsaclio 
versteht,  da  ein  Mensch  will,  dals  ihm  ein  iiufscrcr 
Gegenstand  gehöre,  so  ist  also  der  Besitz  die  all- 
gemeine Bedingung  der  Rechte  an  aufseren  Gegen- 
ständen. *^) 

Der  Besitz  ist  eine  Thatsache  und  noch  kein 
Recht.  Denn  er  bezieht  sich  nur  auf  die  subjek- 
tiven, und  nicht  zugleich  auf  die  objektiven  Be- 
dingungen der  Erwerbung.  Wenn  die  urkundli- 
chen Gesetze  dem  Besitze,  (dem,  welcher  äufser- 
hch  beurkundet  ist,)  einige  Wirkungen  eines  Rechts 
beylegen,  so  beruhen  sie  in  so  fern  theils  auf  der 
Vermuthung  der  Rechtmäfsigkeit,  welche  eine  jede 
Handhmg,  kraft  des  Rechts  der  Menschen  auf  einen 
guten  Namen,  für  sich  hat,  theils  auf  den  GruuxJ- 


47)  Der  Besiti  in  dieser  Bedeutung  T\nrd,  lum  Unter- 
schiede  von  dem  physischen  Besitze,  (der  Vcrbindnnf^  eines 
körperlichen  Gegenstandes  mit  dem  Körper  des  iMcnschcn  im 
Räume , )  der  i  n t  e  1 1  i  g  i  b  1  e  Besitz  genannt.  Von  dciu  phy- 
sischen Besitze  ist  wieder  der  äufserlich  O-  ß»  durch  Zeichen) 
beurkundete  intelllglble  Besitz,  zu  unterscheiden.  —  Die 
Schwierigkeiten,  welche  das  Komische  Recht  in  dieser  Lehre 
darbiethet,  dürften  daher  cntstcliii,  d;\h  dicUomischen  Rerhts- 
gelehrten  in  derselben  von  dem  Begriffe  des  physischen  Be- 
sitzes ausgingen,  auch  sich  nie  von  der  Ansicht  gän/.lich  los- 
rissen, dafs  der  phvsiscije  BesilA  (und  nicht  blos  eine  äus- 
sere Beurkundung)  eine  weseiifliche  Bedi:igu»g  der  Wirk- 
samkeit des  intelligibelu  Bttbit/.o    <\ 
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sätzen  des  Scliutzrechts.  Auf  den  erstem  Grund 
lassen  sich  z.  B.  die  Sätze :  Niemand  braucht  den 
Rechtsgrund  seines  Besitzes  anzugehen;  im  Zweifel 
ist  fiir  den  Besitzer  zu  entscheiden  —  auf  beyde 
Gründe  zusammen  die  Rechtsmittel  zur  Erhaltung 
oder  zur  Wiederherstellung  des  Besitzes  ^^)  zu- 
rückführen. 


ERSTE   ABTHEILUNG. 

Von  den  dinglichen  Rechten  an  Sachen 

oder 
Das    Sachenrecht. 


ERSTES    HAUPTSTÜCK. 

Von  dem  Eigenthumsrechte  an  Sache n,  "^^^ 


Das  Eigen thum  an  einer  Sache  ist  das  Recht, 
die  Sache  schlechthin  als  einen  Gegenstand  der 
Willköhr  zu  behandeln.  Eine  jede  Beziehung 
umfassend,  in  welcher  eine  Sache  zu  der  Will- 
kühr  des  Menschen  stehn  kann,  ist  es  ein  Bild 
von  der  Herrschaft,  welche  der  Mensch  über  sich 
selbst  zu  üben  berechtiget  ist.  Daher  ist  es  für 
die   gesammte   sitthche  Bildung   eines   Volkes   so 


48)  Auch  der  processus  executwus, 

49)  Wenn  in  den  folgenden  drey  Hauptstücken  die 
Worte;  Elgenthum,  Dienstbarkeit,  Pfandreclit  vorkommen; 
so  ist  jederzeit  das  Eigenthum  au  Sachen  etc.  l\\  verstehn. 
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entscheidend,  ob  sich  bey  ihm  die  Idee  des  Eißcn- 
thums  entwickelt  hat  oder  niclit.  Denn  in  Bildern 
und  Erscheinungen  erkennt  der  Mensch  sich  seihst. 

Wie  mag  nun  der  Mensch  zu  einer  Sache  sa- 
gen: Ich  will  dein  Herr  seyn!  oder  zu  seinen 
Mitmenschen:  Diese  Sache  stehe  nur  mir  zu  Ge- 
bothe!  Nicht  müfsig  ist  diese  Frage.  Denn,  wie 
wenn  in  Zeiten  innerer  Unruhen  das  Eigenthum 
nicht  weiter  auf  das  bestehende  Recht  gegründet 
werden  kann?  oder,  wie  wenn  ein  Volk  sein  Land 
in  Verhältnifs  zu  andern  Völkern  nur  als  eine  \  er- 
günstigung  besäfse? 

Eine  Ansicht,  die  viele  und  gewichtige  Ge- 
währsmänner flir  sich  hat,  ist  die,  dafs  das  Ei- 
genthum seinem  Rechtsgrunde  nach  als  ein  Got- 
teslehn  zu  betrachten  sey.  So  leiteten  die  Israeli- 
ten ihren  Rechtsanspruch  auf  das  gelobte  Land 
aus  einem  ihnen  von  Gott  ertheilten  Lehnsbriefc 
ab.  So  bewachte  bey  den  Römern  ein  Gott  (der 
deus  terminus)  die  Grenzen  der  Ländcrcyen.  So 
steht  auf  mehreren  Inseln  der  Siidsee  alles,  was 
nicht  dem  gemeinsamen  Gebrauche  üherlassen  ist, 
unter  einem  Gottesfrieden.  So  betrachten  häufig 
die  Gesetze,  z.B.  die  altdeutschen,^")  die  altrö- 
mischen, ^*)    die   der  Hindus,  ^')    das   gesammte 


5o)   Mein  pr.  de  originibus  juris  GcrmanUl  er  jure /iu/n. 
•  epetendis, 

5i)    Cic,  de  legg.  II ,  ^9-  2'?. 

52)    Institutes^  of  Hindu   Lmv  etc.    Translated  bf  n\ 

foncj,  (Lond.  47^6.  8.)   Clmp.  IX, 
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Vermögen  eines  Hausvaters  als  das  Eigenthuni  der 
Hausgötter,  die  Erblichkeit  dieses  Vermögens  als 
eine  Folge  von  der  Erblichkeit  der  Pflicht,  diesen 
Göttern  zu  opfern. 

Nach  einer  andern  Meinung  beruht  das  Eigen- 
thum  nur  auf  dem  urkundlichen  Rechte,  bezie- 
hungsweise auf  Verträgen  oder  auf  dem  Rechte 
eines  jeden  einzelnen  Staates.  In  dem  Geiste  die- 
ser Meinung  wird  in  Europa  die  Erwerbung  eines 
Landes  nur  dann  für  rechtmäfsig  erachtet,  wenn 
die  Erwerbung  von  den  übrigen  Regierungen  an- 
erkannt worden  ist.  Auf  dieselbe  Ansicht  läfst  sich 
die  Thatsache  zurückführen,  dafs  nach  so  vielen 
Gesetzgebungen  ein  Sondereigenthum  an  Grupd 
und  Boden  nur  mittelst  einer  Belehnung,  welche 
der  Staat  ^^)  oder  die  Gemeinde  ^^)  ertheilt,  er- 
worben werden  kann.  Und  eben  so  stehen  mit 
dieser  Ansicht  die  Gesetze  in  Verbindung,  welche 
das,  was  die  Einzelnen  besitzen,  als  das  Gesammt- 
eigen thum  der  Geschlechter  betrachten.  ^^)  Diese 
Gesetze  betrachten  die  einzelnen  Geschlechter  als 
so  viele  besondere  Staats  vereine.  ^^) 


53)  Seiikenh.  Corp.  j.  Genn.  T.  L  P.  IL  p,  44'  ^^ 
Westphalen  Monum,  Cimbr,  praef.  ad  T.  IL  II L 

54)  Stuart  I,  84. 

55)  Lex  SaL  c.  6^,  Kavserrecht  II,  95.  Merlin  v. 
paterna  paternis. 

56)  Moser  (Osnabr.  Gescb.  I^  §.  17.  18.)  irrt  sicli, 
wenn  er  aus  der  Biiigscliaft,  welche  die  Familie  für  die  ein- 
zelnen Farailieuglieder  zu  leisten  hatte  ^  das  Gesammtelgen- 
thum  der  Familie  ableitet.      Beyde  hatten^  geschichtlich  und 
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Jedoch,  wenn  sich  auch  die  crsicre  Mciiuiu'^ 
auf  die  Grundsätze  der  austheilendeu  und  die  lel/.- 
tere  auf  die  der  schützenden  Gerechtigkeit  zurück- 
fuhren lassen  sollte;  —  weder  nach  der  einen  noch 
nach  der  andern  Meinung  kann  das  Eigen.liuni 
als  ein  gegen  einen  Jeden  gültiges  Recht  hcgriin- 
det  werden.  Das  aber  ist  die  Aufgabe:  Mie  kann 
der,  welcher  sich  eine  Sache  zueignet,  seinen 
Willen  d.  i.  seine  Herrschaft  über  die  Sache  zum 
Gesetz  für  alle  Andere  machen? 

Nach  einer  [dritten  Meinung  ist  Arbeit  die 
rechtliche  Grundlage  des  Eigcnthumes.  ^^)  Wohl 
möglich,  dafs  diese  Meinung*  das  Eigenthum  am 
Ende  nur  aus  einem  Nothstande  ab/Aileiten  ver- 
mag. Aber  läfst  die  vorliegende  Aufgid)e  ihrem 
"VVesen  nach  eine  andere  Antwort  zu? 

Doch,  welches  ist  der  Sinn  —  welches  sind  die 
Gründe  dieser  Meinung? 

Soll  der  Mensch  —  soll  unser  Ge- 
schlecht —  auf  das  vollkommenste  über 
die  Aussenwelt  gebiethen,  so  mufs  es 
überhaupt  ein  Eigenthumsrech t  geben. 
—  Denn  nur  durch  Arbeit  kann  der  Mensch  seine 
Herrschaft  über  die  Aussenwelt  auf  das  vollkom- 
menste begründen,    da  es  der  Arbeit  möglich  ist 


rechtlich,  dieselbe  Grundla<^e.  Der  Geschlechtsvcrcin  war 
ursprünglich  der  Staats  verein  und  blieb  bcy  den  Deutschen 
die  Grundlage  des  letzteren  Vereins. 

57)  Diese  Meinung  vtrtheidiget   /.  H.  Lock'    m  >     / 
tiscs  Oft  Gavcnunent, 
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und  da  es  der  Arbelt  bedarf,  die  Güter  dieser  Erde 
zu --^-^-mehren ,  sie  umzugestalten  und  sie  so  für 
den  Gebrauch  tauglicher  zu  machen.  Wer  würde 
sich  aber  entschhefsen,  seine  Arbeit  auf  eine  Sa- 
che zu  verwenden,  wenn  er  sich  die  Sache  nicht 
zueianen  könnte  d.  h.  wenn  er  nicht  hoffen 
dürfte,  zu  erndten  wo  er  gesäet  hat?  Sogar  wi- 
derrechtlich würde  derjenige  handeln ,  welcher 
die  Güter  dieser  Erde  bearbeitete,  ohne  dafs  ihm 
die  Früchte  seiner  Arbeit  durch  das  Eigenthums- 
recht  gesichert  wären.  Denn  er  würde  in  den 
Erzeugnissen  seiner  Kräfte  sich  selbst  der  Willkühr 
Anderer  Preifs  geben.  So  gewifs  nun  die  Vernunft, 
in  wie  fern  sie  die  Rechtsverhältnisse  der  Menschen 
ordnet,  von  der  Forderung  ausgeht,  dafs  der 
Mensch  über  die  Natur  auf  das  vollkommenste  ge- 
biethe,  so  gewifs  fordert  sie  auch  ein  Eigenthums- 
recht.  —  Diese  Begründung  des  Eigenthums  wird 
durch  eine  Menge  Thatsachen  unterstützt.  So 
weit  die  Geschichte  reicht,  hatten  die  Güter  dieser 
Erde  in  so  fern  ihre  Herren,  als  sie  durch  Arbeit 
erzeugt  oder  für  die  Zwecke  der  Menschen  taug- 
licher gemacht  worden  waren.  Bey  einem  Jäger- 
stamme sind  nur  die  Hütte,  die  der  Jägersmann 
mit  den  Seinen  bewohnt,  die  spärliche  Beklei- 
dung, das  Jagdgeräthe  und  die  Beute  der  Jagd 
Eigenthum.  Bey  einem  Volke,  das  von  der  Vieh- 
zucht lebt  ,  sind  die  Heerden  Sondereigenthum, 
so  wie  der  Gegenstand  der  Pflege  der  Einzelnen. 
Der  Ackerbau  endlich  führt  zum  Sondereigenthume 
an   Grund  und  Boden  und  fo  zur  Vollendung'  des 
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künstlichen  Baues.  Doch  nur  langsnm  und  stufen- 
weise geschieht  dieser  letzte  iiiul  für  die  ^^-esanite 
Herrschaft  des  Menschen  über  die  INaliir  so  riii- 
scheidende  Schritt.  Erst,  wenn  die  Kunst  des 
Landbaues  bedeutende  Fortschritte  gemacht  liat, 
hören  die  einzelnen  Stämme  oder  Gemeinden  auf, 
gemeinschaftlich  zu  säen  und  zu  erndten.'"'^)  ])o(  h 
anfangs  wird  das  Land  jedesmal  nur  auf  ein  Jahr 
vertheilt.  ^^)  Ist  das  Land  fruchtbar  und  wem> 
bevölkert,  so  gestalten  sich  die  Verhällrusse  zu- 
weilen auch  so,  dafs  ein  Jeder  den  Boden,  den 
er  bebauen  will  nach  Gefallen  wählt,  das  Kinrn- 
thum  an  di^m  bebauten  Lande  aber,  so  wie  (he 
Erndte  eingebracht  ist,  aufhört.  ^^)  Uebrigens  blei- 
ben auch  da,  wo  Grund  und  Boden  vollkommenes 
Sondereigenthum  ist,  Wüstungen  und  Walchingen 
am  längsten  herrenloses  Gut,  —  Nicht  minder 
wird  die  obige  Begründung  des  Eigentluimes  da- 
durch unterstützt,  dafs,  wie  die  VVirllischaflsIehre 
zeigt,  der  ursprüngliche  Preis  einer  jeden  \\  aare,  (h'<* 
aufdieVVaare  verwendete  Arbeit  ist.  Denn  überhaupt 
stehen  das  bürgerliche  Recht,  in  wie  fern  es  das 
Eigenthum  zum  Gegenstande  hat,  und  die  Wirtli- 
Schaftslehre  in  einer  sehr  nahen  (bisher  wohl  noch 


5S')  Dieser  Zustand  dcrDinp^c  ^var  und  Ist  noch  hry  den 
Ureinwohnern  von  Nord-  und  Südamerika  der  gewöhnlichere. 
Robertson^ s  liistory  of  America, 

59)  So  wurde  es  im  Her/.ogthunie  Bouillon  noch  im  1  8trn 
Jahrhunderte  gehalten!    Merlin  repert,  de  jurisp.  m.  BouiLlon. 

60)  So  wird  es  auf  der  Insel  Madagaskar  gehalten.  An- 
nales  des  vojai^cs*   Par.  Malta-Drun  T.  XII!.  p.  Jv. 
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nicht  genugsam  hervorgehobenen)  Verwandschaft 
mit  einander. 

Jedoch,  wenn  auch  das  Rechtsgesetz  fordert, 
dafs  es  ein  Eigenthum  gebe,  warum  soll  gerade 
ein  jeder  Einzelne  befugt  seyn,    sich  herrenlose 

Sachen  nach  Gefalleh  zuzueignen? Ganz  aus 

demselben  Grunde,  aus  welchem  es  überhaupt  ein 
Eigenthum  geben  soll  d.  h.  weil  nur  unter  der 
Bedmgung,  dafs  herrenlose  Sachen  dem  Ersten, 
der  sie  in  Besitz  nimmt,  gehören,  (Res  nullius 
cedit  primo  occupanti! )  die  Menschen  über- 
haupt am  vollkommensten  über  die  Natur  ge- 
biethen  können.  Denn,  verschieden  wie  die  Men- 
schen ihren  Anlagen  imd  Neigungen  nach  sind, 
kann  nur  unter  dieser  Bedingung  die  Arbeit  eines 
jeden  Einzelnen  für  sich  den  vollständigsten  Er- 
folg haben  und  so  die  Arbeit  Aller  zu  dem  voll- 
ständigsten Siege  über  die  Natur  führen.  ^0  — 
Man  kann  diesem  Schlüsse  noch  folgende  Wendung 
geben :  Die  ursprüngliche  und  die  abgeleitete  Er- 
werbung des  Eigenthum^s  müssen  am  Ende  unter 
einer  und  derselben  Rechtsregel  stehn.  Das  Recht 
der  ersten  Besitzergreifung  und  die  Freyheit  des 
Verkehres  aber  sind  nur  verschiedene  Anwendun- 
gen einer  und  derselben  Grundregel.   Verwirft  man 


61)  Maltlius  (über  die  Ursachen  der  Bevölkerung)  I,  76. 
sagt:  Der  stärkste  Einwurf  gegen  die  Gütergemeinschaft  mögte 
der  sejn,  dafs  sie  ein  Hcmmnifs  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung ist. 
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diese  Regel,  so  kann  man  nur  7ai  dem  GnmdsatTe 
der  gleichen  Vertlieilung  der  Güter   dieser  Krdr 
seine  Zuflucht  nehmen.      Wäre  aber  eine  solche 
Vertheilung  auch  nicht  eine  Unmöghchkeit,  (selbst 
Moses  und  Lykurg,  zAvey  auch  sonst  einander  ver- 
wandte Geister,  scheiterten  in  dem  Unternohmon,) 
so  würde  sie  doch  in  so  fern  widcrrcchllich  seyn, 
als  sie  die  natürliche  Freyheit  d.  h.  die  ang(J)ühri\c 
Ungleichheit  der  Menschen  beziehungsweise  ver- 
nichtete,   anstatt  sie  nur  zu  beschränken.      Vor- 
schläge zu  einer  solchen  Vertheilung  fanden  immer 
am  meisten  Eingang  bey  denen,    welche,    selbst 
kärglich  von  der  Natur   ausgestattet,    das  geistige 
Uebergewicht  Anderer  beneideten, —  und  in  Zei- 
ten, in  welchen  man  alles  Bestehende,  in  der  bür- 
gerlichen Gesellschaft  und  in  der  Natur,  umkehren 
wollte.      Wohl  ist  es    ein  schöner  Traum,  —  ein 
Traum,  zu  welchem  sich  auch  der  rechtlichcMann, 
wenn  er  den  Üeberflufs  der  Einen  und  ihm  zur  Seite 
das  Elend   Anderer   erblickt,    hingerissen    fühlen 
kann,  —  die  Güter  dieser  Erde  unter  die  Mcnsch(Mi 
gleich  vertheilt  zu  sehn.      Al3er  man  setze  den 
Fall,  dafs  ein  Zauberer  —  oder  eine  gütige  Fee  — 
eine  Million  Goldstücke  unter  fünf,  zehn  oder  zwan- 
zig Menschen  gleich  austheille.     Würde  niclit  nach 
Monaten   oder  Wochen,    ja  nach  wenigen  Tagvn 
oder  Stunden,  (wenn  man  anders  nicht  die  Glück- 
lichen, einen  jeden  für  sich,  einkerkerte,)  der  Eivr 
seinenAntheil  vermehrt,  ein  Anderer  ihn  mehr  oder 
weniger  vermindert,  ein  Dritter  ihn  gänzlich  vcr- 
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o-eudet  haben?  ' —  Mutato  nomine  de  te ,  humanuni 
genus ,  fahula  narratur!  Es  giebt  gewisse  Stel- 
len, wo  man  beym  Denken  und  beym  Handeln 
zu  sich  oder  zu  Andern  sagen  mufs:  Bis  hieher 
und  nicht  weiter! 

Aus  der  hier  versuchten  Begründung  des  Ei- 
genthumes  ergeben  sich  folgende  Rechtssätze: 

1)  Alles,  was  nach  Naturgesetzen  er- 
worben werden  kann,  darf  nach  den  Ge- 
setzen des  Rechts  von  einem  jeden  ein- 
zelnen Menschen  erworben  werden.  Es 
ist  daher  widerrechtlich,  irgend  einen  möglichen 
Gegenstand  der  Erwerbung,  ohne  einen  besondern 
Grund  d.  h.  ohne  einen  Grund  des  Nothrechts, 
schlechthin  oder  beziehungsweise  für  nicht  er- 
werblich zu  erklären.  Denn  ein  Gesetz  dieser  Art 
ist  mit  dem  Ansprüche,  den  ein  Mensch  wie  der 
andere  auf  die  Güter  dieser  Erde  zu  machen  be- 
rechtiget ist,  so  wie  dieser  Anspruch  durch  das 
Eigenthumsrecht  modificirt  wird,  von  Rechtswe- 
gen unvereinbar.  —  Daher  solLz.  B.  die  Regierung 
kein  Sondereigenthum  besitzen,  sondern  nur, 
gleich  als  eine  Verrechnungsbehörde,  die  öffent- 
lichen Ausgaben  mit  den  Abgaben  der  ünterthanen 
decken.  Kraft  derselben  Rechtsregel  ist  der  red- 
liche Besitzer  einer  fremden  Sache  einstweilen  fiir 
den  rechtmäfsigen  Eigenthümer  zu  halten.  Auch 
beruht  auf  dieser  Rechtsregel  die  Ersitzung,  {usu- 
capiOj)  als  das  Mittel,   durch   welches  allein  Er-, 
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Werbungen  gegen  die  Ansprüche  Dritter  gesichert 
und  mithin  allein  endgültig  gemacht  werden  köu- 
neu. 

2)  Der  einzelne  Mensch  darf  sich  von 
RechtSAvegen  nur  so  viel  von  den  Gütern 
dieser  Erde  zueignen,  als  er  davon,  ent- 
weder selbst  oder  mit  Hülfe  seiner  An- 
gehörigen und  Leute,  für  die  Menschen 
brauchbarer  machen  kann.  Zwar  ist  das 
kein  Mafsstab ,  nach  welchem  die  Rechtmäfslgkeit 
der  Besitzthümer  der  Einzelnen  mit  mathcmalistluT 
Schärfe  bestimmt  Averden  kann.  An  einer  Idee 
kann  die  Wirklichkeit  nie  anders,  als  annäherungs- 
weise, gemessen  werden.  Auch  können  Nothlalle 
eintreten,  welche  das  Recht  der  Zueignung  über 
seine  Grenze  hinaus  zu  erstrecken  gestatten.  Aber 
die  Ausnahme  soll  man  nicht  zur  Regel  erheben. 
Die  Erde  spricht  gleichsam  zu  dem  Menschen:  Ich 
will  dein  Eigenthum  seyn  mit  meinen  Schätzen, 
wenn  du  mich  zu  bearbeiten  vermagst.  Nach 
dem  Nothrechte  würde  die  Anrede  so  lauten :  Ich 
will  dein  Eigenthum  seyn,  wenn  du  mich  zu  ver- 
theidigen  vermagst.  Auch  das  Zeugnifs  der  Ge- 
schichte dürfte  jener  Mafsstab  für  sich  haben.  Eine 
Hauptv^eranlassungzu  den  Römischen  Ir^n'/jus  agra- 
riis  war  wohl  die,  dafs  der  Römische  Adel,  mit 
den  Erbleihen  des  Deutschen  Rechtes  unbekannt, 
seine  ungemessenen  Ländereyen  nicht  gehörig  zu 
bebauen  veriTOchte.  Von  jeher  sind  die  Völker- 
schaften, welche  noch  wenig  oder  gar  keine  Arbeit 

Zacliariä  BeßierungsUhrr.  " 
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auf  ihr  Land  verwendet  hatten,  von  den  Völkern, 
welche  den  Preifs  des  Eigenthums  kannten,  mit 
leichtsinniger  Grausamkeit  bald  aus  dem  Wohn- 
lande verjagt,  bald  in  demselben  unterjocht  wor- 
den. Es  genügt,  deshalb  an  die  Geschichte  der 
Ureinwohner  von  Amerika  zu  erinnern*  Jedoch 
besonders  belehrend  in  Beziehung  auf  die  vorlie- 
gende Frage  ist  die  folgende  Erzählung  bey  Ta- 
citus  ^^).  Die  Ansibarier,  eine  Deutsche  Völker- 
schaft, aus  ihren  Wohnsitzen  von  den  Chauken 
vertrieben,  siedelten  sich  in  der  Nähe  des  Rheines 
innerhalb  des  Römischen  Gebiethes  auf  einer  Land- 
strecke an,  welche,  gänzlich  unbewohnt,  nur  von 
Zeit  zu  Zeit  von  den  Heerden  des  Römischen  Grenz- 
heeres behüthet  wurde.  Bojoalkus,  der  Anführer, 
aufgefordert,  mit  den  Seinen  das  Römische  Gebieth 
zu  verlassen,  begründete  sein  Recht  an  dem  bezo- 
genen Lande  so :  So  wie  der  Himmel  den  Göttern, 
so  sey  die  Erde  dem  Geschlechte  der  Menschen  ge- 
geben. Land,  das  unbewohnt  sey,  stehe  einem 
Jeden  offen.  Indem  er  dann  seinen  Blick  zur  Sonne 
erhob  und  die  übrigen  Gestirne  anrief,  fragte  er 
sie,  gleich  als  ständen  sie  vor  seinen  Augen,  ob 
sie  denn  den  einsamen  Boden  anschauen  wollten?  | 
Lieber  mögten  sie  das  Meer  über  die  Räuber  der 
Erde  ergiefsen.  Da  antwortete  ihm  Avitus ,  wel-  ) 
eher  das  Römische  Grenzheer  befehligte:  Unter- 
werfung gebühre  der  Herrschaft  der  Besseren!     Sa 


62)   Tac,  Ann.  XII,  55.  56. 
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habe  es  den  Göttern,  zu  welchen  sie  seihst  (Ithtcn 
gefallen,  dafs  es  in  dem  Gutbelinden  der  Römer 
stehen  solle,  was  sie  geben,  was  sie  nehmen  woll- 
ten ,  dafs  sie  keine  anderen  Richter,  als  sich  selbst, 
hätten. —  Für Bojoalkus  sprach  derrc^chtliche  Ma(s- 
stab  des  Eigenthumes;  Avitus  hatte  das  Recht  der 
Nothwehr  für  sich. 

3)  Das  Eigenthum  ist  kraft  Gesetzes, 
und  mithin  seinem  Wesen  nach,  ein  un- 
beschränktes  und  unbeschränkbares 
Recht.  Denn  durch  das  Eigenthumsrecht  wird 
eine  neue  Ordnung  der  Dinge  begründet,  eine 
Ordnung,  welche  nur  in  so  fern  gerechtfertiget 
werden  kann,  als  sie  das  gerade  Gegentheil  von 
dem  ursprünglichen  Rechtsverhältnisse  der  Men- 
schen in  Beziehung  auf  Sachen  ist,  als  mithin  eine 
unbedingte  Alleinherrshaft  an  die  Stelle  der  ur- 
sprünglichen Gemeinschaft  der  Atispriiche  tritt. 
(Ganz  so  soll  der  Staat  das  gerade  Gegentheil  des 
Naturstandes  seyn.) —  Daher  gestattet  das  rechtliche 
Wesen  des  Eigenthumes  nicht,  dafs  diescll^e  Sache 
in  der  einen  Beziehung  dem  Einen;  in  einer  andern 
Beziehung  dem  Andern  gehöre  ^^).  Nur  als  das  ge- 
ringere Hebel,  also  hur  kraft  eines  Nolhstandcs, 
läfstsich  eineTheilung  der  Eigenthumsrcchte  ver- 
theidigen.  —  Daher  ist  ein  Gesammteigcnllujm, 
d.  i.  ein  Eigenthum,  welches  Mehreren  an  dersel- 
ben Sache  in  der  Art  zusteht,  dafs  ein  jeder  einzelne 


63)   Dominium  directum,  utile  des  dcutsclicn  Kcchts. 

0* 
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Gesammteigenthümer  schlechthin  Eigenthümer  der 
Sache  ist,  mit  dem  rechtlichen  Wesen  des  Eigen- 
thumes  nur  dann  vereinbar,  wenn  man  die  Ge- 
sammteigenthümer als  Mitglieder  einer  Gemeinheit, 
mithin  als  eine  und  dieselbe  Person,  betrachtet  ^*).— 
Daher  ist  bey  dem  Miteigenthume,  d.  i.  bey  dem 
Eigenthume ,  welches  Mehreren  an  derselben  Sache 
in  der  Art  zusteht^  dafs  ein  jeder  einzelne  Miteigen- 
thiimer  zu  einem  sovielsten  Theile  Eigenthümer  der 
Sache  ist,  kraft  des  rechtlichen  Wesens  des  Eigen- 
thumes,  theils  der  Gegenstand  des  Miteigenthumes 
nur  in  der  Eigenschaft  eines  Gegenstandes  oder 
Gutes  überhaupt,  also  nur  in  der  Eigenschaft  eines 
Gedankendinges,  zu  betrachten,  theils  aber  ein 
jeder  Miteigenthümer  berechtiget,  in  einem  jeden 
Augenblicke  die  Gemeinschaft  auch  in  der  Wirk- 
lichkeit aufzuheben  ^^).  —  Daher  treffen  den  Er- 
werber einer  Sache,  als  solchen,  (d.  h.  wenn 
er  nicht  seinen  Gewährsmann  aus  einem  andern 
Grunde,  z.B.  als  Erbe  oder  kraft  einer  vertragsmä- 


64)  Condominium  juris  Germanici.  Dem.  Deutsclien 
Reclite  nach  sind  die  Stammgüter  in  dem  Gesammteigenthum^ 
des  Geschlechts.  Es  betrachtet  dieses  Recht  die  Geschlechter 
als  Staatsgenossenschaften.  Das  Staatsobereigenthum  ist  ein 
Gesammteigenthum. 

65)  Condominium  Juris  Romani.  Aus  dem  Wesen  des 
Miteigenthumes  folgt  daher,  divisione  rei  in  dominio  consti- 
tutae  dominium  non  acquiri,  sed,  quid  acquisitum  fuerit, 
declarari.  Das  Römische  Recht  geht  falschlich  von  der  ent- 
gegengesetzten Ansicht  aus.  /.  /.  C.  commun.  utriusque jud. 
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nsig  übernommenen  Verpflichtung,  zu  vertreten 
hat,)  nicht  die  Verbindlichkeiten,  welche  der 
vorige  Eigenthümer  wegen  der  Sache  oder  sonst 
eingegangen  ist  ^^).  Wenn  das  Deutsche  Recht 
dem  Eigenthümer  eines  Grundstückes  verslattet, 
durch  sogenannte  dingliche  Verträge  einen  jeden 
künftigen  Besitzer  des  Grundstückes  zu  binden,  so 
ist  diese  Abweichung  von  der  Rechtsregel  daher 
zu  erklären,  dafs  das  Deutsche  Recht,  da  es  das 
Sondereigenthum  an  Grund  und  Boden  aus  einer 
Verleihung  des  Staates  ableitet,  die  Einzehten, 
gleich  als  Stellvertreter  des  Staates,  zur  Gesetzge- 
bung für  dieses  Eigenthum  ermächtigen  mogtc.  — 
Uebrisfens  ist  es  bemerkenswerth,  dafs  die  Uube- 
schränkbarkeit  desEigenthumes  sammt  ihren  recht- 
lichen Folgen  eben  sowohl  aus  den  Grundsätzen 
der  Wirthschaftslehre  abgeleitet  w^erden  kann  ^'')- 

4)  D^s  Eigenthum  ist  ein  wesentlich 
veräufserliches  Recht;  eine  jede  Be- 
schränkung des  Veräufserungsrechts  ist 
an  sich  widerrechtlich.  Denn  nur  unter  der 
Bedingung  der  Veräufserlichkeit  ist  das  Eigen- 
thumsrecht  mit  der  ursprünglichen  (Gemeinschaft 
der  Güter  dieser  Erde,  unbeschadet  übrigens  sei- 


66)  Z.  B.  Kauf  geht  vor  MietT.e.  Wer  eine  Saclic  unter 
einer  auflösenden  Bedingung  veräufsert  hat,  kann  die  Sache 
nicht  dem  dritten  Besitzer  entwähren.  Die  Actio  Pauhana 
läfst  sich  nur  als  eine  actio  doli  vevtlieidigen. 

67)  Ueter  die   Dienstbarkeiten    und   Unterpfands 
Ausnahmen  von  der  Rechtsvegcl ,  s.  unten. 
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nes  Wesens,  vereinban  Daher  sind  alle  Vertrage 
und  Verfügungen,  durch  welche  eine  Sache  (z.B. 
als  ein  Stammgut,)  dem  freyen  Verkehre  entzogen 
wird,  an  sich  mit  den  Grundsätzen  des  Rechts 
unvereinbar.  Daher  verbiethen  oder  erschweren 
die  Gesetze  billig  die  Veräufserung  an  die  todte 
Hand.  Der  Tod  ist  der  grofse  Hebel,  durch 
welchen  die  Natur  das  Eigenthum  unaufhörlich 
in  Bewegung  setzt  und  in  Bewegung  erhält.  Aber 
eine  Gemeinheit  stirbt  nicht.  —  Auf  der  andern 
Seite  mag  Niemand  zur  Veräufserung  oder 
Abtretung  seines  Eigenthumes  gezwun- 
gen werden.  Denn  wäre  sonst  das  Eigenthum 
ein  Recht?  Jedoch  der  Endzweck  des  Eigenthu- 
mes ist  der  Gebrauch  oder  der  Verbrauch  des 
Erworbenen.  Daher  mag  in  Nothfallen  der  Ein- 
zelne angehalten  werden,  sein  Eigenthum  (ge- 
gen Entschädigung)  abzutreten,  damit  nicht  das 
Mittel  mit  dem  Endzwecke  im  Widerspruch  stehe. 
Schon  oft  ist  in  diesem  Hauptstücke  der  Noth- 
fälle  gedacht  worden,  welche  so  häufig  das  in  der 
Erfahrung  bestehende  Eigenthumsrecht  mit  der 
Idee  entzweie.  ^ —  Indem  die  Menschen  den  Erd- 
boden mit  seinen  Erzeugnissen  und  Schätzen  un- 
ter sich  theilen,  stören  sie  oft  die  Tauglichkeit  der 
Natur  für  die  Zwecke  des  Menschen.  Es  kann 
z.  B.  das  eine  Grundstück  nicht  ohne  das  andere 
gehörig  gebaut  oder  genutzt  werden;  es  bedarf 
also  einer  Dienstbarkeit,  um  das  rechtlich  Geson- 
derte wieder  rechtlich  zu  vereinigen.     Es  können 
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feruer  kraft  des  Eigenthunisrcchles  Elnrlchlungcn 
und  Veränderungen  getroffen  werden,  welche, 
entweder  für  sich  oder  indem  sie  in  die  Zweck- 
mäfsigkeit  der  Natur  störend  eingreifen,  Andere 
beeinträchtigen.^^)  Jedoch  die  Hauplursache  von 
jenen  Nothfällen  ist  die :  Durch  das  Eigenlhunis- 
recht  wird  eine  neue  Ordnung  in  der  menschliclien 
Gesellschaft  begründet,  eine  Ordnung,  welche,  so 
sehr  sie  auch  dem  Vortheile  dieser  Gesellschaft 
entspricht,  dennoch  zugleich  mit  dem  Grundge- 
setze des  Vereines  in  Widerspruch  steht.  Die  ur- 
sprüngliche Grundlage  der  menschliclien  Gesell- 
schaft ist  die  Ungleichheit  der  Menschen  von  Ge- 
burt. Da,  wo  die  menschliche  Gesellschaft  nur 
auf  dieser  Grundlage  ruht,  ist  Alles  in  einem  ewi- 
gen Wechsel  begriffen,  gelangt  ein  Jeder  zu  dem 
Ansehn,  zu  der  Macht,  welche  ihm,  seinen  An- 
lagen und  Verdiensten  nach  gebühren.  Daher 
entsteht  bey  einem  Stamme,,  welchem  das  Sonder- 
eigenthum  noch  fast  unbekannt  ist,  so  leicht  eine 
Einherrschaft,  um  mit  dem  Tode  des  von  der 
Natur  oder  vom  Glücke  Begünstigten  wieder  uu- 
terzugehn;  wenn  auch  bey  Stämmen  dieser  Art 
die  Leitung  der  gemeinsamen  Angelegenheiten 
in  der  Regel  in  den  Händen  der  Greise,  der  alten 
erfahrenen   Krieger,    ist.  (Alles  dieses  wird  z.  B. 


68)  Cautlo  damni  infecti  Actio  aqnar  phiviae  nrcen- 
dae.  Mit  diesem  Grunde  vertlieidigct  man  die  Aufsicht  des 
Staates  über  die  Benutiung  der  Privatwaidungcn  u.  5.  >v. 
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durch  die  Geschichte  der  Indianer  in  Nordamerika 
bestätiget.)  Aber  ein  anderes  Gesetz  wird  mit 
dem  Eigenthumsr echte  in  die  menschliche  Gesell- 
schaft eingeführt.  jWenn  schon  die  Ungleichheit 
der  Vermögensumstände  ursprünglich  aus  der 
Ungleichheit  der  Mens  eben  hervorgeht,  so  folgt 
doch  bald  die  eine  Ungleichheit  anderen  Gesetzen, 
als  die  andere.  Denn  das  Eigenthumsrecht  ist  theils 
an  sich,  theils  mittelst  des  Erbrechts  eine  blei- 
bende Ordnung.  Und  da  die  verhältnifsmäfsige 
Macht  der  Menschen  eben  sowohl  auf  dem  Vermö- 
gen ,  als  auf  dem  persöalichen  Werthe  der  Einzel- 
nen beruht,  so  theilen  sich,  so  ^Yie  die  Menschen 
mit  dem  Sonder eigenthume  bekannt  werden,  zwey 
ihrer;  Bedingungen  nach  verschiedene  Mächte  in 
die  Herrschaft  über  die  bürgerliche  Gesellschaft. 
In  den  Kampf  zwischen  diesen  Mächten  wird  die 
Gesetzgebung  fast  unausbleiblich  verwickelt.  Der 
imaufhörliche  Wechsel  menschlicher  Einrichtungen 
ist  zu  gefährlich  oder  zu  unwillkommen ,  als  dafs 
nicht  die  Gesetze^  das-  Princip  der  Beständigkeit, 
welches  in  dem  Eigenthume  liegt,  durch  künstliche 
Mittel  noch  wirksamer  zu  machen ,  veranlafst  seyn 
sollten.  So  ist  es  eine  bekannte  Streitfrage,  ob  die 
Gesetze  der  Veräufserlichkeit  und  der  Theilbarkeit 
der  Guter  gewisse  Schranken  (z.  B.  durch  ein  Erst- 
geburtsrecht) setzen  oder  (z.  B.  durch  Majorats^- 
stiftungen)  zu  setzen  jgestatten  sollen.  Auf  der  ei- 
nen Seite  steht  das  Recht  und  die  Gefahr,  Eltern 
und  Kinder  und  Geschwister  einander  zu  entfrem- 
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den,  und  der  wohlthailgc  Elnflufs,  den  die  Zer- 
stückelung der  Gl  undslückc  auf  die  Behauung  des 
Landes,  vielleicht  auch ,  mittelst  der  Vermehrung 
der  Zahl  der  Griindeigenthümer,  auf  die  Sittlich- 
keit des  Volkes  hat.  Auf  der  andern  Seile  drohen 
die  Gefahren  der  Uebervölkerung  und  der  Verar- 
mung; Gefahren,  welche  vorzugsweise  der  gemei- 
nen Freyheit  und  dem  volksherrschaftlichen  Theilc 
einer  Verfassung  den  Untergang  bereiten.  Denn 
im  Gefolge  der  Armuth  sind  Gleichgültigkeit  gegen 
das  Gemeinwesen,  als  gegen  einen  Fremdling, 
(incuria  reipublicae  ut  alienae)^  undHang  zu  .Neue- 
rungen ,  als  zu  einem  Wagspiele,  bey  welchem, 
wer  nichts  hat,  nichts  verhehreu  kann.  Daher 
finden  die  vorzügliclisten  Englischen  Schriftsteller 
einen  Hauptgrund  der  Freyheit  ihres  Volkes  uful 
einen  Hauptfehler  der  Französischen  Gesetze  dar- 
inne,  dafs  nach  dem  Englischen  Rechte  Majorals- 
stiftungen und  Substitutionen  (cntaiVs)  \\\  einem 
weit  gröfseren  Umfange  verstattet  sind,  als  nach 
dem  Französischen,  dieses  sogar,  indem  es  den 
Vermögenstheil ,  über  welchen  Eltern  zu  verfügen 
befugt  sind,  unverhältnifsmafsig  beschrankt,  die 
Zerstückelung:  der  Grundstücke  unmittelbar  be- 
günstiget  *).  Und  die  Französische  Heglerung 
selb3t  hat  diese  Bedenklichkcilen  für  so  erhehlirh 
gehalten,  dafs  sie  während  des  jetzigen  Reiehsla- 
ges(1826)  den  Kammern  einen Geselzenhvurfvor- 


*)    The  Edinhiirsh  Reviav,    1824.  N.  LXXX.  S.  3jo.  fl 


138 

gelegt  hat,  nach  welchem  in  Zukunft  unter  gewis- 
sen Bedingungen  und  mit  gewissen  Einschränkun- 
gen ein  Erstgeburtsrecht  in  Frankreich  bestehen 
soll.  Die  öfFentlichen  Verhandlungen  über  diesen 
Entwurf,  (z.B.  der  von Ma/m//e  ia  der  Pairskam- 
mer  darüber  erstattete  Bericht),  und  die  vielen 
Schriften,  die  über  denselben  in  Frankreich  er- 
schienen sind,  beleuchten  zugleich  die  vorliegende 
Aufgabe  im  allgemeinen. 


ZWEYTES     HAUPTSTÜCK. 

Von    dem   Rechte    der    Diensth  ar  heiu 


Das  Recht  der  Dienstbarkeit  ist  das  dingliche 
Recht,  von  einer  fremden  Sache  einen  gewissen 
Vortheil  ^^)  zu  ziehn.  Persönliche  Dienstge- 
rechtigkeiten erlöschen  mit  dem  Leben  des  Berech- 
tigten. Grunddienstbarkeiten  sind  ein  blei- 
bendes Dienstverhältnifs  zwischen  zwey  Grund- 
stücken, 

An  sich  stehen  Dienstbarkeiten  mit  dem  recht- 
lichen Wesen,  d.  h.  mit  der  üntheilbarkeit  des  Ei- 
genthumes  in  Widerspruch.  Die  Frage  ist  also 
die:  Wie  lassen  sich  die  Gesetze,  welche  dennoch 
Rechte  dieser  Art  bestellen  oder  zu  bestellen  ge- 
statten, nach  Rechtsgrundsätzen  vertheidigen? 


69)  Eine  Dienstbarkeit  vermelirt  das  VermSgen  des, 
BcrecKtigtcn.     Durch  ein  Pfandrecht  wird  das  Vermögen  des 
Gläubigers  nur  gesichert. 
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I.  Von  den  persönlichen  Dicnsibarkclten. 

Die  persönlichen  Dicnstbarkcitcn  sind:  Die 
Nutzniefsung,  das  Recht,  eine  fremde  Sache 
schlechthin  (nach  Art  des  Eigendiümers  z.u  nutzen 
und  zu  gebrauchen,  —  und  das  Nutzungs-  oder 
Gebrauchsrecht,  das  Recht,  nur  einen  (sub-  oder 
objectiv)  bestimmten  Vortheil  von  einer  fremden 
Sache  zu  ziehn  ^^). 

Allerdings  liegt  in  den  persönlichen  Dienstbar- 
keiten eine  Beschränkung  des  Eigenthumes.  Aber 
durch  diese  Beschränkung  \yerden  die  Hemmnisse 
beseitiget,  welche  sonst  der  Veräufserlichkcit  und 
Er  werblichkeit  der  Sachen  zu  folge  der  sub- 
jectiven  Verhältnisse  der  Parthcycn  enl- 
gegenstehn  und  mithin  in  der  Erfahrung  dem  recht- 
lichen Wesen  des  Eigenthumes  Eintrag  thun  wiir- 
den.  Der  Eine  bedarf  nur  der  Nutzniefsung  und 
nicht  des  Eigenthumes  an  einer  gewissen  Sache; 
ein  Anderer  würde  (z.  B.  in  einem  letzten  Willen) 
iibendl  leer  ausgegangen  seyn,  hätte  nicht  zu  sei- 
nem Vortheile  blofs  eine  persönliche  Dienstbarkeit 
bestellt  werden  können.  Jedoch  zu  folge  ihres 
Rechtsgrundes  erlöschen  diese  Dienstbarkeiten  we- 
nigstens mit  dem  Leben  des  Berechtigten.  Denn 
der  Zweck  derselben  ist  nur  der,  das  rechtliche 
Wesen  des  Eigenthumes  mit  den  subjecliv  in- 


70)  Der  Usus  des  Römischen  Rechts  ist  nur  eine  Arl 
des  Usus  in  der  philosopliischen  Bedeutung. 
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dl vidu eilen  Verhältnissen   dritter  Personen    in 
Uebereioslimmung  zu  setzen, 

IL  Von  den  Grunddienstbarkeiten. 

Grunddienstbarkeiten  sind  rechtlich  zulässige 
Beschränkungen  des  Eigenthumes;  weil  und  in  wie 
fern  nur  mittelst  ihrer  bald  ein  Nothstand  beseiti- 
get ^  ^) ,  bald  der  Gefahr  eines  Verlusts  vorgebeugt 
werden  kann  ^^).  In  Fällen,  welche  theils  beson- 
ders dringlich  sind,  theils  einer  allgemeinanwend- 
baren Regel  unterworfen  werden  können ,  darf  und 
soll  das  Gesetz  selbst  das  eine  Grundstück  dem  an^ 
dern  dienstbar  machen  ^^). 

Aus  dem  rechtlichen  Wesen  der  Grunddienst- 
barkeiten ergeben  sich  unmittelbar  folgende  Sätze : 

1)  Ein  Dienstbarkeitsverhältnifs  kann  nur  zwi- 
schen Grundstücken  eintreten,  Herrschaft  und 
Dienstbarkeit  beruhen  überhaupt  auf  der  Unver-^ 
änderlichkeit  der  Ortsverhältnisse.  —  2)  Das  herr- 
schende und  das  dienstbare  Grundstück  müssen 
verschiedene  Eigenthümer  haben.  — 3)  Die  Dienst- 
barkeit haftet  als  ein  Recht  und  als  eine  La3t  auf 
einem  Grundstücke.  Wenn  das  Römische  Recht 
hinzusetzt,   dafa  die  Dienstbarkeit  auf  einem  jeden 


yi)  Vgl,   oben  S,   4  34' 

72)  Die  Zulässigkeit  der  Grunddienstbarkeiten  beruht 


in  so  fern  auf  dem  Schutzrecbte. 


73)  Die  heutigen  Enropäisclien  Gesetzgebungen  sind  mit 
geselzliclien  Dienstbarkeiten  weit  freygebiger,  als  z.  B.  das 
Römische  Recht.     Vgl.  den  C.  N.  Art,  653.  ff. 
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einzelnen  Tlielle  des  herrschenden  und  des  dienst- 
baren Grundstückes  hafte  ^*),    so  liegt  in  diesem 
Satze  nicht  etwa  eine  Eigenthiiinlichkeit  der 
Dienstbarkeiten.     Denn  ein  jeder  {iufsere  Ge^-en- 
stand  eines  Rechts  ist  als  solcher  ein  Ganzes  '^), 
da  er  in  so  fern  nur  in  seiner  Beziehung  auf  die 
Einheit  des  über  ihn  gebiethenden  Willens  in  Be- 
trachtung kommt.   —    4)  Die  Dienstharkeit  liaftet 
als  ein  Recht  und  als  eine  Last  nur  auf  dem  Grund- 
stück.    Daher  kann  nicht  mittelst  einer  Diensthar- 
keit dem  Eigenthümer  die  Verbindlichkeit  aufer- 
legt werden,  etwas  zu  leisten;  sondern  eine  Dienst- 
barkeit kann  nur  darinne  bestehn,    dafs   der  Ei- 
genthümer  des    dienstbaren   Grundstückes    etwas 
leide  oder  zu  thun  unterlasse  ^^).     Wie  wäre  es  mit 
den  Grundsätzen  des  Rechts  vereinbar,  wenn  das 
Eigenthum,    bestimmt,    die  Herrschaft  des  Men- 
schen über  die  Natur  desto  vollkommener  zu  be- 
gründen,   dem  Herrscher  selbst  Fessehi  anlegte? 
Jedoch  von  andern  Ansichten  geht  das  ursprünghch 
deutsche  Recht  aus.      Ehemals  war  in  allen  und 
noch  jetzt  ist  in  den  meisten  Staaten  Deutschen 


74)  Seri^itutes  sunt  indUnduae,  Vgl.  z.  B.  /.  /  /.  D.  Je 
serm,  L  6.  §.  /.  D.  comm.  praed,  L  4,  §.  ^.  /.  7.  A  ad  /.  laU. 

75)  Kraft  dieses  GrundsatAes  erstreckt  sicli  das  Ei-^cn- 
tlium  sowohl  auf  die  Hauptsaclie,  als  auf  das  Zuhehör,  ist 
das  Pfandrecht  ein  untheilbarcs  Recht,  ist  eine  iheiKvcisc 
Zahlung  ungenügend  u.  s.  w. —  Aber  eine  Verbindlich - 
keit  kann  unter  den  Scliuldnern  ihtilhar  seyn. 

76)  Nulla  servitus  in  faciendo  coubistcrc  potcsl.  l.  i5. 
§.  1.  D.  de  servit. 
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Ursprungs  eine  grofse  Anzahl  Grundstücke  mit 
Frohnen  oder  Zinsen  oder  Bannrechten  belastet. 
Wenn  man  auch  von  dieser  Erscheinung  mehr  als 
eine  Ursache  in  der  Geschichte  nachweisen  kann, 
vollkommen  mögte  sich  die  Eigenthümlichkeit  der 
Völker  Deutschen  Ursprungs ,  —  dafs  sie  fast  ein 
jedes  Verhältnifs  des  bürgerlichen  Lebens^  (auch 
die  Unterthänigkeit,  auch  die  Kriegsdienstpflich- 
tigkeit) ,  in  ein  dingliches  zu  verwandeln ,  ein  jedes 
gleichsam  an  Grund  und  Boden  zu  fesseln  suchten,—» 
wohl  kaum  erklären  lassen*  So  viel  sich  aber  auch 
gegen  diese  Eigenthümlichkeit  von  der  Seite  des 
Rechts  einwenden  läfst,  so  hatte  sie  doch  die  sehr 
wohlthätigen  Folgen ,  dafs  sie  den  Gang  der  Natio- 
nalkultur  stätigen,  die  Vei^fassungen  dauernder,  die 
Abhängigkeitsverhältnisse  weniger  drückend  mach- 
te. Die  gegenwärtige  Zeit  strebt  nach  einem  an- 
deren und  höheren  Ziele.  Sie  will  vor  allen  Din- 
gen den  Grund  und  Boden  von  seinen  Lasten  und 
Fesseln  befreyn.  Sie  will  in  alle  gesellschaftliche 
Verhältnisse  Leben  und  Beweglichkeit  bringen*  Je- 
doch hat  sie  sich  vor  einer  andern  Gefahr  zu  hii- 
then  —  Alles  dem  Strudel  der  Veränderlichkeit 
Preifs  zu  geben.  — •  5)  Grunddienstbarkeiten  kön- 
nen nur  für  einen  Zweck  bestellt  werden ,  welcher 
auf  der  Natur  des  herrschenden  Grundstückes  be- 
ruht, d.  h.  sich  auf  die  Möglichkeit,  dieses  Grund- 
stück überhaupt  besser  oder  mit  gröfserer  Sicher- 
heit zu  nutzen  und  zu  gebrauchen,  bezieht.  Nicht 
die  Laune  dieses  oder  jenes  Eigenthümers  eines  ! 
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Grundstückes  ist  ein  lunrclclicndor  Grund,  ein  an- 
deres Grundstück  mit  einer  Dicnslbarkcit  zu  bela- 
sten ^0.  —  6)  Eine  Grunddienstl)aikelt  niufs  auf 
den  örtlichen  Verhältnissen  zwischen  zwey  Grund- 
stücken beruhn.  Sie  kann  also  nur  zwischen  (Grund- 
stücken, welche  einander  nahe  liegen,  eintreten  '**). 
7)  Dienstbarkeiten  sind  als  Ausnahmen  von  der 
rechtlichen  Freiheit  des  Eigen thumes  weder  von 
den  Gesetzen,  noch  bey  der  Entscheidung  einzel- 
ner Fälle  zu  begünstigen.  So  sollte  z.  ß.  die  Er- 
werbung einer  Dienstbarkeit  wohl  ohne  Ausnahme 
nicht  durch  Ersitzung  bekräftiget  werden  können  ^^). 


DRITTES  HAUPTSTÜCK. 

Von    dem    Pfandrechte. 


Das  Pfandrecht  ist  das  dinghche  ^^)  Recht,  ver- 
möge dessen  einem  Gläubiger  eine  fremde  Sache 


'  77)  /.  8.  pr.  D.  de  ser^.     «  Ift  pomum  decerpere  Ikeat, 
ut  spaüari  ut  coenare  in  atieno  possimus ,    scn'ilus  unponi 

non  potest, » 

78)  /.  5.  §.  y.  D.  de  serv,  praed  rast.  —  Dio  causa  ser- 
i>itutum  perpetua  mögte  sich  kaum  aus  dem  rccI.tlicIuMi  NN  c- 
sen  der  Grunddienstbarkeiten  ableiten  lassen. 

70)  Lex  Scrihonia.  Das  Fian/Ösisclie  Rocht  lalst  d...' 
Ersitzung   nur  hey   gewissen  Arten  der  Dienslbaikcitcn  .u. 

C  N.  Art.   600.  60 1*  „     .  ,  i 

80)  Das^PfanLclU   kann   7,„f;lcid.,      n   »...chunp  .u 
seinen  Rechtsgrund  ein  persönliches  Uccl.tscy...      her '»l 
es  jedoch  nur  als  ein  dingliches  Recht  in  Betrachtung  ru  r.ehn. 
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für  seine  Forderung  haftet  ®^).  Em  Vorzugsrecht 
ist  das  Recht  eines  Gläubigers,  sich  mit  einer  frem- 
den Sache,  die  er  selbst  oder  die  der  Schuldner  be- 
sitzt, vor  anderen  Gläubigern  bezahlt  zu  machen. 
Ein  Vorzugsrecht  ist  also  ein  Pfandrecht,  welches 
nicht  schlechthin,  (nicht  gegen  den  dritten  Besi- 
tzer der  Sache)  sondern  nur  gegen  andere  Gläubi- 
ger >yirksam  ist  ^^). 

An  sich,  d.  h.  abgesehn  von  den  Rechten  des 
Eigenthiimersder  verj)föndeten  Sache  ist  das  Pfand- 
recht, obwohl  ein  bedingtes —  nur  zur  Sicherheit 
einer  Forderung  bestelltes — Recht,  mit  den  Grund- 
sätzen des  Rechts  vollkommen  vereinbar.  Das  Ei- 
genthumsrecht  an  Sachen  ist  seinem  Wesen  nach 
und  soll  ein  unbedingtes  Recht  seyn,  weil  eine  jede 
Bedingung  mit  dem  Grunde  vmd  Zwecke  desEigcn- 
thumes  in  Widerspruch  stehn  würde.  Aber  das 
Pfandrecht  bezweckt  nicht  die  Herrschaft  des  Men- 
schen über  die  Natur;  es  ist  nur  ein  Gebrauch^  den 
der  Mensch,  gleichsam  künstlich,  von  seiner  Herr-f 
Schaft  über  die  Natur  macht.  Die  Frage  ist  ganz 
allein  die:  Wie  läfst  sich  das  Pfandrecht  mit  dem 
rechtlichen  Wesen  des  Eigenthumes  vereinigen? 


81)  Absiclitllcli  ist  liier  das  Wort:  hafte n,  gebrauclit 
worden.  Die  genauere  Bestimmung  des  BegriiFs  war  dem 
Folgenden  vorzubehalten. 

82)  In  einem  andern  Sinne  nimmt  das  FranzösischeRecht 
das  Wort:  Prü'ädge.  C.  N.  Zrt.  2095.  2io3.  Zur  Abkür- 
zung der  Untersuchung  wird  hier  nur  von  dem  Pfandrechte 
die  Rede  sevn. 
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Zwar  würde  sich  das  Pf  indrcclit,  auch  tvönn 
es  mit  dem  Eigenthumsrcchte  unvcremhar  wäre, 
noch  immer  nach  den  Gründsat/en  des  Schulz- 
rechts  vertheidigcn  lassen.  Es  beugt  der  Gefahr 
vor,  welcher  sonst  ein  jeder  Gläubiger  ausgesetzt 
seyn  würde,  dem  Ausbleiben  der  Zahlung  aus 
Mangel  an  Zahlungsmitteln*  Es  ist  eine  Haupt- 
grundlage des  Kredits,  dieses  so  mächtigen  Be- 
förderutigsmittels  des  Nationalwohlstandes.  Es 
überhebt  die  Gesetzgebung  der  Notli wendigkeit, 
die  Gläubiger  durch  strengere  Mittel  gegen  den 
Leichtsinn  oder  die  Bosheit  der  Schuldner  zu  si- 
chern ^^).  -^—  Aber,  wenn  auch  das  Pfandrecht 
aus  dem  Schutzrechte  abgeleitet  werden  kanni 
wenn  es  auch,  auf  jeden  Fall,  zugleich  nach  den 
Grundsätzen  des  Schutzrechts  zu  beurtheilen  und 
gesetzlicii  zu  bestimmen  ist,  so  bleibt  die  vorläu- 
fige Frage  doch  allemal  die:  Hat  nicht  das  Pfand- 
recht in  dem  bürgerlichen  Rechte,  auf  dem 
Boden,  der  allein  vollkommen  sicher  ist,  eine 
Gründlage? 

So  lange  nun  der  Verkehr  mit  Gütern  oder 
Waären  blofs  t  a  u  s  c  h  w  e  i  s  e  betrieben  wird ,  kön- 


83)  In  Handehsaclicn  wird  der  Schuldner  billig  raittrlst 
persÖDllcher  Haft  zur  Zahlung  angehalten.  In  Ilandrissachen 
kann  man  sich  nur  ausnahraevveise  durch  ein  Unterpfand  vor- 
sehn. Von  Almendingen  Ansichten  von  Deutschlands  Ge- 
genwart und  Zukunft  i35S.  —  Dem  ältesten  Römischen 
Rechte  waren  die  Unterpfänder  ufibckannt.  Desto  slreuger 
wurden  die  Schuldner  für  ihre  Ptrson  brhand«^!t. 
Zadiariä  Hegierungslchrc.  i^ 
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neu  allerdings  Pfandrecht  und  Eigen tliumsrecht 
liiclit  neben  einander  bestehn.  Alsdann  hat  der 
Pfandgläubiger  entweder  überall  kein  Recht,  oder 
ein,  wenn  auch  nur  bedingtes ,  Eigenthumsrecht  an 
der  Sache.  Daher  war  den  Deutschen  ^^)  und  den 
Römern  ^^)  der  Verpfändungsvertrag  ursprünglich 
unbekannt;  die  Stelle  desselben  vertrat  ein  Verkauf 
auf  Wiederkauf. 

Anders  verhält  sich  die  Sache,  wenn  der  Ver- 
kehr mit  Gütern  oder  Waaren  durch  Geld  betrie- 
ben wird.  Alsdann  vertreten  Güter  oder  Waaren 
(bey de  Worte  bezeichnen  hier  denselben  Gegen- 
stand) und  Geld  einander  gegenseitig.  Alsdann 
kann  eine  und  dieselbe  Sache  in  zwey  verschiede- 
nen Beziehungen  ein  Gegenstand  des  Eigenthumes 
seyn,  theils  als  ein  Gut  überhaupt,  theils  ihrer 
physischen  Beschaffenheit  nach.  Alsdann  also  kön- 
nen Pfandrecht  und  Eigenthumsrecht  neben  einan- 
der bestehn,  ohne  dafs  ein  Widerspruch  zwischen 
dem  Begriffe  des  einen  und  dem  des  andern 
Rechts  eintritt ;  und  zwar  in  dem  Sinne,  dafs  das 
erstere  ein  Eigenthumsrecht  an  dem  Geldwerthe 
der  Sache  selbst  ist.     Alsdann  können  ferner  dem 


84)  Reinhard  de  effec  tu  contractuspignoratitiiinfeudo, 
Wiltenb.  1782.  4«  (Es  ist  hier  übrigens  nur  von  derVerpfän- 
diing  einer  Liegenscbuft  die  Rede.  Faustpfänder  kannte  mau 
allerdings  schon  in  den  frühesten  Zeiten.  Aber  diese  sind 
nicht  dingliche  Rechte) 

S5)  Pauli  rec,  senL  tit.  XUh  de  lege  commissoria  und 
die  Ausleger  dieses  Titels. 
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ersteren  Rechte  solche  Schranken  gesetzt  werden 
dafs  es  auch  in  seinen  rechtHchen  Folgen  (in  Ar- 
pothesi)  nicht  mit  dem  Eigenthumsrechte  und  des- 
sen rechtlichen  Wesen  in  Widerspruch  steht. 

Diese  Schranken  —  und  mithin  die  I}(»din^un- 
gen,  unter  welchen  das  Pfimdrecht  dem  hür^TeHi- 
chen  Rechte  nach  zulässig  ist,   —  sind  fol^'^endc: 
1)  Dem  Eigenthümer  verhleiben  alle  Rechte  des 
Eigenthumes,  mit  der  einzigen  Ausnahme,  dafs  der 
Pfandgläubiger  den  Verkauf  der  Sache  und  seine 
Bezahlung  aus  demKaufgelde  zu  verlangen  berech- 
tiget ist.     Die  wesentliche  Form  des  Pfandrechts  ist 
daher  das  Unterpfand,  die  Hypothek.     Zwar  kann 
der  Eigenthümer  auch  den  Besitz  und  die  Benutzung 
der  verpfändeten  Sache  dem  Gläubiger  überlassen. 
Aber  eineUebereinkunft  dieser  Art  ist  nur  unter  den 
Parthey en  gültig  ^^).     2)  Jedoch  auch  dann,   wenn 
man  dem  Pfandrechte,  als  einem  dinglichen  Rechte, 
^iese  Grenzen  setzt,  ist  es  noch  immer  eine  Ausnahme 
von  der  Rechtsregel,   noch  immer  eine  Beschrän- 
kung des  Eigenthumes.     Um  diese  Einwendung  zu 
beseitigen,  —  um  mithin  die  Rechtmäfsigkeit  des 
Pfandrechts  schlechthin  zu  begründen ,  —  ist  das 
Pfandrecht  ferner  der  Einschränkung  zu  unterwer- 
fen oder  als  wesentlich  unterworfen  der  Einschrän- 
kung zu  betrachten,  dafs  dem  dritten  Besitzer  der 
Sache  das  Recht  zusteht,   die  Sache,  wenn  er  den 
Geldpreifs  derselben  dem  Pfandgläubiger  anbiclhet, 


i&^  CiV.  Art.  2091, 

10* 
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von  dem  Unterpfande  zu  befreyn  ^'),  Denn  als- 
dann hat  das  ünterpfandsrecht,  in  wiefern  die  Sa- 
che auf  einen  Dritten  übergeht,  die  Eigenschaft 
einer  von  diesen  übernommenen  Verbindhchkeit. 

Es  haben  jedoch  die  Gesetze,  damit  sich  die 
Vermuthung,  dafs  der  dritte  Besitzer  der  Sache  ver- 
tragsweise für  das  Unterpfand  hafte,  in  einem 
jeden  einzelnen  Falle,  theils  überhaupt,  theils  im 
Geiste  des  Eigenthumsrechts,  d.  h.  auf  die  für  den 
Eigenthümer  am  wenigsten  drückende  Art  rechtfer- 
tigen lasse,  solche  Einrichtungen  zutreffen,  wel- 
che den  Erwerber  in  den  Stand  setzen,  sich  mit 
möglichster  Leichtigkeit,  Gewifsheit  und  Genauig- 
keit davon  zu  unterrichten,  ob  und  welche  Unter- 
pfänder auf  der  Sache  haften.  Hierauf  beruht  der 
Grundsatz  der  Offenkundigkeit  (der  Publicität)  und 
der  Grundsatz  der  Bestimmtheit  (der  Specialität) 
der  Unterpfänder;  Grundsätze,  von  welchen  alle 
neuere  Unterpfandsordnungen  ^^)  ausgehn.  Diesel- 
ben Grundsätze  enthalten  zugleich  die  besten  Ge- 
währleistungen für  den  Kredit,  so  wie  für  die  Si- 
cherheit des  Eigenthumes.  —  Das  Princip  der  Pu- 
blicität der  Unterpfander  führt  jedoch  zu  einer 
neuen  Beschränkung  des  Unterpfandsrechts.  Nur 
an  Liegenschaften  mag  man  ein  solches  Recht  erwer- 


87)  C.N.Art.  2181  ff. 

88)  Z.  B*  das  FranzösIscLe,  das  Prcusisclie,  das  Wi«r- 
tembcrgische,    das  Baiersche  Hvpothekenreclit. 
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bcn.  Denn  nur  bcy  Liegenschaften  ist  jenes  Prln- 
cip  ausführbar.  Doch  ist  ein  Faustpfand,  so  lanj^c 
der  Gläubiger  in  dem  Besitze  desselben  ist,  billi^r 
einem  ünterpfande  gleicli  zu  achten  ®^).  Da  kann 
der  Besitz  die  Stelle  der  Publicität  vertreten. 

Aus  dieser  Begründung  des  Unterpfandsrechts 
folgt  unmittelbar,  dafs  es  einem  Jeden  frey  stehe, 
seine  Sache  zum  Ünterpfande  einzusetzen.  Aber 
die  Gesetze  können  und  sollen  Unterpfandsrechte 
bestellen,  wenn  Jemand  gesetzlich  verpflichtet  ist, 
einem  andern  Kredit  zu  geben  ^^),  oder  wenn  das 
Unterpfandsrecht  nur  die  vortheilhaftere  Form  für 
eine  auf  einem  andern  dinglichen  Rechte  beruhen- 
den Klage  ist  ^*). 

Leicht  mögte  man  die  in  diesem  Hauptslückc 
versuchte  Begründung  des  Pfandrechts  der  Spit/.* 
findigkeit  beschuldigen.  Aber  in  dem  bürgerli- 
chen Rechte  sind  die  feinsten  Unterscheidungen  an 
ihrer  Stelle, 


89)  C  N.  Art.  2102.  n.  2. 

90)  Hypothcca  uxoriim,  minorum.  —  Melirrre  Vor- 
zugsrechte des  urkundlicheil  Rechts  l>cruhcii  darauf,  dafs 
der  Staat  in  einem  bestimmten  Falle  runi  Kreditgeben  aulTor- 
dern  will;  z.  B.  das  Vorzugsrecht  der  Kosten  der  kiiicu 
Krankheit. 

91)  Die  Hypothek  wogen  der  Steuern  (rci  vindicatio 
ex  dominio  eminenti s )  die  des  Verkäufers,  dci  liaukostcu. 
X Actio  de  in  rem  veno.) 
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ZWEYTE     ABTHEILÜNG. 

Von  dem  Eigenthume  an   Geisteswerken  ^"). 


Ein  Geisteswerk  ist  einErzeugnifs  der  schafFen- 
den  Kraft  des  menschlichen  Geistes ;  es  ist  ein  Werk, 
welches  von  dem  Verfasser  oder  dem  ürheher  nach 
einer  von  ihm  selbst  gefundenen  Regel,  wenn  auch 
nicht  allen  seinen  Bestandtheilen  nach,  doch  als 
ein  Ganzes,  hervorgebracht  worden  ist.  Den  Gei- 
steswerken sind  mechanische  Arbeiten  entgegenge- 
setzt. 

Geisteswerke  sind  in  Beziehung  auf  die  Mittel, 
durch  welche  sie  der  Urheber  darstellt,  von  dop- 
pelter Art,  Die  Darstellung  ist  entweder  eine  an 
einem  Körper  haftende  (eine  gleichsam  verkörperte) 
und  bleibende,  oder  eine  persönliche  und  vorüber- 
gehende Darstellung.  Von  der  erstem  Art  sind 
z.  B.  Bücher  (eine  geschriebene  oder  gedruckte 
Rede),  geschriebene  oder  gedruckte  musikalische 
Kompositionen,  Gemälde,  Bildwerke,  Erfindung 
gen;  zu  der  letzteren  Art  gehört  z.  B,  eine  münd- 
lich gesprochene  Rede,  eine  mimische  Darstellung, 
Um  die  vorliegende  Untersuchung  möglichst  abzu-^ 


92")  Materialien  zu  einer  GescMclite  des  Bucliliandels* 
(Von  Rocli.)  Lpz.  1795.  8.  S.  25  ff,  (Hier  findet  man  die 
Literatur  des  Biicliernadidrueks.)  Sclimid  :  Der  Bücliernacli- 
druck  aus  dein  Gesichtspuncte  des  Rechts  etc.  Jena  1823.  8. 
Vgl.  auch  die  Protocolle  des  Deutschen  Bundestages.  18 18, 
5i.  Sitz. 
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kürzen,  wird  sie,  was  die  Gcisleswerke  der  rrste- 
rcn  Art  betrifll,  vorzugsweise  in  Beziehung  aiildas 
iMgenthum  an  Druckschriften  und,  was  die  Gei- 
steswerke der  andern  Art  anlangt,  vorzugsweise 
in  Beziehung  auf  das  Eigcnthum  an  einer  niiindlich 
gesprochenen  Rede  oder  an  einem  mündlichen  Vor- 
trage geführt  werden.  Uebrigens,  so  verschieden 
auch  die  Geisteswerke  der  einen  und  die  der  andern 
Art  ihrer  Beschaffenheit  nach  seyn  mögen,  die 
rechtlichen  Grundsätze,  nach  welchen  die  eine  und 
die  andere  Art,  eine  jede  für  sich,  zu  beurlheilen 
ist,  sind  dennoch  dieselben,  weim  auch  die  be- 
sondere Beschaffenheit  eines  Geisteswerkes  der  An- 
wendung  dieser  Grundsätze  eine  besondere  Rjch-v 
tung  oder  besondere  Grenzen  geben  kann. 

I.  yon  dem  Ei^eiithiune  an  Geistcswcv^ 
ken,  die  an  einem  Körper  haften^  ins^ 
besondere  von  dem  Eigenthunie  in 
Druckschrift  eil. 

Eine  Hand  -  oder  eine  Druckschrift  —  und 
eben  so  eine  jede  ähnhche  Darstellung  eines  Gei- 
steswerkes —  ist  schon  ihrem  Wesen  nach  in  einer 
doppehen  Beziehung  ein  Gegenstand  des  Efgcu- 
thumes. 

Der  Verfasser  der  Schrift  ist  Eigcnthünirr  des 
in  der  Schrift  enthaltenen  Geisteswerkes.  (Quasi 
materiae  dominus,)  Denn  dieses  Werk  ist  das  Er- 
z'eugnifs  seiner  geisllsen  Ivi  aft.     Er  hat  kraft  die- 
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ses  Eigenthumes  z.  B.  das  Recht,  die  Schrift—  un- 
ter seinem  Nahmen  oder  auch  ohne  seinen  Nahmen 
zu  nennen  *)  --—  bekannt  zu  machen ,  §ie  durch  Ab- 
schriften oder  durch  den  Druck  zu  vervielfältigen, 
pder  vervielfältigen  zu  lassen.  Er  hat  dieses  Recht 
außschlief§|ich.  Denn  diejenigen,  welche  die 
Schrift  ohne  Wissen  und  Willen  des  Verfassers  be-^ 
kannt  machten  oder  vervielfältigten,  würden  den 
Verfasser  gewaltsam  oder  durch  mechanische  Mit- 
tel nöthigen,  nach  ihrem  Willen  oder  zu  ihrem  Vor- 
theile  eine  Geistesarbeit,  die  als  solche  nicht  die 
ihrigeist,  zu  verrichten,  gleichsam  zu  einer  Rede, 
die  er  hält,  Zuhörer  od^r  eine  gröfsere  Anzahl  von 
Zuhörern  zuzulassen.  Er  darf  sogar  dieses  Recht 
nicht  veräufsern,  Denp  die  Schrift  ist  ihrem 
Inhalte  nach  ein  Theil  seines  Ichs.  Multaque  pars 
meimtabit  Libitinam;  sagt  und  konnte  Horaz  sa- 
gen. Er  hat,  indem  er  sie  verfafste,  nicht  von  ei- 
ner Gütergemeinschaft  geborgt;  er  hat  vielmehr 
die  Masse  der  geistigen  Güter  4nrch  eigne  Kraft  ver- 
mehrt. Billig  wird  es  für  wenig  ehrenvoll  gehalten, 
eine  Schrift  zu  verfassen,  damit  sie  eip  Anderer 
unt^r  seinem  Namen  erscheinen  lasse. 

-  Dagegen  ist  die  Schrift,  in  welcher  das  Geistes^ 
werk  epthaltep  ist,   gan^so,   wie  eine  jede  andere 


*)  Zweifelhafter  ist,  ob  der  Verfasser  sein  Werk  auch 
unter  einem  angenommenen  Nahmen  (pseu(lonimisc]i)  herr 
auszugeben  berechtioet  sev.  Wenigstens  kann  er  sich  nicht 
beschweren,  wenn  iapa  ein  anderer  Schriftsteller  denselben 
Nahmen  annio^mt» 
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Sache,  ein  Gegenstand  desEIgcntluimes,  gan/ so, 
wie  eine  jede  andere  Suche,  die  im  Eigenlhiime  Ist, 
dein  unheschränkten  Verriigungsrcchlc  des  jewei- 
ligen Eigenthümers  unlerworfon ,  nan/.  so,  wie  eine 
jede  andere  Sache,  vcräufserlicli.  Es  ist  also  z.  B. 
der,  welcher  das  Eigenthum  an  einem  cin/.ehien  im 
Drucke  erschienenen  Buche  rechtmäfslg  —  nach 
den  von  der  Erwerbung  der  Sachen  überhaupt  gel- 
tenden Grundsätzen  rechtmäfsig  —  erworben  hat, 
kraft  dieses  Eigenthumes  (als  quasi formae  dominus) 
vollkommen  befugt,  das  Buch  nachzudrucken,  d.h. 
es  ohne  Wissen  und  Willen  des  Verfassers  durch  die 
mechanische  Arbeit  des  Druckes  zu  vervieinilligen 
oder  vervielfältigen  zu  lassen.  Und  wenn  der 
Schriftsteller  dem  Nachdrucker  entgegenhält,  dafs 
durch  den  Nachdruck  das  Eigenthum  an  dem  Gei- 
steswerke, an  dem  Inhalte  der  Schrift,  beeinträch- 
tiget werde,  so  kann  der  Nachdrucker  mit  vollem 
Rechte  erwidern,  dafs  er  für  die  Folgen  seiner 
Handlung,  einer  rechtlich  erlaubten,  den  Rech- 
ten nach  nicht  verantwortlich  sey,  Qui  jure  suo 
utitur  nemini  injuriam  facit  l 

Mit  andern  Worten—  es  tritt  in  dem  vorliegen- 
den Falle  ein  Nothstand  ein;  zwey  Rechte  sind 
miteinander  nach  Naturgesetzen  unvereinbar. 
Für  wen  sich  auch  das  Gesetz  erkläre,  es  sey  für 
den  Eigenthümer  des  Geisteswerkes  oder  für  den 
Eigenthümer  der  Sache,  an  welchen  das  Gcisles- 
werk  haftet,  allemal  mufs  es  sich  einer  Ungerech- 
tigkeit schuldig  machen,      Die  Frage  i:it  nur  die: 
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Für  wen  hat  das  Gesetz  in  diesem  Streite  Parthey 
zu  nehmen? 

BiUig  aher  hat  es  sich  für  den  Schriftsteller  zu 
erklären,  mithin  das  Eigenthum  der  andern  Par- 
they auf  die  Bedingungen  zu  beschränken ,   unter 
welchen  es  mit  dem  Eigenthume  des  Schriftstellers 
bestehen  kann.      Denn   soll  und  will  anders  eine 
Nation ,  und  die  Menschheit  überhaupt,  ihre  Herr- 
schaft über  die  Geisteswelt  immer  weiter  auszubrei- 
ten, immer  fester  zu  begründen  suchen,    so  mufs 
das  Gesetz  insbesondere  in  der  vorliegenden  Bezie- 
hung seine  Gunst  den  Schriftstellern  zuwenden  und 
so  das  Interesse  der  Literatur  zu  dem  seinigen  ma- 
chen.     Es  handelt  sich,     wenn  von  dem  Eigen- 
thumsrechte  des  Schriftstellers  die  Rede  ist,   nicht 
um  Auszeichnungen  und  Ehrendenkmäler;  obwohl 
eine  Nation,    auch  wenn  sie  das  literarische  Ver- 
dienst auszeichnet,  mit  dem  Interesse  der  Lite- 
ratur nur  ihrer  eigenen  und  ihrer  höchsten  Inter- 
essen wahrnimmt.    Sondern  darum  handelt  et  sich, 
ob  eine  Nation  ihren  Schriftstellern ,  statt  mit  Ach- 
tung, mit  Verachtung  lohnen  will.    Wenn  auch 
die  Geldvortheile,  die  der  Schriftsteller  von  seinen 
Geisteswerken  beziehn  kann,   an  sich  nur  eine  Ne- 
benrücksicht sind;    (Hoiios  alit  artesl)   so  ist  es 
doch  eine  schimplliche  Demüthigung,    wenn  der 
Schriftsteller  gleichsam  eineFrohnarbeit  für  Andere 
verrichten  oder  erst  um  Schutz  für  sein  Eigenthum 
betteln  mufs.     Nicht  weniger  verdient  der  Einiiufs 
Berücksichtigung,  den  der  Nachdrucker  zum  Nach- 
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ihcilc  der  Literatur,  auf  das  Acufscrc  der  Bücher 
hat.  Indem  er  die  Buchhändler  nöllu'fjet ,  die  Vcr- 
lagskosten  inogh'chst  zu  schonen,  und  daher  dieBu- 
eher  in  einer  möglichst  armsehgen  Gestah  erscheinen 
zulassen,  verursacht  er  nur  zu  Icichl,  dalsnahnient- 
lieh  die  gebildeteren  Stände  von  dem  vernachläs- 
sigten Aeufseren  der  Bücher  auf  den  Werlh  ihres 
Inhaltes  schliefsen.  Warum  steht  in  dieser  Hinsicht 
die  Deutsche  Literatur  so  weit  hinter  der  Englischen 
und  der  Französischen  zurück  ^^)? 

Es  ist  bemerkenswerth,  dafs  das  Elgenlhuni  der 
Schriftsteller  an  ihren  Geistes  werken  auf  eine  ähn- 
liche Weise,  wie  das  Sondereigenthum  an  Sachen 
begründet  werden  kann  und  zu  begründen  ist. 
Durch  das  erstere  machen  sich  die  Menschen  die 
Geisteswelt,  durch  das  letztere  dieKörpcrwelt  desto 
vollkommener  unterthan.      Durch  das   eine  und 


93)  Kant  (über  den  Nacliclruck  in  Kant's  Iclelnrn 
Scliriften,)  begründe^  die  WIderreclitlldikcIt  des  Nachdrucks 
80 :  «Ein  Buch  ist  eine  Rede  an  die  Mit-  und  Nachwelt. 
Nun  ist  aber  Niemand  berechtiget,  olmc  Auftrag  in  «lein  Nah- 
men eines  Andern  zu  sprechen.  Mithin  handelt  der  Nach- 
drucker (tanquam  qui negotia  scriptori  faccssit)  widerrecht- 
lich.« -^  Irrig  nimmt  Klüber  (in  den  von  ihm  herausgege- 
benen Acten  des  Wiener  Kongresses)  an  ,  dafs  der  Verleger, 
wenn  er  bey  dem  Verkaufe  des  Buchs  die  Bedingung  des  zu 
unterlassenden  Nachdrucks  (z.B.  mittelst  einer  dem  Buche 
bevgedruckten  Anzeige)  hinzufüge,  den  Nachdruck ^chon 
nach  den  Grundsätzen  des  Vertragsrechts  widerrechtlich  ma- 
chen  könne.  Sind  denn  Verträge  für  drille  Personen  Tcr- 
pflichtend? 
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durch  das  andere  wird  eine  Gemeinschaft  der  Gü- 
ter aufgehoben. 

Aus  diesen  Vordersätzen  erglebt  sich  sofort 
z.  B.  die  Widerrechtlichkeit  des  Nachdrucks.  — 
Die  Gründe,  durch  welche  man  den  Nachdruck  als 
vortheilhaft  für  die  Verbreitung  der  Literatur,  für 
den  Nationalwohlstand  etc.  darzustellen  gesucht 
hat,  sind  schon  zu  oft  von  Andern  gewürdiget  wor- 
den ,  als  dafs  sie  hier  einer  neuen  Prüfung  bedürf- 
ten. Den  Nachdruck  für  widerrechtlich  zu  erklä- 
ren, ist  eine  Ehrensache.  —  Aus  denselben  Vor- 
dersätzen kann  auch  die  Folgerung  abgeleitet  wer- 
den, dafs  der  Verlagsvertrag  als  ein  Bevollmäch- 
tigungsvertrag —  und  nicht  als  ein  Kauf  und  Ver- 
kauf— zu  beurtheilen  sey.  (  Der  Verleger  ist  man-- 
datarius  auctoris  wenn  auch  zugleich  mandata-- 
rius  in  rem  suam)  Daher  ist  der  Verleger  nicht 
berechtiget,  die  Handschrift,  ohne  sie  abdrucken  zu 
lassen ,  zu  vernichten.  Daher  hat  ein  Schriftsteller, 
der  ein  Werk  in  Verlag  gegeben  hat,  das  Recht, 
dasselbe  Werk  noch  aufserdem  einem  andern  Ver- 
leger, (jedoch  mit  Vorbehalt  einer  dem  früheren 
Verleger  zu  leistenden  Entschädigung),  zur  Her- 
ausgabe zu  überlassen  ^^). 

Jedoch  ersü-eckt  sich  das  Eigen thum  des  Schrift- 
stellers nicht  weiter,  ^Is  der  Grund,  auf  welchem 


94)  Denn  der  Bevollmäclitigungsvertrag  ist  seinem  We- 
sen nach  vviderrufllcb.  Vergl.  zur  Erläuterung  dieser  Frage 
einen  interessanten  (den  Dichter  Wieland hetreffenden)  Rechts- 
fall  in  Kind  etc.  for.  T.  II,  c.  66. 
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es  beruht;  ein  Grund,    dessen  Gewiclit  und  Wirk- 
samkeit von  Zeit  und  Umsüindcn  abhänn-i. Wenn 

sich   auch  dereinst,   in  einem  besseren   Zciloller 
ein  jedes   gebildete  Volk  für  verpflicblel  erachten 
wird,  dasEigenthum  des  Schriftstellers,  ohne  Rück- 
sicht auf  den  Verlagsort  der  Schrift,   gleich  als  ein 
weltbürgerhches  Verdienst  zu  ehren ,  so  lassen  sich 
denn  doch  z.  B.  die  Britischen  und  die  Französi- 
schen Gesetze  entschuldigen,  wenn  sie  nur  den  in- 
ländischen Verleger  in  ihren   Schutz    nehmen. 
Das  Interesse  der  Englischen  Literatur  ist  nur  in 
einem  geringeren  Grade  gefährdet,   wenn  Engli- 
sche  Werke,     die   in  Grofsbritannien  erschienen 
sind,    in  Frankreich  nachgedruckt  werden;    und 
umgekehrt.      Dagegen  kann  man   nur   bedauern, 
dafs  die  Hoffnung,  welche  die  Deutsche  Bundesacte 
(Art.  18.)  wegen  eines  gegen  den  Nachdruck  zu  fas- 
senden Bundesschlusses  geweckt  hatte,    bis  jetzt 
noch  nicht  in  Erfüllung  gegangen  ist.  — -  Auch  sei- 
nen Folgen  nach  kann  das  Eigenthum  des  Schrift- 
stellers kraft  des  Grundes,   auf  welchem  es  beruht, 
beschränkt  werden.     Noch  hat  keine  Europäisclie 
Gesetzgebung   das  Eigenthum   des    Schriftstellers 
schlechthin  für  erblich  erklärt;   nach  einigen  Ge- 
setzen geht  es  nur  für  eine  gewisse  Zeit  auf  die  Er- 
ben über  ^^);     nach  andern,     die  jedoch  überall 
nicht  zu  billigen  seyn  mögten,  erlischt  es  sogar  nn't 


gS)  Z.  B.  die    Britischen    und  die  Fianzosisclicn  Ge- 
setze. 
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dem  Tode  des  Schriftstellers  ^%  Denn  das  Inter- 
esse der  Nationalbildung  schien  zu  fordern,  dafs 
das  Recht,  ein  Buch  zu  vervielföltigen ,  über  kurz 
oder  über  lang  ins  Freye  fiele.  Jedoch  kann  man 
die  Frage  aufwerfen,  ob  es  nicht  würdiger  und  vor- 
iheilhafter  seyn  würde,  das  Eigenthum  des  Schrift- 
stellers in  ein  Majorat  zu  verwandeln,  so  dafs  zwar, 
nach  Ablauf  gewisser  Jahre  von  dem  Tode  des 
Schriftstellers  an  gerechnet,  ein  Jeder  das  Buch  wie- 
der auflegen  könnte,  jedoch  nur  gegen  eine  zur 
Ausstattung  des  Majorats  zu  verwendende  Abgabe. 
Anders  verhält  sich  die  Sache  mit  Erfindungen. 
Das  Eigenthumsrecht  des  Erfinders  wird  nicht  un- 
billig auf  eine  bestimmte  Anzahl  Jahre  beschränkt* 
Denn  eine  Erfindung  ist  oft  nur  ein  Fund,  und  al- 
lemal zugleich  ein  Erzeugnifs  der  Kunst. 

IL  Fon  dem  Eigenthume  an  Geistes-- 
werken^  die  nicht  an  einem  Körper 
haften. 

Ein  mündlicher  Vortrag  ist  eben  so  und  aus 
demselben  Grunde  das  Eigenthum  dessen ,  der  ihn 
hält,  als  ein  Buch  das  Eigenthum  seines  Verfassers 
ist  Gleichwohl  kann  es  in  der  Regel  nicht  für  wi- 
derrechtlich erachtet  werden,  wenn  ein  solcher 
Vortrag  von  dem  Zuhörer  Andern  mitgetheilt  wird, 

96)  Z.  B.  nacli  dem  Badnlschen  Landreclite  S.  577.  dh. 
Wie  ^yenn  t.  B.  der  Verfasser  bald  iiacli  dem  Abdrucke  ei- 
nes Werkes  von  bedciitendeüi  ümfanoe  stirbt? 
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sey  es  aus  dem  Gedächtnisse  oder  in  einer  Hand- 
schrift in  einem  nach  der  Handschrift  geferli^ncn 
Abdrucke,      In  einem  mündHchen  Vortrage,   der 
vor  einem  oder  vor  mehreren  Zuhörern  gciiahcn 
wird,  hegt  wesenthch  die  Bekanntmachung  gewis- 
ser in  bestimmte  Worte  gekleideten  \orstclhm^''en. 
Nun  ist  zwar  der  Redende  allerdings  berechtiget, 
die  weitere  Bekanntmachung 'seines  Vortrages  den 
Zuhörern  (entweder  schlechthin  oder  bezichun^rs- 
weise)  zu  untersagen.     Aber,   wenn  er  seine  Mit- 
theilung weder  ausdrückhch  noch  stillschwei'nMid 
an  die  Bedingung  des  Geheimhaltens  gebunden  hat, 
in  dem  Wesen  seiner  Mittheilung  liegt  die  Bedin- 
gung keinesweges.      Ganz  anders  verhält  sich  die 
Sache  mit  einem  Schriftsteller.     Indem  er  sein  Werk 
entweder  auf  eigene  Kosten  oder  durch  einen  \'er- 
leger  herausgiebt,  erklärt  er  zugleich  zur  Genüge, 
dafs  er  sich  sein  Recht,   die  Schrift  ausschliefsHch 
durch  den  Druck  zu  vervielfältigen  oder  vervielial- 
tigen  zu  lassen,  vorbehalte. 

Dagegen  ist  die  Bedingung  des  Geheimhaltens, 
welche  der  Redende  seinem  Vortrage  —  ausdrück- 
lieh oder  stillschweigend  —  beygcfügt  hat,  nicht 
nur  für  den  Zuhörer,  sondern  auch,  gleich  als  ein 
Vorbehalt  des  Eigenthuraes  *),   selbst  liir  einen  je- 


*)  Wer  ein  ilim  anverfrautcs  Gclicimnlfs  aiisplaufirrf, 
handelt  dem  biirgerliclicn  Rechte  nach  nur  des\vr^'<  n  » Idir- 
rechtllcli ,  weil  er  das  geistige  Eigcnthum  dessen  Lccinliäcli- 
^•get,  der  ihm  das  Gebeimnifs  mitgctlicilt  hat. 


160 


den  Dritten  verpflichtend  ^^).  Z.  B.  es  ist  schlecht- 
hin widerrechtlich,  wenn  die  Sätze,  die  ein  Leh- 
rer seinen  Zuhörern  in  die  Feder  dictirt  hat,  ohne 
Wissen  und  Willen  des  Lehrers  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht  werden.  Denn  es  ist  allen  Um- 
ständen nach  anzunehmen,  dafs  der  Lehrer  nur 
zu  seinen  Zuhörern  und  nicht  zu  dem  gesammten 
Publikum  habe  sprechen  wollen.  (Selbst  den  Er- 
ben des  Lehrers  ist  es  nicht  verstattet,  die  Erlaub- 
nifs  zum  Drucke  zu  ertheilen).  Auch  das  ist  für 
widerrechtlich  zu  halten ,  wenn  der  freye  Vortrag 
eines  Lehrers  von  einem  Zuhörer  oder  von  einem 
Dritten  eigenmächtig  durch  den  Druck  bekannt  ge- 
macht wird.  Denn  wenn  schon  der  Herausgeber 
fiir  sein  Unternehmen  anführen  kann,  dafs  die 
Fassung  (die  Redaction)  des  Werkes  seine  eigene 
Geistesarbeit  sey,  so  ist  er  doch  mit  dieser  Einrede 
um  so  weniger  zu  hören,  da  überhaupt  das  Recht, 
sich  die  Geistesarbeit  eines  Andern  durch  eine  neue 
Bearbeitung  gleichsam  zuzueignen  im  Zweifel  keine 
Begünstigung  verdient  *). 

97)  Es  ist  diese  Frage  in  den  Dauern  Zeiten  melif  als 
einmal  vor  den  Englischen, Gerichten  zur  Sprache  gekommen« 
(z.  B.  auch  auf  folgende  Weise :  Eine  aus  dem  Französischen 
iihersetzte  Oper  wurde  auf  einem  Londoner  Theater  aufge- 
führt» Ein  Zuschauer  schreibt  die  Wortfe  und  did  Musik 
auf  und  giebt  dann  fast  dasselbe  "Werk  einem  andern  Thea- 
ter zur  Aufführung.)  Vergl.  the  London  Magazine  and 
Rejew,    Febr,  489.5.  p.  ^60. 

*)   Nach   dieser  Regel  ist  z.B.  auch  die  Frage  zu  ent- 
scheiden: Darf  aus  einem  im  Druck  erschienenen  Werke  ein 
Anderer  ohne  Wissen  und  Willen  des  Verfassers  einen  Aus- i 
zu;':  herausi>eben?  1 
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DRITTE    A13THEILUNG. 

ron  demEigenthunisrechtc  an  Menschen, 
oder  von  dem  Ilausvechtc  ^"). 


ERSTES    IIAÜPTSTL  CK. 

Das       E  h  e  r  e  c  fi  (. 


Das  Eliereclit  gelit  von  der  Thatsache  aus,  dafs 
es  zur  Erhaltung  der  Menscliengattung  einer  \>r- 
einig'ung'  zwischen  beyden  Geschlechtern  jiedarf. 
Wie  ist  diese  Thatsache  nachRechtsgrundsäl/cMi  zu 
beurtheilen  ? 

Auf  der  einen  Seite  kann  man  behaupten  ,  dafs 
die  Fortpflanzung'  des  menschHchen  Geschlechts 
als  eine  Rechtspflicht  zu  betrachten  sey.  Denn  man 
erhebe  die  Maxime,  sich  der  Geschleililsi;ernein- 
Schaft  zu  enthalten,  zu  einem  allgenieiii  gellenden 
Gesetze  und  das  menschliche  Geschh^cht  müfstc 
aussterben.  Auf  der  andern  Seite,  wie  hifs  es  sich 
mit  der  Würde,  mit  der  rechth'chcn  Selhstsliiiidig- 
keit  des  Menschen  vereinigen,  wenn  ein  Mensch 
dem  andern  seinen  Körper  zum  pliysischen  Genüsse 
Preifs  giebt? 

Daher  die  auffallende  Ersclicinung,  dafs  diesel- 
ben Gesetze,  dieselben  Menschen  bahl  die  Ehe  bald 


98)   Vorziiglicli    gut  ist   diese   Lelirc    von   K;mt    (m  i\cn 
mrtaplijsisclien   Anfanosf>iiinclch   der   llrcl»i0.  In.  )     l»rlMiicIrlt 
>v Orden.      Vgl.  aucli  Ficlile's  Nalurrcclit. 
Zachariä  Regü'riin^sLJirr.  1  1 
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das  elielose  Leben  verdammen.  Bey  den  Römern 
genossen  die  Jungfrauen,  welche  sich  dem  ehelo- 
sen Lehen  zur  Ehre  der  Vesta  weihten  der  ausge- 
zeichnetsten Vorrechte;  aber  dasselbe  Volk  bestrafte 
die  Hagestolzen  ^^).  Die  katholische  Kirche  legt 
der  Ehe  die  Eigenschaft  eines  Sacramentes  bey; 
und  gleichwohl  verpflichtet  dieselbe  Kirche  die 
Geistlichen  zum  ehelosen  Leben.  Eine  gewisse 
Verachtung  lastet  bey  uns  auf  alten  Junggesellen 
und  (unbilhger)  auf  alten  Jungfrauen;  und  gleich- 
wohl preifst  man  das  ehelose  Leben  der  katholi- 
schen Geistlichen  als  ein  Mittel,  den  Stand  in  den 
Augen  des  Volks  ehrwürdiger  zu  machen. 

Die  Aufgabe  des  Eherechts  ist,  jenen  Wider- 
spruch zwischen  dem  Zwecke  und  dem  Mittel  zu 
heben,  d.h.  die  Bedingung  zu  bestimmen,  unter 
welchen  eine  Geschlechtsgemeinschaft  —  die  Ver- 
bindung, welche  auf  eine  naturgemäfse  Weise  nur 
zwischen  Personen  verschiedenen  Geschlechts  ein- 
treten kann ,  —  mit  der  Persönlichkeit  des  einen 
und  des  andern Theiles  vereinbar,  mithin  eine  Ehe 
ist.  Denn  eine  Ehe  ist  das  Rechtsverhältnifs,  wel- 
ches durch  eine  naturgemäfse  Geschlechtsgemein- 
schaft begründet  wird,  oder  eine  naturgemäfse  Ge- 
schleclitsgemeinschaft,  in  wie  fern  sie  mit  den  Ge- 
setzen des  Rechts  in  üebereinstimmung  steht  *^^). 


99)  Bach  histor.  jiir,  p.  S146, 

100)  Das  Wort:    Ehe   bezeichnet   in  der  altdeutschen 
Sprache  das   Gesetz,      (Daher    Ehehaft,    ein   impedimentum 
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Es  stimmt  aber  eine  Gcschlochlsgcmcinschafi 
in  so  fern  tmd  nur  in  so  forn  mit  dem  Reclits^cscl/.e 
überein,  als  mittelst  derselben  der  Mann  das  Weib, 
das  Weib  den  Mann  sclilccbtbin  als  sein  Eigen- 
tlium  erwirbt,  als  mitbin  die  fjesammlen  Kecbte 
des  einen  Gatten  zugleicb  Recbte  des  andern  Gat- 
ten, die  gesammten  Güter,  die  angebobrnen  und 
die  erworbenen ,  welcbe  der  eine  oder  der  andrre 
Tbeil  besitzt,  Gemeingut  werden.  Mann  und  Frau 
sind  in  reclitlicb  er  Hinsicht  ein  Fleiscb  [una  carOy) 
ein  und  derselbe  Menscb.  Sie  sind  dein  Recbte 
nach  einander  vollkommen  gleicb,  wenn  auch  die 
Verschiedenheit  der  Güter,  welcbe  der  eine  und 
welche  der  andere  Theil  zur  Gcmelnscbaft  bringt, 
eine  Verschiedenheit  der  Pflichten  unter  ihnen 
begründen  kann.  (So  ist  z.  B.  der  Mann  wegen 
seiner  Stellung  zum  Staate ,  der  Vormund  der  Frau. 
So  hat,  kraft  der  Naturbestimmung  beyder  Ge- 
schlechter, der  Mann  vorzugsweise  für  den  Unter- 
halt seiner  Familie,  die  Frau  vorzugsweise  für  das 
Hauswesen  zu  sorgen). 

Denn  nur  unter  jener  Bedingimg  wird  dem  ei- 
nen und  dem  andern  Gatten  Ersatz  für  das,  was  er 
durch  eine  GeschlechLsgemeinscbaft  an  seiner  Per- 
sönlichkeit verliehrt;    ganz  so,    wie  im  Slaale  der 


legitimum.')  Weit  weniger  bcMlciUsam  sind  dio  I.alelnisclirn 
Worte:  Matrünonium,  conjuf;iam ,  connubitun.  (Ititcrdcr 
Gesclileclitsoemeinschaft  wird  liier  jrdor/.clt  die  mpi.fn  enr- 
nalij  verstanden.) 

11 " 
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einzelne  Mensch  seine  Selbstständijjkeit  nur  deswe- 
gen  dem  Gemeinwesen  zum  Opfer  bringen  mag, 
weil  er  als  Ersatz  einen  Gegenanspruch  auf  die 
Selbstständigkeit  aller  andern  Staatsglieder  erhält. 
Man  kann  hinzusetzen,  dafs  durch  die  Ehe,  in  wie 
fern  sie  jener  Idee  entspricht,  die  Ungleichheit, 
welche  zwischen  beyden  Geschlechtern  nach  Na- 
turgesetzen eintritt,  in  ihren  Folgen  möglichst  aus- 
geglichen und  so  eine  Ungerechtigkeit,  welche  die 
Natur  selbst  begangen  hat,  wieder  gut  gemacht 
wird. 

Die  Schrift  stellt  die  Rechtsidee  der  Ehe  in  dem 
treffenden  Bilde  dar,  dafs  das  Weib  aus  einer  Rippe 
des  Mannes  geschaffen  sev.  Auf  dieselbe  Idee  deu- 
tet der  Mythus  bey  Plato  hin,  dafs  einst  der  Mensch 
beyderley  Geschlechts  war  und  dafs  sich  die  Ge- 
schlechter, jetzt  von  einander  gesondert,  nach  der 
Wiedervereinigung  sehnen. 

So  wie  —  nach  den  Grundsätzen  des  philoso- 
phischen Rechts  --•  keine  Ehe  ohne  eine  Ge- 
schlechtsgemeinschaft  denkbar  ist,  so  ist,  nach 
demselben  Rechte  eine  jede  Geschlechtsgemein- 
schaft schon  von  Rechtswegen  eine  Ehe,  d.  h.  nach 
der  Idee  der  rechtlichen  Einheit  beyder  Gatten  zu 
beurtheilen.  Nicht  also  auf  einem  Vertrage,  nicht 
auf  dem  Zwecke  der  Ehe  beruht  das  Rechtsverhält- 
niss  unter  Ehegatten.  So  wenig  liegt  der  Ehe  ein 
Vertrag  zum  Grunde,  dafs  vielmehr  die  Eheleute 
überall  nicht  befugt  sind,  das  Verhältnifs,  das  un- 
ter ihnen  von  Rechtswegen   eintritt,    mittelst  eines 


165 

Vertrages  abziuHndem,  dafs  ferner  ein  Khevcrlöb- 
nil's,  gleich  als  ein  Vertrag  wegen  Al)sclilie(Ming 
einer  Gesellschaft,  auch  einseilig  aufgeliohcn  wer- 
den kann  ^^^^).  So  wenig  kann  das  Elierecht  aus 
dem  Zwecke  der  Ehe  abgeleitet  worden ,  dafs  viel- 
mehr die  Ehe  auch  dann  noch  fortdauert,  wenn 
ihr  Zweck  durch  einen  LInglücksfdl  (z.  15.  durch 
eine  Gemüthskrankheit  der  Ehegatten)  uncrreicli- 
bar  wird. 

Jedoch  ist  eine  Geschleclitsgemcinschaft  nur 
in  so  fern  eine  Ehe,  als  der  gegebene  Fall  nn  sicli 
und  in  Beziehung  auf  die  Parlhcyen  unter  die  hlce 
des  Rechts  gestellt  werden  kann.  —  Es  ist  daher 
eine  Gesehlechtsgemeinschaft  schlechthin  keine  Ehe, 
wenn  dem  einen  oder  dem  andern  Theilc  dasZeu* 
gungsvermögen  abging,  oder  wenn  der  eine  oder 
der  andere  Theil  bürgerlich  tod  war,  oder  wenn 
der  eine  oder  der  andere  Tlieil  schon  in  einer  Ehe 
stand.  Es  ist  eine  Geschlechtsgemeinsdiaft  lin- 
den Gatten  keine  Ehe,  welcher  7ai  dem  (ieschlechti>- 
vereine  nicht  seine  EinwiHignng  ertheilt  hat,  oder 
welcher  sich  in  der  Person  ( in  dem  pliysischen  In- 
dividuum) geirrt  hat  ^^^),  oder  welcher  /ii  der  Ge- 
sehlechtsgemeinschaft gezwungen  worden  ist. 

loi)  A  5.  C  de  repiLfi.  l.  'i.  C.  (te  inut.  stipulat. 
Jedoch  mit  Vorbel.alt  der  Enlscliadi^ung,  >vrnii  der  inriick- 
tretende  Thcil  in  mala  fide  ist.  Ar^.  /.  65.  "  -  -'»  /^-  ^ro 
socio, 

102)  Dor  liTtlinm  ist  hier  ,vif  drn  im  (/•  r  Irrsoii  hr- 
schränkt  worden.  Denn  rine  Elc  kann  nicht  hcdin-un^s- 
weise  eingegangen    werden. 
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Der  Vielehe  (der  Viel vv eiber ey  und  der  Vielmän- 
nerey)  würde  schon  das  entgegenstehn,  däfs  nir- 
gends zwischen  heyden  Geschlechtern  eine  bedeu- 
tende Zahl  Verschiedenheit  stattzufinden  scheint  ^^^), 
dafs  die  Vielehe  der  Zunahme  der  Bevölkerung  nach- 
theilig ist,  dafs  die  Vielweib erey  den  Mann  geistig 
und  körperlich  entnervt  ^^).  Aber  auch  rechtswi- 
drig ist  die  Vielehe,  da  in  derselben  der  eine  Theil 
nicht  schlechthin  und  ausschliefslich  die  Person  des 
andern  erwirbt  Eben  so  Widerrechtlich  würde 
eine  Gemeinschaft  der  Weiber  seyn.  Dann  würde 
zwar  das  Verhältnifs  zwischen  beyden  Geschlech- 
tern gegenseitig ,  nicht  aber  das  zwischen  den  Indi- 
viduen eines  jeden  Geschlechts  für  sich  der  Idee 
des  Rechts  entsprechen  ^^^), 

Eine  Ehe  kann  nicht,  gleich  als  ein  Gesell- 
schaftsvertrag, einseitig,  sie  kann  sogar  nicht 
mittelst  der  wechselseitigen  Uebereinstimmung 
der  Ehegatten  aufgehoben  werden.  Denn  die  Ehe 
ist  nicht  ein  willkührlicher  Verein;  es  ist  eine 
Rechtspflicht,  den  Ehegatten  als  ein  zweytes  Ich 
zu  behandeln. 

Aufgelöst  wird  die  Ehe  erstens  durch  den 
(physischen  oder  den  bürgerhchen)  Tod  des  einen 
oder  des  andern  Ehegatten,     Doch  selbst  darüber 


io3)  Vergl.    den    isteii   Bd.    dieses   Werkes,     S.    4o8, 
io4)  Die  Scliriften    für  und   wider   die  Yielelie    findet 

man  verzeiclinet  in  Süfsemilch's  göttl.  Ordn.  in  Erhaltung  und 

Fortpflanzung  des  mensclil.  Gesclil.  III,   233. 
10 5)   Plat,  derep,  Hb,  V. 
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läfst  sich  noch  streiten ,  ob  es  dem  nherlehciulcii 
Ehegatten  rechtlich  verstattet  scy,  eine  neue  Llir 
abzuschliefsen.  Die  urkundlichen  Rechte  hesliitipci, 
diesen  Zweifel.  So  gab  es  einst  in  Deutschland 
Völkerschaften,  bey  welchen  nur  Jungfrauen  hcy- 
ratheten  und  nur  eine  Hoffnung,  nur  ein  Gelübde 
der  Frau  verstattet  war  *^^),  So  verbinden  die  Ko- 
mischen Gesetze  mit  der  Abschliefsung  einer  zwey-- 
ten  Ehe  gewisse  Rechtsnachlheile  *'^').  Auf  dieselbe 
Ansicht  kann  man  die  Sitte  der  Hindu's  zurückfüh- 
ren, die  Wittwe  mit  dem  Leichnam  des  Ehemannes, 
(wenn  der  Mann  zu  den  höhern  Kasten  gehört,)  zu 
verbrennen.  Wenn  das  Recht,  den  zweyten  Ehe- 
gatten zum  Nachtheile  der  Kinder  erster  Ehe  durch 
freygebige  Verfügungen  zu  begünstigen,  bey  st> 
vielen  Völkern  besondern  Einschränkungen  unter- 
worfen ist,  so  beruhen  diese  Gesetze  darauf,  dafs 
eine  zweyte  Ehe,  wenn  Kinder  aus  der  früheren 
am  Leben  sind,  die  Gatten-  und  die  Kinderliebe 
fast  immer  entzweyt. 

Die  Ehe  wirdzweytens  durch  den  Ehci^rudi 
des  einen  oder  des  andern  Theiles  getrennt.  Der 
Ehegatte,  welcher  die  Ehe  gebrochen  liat,  hat 
sich  widerrechtlich  einem  Dritten  zum  Eigenliunnr 
hinore«:eben.  Die  Ehe  mit  ihm  forlselzeUj  wäre 
Theilnahme  an  einem  Verbrechen  *^*). 


106)  7gc.   de  mof,    Germ.   c.    /^. 

107)  Neinccc.  ad  l.  Pap.  Popp.  p.  ^9^- 

io8)  Die  EhcscheiJun-  wc-en  EKtbiücl.s  ibt  niclit  blüfs 
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Aber  durch  eine  andere  Verletzung  der  eheli- 
chen Pflichten  oder  durch  die  Verübung  eines  Ver- 
gehens wird  die  Ehe  nicht  getrennt  ^^^).  So  lange 
ein  Ehegatte  das  Eigenthuni  des  andern  Ehegatten 

ist  und  bleibt,  so  lange  also  ein  Ehegatte  nicht  die 
Ehe  gebrochen  hat,  ist  seine  Schuld  für  den  an- 
dern Ehegatten  nur  entweder  eine  Aufforderung, 
ihn  zu  bessern,  oder  ein  Unglück. 

Allerdings  ist  diese  Theorie  der  Ehescheidung, 
sehr  streng!  Sie  hat  ferner  das  Ansehn  fast  aller 
Gesetzgebungen  gegen  sich,  als  welche  Eheschei- 
dungen in  einem  weit  gröfseren  Umfange  zulassen. 
Nur  das  Recht  der  katholischen  Kirche,  und  mit 
ihm  das  neueste  Französische  Recht,  ist  noch  stren- 
ger. Nach  diesem  Rechte  trennt  Eheleute  nur  der 
Tod!  Es  ist  immer  gefährlich,  in  der  Gesetzge- 
bung irgend  einer  Theorie  unbedingt  und  rück- 
sichtslos zu  folgen;  besonders  aber,  wenn  die  Theo- 
rie noch  mehr  oder  weniger  unversucht  ist.  Es 
wäre  daher  zu  wünschen,  dafs  man  an  Orten,  wo 
Katholiken  und  Protestanten  zusammenwohnen, 
(diese  Orte  sind  zu  Vergleichungen  dieser  Art  die 
tauglichsten),  Thatsachen  sammelte,  welche  be- 
ziehungsweise iJ^er  den  Einflufs  des  katholischen 
und  über    den  des  sogenannten  protestantischen 


ein  Recht,  sondern  eine  Pflicht.  Daher  dürfte  es  melir  als 
zweifelhaft  seyn  ,  ob  gegen  die  Klage  die  exceptio  remissio- 
nis  zulassig  sev. 

109)  Diefs  ist  die  Lehre  Christi  von   der  Ehescheidung. 
Matth.  XIX,   2  if.      Vgl.   auch  Anm.    102. 
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Ellerechts  auf  die  Heiligkeit  und  auf  das  (Uück  der 
Ehen  Aufsclilufs  gäben. 

Das  urkundliche  Eherccht  inufs  unter  einer 
jeden  Voraussetzung  und  schon  als  ein  Tlieil  des 
bürgerlichen  Rechts  um  dcswillcMi  eine  vondrnl 
philosophischen  Eherechte  verschiedene  üeslall  an- 
nehmen, weil  es  nicht  von  derlhatsache  einer  slatt- 
gefun denen  G  e  s  c  h  1  e  c  h  t  s  g  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f t ,  (denn 
wie  liefse  sich  diese  Thatsache  in  die  erforderliche 
rechtliche Gewifsheit  setzen?)  sondern  nur  von  dem 
Begriffe  eines  Vertrages  ausgehn  kann,  dessen 
Zweck  eine  gesetzmäfsigc  Gcsehlechtsgonicin- 
schaft  ist.  So  wesentlich  nothwendig  ist  die^c  Ver- 
änderung des  Grundbegrifls,  dafs  sie  in  einem  je- 
den urkundlichen  Eherechte  (z.  B.  in  dem  Heimi- 
schen, in  dem  der  katholischen  Kirche)  naeli!;e- 
Aviesen  werden  kann,  wenn  auch  gar  manche  \  t»; 
Schriften  der  urkundlichen  Gesetze  noch  an  den 
Grundbegriff  der  Ehe  erinnern  ^^^■). 

Diese  Veränderung  des  Grundbegriffs  giebl 
mehreren  Lehren  und  Sätzen  des  ])ln'l()Sophisclicn 
Eherechts  unmittelbar  eine  neue  Wendung. 
Z.B.  die  Ehehindernisse  sind  nicht  weiter  die  Grün- 
de, aus  welchen  eine  Geschlechtsgcmeinschaft 
nicht  eine  Ehe  seyn  kann,    sondern  sie  sind  die 


4  10)  Z.  B.  Sponsalia  de  futuro  per  concuhitum  in  ma- 
trimonium  transeunt.  c.  3o.  X.  de  Sponsal.  Boscliicitiiiig  dr% 
KlicLettcs.  Runde  ])tHit-schcs  PriN;Ui(M:lit.  C,  583.  ^V/r/.  He- 
pert.  de  jurispr.  m,  cotnrnunautc,  Drjcctus  ^'ir^iruiattJ  aU 
Ehehindernifs. 
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Gründe,  aus  welchen  der  eheliche  Vertrag  nicht 
ahgeschlossen  werden  darf.  Nun  ist  nicht  weiter 
eine  frühere  Geschlechtsgemeinschaft,  sondern 
nur  eine  frühere  Ehe,  ein  früher  abgeschlossener 
ehelicher  Vertrag,  ein  Ehehindernifs.  —  Dieselbe 
Veränderung  verleitet  die  Gesetzgeber  nur  zu  leicht 
und  verleitete  sie  nur  oft,  das  Eherecht  nach  den 
Grundsätzen  des  Vertragsrechts  zu  behandeln,  z.  B. 
die  Ehescheidung  mittelst  gegenseitiger  üeberein- 
stimraung  zu  gestatten. 

Jedoch  die  Vorschriften  des  urkundlichen  Ehe- 
rechts beruhen  zu  einem  grofsen  Theile  auf  den 
Grundsätzen  des  Schutzrechts.  Hier  nur  einige  der 
bemerkenswertheren  Vorschriften  dieser  Art  als 
Beyspiele  ^^^). 

Fast  überall,    bey  den  gebildetsten,   wie  bey~ 
den  rohesten  Völkern  ist  die  Abschliefsung  der  Ehe 
mit  geAvissen  (meist  sehr  sinnvollen)  äufseren  Fey- 
erlichkeiten  verbunden   *^^).       Diese    Gebräuche, 
ursprünglich   die  Erfindungen  des   Hanges,     die 


4ii)  Andere  Bejspiele  sind:  Die  impedimenta  matri- 
monii  dirimentia;  die  Notlivvendlgkeit,  die  Nichtigkeit  einer 
Ehe  oder  eine  Ehescheidung  durch  eine  öf  fcn  tlich  e  Be- 
ll ör  de   aussprechen  zu  lassen, 

4  12)  Vgl.  über  die  Hochjeitsgebrä'uche :  Gronov^  tlie- 
säur.  Gr.  ant.T,  P'IILp,  ^3o2.  /JJa.  v.  Zimmermann:  Ta- 
schenbuch der  Reisen,  ister  Jahrg.  Lpz.  1802.  12.  S.  499. 
Eine  Hochzeitfeyer,  die  sich  wenigstens  durch  ihreEinfacli- 
beit  auszeichnet,  ist  folgende :  Der  Vater  sagt  zum  Bräiiri- 
gam:  Da  Wolf!  hast  du  das  Lamm!  Die  Trauung  ist  gc- 
schebn. 
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wichtigeren  Begebenheiten  des  Lcl)cns  fesllichrr 
zu  begehn,  wurden  in  der  Folge  zugleich  di(»  Mit- 
tel, den  bürgerlichen  Stand  in  die  erforderliche 
rechtliche  Gewifsheit  zu  setzen,  unzulässige  I^hen 
desto  sicherer  zu  verhindern,  zuweilen  auch  das, 
was  in  den  geschriebenen  Gesetzen  fehlte,  zu  er- 
gäntzen  ^*^). 

Fast  überall  sind  die  Ehen  zwischen  den  näch- 
sten Verwandten  verbothen.  Die  Veranlassung  zu 
diesem  Verbothe  gab  wohl  die  Sitte,  die  Braut  dem 
Vater  abzukaufen.  Von  den  nächsten  Verwandten 
hatte  der  Vater  entweder  gar  keinen  oder  nur  einen 
geringen  Preifs  für  die  Tochter  zu  erwarten  ***). 
Aber  die  Folgen  des  Verboths  brachten  bald  die 
Niedrigkeit  seiner  Abkunft  in  Vergessenheit.  (Xiclu 
der  einzige  Fall  seiner  Art)!  Die  Verwandlenliebe, 
gegen  die  Geschlechtsliebe  gesichert,  wurde  trau- 
licher und  heiliger  ^^^). 

Fast  überall  ist  die  rechtliche  Zulässigkeit  der 
Ehe  von  der  Zustimmung  der  Eltern  abhängig. 
Der  Grund  war  ursprünglich  der,   dafs  die  Kinder, 


11 3)  Das  Römisclie  Recht  sagt:  Soliis  conscnsits  facU 
nuptias!  l  3o.  D.  de  R.  L  L  44,  'i^-  C.  de  nuptiis  S. jedoch 
Nov.  117.0,4.  Den  nachthcili^eii  Folgen  dieses  Grundsa- 
tzes beui^ten  die  IIochzelti^eLriiuchc  vor. 

ii4)  Bey  den  Ostiaken  wird  für  •die  Schwester  der 
Frau  nur  der  halbe  Kalim  (Kaufpreis)  entrlthtel.  Pallas 
Reisen  durch  verschiedene  Provinzen  des  Russisrl.m  R.'ich^., 
3r  Th.   ir  Bd.  S.  5i. 

ii5)  Ein  weiterer  Grund  für  das  Verbolh  ist  der  hm- 
ilufs,   welcher  das  Kreuzen  der  Rassen   auf  die  Brut  hat. 
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insbesondere  die  Töchter,  als  das  Eigenlhum  der 
Eltern  betrachtet  wurden.  Der  bleibende  Grund 
ist  der  Vortheil  der  Kinder.  Wer  liebt,  rechnet 
nicht.  Die  Gesetze  können  die  Ehe  der  Kinder 
mehr  oder  weniger,  schlechthin  oder  nur  bis  zu 
einem  gewissen  Alter  der  Kinder  von  der  Einwilli- 
gung der  Eltern  abhängig  machen.  Im  Allgemei- 
nen verdient  das  strengere  Recht  den  Vorzug.  Die 
Vorschrift  des  neueren  Eherechts  der  katholi- 
schen Kirche  ^*^),  Avelche  eine  ohne  die  Einwilli- 
gung der  Eltern  eingegangene  Ehe  für  gültig  er- 
klärt, mögte  sich  nach  den  Grundsätzen  der  schü- 
tzenden Gerechtigkeit  ^^')  schwerlich  vertheidigen 
lassen. 

Jedoch  das  Urrkundliche  Eherecht  steht  noch 
aufserdem  (wie  ein  jeder  andere  Theil  des  urkund- 
lichen Rechts)  unter  der  Herrschaft  der  Naturge- 
setze. Willkühr  oder  Noth  entfremden  nur  zu 
leicht  das  in  der  Erfahrung  bestehende  Elierecht 
der  Idee! 

Das  urkundliche  Eherecht  steht  1)  unter  dem 
Einflüsse  der  physischen  Verschiedenheit  der  Ge- 
schlechter. In  dem  Kampfe  zwischen  beyden  Ge- 
sclilechtern,  (denn  in  der  Menschenwelt  gestaltet 
sich  ein  jedes  Verhältnifs  zu  einem  Kampfe)!  hat 
der  Mann  zu  Fol^e  jener  Verschiedenheit  entschie- 

116)  Conc,  TricL  XXIF,  /.  de  reform,  matr,'  Anders 
das  ältere  yW  canon.  c.   4^,  /J.  46,  C  02.  gr.  2. 

i  17)  Folgerlcliti^-  ist  sie  allerdings  —  %Ycgen  der  Lelire 
de  s  a  c  r  a  in  e  n  to  niairiinonii. 
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den  (las  Ucbergewicht.  Das  weibliche  Geschlecht, 
geistig  und  körperlich  das  schwächere,  unter  den 
Einflufs  des  Mondes  gestellt,  auf  dafs  es  in  dem 
Manne  den  Herrn  der  Erde  verehre,  mannhar, 
wenn  es  den  Sieg  noch  nicht  zu  nutzen  versteht, 
gealtert,  Avenn  es  verstehn  würde,  den  Sieg  zu 
nutzen,  auf  den  Vertheidlgiingskrieg  beschrankt, 
damit  es  durch  Schamhaftigkeit  die  Macht  seiner 
Reize  erhöhe,  zu  zahlreich,  um  seinen  Tauschj^reis 
steigern  zu  können  ^^^), —  wie  könnte  es  in  jenem 
Kampfe  auf  den  Sieg  rechnen?  Daher  wird  man 
kaum  eine  Gesetzgebung  nachweisen  können,  wel- 
che dem  Grundsatze  der  rechtlichen  Gleichheit  der 
Eheleute  vollkommen  huldigte.  Vielw(»iberey  ist 
das  o^emeine  Reclit  der  Völker.  Schon  das  ist  ein 
Forlscliritt,  wenn,  wie  nach  den  Chinesischen  Ge- 
setzen, ^^^)  nur  Eine  der  Frauen  die  vollen  Rechte 
einer  Ehefrau  hat.  Ist  doch  die  Viclweiberey  selbst 
bey  einigen  christlichen  Völkern,  wenn  auch  unter 
einem  Schleyer,  erlaubt.  ^^^) 


11 8)  Bey  selir  vielen  yölkerscliaftcn  (in  Ostiiicllcn,  in 
Südamerika,)  ist  es  Sitte,  die  neug(  I)o]irneri  Kinder  wcildi- 
cJien  Gesclileclits  (zumTlieil  wenigstens)  zu  ermorden.  Ma- 
gazin von  merkvvürcl.  neuen  Reisebeschr.  XXXI.JM.  S.  2  3a. 
DocIj  möclite  der  Grund  nicht  der  seyn  ,  dafs  man  den  Prcifs 
der  Weiber  steigern  will,  sondern  die  Furcht  vor  Ucbervol- 
kennig.  Aus  demselben  Grunde  war  es  l)4*y  den  Olomachni 
Sitte,' Jafs  ein  alter  Mann  ein  junges  Mädciien,  und  eine  alte 
Frau  einen  jun<;cn  Mann  hcyrat'iele,      Ebend.    lul.  WIX. 

119)  Vgl.  das  schon  oben  angeführte  Chinesische  Gc- 
setibuch  (Ta  —  Tsin^r  —  Leu  —  Lee)  2le  Ablh.  Cap.  3. 

120)  C   A'.   Art.    23o. 
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Das  urkundliche  Eliereclit  steht  2)  unter  dem 
Einflüsse  des  Kampfes,  welchen  die  Menschen  mit 
der  Natur  und  unter  sich  wegen  der  Güter  dieser 
Erde  führen.  —  Ursprünglich  entscheidet  die 
Art,  wie  ein  Volk  oder  ein  Stamm  seinen  Unterhalt 
erwirbt,  über  das  Schicksal  der  Weiber*  Je  mehr 
das  Weib  zur  Unterhaltung  der  Familie  beytragen 
kann ,  desto  besser  ist  seine  Lage,  Die  Deutschen 
zeichneten  sich  von  jeher  durch  Achtung  fiir  das 
weibliche  Geschlecht  aus.  ^^^)  Sie  müssen  schon 
in  den  ältesten  Zeiten  mit  dem  Ackerbaue  bekannt 
gewesen  seyn;  denn  dieses  Gewerbe  ist  dem  Rechts- 
zustande des  weiblichen  Geschlechts  vorzugsweise 
günstig. —  In  der  Folge,  wenn  sich  bey  einem 
Volke  Kapitalien  sammeln,  wenn  die  Vermögens- 
umstände der  Einzelnen  ungleicher  und  ungleicher, 
die  Verhältnisse  des  bürgerlichen  Lebens  zusam- 
mengesetzter, gewisse  Güter  Stammgüter  werden, 
richtet  sich  das  eheliche  Verhältnifs,  in  wie  fern  es 
unter  dem  Einflüsse  des  Güter- Erwerbes  und  Be- 
sitzes steht,  nach  andern  und  verwickeiteren  Ge- 
setzen. Da  würde  ein  Gesetz,  welches  die  eheliche 
Gütergemeinschaft  unbedingt  als  Regel  aufstellte, 
wenn  es  auch  mit  andern  gesetzlichen  Vorschriften 
bestehen  könnte,  ein  Hemmnifs  der  Verehelichung 
seyn.  Da  kann  es  vortheilhaft  seyn,  eine  andere 
Regel,    als  die  der  ehelichen  Gütergemeinschaft, 


121)   Taeit,  de  mar.  Germ,  c.  7.  5.  y<?.  4g. 
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wenn  auch  allemal  mir  bedingt,  festzusclzon.  "-) 
Da  kann  das  besondere  Inleiesse  eines  geuisscn 
Standes,  z.B.  das  des  Ilandelsslandes,  '-^)  beson- 
dere Bestimmungen  über  die  Vennögensverbidl- 
nisse  der  Eheleute  dieses  Standes  fordern. 

3)  Das  Eherecht  imd  das  Verfassungsrecbt,  schon 
ilirem  Wesen  nach  einander  verwandt,  stellen  fast 
bey  allen  Völkern  in  dem  Verluilmisse  der  Wech- 
selwirkung. ^'^)     Hier  nur  einige  Beysplele  zur  Be- 
stätigung dieses  allgemein  anerkannten  Satzes.   Die 
reine    Volksherrschaft    ^vollte   bey    den    ^'ölker^ 
Deutschen  Ursprungs,  (wenn  man  nicht,  im  Geiste 
der  Mehrherrschaft,  zu  der  Zunftverfassung  seine 
Zuflucht  nahm,)   weniger  gedeihn,    als  einst  bcy 
den  Griechen  und  Römern;    unstreitig  auch  des- 
wegen,  weil  das  weibliche  Geschlecht,    der  Ein- 
herrschaft und  der  Adelsherrschaft  günstiger,  als 
der  Volksherrschaft ,    bey  jenen  Völkern  sclbsl- 
sländiger  und  einflufsreicher,  als  bey  diesen,  war. 
—  Der  Familiengeist  und  der  Familienstolz  scheint 


4  2  2)  Z.  B.  nacli  dem  Badcnsclicn  Landreclite  tr^stc^t 
unter  Eheleuten  in  der  Kegel  eine  Geraeinschaft  drs  bcwrg- 
liclien  Gutes  und  der  EiTungenscliaft.  Aber  in  den  Klion 
des  Adels  ist  die  Nichtgemeinschaft  die  Regel.  Bad.  L^ndr. 
S.  1393  a. 

4  2  3)  Daher  stellen  so  viele  Deutsche  Stadtreclitc  die 
Giitergemeinsicliaft  als  Regel  auf.  "Runde:  D.  Privatrecht 
p.  G02  ff. 

4  24)  Besonders  ausfiihrlich  hat  diesen  Gegenstand  be- 
handelt Montesquieu:  Sur  Vesprit  des  lois.  Lw,  FIL  und 
XV L  S.  auch  den  4.  Bd.  dieses  Werkes  S.  392.  ff. 
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mit  der  Anhänglichkeit  an  den  Stamm  und  mit  dem 
Nationalstolze  in  mngekehrtem  Verhältnisse  zu  stehn- 
Auch  deswegen  sind  die  Völker  Deutschen  Ursprungs 
weltbürgerhcher  gesinnt,  als  irgend  ein  anderes 
Volk  der  Vorzeit  und  der  Gegenwart,  weil  bey  ih- 
nen, zu  Folge  ihres  Eherechts,  Familiengeist  und 
Familienstolz  von  jeher  einheimisch  waren.  —  Am 
auffallendsten  aber  tritt  jene  Wechselwirkung  zwi- 
schen dem  Ehe-  und  Verfossungs-  Rechte  bey  den 
Völkern  hervor,  welche  in  Kasten  gespalten  sind. 
Die  Gesetze  der  Hindus  kennen  nicht  weniger  als 
acht  Arten  der  Ehe.  ^^^) 

Endlich  4)  steht  das  urkundliche  Eherecht  fast 
überall  unter  dem  Einflüsse  der  Volksreligion.  Wie 
hätte  die  Ehe,  vorzugsweise  eine  göttliche  Stiftung, 
irgend  einer  Gotteslehre  fremd  bleiben  können? 
Wie  hätte  irgend  ein  Religionsstifter  oder  der  Stif- 
ter einer  Kirche  übersehn  können,  dafs  er  seine 
Lehren  und  Einrichtungen,  um  sie  eines  bleiben- 
den Ansehns  zu  versichern  ,  mit  der  Ehe ,  der 
Grundlage  des  Familienverhältnisses,  in  Verbin- 
dung setzen  müsse?  Auch  den  Regierungen  mufste 
es  willkommen  seyn,  wenn  ein  Verhältnifs,  über 
welches  die  Staatsgesetze,  von  den  Sitten  verlassen, 
so  wenig  vermögen ,  durch  die  Religion  bekräftiget 
und  veredelt  wurde,  üeberdiefs  kann  eine  Priester- 


125)  A  Digest  of  Hindu  Law  ort  contracts  and  siicces- 
siohs  etc.  TransL  froni  the  original  Sanscrit  by  Colebrooke, 
Te,  IlL  (Lond.  iSoi,  8.)  p.  604, 
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Schaft  strenger  Gesetze  erlassen,  als  ein  Staats- 
herrsclier,  Aveil  sie  nnbedcMikllclicr,  als  dieser 
von  der  Beobachtung  der  Gesetze  in  einzelnen  Fäl- 
len loszählen  kann.  ^^^)  —  Während  des  Mittel- 
alters stand  in  allen  den  Staaten,  welche  die  ka- 
thohsche  Kirche  umfafste,  das  eheliche  Verhält- 
nifs,  als  ein  persönliches ,  ausschliefshch  unter  den 
Gesetzen  dieser  Kirche.  Man  wird  diese  Gesetze 
nicht  zu  streng  finden,  wenn  man  sie  in  dem  Lichte 
der  Zeit  betrachtet,  in  welcher  sie  entstanden/ 

Nicht  selten  bietet  das  Eherecht  eines  Volks 
die  verschiedenartigsten  Erscheinungen  dar,  ent- 
weder weil  es  unter  dem  gleichzeitigen  Einflüsse 
verschiedenartiger  Ursachen  steht ,  oder  weil  die 
Gesetze  wesentlich  verschiedener  Zeitalter  neben 
einander  bestehn*  Das  altrömische  Eherecht  war 
ein  Priesterrecht ,  welches  jedoch  die  roheren 
Sitten  der  Vorzeit  nicht  ganz  hatte  verdrängen 
können.  *^^) 

ZWEYTES    HAUPTSTÜCK- 

Das     Elternrecht, 


Das  Elternrecht  beruht  eben  sOj  wie  das  Ehe- 
recht,  auf  einer  Thatsachc,  -—  auf  der  Thatsache 

126)  Streng,  sehr  streng;  ist  das  Eliereclit  det  katholi- 
sclien  Kirclie,  desto  milder  die  Voll/lolning. 

127)  Cönventio  in  manum  per  confarreationeiti-^  per 
coemtionem  —  per  usum,  Heinccr,  Antiq.  J-  B.  ttt.  rfr 
nuptiis,    Caji  tust,  I,   ^^  *  -  jf- 

diachariä  flef^ierüns^slehrc.  '  - 
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der  Kindererzeugung*  Es  ist  eben  so,  wie  dieses 
Recht,  ein  Versuch,  zwey  mit  einander  streiten- 
de Rechtspflichten  auszugleichen.  Es  ist  eine 
Rechtspflicht,  Kinder  zu  erzeugen ,  wenn  auch 
nur  für  den,  welcher  den  Pflichten,  die  ihm  das 
eheliche  und  das  elterliche  Verhältnifs  auferlegen, 
zu  genügen  vermag*  Es  ist  auf  der  andern  Seite 
rechtswidrig,  den  Kindern  nur  das  Daseyn  zu 
geben,  da  sie  von  Geburt  hülflos,  von  Geburt  mehr 
Thiere ,  als  Menschen  sind.  Die  Frage  ist  also  die : 
Was  haben  die  Eltern  zu  thun,  damit  dem  Kinde 
das  Leben  eine  Wohlthat  sey? 

Es  beruht  also  das  Recht,  oder  richtiger  die 
Pflicht  der  Eltern  schlechthin  und  allein  auf  einer 
Thatsache,  d.  h.  1)  die  Eltern  haben  als  solche 
und  von  Rechtswegen  die  Pflichten  und  Rechte 
der  elterlichen  Gewalt,  die  Geschlechts  Verbindung, 
in  welcher  das  Kind  erzeugt  worden  ist ,  mag  eine 
Ehe  seyn  oder  nicht.  Jedoch  ist  dieser  Satz  nur 
an  sich,  (in  thesi)  nicht  in  der  Anwendung  (in 
hfpothesi)  unbedingt  gültig.  Denn  da  die  Vater- 
schaft, (aufser ordentliche  Fälle  ausgenommen,) 
nicht  in  die  vor  Gericht  erforderliche  rechtliche 
Gewifsheit  gesetzt  werden  kann,  da  vielmehr  die 
Vaterschaft  ihrer  Natur  nach  nur  auf  der  gesetzli- 
chen Vermuthung:  Pater  is  est  ^  quem  legitimae 
nuptiae  demonstrant  —  beruht ;  so  kann  ein  un- 
eheliches Kind  sein  Recht  nur  in  so  fern  gegen  den 
Vater  geltend  machen ,  als  es  von  ihm  als  das  seine 
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anerkannt  worden  ist  ^^^).  Die  urkundliclien  Ge- 
setze pflegen  die  unehelichen  Kinder  noch  weit  mehr 
in  Nachtheil  zustellen,  bald  in  dem  Interesse  der 
Staatsverfassung,  bald  um  die  Heiligkeit  oder  das 
Ansehn  der  Ehe  zu  schützen  ^^^).  Jedoch  macht 
das  Spanische  Recht  eine  in  ihrer  Art  cinzi^-e  Aus- 
nahme von  dieser  Regel,  indem  es  die  michelichen 
Kinder  für  adelich  gebohren erklärt.  2)  Nur  durch 
die  Zeugung  können  die  Pflichten  und  Rechte  der 
elterlichen  Gewalt  begründet  werden.  Die  An- 
nahme an  Kindesstatt  ist  nur  in  so  fern  zu  Recht 
beständig,  als  sie  dem  Kinde,  unbeschadet  seiner 
Rechte  gegen  die  Eltern ,  einen  zweyten  Vater  oder 
eine  zweyte  Mutter  glebt. 

Es  ist  die  Pflicht  der  Eltern,  dem  Kinde  das  Le- 
ben zu  einer  VVohlthat  zu  machen.  Nicht  darauf 
kommt  es  an,  ob  das  Kind  dereinst,  in  den  Jah- 
ren der  Reife,  das  Leben  für  eine  Wohlthat  hahcn 
werde,  sondern  das  ist  die  Aufgabe,  das  Kind  so 
zu  erziehen,  dafs  es  dereinst,  das  Leben  für  eine 
Wohlthat  zu  halten,  verpflichtet  sey.  Dar- 
auf also  ist  die  Erziehung  zu  berechnen,  dafs  das 
Kindtheilszu  einem  sittlichen  Wesen  gebildet,  theils 
durch  die  einstimmige  Entwicklung  seiner  gcsamni- 

128)  Die  Vorschrift  des  Französlsclicn  Ileclils:  La  rc* 
clierche  de  paternitc  est  intcrdite  !  (C.  cU\  Art.  54o.)  so  viel 
man  auch  gegen  sie  eingewendet  hat,  dCirftc  dennoch  den 
Grundsätzen  vollkommen  entsprechen.  Man  verdamme  niclit 
das  förmliche  Recht  um  deswillen ,  weil  es  Ton  der  Unsill- 
lichkeit  gemifsbraucht  werden  kann. 

439)  Daher  die  legitiniatio  per  jul/scqucnj  matriniontum. 

12* 
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ten  Naturkräfte  in  den  Stand  gesetzt  werde,  der- 
einst in  den  Jahren  der  Mündigkeit,  über  sein  Schick- 
sal, über  die  Wahl  seines  Berufs,  mit  möglichst 
vollkommener  Freyheit  zu  gebiethen.  Denn  eine 
jede  andere  Erziehung  löst  nicht  vollständig  die 
Fesseln,  in  welche  die  2^ugung  den  Geist  des  Men- 
schen gezwängt  hat  ^^^).  ^—  So  geht  denn  aus  dem 
Elternrechte  das  Ideal  einer  Erziehung  hervor. 
Aber  wie  tief  unter  diesem  Ideale  liegt  die  Wirk- 
lichkeit! der  Wille  mufs  fast  immer  für  die  That 
gelten.  Wie  thörigt  ist  doch  der  Stolz  der  Menschen, 
die  Unduldsamkeit  gegen  die  Meynungen  Anderer! 
Durch  den  Zufall  der  Geburt  wird  dem  Einen  das, 
dem  Andern  ein  anderes  Loos,  dem  Einen  der, 
dem  Andern  ein  anderer  Glaube! 

Man  nennt  den  Inbegriff  der  Rechte  der  Eltern 
die  elterliche  Gewalt,  weil  die  Rechte  der  Eltern 
von  der  Zustimmung  der  Kinder  unabhängig,  also 
beziehungsweise  unbedingt  sind.  Oft  steht  —  dem 
urkundlichen  Rechte  nach  —  den  Eltern  auch  in 
dem  Sinne  eine  Gewalt  über  die  Kinder  zu,  dafs 
ihnen  die  Gesetze ,  die  Machtvollkommenheit  oder 
ein  Amt  in  Beziehvmg  auf  die  Kinder  übertragen 
haben  ^''). 

Die  elterliche  Gewalt  ist  (wie  die  Staatsgewalt) 
unmittelbar  nicht  ein  Recht,   sondern  eine  Pflicht,  j 


i3o)  Die  Ausfiilining  dieser  Sät/e  gehört  in  die  Erzle-^ 
liungslehre.  i 

i3i)  /.  3,  C  depatr,  pou      C  cw.  Art,  S;^.  ff. 
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So  gewifs  diese  Pflicht  sowohl  dem  Vater  als  der 
Mutter  obhegt,  so  gewifs  sind  heyde  Eltern  auch 
den  Rechten  nach  einander  gleich.  Doch  kann 
die  Geschlechlsverschiedenheit,  die  /.wischen  den 
Eltern  eintritt,  demeinen  Thcil  einen  andern  Ge- 
schäftskreis anweisen,  als  dem  andern.  So  ist  ^.1). 
so  lange  die  Ehe  besteht,  allein  der  Vater  der  Vor- 
mund der  in  der  Ehe  erzeugten  Kinder. 

Von  Rechtswegen  endet  die  elterliche  Gewalt 
nicht  auf  einmal,  z.  B.  nicht  mit  einem  bestimmten 
Alter  des  Kindes;  sondern  sie  schwindet  allmählig, 
so  wie  die  Kinder  selbstständiger  und  selbststnndi- 
ger  werden.  Eine  bestimmtere  Regel  inufs  das 
urkundliche  Recht  aufstellen.  Jedoch  hat  es  zu- 
gleich die  Eltern  zu  ermächtigen ,  das  Kind  auch 
Vor  der  gesetzlichen  Zeit  der  elterhchcn  Gewalt  zu 
entlassen, 

Die  elterliche  Gewalt,  eine  Pflicht,  ist  unvcr- 
äufserlich,  Wohl  aber  können  sich  die  Eltern  der 
Rechte  der  elterlichen  Gewalt,  durch  einen  Mifs- 
brauch  dieser  Rechte,   verlustig  machen. 

Das  urkundliche  Elternrecht  steht  unter 
dem  Einflüsse  fast  derselben  >atursachen,  wie  das 
Eherecht, 

1)  Ohne  Macht  kein  Recht;  ohne  eine  ütlcnt- 
hebe  Macht  keine  Gleichheit  des  Rechts,  liey  dcu- 
selben  Völkern,  bcy  welchen  die  Frau  dem  Manne 
als  Magd  dient,  ist  fast  immer  auch  das  Kind  das 
Eigenlhum  ^^^  Vaters.     Bey  den  Römern  war  einst 
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das  eine  und  das  andere  Rechtens  ^^^).  Die  natür- 
liche Gewalt  erlosch  erst  mit  dem  Tode  des  Vaters 
oder  des  Grofsvaters.  Die  Adoption  war  ein  Kauf, 
die  Emancipation  eine  Verzichtleistung. 

2)  In  der  ganzen  Thierwelt  werden  die  Jungen 
nur  in  so  fern  und  nur  so  lange  von  den  Alten  ge- 
pflegt, als  sie  dieser  Pflege  bedürfen.  So  ist  auch 
in  der  Menschen  weit  die  elterliche  Gewalt,  (abge- 
sehen von  allen  andern  Ursachen,)  von  längerer  oder 
von  kürzerer  Dauer,  strenger  oder  milder,  je  nach- 
dem bey  einem  Stamme  oder  Volke  die  Kinder  we- 
gen ihres  Unterhalts  eine  längere  oder  eine  kürzere 
Zeit,  mehr  oder  weniger  von  den  Eltern  abhängig 
sind.  Bey  den  Stämmen ,  die  von  der  Jagd  leben, 
wird  der  Knabe,  so  wie  er  mannbar  ist,  sein  eig- 
ner Herr.  Denn  er  kann  sich  nun  selbst  ernähren. 
Bey  Hirtenvölkern  tritt  das  entgegengesetzte  Ver- 
hältnifs  ein  u.  s.  w.  Wenn  sich  bey  einem  Volke 
die  Arbeiten  theilen,  Kapitalien  sammeln,  ver- 
liehrt  jene  Ursache  an  Wirksamkeit. 

3)  Wie  der  Mann  in  seinem  Hause  gebiethet, 
wird  er  auch  ein  ihm  von  dem  Staate  übertragenes 
Amt  verwalten ;  wie  er  einst  seinen  Eltern  zu  ge- 
horchen gewohnt  war,  wird  er  auch  dem  Staats- 
herrscher gehorchen^     Die  Klugheit  besteht  in  der 


i32)  Caji  Inst.  a.  a.  O.  Man  würde  nie  gezweifelt  lia- 
ben,  ob  das  Elgentluimsvecht  die  ursprüiigllclie  Grundlage 
der  väterlichen  Gewalt  bey  den  Römern  gewesen  sev,  wenn 
man  das  altröraische  Recht  in  dem  Lichte  ^seiner  Zeit  betrach- 
tet hätte. 
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Erkcnntnifs  und  Befolgung  der  Naturgesetze.  Ks 
ist  daher  eiuellauplau%abc  der  Geselzfrehung,  d;,. 
elterliche  Gewalt  mit  deai  Geiste  der  VerrassuiiL'  iu 
Einklang  zu  setzen.  Und  eben  so  ist  eine  Hanpi- 
Ursache  von  der  Verschiedenheit  der  urkiindliclien 
Gesetze  m  der  Lehre  von  der  elterlichen  Gewah 
die  Verschiedenheit  der  Staatsverfassungen.  Die 
Verfassung  des  Chinesischen  Reichs  ruht  wesent- 
lich auf  dem  unbegrenzten  Gehorsam,  welchen, 
nach  den  Gesetzen  dieses  Reichs,  die  Kinder 
ihren  Eltern  schuldig  sind.  Lykurg  verniclitetr 
die  elterliche  Gewalt,  damit  der  Staat  Alles  in 
Allem  wäre.  Vielleicht  hätte  der  Romische  Frey- 
staat länger  bestanden ,  wäre  die  väterliche  Gewall 
der  Römer  weniger  streng  gewesen.  Dagegen  geht 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  der  Franzosen  in  der 
Beschränkung  der  elterlichen  Gewalt  zu  weit  ^^^]. 
Nur  der  knechtische  Gehorsam  ist  keine  Schule 
der  Freyheit, 

4)  Es  giebt  keine  bessere  Bürgschaft  für  die 
Fortdauer  einer  positiven  Religion,  ids  wenn  sie 
mit  dem  Familienverhältnisse  recht  innig  verwebt 
ist.  Je  richtiger  eine  positive  Religion  dieses  Ver- 
hältnifs  auffafst,  desto  mehr  eignet  sie  sich  zu  einer 
Weltreligion.  Jedoch  eine  jede  ])osilive  Religion, 
die  Menschenwerk  ist,  schliefst  sich,  in  ihren  \'or- 
schriften  für  das  Familienverhältnifs,  fast,  unaus- 
bleiblich an  die  Sitten  und  Gebräuche  des  Volkes 


i33)  C  w.  des  Franc  Ait.  3;?-  384.9*3. 
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an ,  bey  welchem  sie  entsteht  oder  ihre  Ausbildung 
erhält*  Ein  Glück,  wenn  sie  das  Bessere  vorfin- 
det oder  wenigstens  das  Bestehende  veredelt.  Wie 
hoch  steht  auch  in  dieser  Beziehung  das  Christen- 
thum  über  den  Islam !  In  dem  Gefolge  des  Chri- 
stenthums  war  überall  die  Einehe,  eine  mildere 
Behandlung  der  Kinder  ^^^).  Schon  die  Grund- 
lehren des  Christenthums  stehen  in  einer  wesent- 
lichen Beziehung  auf  das  Familienverhältnifs, 


VIERTE     ABTHEIL ü Na 

Fon  den  Verträgen. 


ERSTES    HAÜPTSTÜCK. 

Von    den    Verträgen    im     All  gern  eine  n<, 


I.  Die  Naturlehre  der  Verträge. 

Ein  Vertrag  ist  eine  Thatsache,  —  die  That-^ 
Sache,  dafs  zwey  oder  mehrere  Personen  über  eine 
Leistung  übereinstimmen,   %vl  welcher  sich  die  eine 


i34)  Ancli  bey  den  Römern.  Legitimation  L  un.  C.  de 
his  qui  parente^s  vel  Liberos,  —  Lange  wurde  in  Deutschland 
die  Erstgebul tsordnung ,  als  unvereinbar  mit  dem  gleichen 
Erbfolgerechte  der  Kinder ,  aus  Religionsgründen  für  wider- 
rechtlich gehalten. 
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Parthey  gegen  die  andere  oder  die  sämmllichcii 
Partheyen  gegenseitig  verpflicluen.  (Cowcntio 
est  duorum  pliiriunwe  in  idemplacitumconscnsus.) 

Allerdings  treten  Vertragsrechtc  und  Vertrags- 
verbindlichkeiten nur  in  so  fern  ein,  als  jeneThat- 
Sache  gegeben  ist.  Die  Fragen  aber:  Welche  Per- 
sonen das  physische  Vermögen  haben,  einen  Ver- 
trag abzuschliefsen  ?  wenn  die  Einwilligung  für  er- 
tbeilt  zu  erachten  sey?  wie  die  Einwilligung  be- 
schaffen seyn  könne?  wozu  sich  die  Partheyen  ver- 
pflichten konnten  und,  voraussetzungsweise,  ver- 
pflichtet haben?  gehören  an  sich  nicht  in  die 
Rechts  - ,  sondern  in  die  Naturlehre.  (Der  Haupt- 
grund, dafs  die  urkundlichen  Gesetze  "^),  >venn 
sie  auch  in  andern  Lehren  noch  so  sehr  von  einan- 
der abweichen,  dennoch  in  der  Lehre  von  den 
Vertragen  auffallend  mit  einander  übereinstimmen!) 

Jedoch  selbst  über  jene  Thatsache  können  die 
urkundlichen  Gesetze  gebiethen.  Und  häufig  be- 
dienen sie  sich,  insbesondere  aus  Gründen  des 
Schutzrechts,    dieser  Macht. 

So  nehmen  die  Gesetze  1)  in  einigen  Füllen  an, 
dafs  ein  gewisser  Vertrag  abgeschlossen  worden  scy, 
wenn  auch  dessen  Abschliefsung  nicht  erweislich 
ist,  oder  wenn  selbst  das  Gegenthcil  erweislich 
sejTi  sollte.      Wer  in  einer  Handschrift   bekennt, 


435)  So  glaubt  man  /.  B.  in  Jusllni.uis  P.uulrkirn  zu 
esen,  wenn  man  in  dem  Anui.  i25.  a.  Werke  die  Lehre  %on 
deu  Verträgen  liest. 
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Geld  oder  andere  Sachen  empfangen  zu  haben, 
kann,  zufolge  der  Vorschriften  des  Römischen 
Rechts  ^^^),  nachAblauf  von  zwey  Jahren  schlecht- 
hin auf  die  Bazahlung  der  Schuld  belangt  werden. 
Treu  und  Glaube  im  Handel  und  Wandel  würde 
gefährdet  seyn,  wenn  man  einer  Schuldverschrei- 
bung die  Einrede  des  nichtgezahlten  Geldes  zu  ei- 
ner jeden  Zeit  entgegensetzen  könnte. 

So  können  die  Gesetze  2)  die  rechtliche  Wirk- 
samkeit der  Thatsache,  dafs  ein  Vertrag  abge- 
schlossen worden  ist,  von  der  Bedingung  abhängig 
machen ,  dafs  die  Partheyen  dem  Vertrage  eine  ge- 
wisse äufsere  Form  gegeben  haben.  Und  es  lassen 
sich  Gesetze  dieser  Art  vollkommen  rechtfertigen, 
wenn  einem  Vertrage,  weil  bey  demselben  dritte 
Personen  betheiliget  sind,  Offenkundigkeit  zu  ge- 
ben ist  ^^^),  oder  wenn  bey  einem  gewissen  Ver- 
trage üeberhstung  oder  üebereilung  aus  besondern 
Gründen  zu  befürchten  ist  *^^),  oder  wenn  ein  Ver- 
trag nur  unter  der  Bedingung,  dafs  er  eine  be- 
stimmte äufsere  Form  hat,  einem  dem  Wesen  des 
Vertrages  entsprechenden  gerichtlichen  Verfahren 
zur  Grundlage  dienen  kann  •  ^^).     Kaum  aber  oder 


i36)   tit,  C»  de  7io7i  numer,  pecun, 

137)  Unterpfands -Heyratlis  -  Vertrag. 

i38)  Der  Schenkung.  S,  auch  C,  N.  Art.  1907.  Nach 
einigen  Deutschen  Landesgesetzen  können  Bauersleute  gc- 
\visse  Verträge  nicht  ohne  obrigkeitliche  Zustimmung  ab- 
schliefsen, 

139)  Der  Wechselvertrag,  da^  Cambium. 
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nur  unter  besondern  Umständen  lassen  sicli  d  i  c 
Gesetze  verlheidigen ,  welche,  um  in  Verlra^ssa- 
chen  das  richterliche  Urtheil  weniger  unsicher  zu 
machen,  die  Gültigkeit  der  Verträge  an  gewisse 
Formen  binden  ^^^). 

Es  können  die  Gesetze  3)  ganz  so,  wie  die  Par- 
theyen  selbst,  die  Rechte  und  Verbindlichkeiten, 
die  aus  der  Natur  der  Verträge  entstehn,  ergäirzen, 
verändern,  von  Bedingungen  abhängig  machen. 
Und  häufig  bedienen  sie  sich  dieser  Macht,  bald 
kraft  des  vermutlibaren  Willens  der  Parthe}  en ,  bahl 
{lus  Noth,  bald  aus  andern  Gründen.  So  gestatten 
sie  z.  B.  billig,  eine  Schenkung  zu  widerrufen,  wenn 
der  Geber,  zur  Zeit  der  Schenkung  kinderlos,  iu 
der  Folse  Kinder  zeuijt.  Wer  würde  sich  nicht 
für  diesen  Fall,  wenn  er  ihn  vorausgesehen  halte, 
den  Widerruf  der  Schenkung  vorbehalten  haben? 
So  gehört  zwar  die  Gleichheit  der  Leistungen  zum 
Wesen  eines  jeden  Tauschvertrages.  Aber  bilhg 
beschränken  die  Gesetze  das  Recht,  Tausch  ver- 
trage   wegen    einer   Verletzung   anzufechteu    '*'). 


i4o)  Stlpulatio.  —  Uebcr  die  Entstclmn-  Act  Roml- 
sehen  Vertraostheorie  lassen  sich,  in  Erman-clung  ^geschicht- 
licher Nachrichten ,  nnr  Vermuthun-en  wagen.  Die  Ent- 
stehiin-  der  Stlpulatio  scheint  eben  sowohl  mit  der  Rechts- 
sjmboiik,  als  mit  dem  Priesterrechte  der  Homer  ( formnlae 
actlonam^  zusammenzuhängen.  Alles  dml-t  .m  Höm.schcn 
daraufhin,  dafs  ouf  das  Hecht  eines  noch  rohen  A  olkts  ciu 
Priesterrecht  gepfropft  wurde. 

i4i)  /.  5?.  C  de  resc,  eint.  vcrd.  Oft  ist  dieses  l.t- 
setz,  wegen  der  Allgemeinheit  seines  Grundes,    ausdehnend 
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Denn  läfst  sich  der  Werth  einer  Leistung  mit  ma- 
thematischer Genauigkeit  bestimmen  ?  Könnte  man 
auf  die  Rechtsbeständigkeit  irgend  eines  Tausch- 
vertrages rechnen,  wenn  ihn  eine  jede  Ungleich- 
heit der  Leistungen  widerruflich  machte  ? 

IL  Die  Rechtslehre    der   Verträge. 

Dafs  Verträge  nur  in  so  fern  verpflichten ,  als 
diePartheyen  rechtlich  befähiget  sind,  theils  über- 
haupt, theils  in  einem  jeden  einzelnen  Falle  einen 
Vertrag  abzuschliefsen ,  als  die  Einwilligung  nicht 
erzwungen  ^*^),  die  Leistung  nicht  widerrechtlich 
ist,  —  leuchtet  von  selbst  ein. 

Aber  die  Vorfrage  —  die  Frage,  welche  ihrer 
Schwierigkeit  wegen  vorzugsweise  zu  erörtern  ist, — 
ist  die :  Sind  Verträge  überhaupt  rechtlich  verpflich- 
tend? und  aus  welchem  Grunde?  oder  aus  welchen 
Gründen?  Es  ist  eine  Gewissens-,  eine  Ehren- 
sache, ein  Versprechen ,  das  man  gegeben  hat ,  zu 
halten.  Verletzt  man  aber  auch  eine  Rechts- 
p  f  i  i  c  h  t ,  wenn  man  seinem  Worte  untreu  wird  ^^^)  ? 

Allerdings  kann  das,   was  zufolge  eines  recht- 


ausgelegt  worden.  Vielleicht  isiAxe  actio  exlaesione  sdAechi- 
hin  verwerflich. 

142)  Willensfreyheit  ist  nicht  eine  physische,  sondern 
eine  Rechtsbedingung  der  Gültigkeit  eines  "^Vertrages.  Co- 
acta  voluntas  est  tarnen  voluntas. 

i43)  Die  Frage  ist  schon  eben  so  oft  aufgestellt,  als 
verschieden  beantwortet  worden.  Vergl.  z.  B.  Fichte's  Re- 
den über  die  Franz.  Revolution. 
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mäfsigen  Vertrags  geleistet  worden  ist,  nicht  wieder 
zurückgefordert  werden.  Hat  man  einen  Anspruch 
auf  Erstattung,  wenn  man  aus  gutem  Willen,  /.um 
Besten  des  Andern  gearbeitet  oder  eine  Ausgabe 
gemacht  hat?  Handelt  der  rechtswidrig,  der  sich 
ein  Gut  zueignet,  auf  Avelches  dcrEigenllüinKT  ver- 
zichtet hat? 

Hier  aber  handeh  es  sich  blofs  von  einem  Ver- 
sprechen, welches  der  Eine  dem  Andern  ge- 
than,  der  Eine  von  dem  Andern  angenommen  hat. 

Da  kann  nun  der  Schuldner  dem  Gläubiger  ent- 
gegensetzen: Es  ist  wahr,  ich  habe  dir  das  \'er- 
sprechen,  dessen  Erfüllung  du  von  mir  verlaugst, 
geleistet.  *  Aber,  sey  es,  dafs  ich  dich  gleich  an- 
fangs getäuscht  habe,  oder  dafs  ich  jetzt  mein  Wort 
nicht  halten  will,  —  in  beyden  Fällen  hast  du 
kein  Klagrecht.  Denn ,  wer  gab  dir  das  Recht, 
meine  Worte  für  Wahrheit  zu  halten  ?  oder  mich 
an  mein  Wort  zu  binden?  Indem  ich  mein  Wort 
nicht  halte,  unterwerfe  ich  dich  überall  nicht  ei- 
nem Zwange;  ich  lasse  dir  deinen  Wahn  und  be- 
halte nur  das,  was  mir  von  Rechtswegen  gehurt. 
Der  Wille,  die  Meinung,  unkörperliche  Gegen- 
stände, können  überall  nicht  der  Gegenstand  ei- 
nes Rechts  seyn. 

In  der  That,  ich  weifs  nicht,  wie  sich  diese 
Einrede  des  Schuldners  widerlegen  licse.  Mir 
scheint,  man  mufs  einräumen:  Verträge  sind  nicht 
schon  als  solche,  nicht  schon  ihrem  rechlhchen 
Wesen  nach  verpflichtend.     Entweder  also  mul5 
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man  den  Versuch,  die  Rechtskraft  der  Verträge 
zu  begründen,  gänzlich  aufgeben ,  oder  man  mufs 
die  Frage  so  stellen:  Giebt  es  besondere  Gründe, 
aus  welchen  bestimmte  Arten  der  Verträge  recht- 
lich verpflichtend  sind? 

Die  Frage,  so  gestellt,  ist  erstens  in  Bezie- 
hung auf  diejenigen  Veiti^äge  zu  bejahn,  welche 
auf  die  Begründung  oder  Erhaltung  eines  Rechts- 
verhältnisses gerichtet  sind,  welches  unter  den 
Menschen  kraft  Gesetz  es  bestehn  soll,  oder  mit 
andern  Worten,  welche  Mittel  sind,  die  Idee  des 
Staates  zu  verwirklichen.  Verträge  dieser  Art  ent- 
halten nur  eine  Deutung  und  Anwendung  dessen, 
was  schon  an  sich  Rechtens  ist.  Und  wenn  schon 
die  Partheyen,  indem  sie  mittelst  eines  solchen 
Vertrages  eine  gesetzliche  Pflicht  anerkennen,  diese 
Pflicht  zugleich  genauer  bestimmen,  so  sind  sie 
doch  auch  wegen  dieser  genaueren  Bestimmung  der 
gesetzlichen  Pflicht  an  den  Vertrag  gebunden,  in- 
dem sie  sonst,  in  Beziehung  auf  den  Gegenstand 
des  Vertrages ,  in  den  Stand  der  Natur  zurücktreten 
würden.  —  Zu  den  Verträgen ,  welche  aus  diesem 
Grunde  verpflichtend  sind,  gehören  Staatsver- 
träge, d.i.  diejenigen  Verträge,  welche  über  die 
Verfassung  oder  über  die  Verwaltung  des  Staates 
(z.  B.  zwischen  dem  Fürsten  und  den  Reichsstän- 
den) abgeschlossen  werden.  Sie  sind  nur  ihrer 
Form  nach  Verträge;  ihrem  Wesen,  d.  h.  ihrem 
VerpflichtungsgTunde  nach  sind  sie  Gesetze.  Von 
derselben  Art  sind  die  Verträge  unter  Völkern,  de- 
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ren  verhindcnile  Kraft  aul  der  Idee  eines  Vr)lker- 
standes  bei ulit.  (Von  ihnen  wird  in  dem  Volker- 
rechte  gehandelt  werden).  Von  den  Verträgen  des 
bürgerhchen  Reehts  gehört  hicher  der  Ver- 
gleich. Er  ist  für  die  Partheyen  verpflidilend, 
weil  er  einen  Krieg  Rechtens  beendiget ,  weil  er  die 
Stelle  eines  richterlichen  Urtheiles  vertritt  '**). 

Verträge  sind  zweytens  in  so  fern  verpflich- 
tend, als  durch  die  Erfüllung  derselben  von  dem 
Gläubiger  ein  Verlust  abzuwenden  ist,  welclicn  er 
sonst  —  abgesehn  von  der  unterbleiben- 
den Leistung  —  an  seinem  Vermögen  erleiden 
würde. 

Denn  es  kann  unter  dieser  Bedingung  der  Gläu- 
biger die  verbindende  Kraft  des  Vertrages  gegen 
den  Schuldner  so  vertheidigen :  Ich  bestreite  dir 
keinesweges  das  Recht,  die  Wahrheit  zu  reden 
oder  sie  nicht  zu  reden.  Ich  mufs  dir  also  einräu- 
men, dafs  ich  nicht  schon  von  Rechtswegen  ])r- 
fugtbin,  die  Erfüllung  des  Versprechens,  das  du 
mir  gegeben  hast,  zu  fordern.  Aber  eben  so 
wenig  handelte  ich  unrecht,  wenn  ich,  in  \  er- 
traun  auf  dein  Wort,  einen  Gewinn  mir  zu  ver- 
schaffen oder  einen  Verlust  von  mir  abzuwenden 
unterliefs,  welchen  ich  aufserdera  beziehungsweise 


i44)  Der  Verglcicli  itransactio)  ist  ein  von  allen  in- 
tlern  Vertra'ocn  des  bürgerlichen  Rechts  wesentlich  Yrrschic- 
dener  Vertrag.  So  behandeln  ihn  auch  die  urkundlichen  Ge- 
setze. 
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mir  verschafFt  oder  von  mir  abgewendet  haben 
würde.  Du  hast  mithin  den  mit  mir  eingegange- 
nen Vertrag  in  so  fern  zu  erfüllen;  ak4ch  nur  durch 
die  Erfüllung  desselben  für  jeden  Verlust  entschä- 
diget werden  kann.  Allerdings  thut  der  Nieman- 
dem Unrecht,  welcher  sich  seines  Rechts  bedient. 
(Quijure  suo  utitur ,  nemini  injuriamfacit.)  Aber 
der  bedient  sich  nicht  seines  Rechts,  der  unter- 
wirft vielmehr  den  Andern  der  Sache  nach  einem 
Zwange,  welcher  durch  eine  Täuschung  oder  durch 
einen  Wortbruch  dem  Andern  einen  Verlust  ver- 
ursacht. 

Es  bezieht  sich  dieser  Verpflichtungsgrund  auf 
die  Verträge  des  bürgerlichen  Rechts.  Doch  sind 
nicht  alle  und  jede  - —  an  sich  mögliche  —  Verträge 
des  bürgerlichen  Rechts  vermöge  dieses  Grundes 
verpflichtend.  Auch  tritt  dieser  Grund  nicht  bey 
einem  jeden  Vertrage,  aufweichen  er  im  Allgemei- 
nen anwendbar  ist,  auf  dieselbe  Weise  oder  in  der- 
selben Stärke  ein.  Es  wird  daher  bey  einer  jeden 
einzelnen  Art  der  Verträge  der  Verpflichtungsgrund 
• — die  causa  ohligandi  —  (in  dem  folgenden  Haupt- 
stücke) besonders  nachzuweisen  seyn.  Zuweilen  - 
wird  man  sich  in  diesem  Theile  der  Wissenschaft 
damit  begnügen  müssen,  eine  Regel  für  die  Ge- 
setzgebung aufzustellen. 
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ZWEYTES    HAUPTSTÜCK. 

Von    den    einzelnen     Arten     der    yerträyt» 


Es  Sind  die  Vertrage: 

L  Verträge,  welche  das  besondere  Inter- 
esse der  einen  öder  der  andern  Parthey  be- 
zwecken. 

ji)  Erwerbung'sverträge. 

1)  VVecliselseitige  Erwerbungsverlräf^e 
oder  Tauschverti  äge  in  der  weitern  Be- 
deutung des  Wortes. 

2)  Einseitige  Erwerbungsvcriräge; 
ö)  wesentlicli  unbedingte?, 
b)  wesentb'ch  bedingte. 
B)  Sicberungsverträge. 
II.  Verträge,  welche  das  gemeinsame  Inter- 
esse der  Parthev  en  bezwecken  ;  Os4*!lschafts- 
verträge. 
Das  ist  der  Plan  in   seinem  Grundrisse,    nach 
welchem  das  vorliegende  Hauptstück  ausgearbei- 
tet  worden   ist.        Die   Rechtfertigung  des  Planes 
würde  einen  Aufwand  von  Worten  kosten,  welcher 
den  Gewinn  bey  weitem  überstiege. 

Man  findet  die  verschiedenen  Arten  der  \  er- 
trage, wenn  man  die  mögliche  Verschieden- 
heit der  Leistungen  auf  eine  jede  ein/.cine 
Klasse  —  also  auf  die  einzelnen  Glieder  der  obi- 
gen Eintheilung  —  der  Verträge  anwendet.  Eine 
Leistung   kann   aber   cntueder    das   Eigenlluun  an 

Zachariä  Jießi'erungsUhre,  J  «i 
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einer  Sache  oder  die  Benutzung  einer  Sache  oder 
eine  Arbeit  zum  Gegenstande  haben  **^).  Zwar 
löst  sich  die  Verbindlichkeit  etwas  zu  thun,  dein 
bürgerlichen  Rechte  nach,  in  die  Verbindlichkeit 
etwas  zu  geben,  auf  ^*^).  Jedoch  kann  diesem 
Satze,  als  einem  Rechtssatze  nicht  die  Folge 
gegeben  werden,  dafs  die  physische  Verschie- 
denheit der  Leistungen  sowohl  überhaupt,  als  bey 
der  Eintheilung  der  Verträge  keine  Berücksichtigung 
verdiente. 


ERSTER    ABSCHNITT. 

f^o 71  den  wechseise ii Igen  Erwerbung Si^er^ 
trägen  o  der  v  o  n  den  Ta  u  s  chi^e  r  tr  äg  en 
in    d^r    w  e  i lern  B ed e  utu  n  £(. 


Durch  einen  Tauschvertrag,  dieses  Wort  in 
seiner  weitern  Bedeutung  genommen,  verpflichten 
sich  beyde  Partheyen  fi:e£renseiti2:  zu  einer  Lei- 
stung  von  gleichem  Werthe. 

Verträge  dieser  Art  sind  rechtlich  verpflich- 
tend,  (sie  haben  eine  causa  obligaiidi,)  weil  eine 


i4>)  Der  Geoenstaad  einer  Leistung  miifs  allemal  ein 
körperlicher  Gegenstand  seyn.  Eine  liandelsgesellscljatt, 
zu  welcher  der  eine  Thell  hlofs  seinen  Nalnnon,  seinen  Kre- 
dit bexlräot,    ist  niclu  zu  Recht  bestandig. 

14^)   C.  N,  Art.  1142, 


jede  der  beyden  Parlbeycn  in  demselben  (;radc 
und  auf  dieselbe  Weise  sieli  selbst,  wie  die  an- 
dere, bindet,  weil  der  Vcrtrai^^  in  der  (iefjenlei- 
stun^f  in  voraus  den  Ersatz,  für  die  Leislun^^  J)c- 
Stimmt.  Der  eine  und  der  andere  Tbeil  dürfte 
sieb  für  recbtbcb  verpflicbtet  eracbtcn;  der  eine 
und  der  andere  Tbeil  kann,  wenn  er  sieb  zur  Zali- 
hmg  erbietbet  oder  wenn  er  Zablung  geleistet  bat, 
von  dem  säumigen  Scbuldncr  Genngtbuung  foi^ 
dern;  diese  Genugtbuung  ist  billig  die  Gegen- 
leistung. 

Sie  baben  überdiefs,  aJs  die  vollkomm<^nstrn 
und  siebersten  Mittel,  die  ursprüngllcbe  Geniein- 
scbaft  der  Güter  (unbescbadct  der  Heiligkeit  des 
Eigentbunies)wiederberzustellen  und  die  ursprüng- 
lieb ß-esonderte  Thätisrkeit  der  Menscbcn  zu  ei- 
nem  gemeinscbafdicben  Kampfe  mit  der  Natur 
(unbescbadet  der  persönlicben  Frevbeil)  zu  ver- 
einiiren,  —  eine  besondere  recbdicbe  Gunst  für 
sich. 

DieTausclivertroVe  sind  die  rcclillichcn  Grund- 
lagen  des  Tauscbverkehres. 

Der  Tauschverkehr  und  das  urkundliche  Rocht 
der  Tausch  vertrage  stehen  unter  der  Herrschaft 
derselben  Naturgesetze.  (Die  Wirthschaftsirl.ro 
istSdie  Wissenschaft  dies(?f  Geset/.e  K  So  naiun 
unter  dem  Einflüsse  dieser  Gesetze;  /Ai.  dcrDiensl- 
vertrag  (die  locatio  conductio  operarunn  hey  <le"i 
einen  Volke  diese,  bcy  einem  andern  Volke  eine 
andere   Gestalt,     oder  bcy  demselben    \olk<-  ni 

13* 
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verschiedenen  Zeiten  verschiedene  Gestalten  an. 
Bey  Völkern ,  welche  vom  Ackerbaue  leben  ,  ist 
Un Veränderlichkeit  der  Charakter  aller  Rechtsver- 
hältnisse. So  entstand  in  Deutschland  die  Leib- 
eigenschaft, die  Hörigkeit.  Doch  die  Städte  er- 
öffneten der  Arbeit  einen  neuen  und  vortheilhaf- 
teren  Markt.  Bald  wurde  der  freyen  Arbeit,  mehr 
begehrt,  als  angebothen.  Da  entstanden  Klagen 
über  die  unbilligen  Forderungen,  über  den  Prunk- 
aufwand der  Pienstleute.  Man  suchte  diesen  Kla- 
gen, den  wahren  Grund  derselben  verkennend, 
durch  Gesindeordnungen  abzuhelfen,  und  noch 
jetzt  ist  man  nicht  überall  von  dem  Plane  zurück- 
gekommen. 

Ebenso  greift  das  Interesse,  Avelches  der  Tausch- 
verkehr für  den  Staat  hat,  und  die  Verschieden- 
heit dieses  Interesses  nach  der  VerschieJenheit  der 
Staaten,  zugleich  in  das  urkundliche  Recht  der 
Tausch  vertrage  ein.  Wie  verschieden  ist  z.  B. 
das  dermalige  Französische  Recht  in  dieser  Lehre 
von  dem  vormaligen!  Nicht  weiter  kann  das  Ei- 
genthvmigetheilt  oder  mit  Zinsen  beschwert  werden. 

Jedoch  die  gesammte  Lehre  von  den  Tausch- 
verträgen kann  nur  so  auf  eine  fruchtbare  Weise 
behandelt  werden,  dals  sie  mit  der  Lehre  vom 
Tauschverkehre  überhaupt  in  Verbindung  gesetzt 
wird* 

Der  ursprüngliche  und  zugleich  der  einfachste 
Tauschverkehr  ist  der,  welcher  unmittelbar, 
d.h.  ohne  dieDazwischeukunft  eines  Geldes,  (eines 
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Gegenstandes,  welcher  diu  Eigcnsdiaft  eines  all- 
gemeinen Tauschmitlels  hat,)  hetriehen  wird.  In 
diesem  Tauschverkehre  erscheinen  die  Tauschver- 
träge in  ihren  ursprünglichen  Formen.  Weder 
den  Tauschverkehr  überhaupt,  nocli  das  Recht  der 
Tauschverträge  insbesondere  kann  man  in  seinrn 
künsthcheren  Gestalten  und  in  seinen  späteren  IV- 
rioden  gehörig  verfolgen,  wenn  man  nicht  von  dir- 
sem  ursprünglichen  Zustande  der  üin<re  ausüfcht. 
nicht  diesen  Zustand  unausgesetzt  vor  Augen  liat. 

Unter  der  Voraussetzung  dieses  Tauscliver- 
kehrs  —  oder  an  sich  —  giebt  es  zwey  Haupturtcn 
der  Tausch  vertrage:  Die  Tauschverträge  in  der 
engeren  Bedeutung,  durch  welche  sich  die  Par- 
theyen  gegenseitig  zu  einer  gleichartigen  Lei- 
stung, und  die  wechselseitigen  Erwerbungs vertrage 
in  der  engeren  Bedeutung,  durch  welche  sich  die 
Partheyen  gegenseitig  zu  einer  verschiedenar* 
tigen  Leistung  verpflichten.  Wegen  der  mög- 
lichen Verschiedenheit  der  Leistungen  hegreift  die 
eine  und  die  andere  Art  der  Tauschverlräge  wie- 
derum drey  Vertragsformen  unter  sich  **^).  So 
kann  z.B.  mittelst  eines  Tauschvertrages  entweder 
das  Ei^renthum  an  einer  Sache  gegen   das  Eigen- 


447)  Man  setze  (vergl.  die  Einlciluog  in  dieses  Haupf- 
Stück)  das  Kigentimm  in  einer  Saclie  =  a.  die  Henut/un-  »i- 
ner  Sache  =  b.  Arbeit  =  c,  so  sind  die  iihcilmiipi  ui.i^- 
lichen  Formen  der  Tauschverlräge:  aa.  bb.  cc.  iTau>chvrr. 
träge  in  der  engeren  Bedeutung.)  ca.  cb.  (Zusaiuincfi  dir 
Dienstveitrag.)    bc.  (der  Ber^taiidsvciirag-  Pacht  uud  MiciUc.) 


198 

tbuin  an  einer  andern  Sache  oder  die  Benutzung 
einer  Sache  gegen  die  Benutzung  einer  andern 
Sache  oder  x4rbeit  gegen  Arbeit  ausgetauscht  wer- 
den. Uebrigens  sind  alle  diese  Vertragsformen 
nur  ihren  Gegenständen  ,  nicht  aber  ihrem  recht- 
hchen  Wesen  nach  verschieden  ^*^). 

Der  mittelbare  Tauschverkehr  kann  ent- 
weder durch  ein  natürliches  oder  durch  ein 
künstliches  Geld  vermittelt  werden,  d.  h.  ent- 
weder durch  einen  Gegenstand,  welcher,  wie 
z.  B.  das  Metallgeld,  für  sich  und  abgesehn  von 
der  Eigenschaft,  die  ihm  als  einem  Gelde  zu- 
kommt, einen  Tauschv/erth  und  zAvar  einen  ver- 
hältnifsmäfsigen  Tauschwerth  hat,  oder  durch  ei- 
nen Gegenstand,  welcher,  wie  z.  B.  das  Papiergeld, 
an  sich  entweder  überall  keinen  oder  doch  nicht 
einen  verhältnifsmäfsgen  Werth  hat,  sondern  wel- 
cher seinen  Tautchwerth  nur  der  i,hm  beygeleg- 
ten  Eigenschaft  eines  allgemeinen  Tauschmittels 
verdankt.  (Um  Worte  zu  sparen,  soll  in  dem 
Folgenden  das  natürliche  Geld  —  Geld  schlecht- 
hin, das  künstliche  • —  Papiergeld  genannt  wer- 
den. In  der  That  gilt  das,  was  von  dem  natür- 
lichen in  Beziehung  auf  die  Tauschverträge  ge- 
sagt werden  wird,  auch  von  dem  künsthchen  Gelde 


i48)  Locatio  conductio  proxima  est  emtioni  et  vendi- 
tioni,  iisdemque  juris  regulis  consisfit.  L  2.  D,  loc.  cond. 
Die  urkundlichen  Gesetze  könnten  in  der  Lehre  rou  den  Ver- 
trägen nocl)  gar  sehr  vereinfacht  werden. 
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in  derselben  Bczieliuiig.  Aber  umkchaTn  l;il^l  snh 
dieser  SaU  uicbt). 

In  wie  fern  nun  der  lauschvcrkehr  durch 
Geld  vermittelt  wird,  sind  alle  Tauscliverlnifrr  nur 
in  Beziehung  auf  die  Leistung  der  einen  Parlhcy 
verschieden.  Wenn  es  ursprünolich  seehs  Arten 
der  Tauschvcrlräge  nab,  .so  giebt  es  unter  jener 
Voraussetzung  nur  droy  Arien  solcher  Vei trage. 
Diese  Veriragsformen  sind  der  KauAertrng,  (cmtiQ 
venditio  y)  der  Bestands  vertrag,  (locaiio  conduc^ 
tio  rcriun)  und  der  Dlenslvertrag,  {locade  con- 
cluctio  opcrarum.)  Denn  man  kann  für  scm'u  GcKi 
entweder  das  Eigen th um  an  einer  Sache  oder  die 
Benutzung  einer  Sache  oder  Arbeilen  einlau6cheu  '^^). 

Das  Geld  ist  einem  jeden  einzelnen 
Gegenstande,  welcher  einen  Tausch- 
werth  hat,  (einer  jeden  einzelnen  Waare},  be- 
ziehungweise gleichartig  und  bezie- 
hungsweise ungleichartig.  In  Micfcrn  es 
einer  jeden  einzelnen  Waare  gleicharlig  ist,  sind 
der  Kauf-,  der  Bestands-  und  der  Dicnstveiirog 
Tauschverträge  in  der  engeren  Bedeutung.  Wer 
z.  B.  eine  Sache  kauft,  tauscht  das  Eigcnlluim  ci- 
n^r  Sache  gegen  das  Eigrnllumi  einer  andern  Sache 
(gegen  Geld)  ein.  (Er  schliefst  einen  Taiisch- 
vertrag  in  der  engsten  Bedeutung  ab),  hi  wie  fern 
das  Geld  einer  jeden  einzelnen  Waare  ungleich- 
artig ist,  sind  der  Kauf-,  der  Bestands-  und  der 


i4<j)    Prctiuni-nierces.  L  5   C-   2.  D.  praiscr.  vcrhtf. 


hh 
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Dienstvertrag  wechselseitige  Erwerbungsvertrage 
in  der  engeren  Bedeutung.  Wer  z.  B.  eine  Sache 
verkauft,  tauscht  für  das  Eigenthum  an  einer  Sache 
die  Benutzung  an  einer  andern  Sache  oder  Arbeit 
ein.  Dennfdas  Geld  ist  eine  Anweisung  auf  einen 
jeden  möglichen  Gegenstand  des  Tauschverkeh- 
res '''). 

Indem  so  durch  den  mittelbaren  Tauschver- 
kehr —  durch  das  Geld  —  die  Individualität  der 
Tauschverträge  oder^  was  dasselbe  ist,  die  Vei'- 
schiedenheit  der  Waaren,  die  Waaren  in  Bezie- 
hung auf  den  Tauschverkehr  betrachtet,  aufge- 
hoben (indifFerenzirt)  wird,  streift  die  bürgerliche 
Freyheit  und  mit  ihr  die  bürgerliche  Gesetzge- 
bung die  Fesseln  ab,  welche  ihr  der  unmittel- 
bare Tauschverkehr  anlegte.  *—  Nun  gewährt  der 
Geldpreifs  der  Waaren  dem  Richter  einen  allge- 
meineren und  bestimmteren  Maafsstab  zur  Beur- 
theilung  der  Tau5chverträge ,  d.  h.  zur  Entschei- 
dung der  Frage,  ob  oder  in  wie  fern  die  gegen- 
seitigen Leistungen  einander  an  Werth  gleich  ste^ 
hen  ^^*).  " —  Nun  sind  die  Gesetze  nicht  mehr  ge- 
pöthiget,  die  Verträge  zu  dulden,  welche  obwohl 
an  sich  widerrechtlich,    dennoch,   30  lange  der 


i5o)  Vgl.  über  die  Veränderungen,  welche  das  Geld 
in  der  biirgerllclien  Gesellschaft  verursacht;  Busch  Schrif- 
ten üher  Staatswirthschaft  und  Handlung,  (Hamburg  und 
Kiel.  III.  Th.  1784.  8)  Benzenberg  über  das   Kataster. 

i5i)  ^cHo  ob  laesionem  enormem.     Actio  quanti  mi- 


nor is 
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Tauschverkehr  nur  mittelbar  betrieben  wurde,  aU 
das  kleinere  Uebel  zu  betrachten  waren.  Sie  kön- 
nen nun  z.  B.  verbiethcn,  den  Grund  und  Boden 
mit  Frohnen  oder  mit  Zinsen  zu  belasten  odrr  d;is 
Grundeigenthum  zu  theilen;  ein  Verbolh,  weUlirs, 
unter  der  entgeg'engeseztenVorausset/.ung  und  wenn 
der  Boden  verhältnifsmäfsig  unter  Wenige  ver- 
theilt  ist,  eben  sowohl  dem  Interesse  der  Beichen, 
als  dem  der  Armen,  Eintrag  thun  würde.  —  >uu 
können  die  Gesetze  die  Eigenthnmsverliähnissc, 
welche,  an  sich  widerrechtlich,  durch  die  mit  dem 
unmittelbaren  Tauschverkehrc  verbundenen  >uth- 
falle  herbeygeführt  worden  sind,  ohne  eine  Ver- 
gewaltigung beseitigen.  Denn  sie  können  die  auf 
dem  Eisenthume  rechtswidrig^  ruhenden  Lasten 
für  abkäuflich  erklären.  —  Mit  einem  Worte,  das 
Geld  ist  deswegen  von  so  entschiedener  W  ichtig- 
keit  für  die  bürgerliche  Freyheit  und  für  die  bür- 
gerhche  Gesetzgebung,  weil  es  zwar  nicht  die  Un- 
gleichheit, wohl  aber  die  Ungleichartigkeit  der 
Menschen  und  der  Vermögensumstände  in  Bezie- 
hung auf  den  Tauschverkehr  aufliebt  **^). 

So  einleuchtend  sind  diese  Vortheile,  dafs, 
so  wie  ein  Volk  den  mittelbaren  Tauschverkehr 
kennen  lernt,  die  ursprünglichen  Formen  der 
Tauschverträge  sowohl  im  bürgerlichen  Leben, 
als  in  den  Gesetzen,   immer  mehr  und  mchv  zu- 


i52)   Man   kann    das    Geld    mit    cioor  a  I  Igcmc  i  ii  %5  u 
Sprache  vergleickcn. 
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rück,  die  abgeleiteten  Formen  aber,  mehr  und 
mehr  hervortreten.  So  erläutert  z.  B.  das  Rö- 
misch-Jus  tinianeische  Recht  den  Kauf-,  den  Be- 
stands -  und  den  Dienstvertrag  mit  grofser  Aus- 
führlichkeit, währendes  der  ursprünglichen  For- 
men der  Tausch  vertrage  nur  bey läufig  erwähnt  ^^^). 
Man  kann  behaupten,  dafs  ein  Volk  desto  besser 
für  seinen  Wohlstand  zu  sorgen  gelernt  hat,  je 
weniger  es  von  den  ursprünglichen  Formen  der 
Tauschvertrage  Gebrauch  macht. 

Es  giebt  jedoch  einen  Tausch verlrag,  w^elcher, 
ungeachtet  er  dem  mittelbaren  Tauschverkehre 
angehört,  dennoch  unter  einer  der  ursprünglichen 
Formen  der  Tausch  vertrage  unmittelbar  begriffen 
ist.  Dieser  Vertrag  ist  der  Wechselvertrag. 
Der  Wechsel  vertrag  ist  ein  T  a  u  s  c  h  v  e  r  t  r  a  g , 
und  zwar  dieses  Wort  in  seiner  engsten  Bedeu- 
tung genommen;  er  ist  ein  Vertrag,  mittelst  des- 
sen eine  Summe  Geld  gegen  eine  Summe  Geld 
von  gleichem  Werthe  vertauscht  wird.  Er  hat 
entweder  den  Zweck,  eine  gewisse  Geldsorte  in 
eine  andere  umzusetzen,  oder  den  Zweck,  mit 
einer  Summe   Geld  eine  an   einem  andern   Orte 


i53)  Dasselbe  gilt  ron  den  neueren  fciirgerliclien  Ge- 
setzbüchern. Z.  B.  das  Französische  bürgerliche  Gesetzbuch 
hebt  von  den  ursprünglichen  Formen  der  Tausclivertrage 
nur  zweye  heraus,  den  Tauschverlrag  in  der  engsten  Bedeu- 
tung (Art.  1702  —  1707.)  und  die  Vieh  Verstellung.  (Art. 
1800  —  d83i)  —  In  der  Landwirthschaft  ist  der  Mensch 
in  einer  jeden  Beziehung  am  abhängigsten  von  der  Aufsen- 
welt. 
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zal)ll)are  Suinme  dernestalt  ciii/Aitausclicu.  daft 
bcydc  Smnmeii  ihrem  örtlicli  relalivni  Wcvilir 
nach  einander  gleicli  snul  *^*\  In  d<  in  ers«<?reii 
Falle  ist  er  der  Wechsel  vertrag  in  der  qrannnalischeii 
Bcdentung*  des  Worts,  in  dem  let/lcn'ii  der  Wech- 
selvertrag in  der  Bedeutung  des  HandeLsrcchls, 
Dem  Rechte  der  Kaufihannswechsel  liegt  also  niclii 
ein  Darlehn,  sondern  ein  Tausch  /.um  Grund«?. 
Die  Eigenthihnllchkeiten  dieses  Rechts  heruheii 
hauptsäclilich  auf  dem  Handelsintercssc  der  Wech- 
. Seigeschäfte    ^^'').  « 

Endlich,  wenn  der  Tauschverkc^hr  —  auf  sei- 
ner dritten  und  letzten  Stufe  durch  ein  Papiergehl 
vermittelt  wird,     so   kommt   zu  allen  Tauschver- 


i54)  Nur,  in  wie  fern  dieser  Vertrag  bey  den  Kauf- 
mannswecliseln  oder  den  Tratten  vorkommt,  Avird  er  liirr  iu 
Betraclitunj»  ge/.ogen.  Denn  nur  in  so  fern  ist  er  cm  Er- 
werbungsvertraj^.  In  wie  fern  er  bey  den  eigenen  Wecli- 
sebi  oder  als  Wechselklausel  vorkommt,  ist  er  allein  ein  Zu- 
slclierungsvertrag,  —  Uebrigens  geliört  die  iMläuternng  der 
liier  gegebenen  Definition  in  die  Ilandelsleiuc.  Vgl.  'Ihc 
Clements  of  the  sciense  of  moncy  Bf.  Z.  /V.  Sni'uL    London 

i55)  Bfiscli  betrachtet  den  Wechselvcrfrng  als  rn.en 
Kaufvertrag  und  die  baare  Be/.alilnng  der  \ainla  . K  clc.i 
Grund  der  Strenge  des  Wecl.selrecl.l«.  V;;!.  Dessen  llana. 
Inngs- Bibliothek  Bd.  I.  S.  ßj;.  und  rbend.  /usät.c  xur  Dar- 
stellung der  Handh  in  ihren  mannigfaltigen  (^eschaflrn.  1  h. 
11.  S.  io4.  Die  Ansicht  dieses  SchriftstelhTS  von  dem  We- 
sen des  Wechselvertrags  Ist  von  der  im  lexfe  aufgcstel  tc.i 
Mevnung  mehr  den  Worten  als  der  Sache  nach  versch.cdrn. 
Dagegen  beruht  dio  Strenge  des  Wechselrechfs  n.cht  auf  der 
Bezahlung  der  Valuta,  sondern  auf  dem  Interesse  .Irr  Mun.l- 
hing.  Der  Wechsel  vertrag  ist  in  so  fern  ein  /usichcrungs- 
vertrag.     Runde's  Deutsches  Privatrecht  C.  23 1. 
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trägen,  so  wenig  sie  auch  im  übrigen  ihr  Wesen 
und  ihre  Formen  wechseln,  schon  von  Rechts- 
wegen ein  Sicherungsvertrag  hinzu.  Denn 
der,  welcher  irgend  eine  Waare  gegen  Papier- 
geld vertauscht,  erhält  nicht  kraft  der  Naturbe- 
schafFenheit  des  eingetauschten  Gegenstandes,  son-. 
dern  nur  in  so  fern  eine  Gegenleistung,  als  die 
Bürgschaft  gut  ist,  auf  welcher  der  Taiisch- 
werth  des  Papiergeldes  beruht.  Und  so  weit  er- 
streckt sich  diese  Bürgschaft,  dafs  der  Bürge  (sey 
es  der  Staat,  oder  eine  Bank,  oder  ein  einzelne!" 
Mensch),  für  die  Gegenleistung  schlechthin  als 
Selbstschuldner  haftet,  dafs  er  den  Hauptschuld- 
ner schlechthin  von  der  Verbindlichkeit  befreyt. 
So  wie  daher,  und  in  wie  fern  der  Waaren ver- 
kehr durch  irgend  ein  Geld  vermittelt  wird,  die 
Tausch  vertrage  nur  noch  in  Beziehung  auf  die 
eine  Leistung  verschieden  sind,  so  sind  sie,  wenn 
das  Tauschmittel  ein  Papiergeld  ist,  nur  noch  in 
Begehung  auf  die  eine  Parthey,  verschieden.  An 
die  Stelle  der  andern  Parjthey  tritt  dann  bey  allen 
diesen  Verträgen  der  Bürge  des  Papiergeldes*  (Die 
Folgen,  welche  diese  Rechtswandlung  hat  oder 
haben  kann,  gehören  in  die  Lehre  von  der  Na- 
tional- und  der  Staatswirthschaft.) 

Das  Papiergeld  kann  eben  so,  wie  das  Me- 
tallgeld, der  Gegenstand  eines  Tausch  Vertrages 
in  der  engsten  Bedeutung  seyn,  sey  es,  dafs  es 
gegen  Papier-  oder  dafs  es  gegen  Metallgeld  ver- 
tauscht wird.     Ein  Geschäft  dieser  Art  ist  der  Ein- 


205 

kauf  von  Renteiiscliclnen  ''%  Man  hat  dieses 
Geschäft  in  so  fern,  als  es  dicLicfenm-  derScIieino 
vertagt  und  in  der  That  nur  den  Gewinn,  der 
von  dem  Steigen  oder  Fallen  des  Markl|)reiscs  der 
Scheine  gezogen  werden  kann,  zum  Gegenstände 
hat,  widerrechtlich  finden  wollen.  Der  (irund  des 
Zweifels  dürfte  der  seyn,  dafs  mjui  in  diesem  Ge- 
schäfte eben  sowohl  einen  Tausch verlraif,  wenn 
auch  einen  solchen,  bey  welchem  die  Gleichheit 
der  Leistungen  von  einem  Glücksfalle  abhiingt  '^'}, 
als  eine  Wette  erblicken  kann  ^^^). 


ZWEYTER     ABSCMNITT. 

f^0  7i     den     einseitigen     E  rw  er  b  n  n  g  .wc  r  t  r  ä^  c  n. 


I.     P^07i  den  wesentlich  unbedingten  e.  IJ\ 
Die  Verträge  dieser  Art  sind  von  Ilechlsw(^gen 
nicht   verpflichtend.       Wenn  ein   solcher  \  ertrag 


i56)  Rentenscheln —  verbriefte  Scimiden,  wciclie  Her 
Gläubiger  niclit  aiifkiincligen  kann  —  sind  <»in    Papier^elif. 

\hj)  /.  6'.  D,  de  contra/i,  emt,  vend.  /.  / /.  in ßn,  /.  /«. 
Z).  de  acf,  emt  vend, 

i58)  Es  ist  die  Reclitmäfsigkeit  ,  tlie  Sillliclikrit  und 
der  politische  Werth  dieses  Vertrages  neuerlich  (der  Vor- 
zeit war  diests  Geschäf':  unbekannt),  in  Deutschhuid  sehr 
lebhaft  erörtert  worden.  Vgl  /.  H.  iWc  Siock  -  Jotj/^rrrj-  und 
der  Handel  mit  Staatspapieren.  München  1820  8.  Heleuth- 
tung  dieser  Schrift  Wien  1820.  8.  Antwort  auf  die^elhr 
Schrift  Von  Fdl.  v.  Wagner.  Wien  i8'^.o.  8.  KrgaiiA. 
Blätter  der  T.  L.  Z.  i823.  St.  ?.3.  Verhandbingen  des  Ibirr- 
sdien  Landtages  v.  I.  i825.  S.  aucli  Trcatisc  on  t/u-  taw  rela- 
tu'c  to  Stock' Jobbing,  B)\  Barn.   Lond,    48oJ.  S. 
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unerfüllt  bleibt,    so  erleidet  zwar  der  Gläubiger  | 
allerdings   einen  Verlust.      Aber   er   verliebrt  nur 
die  versprocbene  Leistung;   sein  übriges  Vermö- 
gen bleibt  unoescbmälert. 

Der  erste  Vertrag  dieser  Art  ist 
die  Schenkung, 
ein  Vertrag,  mittelst  dessen  das  Eigentbum  einer 
Sache  unentgeltlich  auf  einen  Andern  übertragen 
Avird.  Von  Rechtswegen  also  können  Schenkun- 
gen nicht  eingeklagt,  sondern  nur,  wenn  sie  voll- 
zoo^en  worden  sind,  nicht  widerrufen  werden.  Nur 
von  den  Schenkungen,  welche  dem  Geschenk- 
nehmer in  Beziehung  auf  eine  von  ihm  abzuschlie- 
fsende  Ehe  gemacht  werden,  läfstsich,  wenn  die 
Ehe  abgeschlossen  wird,  das  Gegentheil  behaup- 
ten  '''). 

Zwar  kann  man  für  die  Gesetzgebungen,  wel- 
che die  Schenkungen  überhaupt  und  als  Verträge 
für  rechtlich  verpflfchtend  erklären  *^^),  anführen, 
dafs  in  vielen  und  wohl  in  den  meisten  Fällen 
der  Geber  nur  einer  Pflicht  der  belohnenden  Ge- 
rechtigkeit Genüge  leiste,  dafs  man  also  jene  Ge- 
setzf^ebun^en  nach  den  Grundsätzen  des  Beloh- 
uungsrechts  vertheidigen  könne.     Jedoch  läfst  sich 


469)  Dalier  stellt  z,  B.  das  Französische  Reclit  fiir 
illese  Art  von  Sclienkungeu  besondere  F».egelii  auf.  C. 
civ:  Art.    loSi   (T*. 

160)  Erst  das  neuere  Tlömlselie  Recht  erklärte  den 
Schenkuiigsvertriig,  als  solchen,  fiir  verpillchtend  /.  34. 
35,  C,  de  (lonat.  Das  Französisclie  Recht  sagt  :  Donner  et 
1  etcnir  ne  vaut. 
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gegen  diese  Vcrtlieldiounncinwciulcn,  dafs,  scllisl 
wenn  eine  jede  Schenkung  eine  IJelolnunig  wäre, 
dennoch  der  Maalsstah  für  das  Nerhältnili  zwi- 
schen Verdienst  und  Belohnung  allein  der  gulc 
^Ville  des  Gebers  ist.  Uebrigens  l)esläligeu  es 
auch  die  Gesetzgebungen  dieser  Art,  dafs  der 
Schenkungsvertrag  eines  wesenlliclien  Verpfh'ch- 
lungsgrundes  ermangele;  so  eigrnlbündich  sind 
die  Bedingungen  ,  von  welchen  sie  die  verbindende 
kraft  dieses  \  ertragcs  abhängig   machen   "'*j. 

Der  zweyte  Mcsenthch  unbedingte  einseitige 
Erwerbungsvertrag  ist 

der  Glücks  vertrag  in  der  engeren  Bedeu- 
tung,   oder  das  Spiel   und  die  Wette. 

In  der  weiteren  Bedeutung  ist  ein  jeder  \  er- 
trag, bey  welchem  Gewinn  und  ^'erlust  schlecht- 
hin oder  in  einem  i^^cuissen  Grade  vom  Glücke, 
d.  h.  von  einer  Begebenheit  abiiängt,  welche  sich 
nicht  in  voraus  mit  Gewifsheit  berechnen  läfsr, — 
ein  Glücks vertraof.  Jedoch  ist  z.  B.  ein  Tausch- 
vertrag  darum  nicht  weniger  ein  Tauschvertrag, 
weil  er  ein  Glücksvertrag  ist.  Wer  einen  Fisch- 
zug kauft,  ehe  das  ScU  ausgeworfen  wird,  er- 
wartet eine  Gegenleistung;  er  l>erechnet  den  Kai.f- 
preifs  nach  der  wahrscheinlichen  Ausbeule  des 
Zuges. 


16  O    /.   S.    yo.     C.    de   rcvocandis   donatt.  I     '       >^^  de 
J  e  judic. 
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In  der  engem  Bedeutung  aber  (und  in  der 
Bedeutung,  welche  hier  allein  in  Betrachtung 
kommt,)  ist  nur  der  Vertrag  ein  Glücksvertrag, 
dessen  Verpflichtungsgrund  ein  Glücksfall 
ist,  also  nur  der  Vertrag,  durchweichen  sich  die 
Partheyen  wechselseitig  verpflichten,  dafs  derje- 
nige Theil,  gegen  welchen  ein  unter  ihnen  obwal- 
tender oder  zu  führender  Streit  über  eine  an  sich 
oder  beziehungsweise  ungewisse  Thatsache  ent- 
schieden werden  wird,  dem  andern  eine  Schen- 
kung: machen  soll.  Gilt  der  Streit  einer  Verschie- 
denheit  der  Meinungen,  so  wird  dieser  Vertrag 
eine  Wette  genannt.  Wird  über  die  Möglichkeit 
gestritten,  nach  einer  unter  den  Partheyen  ver- 
abredeten Regel  von  zwey  einander  aufhebenden 
Wirkungen  die  eine  oder  die  andere  hervorzubrin- 
gen,   so  fuhrt  er  den  Nahmen  eines  Spiels. 

Glücksverträge  in  dieser  engeren  Bedeutung 
sind  als  Verträge  rechtlich  nicht  verpflichtend. 
Denn  sie  sind,  wenn  auch  ihrer  Form  nach  wech- 
selseitige Verträge,  dennoch  in  ihrem  Ausgange 
Schenkungen.  Man  kann  sie  nicht  einmal,  wie 
andere  Schenkungen,  als  Beweise  der  Erkenntlich- 
keit vertheidigen.  Es  können  daher  Spiel-  und 
Wettschulden  nicht  eingeklagt,  sondern  nur,  wenn 
sie  bezahlt  worden  sind,  vertheidimin^sweise  ael- 
tend  gemacht  werden. 

Wem)  einige  urkundliche  Gesetzgebungen  '^-) 

««■2)   /.  .'^.  J.  D.  de  aleat.  C.  N.  Art.  4()66. 
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die  Spiele,  welche  den  Körper  {reschmcidigcr  odrr 
kriiitioer  maclieu,  vou  dieser  Ref;el  ausnehiucn,  mi 
scheinen  sie  das  Interesse  der  Landcsverlheidiffuii- 
auf  Kosten  der  bürgerlichen  Freyhcit  zu  beforderiiu 

IL   ro7i  den  wesentlich   bedingten  EF. 

Die  Verträge  dieser  Art  sind:  der  bevoll- 
mächtig'ungsvertrag,  durch  Avelchcn  sich  die 
eine  Parthey  verpflichtet,  ein  Geschäft  der  andern 
unentgehhch  zu  besorgen,  und  die  Sc  henk  leihe, 
durch  welche  sich  die  eine  Parthey  vcr])(IIchlet,  der 
andern  eine  Sache  zum  Gebrauche  unentgehlich  7.11 
überlassen  ^^^).  Unter  dem  erstercn  Vertrage  ist 
auch  der Niederlegungsver trag  ^^''^)  begriflen.  Wer 
sich  zurunentgelilichen  Aufbewahrung  der  Sache  ei- 
nes Andern  verpflichtet,  übernimmt  eine\'olhnaclu. 

Es  unterscheiden  sich  diese  Verträge,  als  ein- 
seitige Erwerbungsverträge,  von  der  Schenkung 
dadurch,  dafs  sie  ihrer  Natur  nach  d(M^  Piirlhe\, 
welche  die  Erwerbung  macht,  die  V(*iblndliclikeil 
auferlegen,  die  andere  Parthey  7.  b.  wegen  der  ge- 
machten Auslagen  zu  entschädigen —  der  Grund, 
Avarum  sie  in  der  Ueberschrift  wesentlich  be- 
dingte EV.  genannt  worden  sind. 

Es  sind  diese  Verträge  verpflichtend,  \sril  Ak^x  , 
Avelchem    die    Leistung    versj)rochrn  uordrn  isi , 

4  63)  Commodatum,  prccarumi.  Jedocli  hv\iV 
ilie  Ueberi^abe  der  Sacl.c  voraus ;  bcvde  bezogen  sich  an  i 
verbrauclibarc  Saclien. 

i64)   Das  pactum  de  drponrndn  mul  «Lis   drpoutum. 

Zachariä  Be^ieTiingslthre.  i  -* 
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hätte  er  dieses  Versprechen  nicht  erhalten,  für  die 
Führuno'  seiner  Geschäfte  oder  beziehungsweise  für 
die  HerbeyschafFung  der  Sache,  deren  er  bedurfte, 
auf  eine  andere  Weise  gesorgt  haben  würde  ^^^). 

Da  jedoch  dieser  VerpflichtungsgTund  nicht  so 
standhaft  oder  nicht  so  allgemeingehend  ist,  als 
der,  auf  welchem  die  verbindende  Kraft  der  Tausch- 
verträge beruht,  so  haben  die  Gesetze  billig  die 
Aufkündigung  der  Vollmacht  und  die  der  Schenk- 
leihe  zu  gestatten,  vorausgesetzt,  dafs  die  Aufkün- 
digung nicht  Zur  Unzeit  geschieht.  Ist  eine  Sache 
auf  eine  bestimmte  Zelt  oder  zu  einem  bestimmten 
*  Gebrauche  schenkweise  verliehen  worden,  so  kann 
man  annehmen,  dafs  allemal  die  Aufkündigung  zur 
Unzeit  geschehe  ^^^). 

Unter  welchem  Vertrage  ist  das  Dar  lehn  be- 
griffen ,  d.  i.  der  Vertrag,  vermöge  dessen  die  eine 
Parthey  der  andern  eine  Summe  Geld  unter  der  Be- 
dingung auszahlt 5  dafs  der  Empfänger  dereinst  die- 
selbe Summe  (nicht  aber  dieselben  Stücke)  zurück- 
zahlen soll?  Ist  das  Darlehn  ein  Bestan dsvertrag 
oder  eine  Schenkleihe  ?  mit  andern  Worten :  Kön- 
nen und  sollen  die  Gesetze  verordnen,  dafs  schon 
von  Rechtswegen,  oder  dafs  nur  kraft  einer  beson- 
deren Uebereinkunft  Zinsen  von  einem  Darlehne 
zu  entrichten  sind?     Die  Beantwortung  dieser  Frage 


16 5)  /.    ^7.  §.  3,  D,  cömmod.  n)eL  contra.     (Ein  tref- 
fllclies  Bniclistück  aus  der  Reclitsplulosopliie  der  Römer!) 

166)  Daher  der  Ünterscliied  zwischen  dem  commodato 
und   dem  prccario^ 


2iL 

ist  aus  dem  rechtlichen  Wesen  der  Darlehnszinscn 
zu  schöpfen. 

Der  Darleiher  kann  sich  hillig  Zinsen  hcdingen, 
theils,  weil  er  den  Gewinn ,  den  er  seihst  mit  dem 
Gelde  machen  könnte,  dem  Anleiher  zu  machen 
überläfst,  theils,  weil  er  Gefahr  lauft,  den  Geld- 
stamm, den  er  ausleiht,  wegen  der  Zahlungsfähig- 
keit des  Schuldners  zu  verlichren,  oder  weni^rsicns 
mit  der  Rückzahlung  hingehalten  zu  werden.  In 
der  ersteren  Beziehung  sind  die  Darlchnsziiiscn  ih- 
rem Rechtsgrunde  nach  ein  Bestandgeld,  in  der 
letzteren  eine  Versicherungsprämie.  In  der  erste- 
ren Beziehung  hat  das  Geld  * —  wenigstens  in  den 
heutigen  Europäischen  Staaten — einen  Markrprcifs, 
(er  wird  der  landübliche  Zinsfiifs  genannt,)  wel- 
cher, Avenn  auch  nach  den  Wechselfallcn  des  An- 
gebothes  und  des  Begehres  Schwankungen  unter- 
worfen, dennoch  bestimmter  und  bleibender,  als 
bey  andern  Waaren,  ist  ^^').  In  der  letzteren  Be- 
ziehung hingegen  kann  er  überall  nicht  einer  allge- 
meinen und  bleibenden  Regel  unterworfen  wc^rdei). 
Er  steigt  oder  fällt  in  so  fern  billig  mit  der  Grfahr 
des  Gläubigers ,  und  diese  ist  nach  der  \>rschic- 
denheit  der  Fälle  bald  gröfser,  bald  geringer.  Ist 
der  Gläubiger  in  keiner  Rücksicht  gefiihrdrt , 
handelt  er  unrecht,   wenn  er  sich  über  den  land- 


167)   Hieraus    läfst   slcli   leicht    der   Orunil    abnrlimcn, 
warum  hier  nur  von  dem  G  c  1  d  d  a  r  1  c  h  n  c  die  Rede  ist. 

14- 
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üblichen  Zins  noch  eine  Versicherungsprämie  be- 
dingt. 

Hieraus  folgt:  1)  Die  Gesetze  können  und  sol- 
len verordnen,  dafs  das  Darlehn  von  Rechtswegen 
Zinsen  trägt,  also,  dafs  es  von  Rechtswegen  ein 
Tausclivertrag  ist.  Denn  der  Darleiher  hat  von 
Rechtswegen  einen  Anspruch  auf  Verzinsung  ^^^). 
2)  DerMaafstab  für  die  Zinsen,  welche  ein  Dar- 
lehn von  Rechtswegen  tragen  soll,  ist  von  dem 
landüblichen  Zinsfufse  zu  entlehnen  ^^^).  3)  Es  ist  den 
Partheyen  zu  verstatten,  diesen  gesetzlichen  Zins- 
fufs  auch  zu  überschreiten.  4)  Haben  die  Partheyen 
diesen  Zinsfufs  überschritten ,  so  können  die  bedun- 
genen höheren  Zinsen  von  dem  Richter  in  so  fern 
ermäfsiget  werden,  als  sie  mit  der  von  dem  Gläu- 
biger übernommenen  Gefahr  in  keinem  Verhält- 
nisse stehn. 


DRITTER     ABSCHNITT. 

Von     i  e  n      S  i  c  li  e  r  u  n  g  s  v  e  r  t  r  ä  g  e  n. 


Sicherungsvertrage  sind  in  Beziehung  auf  ihren 
Verpflichtungsgrund  von  doppelter  Art. 

4  08)  Anders  dds  Römisclie  Reclit.  Doch  dieses  Reclit 
entliält  in  der  Lehre  von  den  Darlelmszinsen  der  Irrtliiimer 
mehrere.  Vgl.  l,  5^.  §.  i.  C.  de  usuris.  Die  Ursachen  dieser 
Irrtliiimer  verdienten  nocli  eine  genauere  Untersuchung. 

169)  Doch  ist  es  hillig,  die  gesetzlichen  Zinsen  etwas 
hoher,  als  die  landüblichen,  anzusetzen.  Denn  nur  seilen 
ist  der  Gläubiger  überall  nicht  gefährdet. 


IM.^ 


Entweder   wird  die  SlcluMheil  «T" 


o'r> 


cu  ni\i 


wisse  Ver-ülung  (irenen  eine  Prämie)  oder  sie  wird 
unentgeltlich  geleistet. 

Die  Verträge  der  erstem  Art  sind  aus  demsel- 
ben Grande  verpflichtend,  wie  die  Tausclivcrlriige. 
Z.  B.  eine  Gesellschaft,  ])ey  welclu^r  man  für  eine 
Prämie  Gebäude  gegen  Feuersgefahr  oder  iVldcr 
gegen  Hagelschlag  versichert  hat,  ist  in  den  unter 
dem  Vertrage  begrifFenen  Fällen  um  deswillen  /ali- 
lungspflichtig,  weil  sie  für  die  übernommene  Ver- 
bindlichkeit eine  Leistung  erhalten  hat  oder  zu  for- 
dern berechtiget  war.  Der  Versichertc  war  zu  ih- 
rem Vortheile  gebunden;  nach  dem  Grundsal/c 
der  rechtlichen  Gleichheit  ist  auch  die  Gesellschaft 
ihm  vertragsmäfsig  verpflichtet. 

Bey  den  Verträgen  der  letzteren  Art  dürfte  wie- 
derum ein  Unterschied  zu  machen  seyn.  Wer  Si- 
cherheit für  dieErfüllunof  einer  Verbindlichkeit  Ici- 
stet,  welche  ihm  oder  einem  Dritten  obliegl,  wer 
also  für  eine  Schuld  gutsagt,  ist  billig  als  (huch  den 
Vertrat'  fi^ebunden  zu  betrachten.  Denn  wäre  dem 
Gläubiger  diese  Sicherheit  nicht  geleistet  worden, 
so  würde  er  seinem  Schuldner  nicht  getraut  odci' 
andere  Sicherheitsmaafsregeln  gegen  ihn  ergriffen 
haben.  Auf  einem  ähnlichen  VerpfHchluugsgrundo 
beruhten  die  verbindende  Kraft  der  einseitigen  we- 
sentlich bedingten  Erwerbungsverlräge,  Aber  bey 
jenen  Sicherungsverträgen  ist  der  SchUif^  von  dem 
Grunde  auf  die  Folge  noch  büfuligcr.  —  Wer  da- 
gegen dem  Andern  gegen  eiuca  zu  iixil  igen  Scha- 
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den  unentgeltlich  Sicherheit  leistet,  macht  ihm  in 
der  That  eine  Schenkung.  Er  ist^  dem  philo- 
sophischen Rechte  nach,  eben  so  wenig,  wie  ein 
jeder  andere  Gesqhenkgeber,  vertragsweise  ge- 
bunden ^'% 

In  wiefern  die  Sicherungsverträge  gegen  einen 
zufälligen  Verlust  igegct\  Unglücksfälle)  gerichtet 
sind  und  die  Sicherheit  für  eine  Vergütung  geleistet 
wird,  haben  sie  noch  überdiefs  das  rechtliche  In- 
teresse für  sich,  dafs  sie  den  durch  einen  Un- 
glücksfall verursachten  Schaden  unter  Mehrere  ver-^ 
theilen  und  so  nicht  nur  den  Verlust  für  die  Ein- 
zelnen und  für  das  Gemeinwesei:^  weniger  drückend 
machen,  sondern  auch  das  Unglück  selbst  gleich- 
sam der  Rechtsregel  unterwerfen  ^ '  *). 

Eben  30  haben  die  Sicherungsverträge,  welche 
für  die  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  Gewähr  lei- 
sten,  das  rechtliche  Interesse  für  sich,   dafs  sie, 
als    Grundlagen    des  Kredits,     die   Naturgrenzen, 
der  bürgerlichen  f'reyheit  erweitern ,   den  Wohl- 


170)  Besondere  Fälle  jedocli  ausgenommen.  Wer  z.  B. 
ein  Pferd  oder  ein  Haus  mietLet,  kann  allerdings  aucli  den 
Zufall  übernelimen.  (Das  Versprechen  ist  pars  mercedis 
oder  eine  Strafklausel.) 

171)  Alle  diese  Verträge  sind  zugleicli  Glücksverträge. 
Mittelst  ihrer  hängt  die  Lehre  von  der  Berechnung  der  Wahr- 
scheinlichkeiten mit  dem  bürgerlichen  Verkehre  und  mit  dem 
Vertragsrechte  zusammen.  Essai  philosophique  sur  les  pro-^ 
bahilites.  Par  le  conite  de  Laplace,  Ebend.  theorie  ana- 
lytique  des  probalilites,  Esays  ort  political  Arithmetich 
ByPetty. 


L»  1  :> 


slatid  der  Einzelnen  und  den  dcsGomoinwesnib  Im:- 
lÜidern.  So  wie  daher  Gcscbiilie  ;uif  'JVeii  und 
Glauben  erst  mil  dem  niittelbarcn  Tauscbvorkdirr 
mehr  in  Gang  kommen ,  so  macht  auch  erst  der 
mittelbare  Tauscbverkclir  das  IJediirfnirs  dieser  Si- 
cherungsverträge fühll)arer,  den  Gebrauch  dersel- 
ben herrschender,  die  Anwendungen  mannigfal- 
tiger. 

Jedoch  das  Geld  steht  nocli  in  einer  andern  und 
in  einer  noch  wesenthcheren  Beziehung  auf  dir  Si- 
chernngsverträge.  Ein  Verhist,  entstehe  er  aus 
einem  Zufalle  oder  aus  der  NichterfülKmg  einer  Ver- 
bindlichkeit, kann  unmittelbar  (in  cadcm  spccie) 
nur  in  so  fern  ersetzt  werden ,  als  er  eine  vertret- 
bare Sache  trifft.  Sonst  aber  bedarf  es  eines  Mit- 
telgliedes, welches  den  Verlust  und  den  Ersatz  ein- 
ander gleichstellt.  Und  dieses  Mittelghed  ist  das 
Geld.  Auch  dann  bedarf  es  dieses  iMittelgliedes, 
w  enn  zwar  der  Verlust  eine  vertretbare  Saclie  InÜt , 
die  Sicherheit  aber  mit  einer  Sache  einer  andern 
Art  geleistet  wird. 

Jedoch  gilt  alles  dieses  nur  von  den  objecti\en 
und  nicht  von  den  subjectivcnSiclierungsverlrägen, 
d.i.  nicht  von  den  Sicherungsverträgen,  welche  nicht 
(wie  die  ersteren)  eine  neue  Verbindliclikeit  be- 
gründen, sondern  nur  eine  sclion  beginmdetc  Ver- 
bindhchkeit  in  Beziehung  auf  den  Schuldner  ver- 
stärken. /  Zu  den  subjectiven  Sicherungsverlriigcn 
gehört  l)dieevdlichel5eslärkung  eines  Vertrages, 
als  ein  Mittel,^  den  Srhuldner  durch  Gollcsfurclif 
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oder  durch  Furcht  vor  Gott  zur  Erfüllung  des  Ver- 
trages zu  bestimmen.  Von  Rechtswegen  ist  das 
eydliche  Versprechen  nicht  mehr  und  nicht  weni- 
ger bindend,  als  das  nicht  eydliche  ^'-).  Wenn 
das  Recht  der  katholischen  Kirche  dem  eydlichen 
Versprechen  eine  besondere  Rechtskraft  beylegt  ^^^), 
so  läfst  es  sich  nicht  blofs  nach  der  Glaubenslehre 
dieser  Kirche,  sondern  auch  nach  den  Zeitumstän- 
den seiner  Entstehung  vollkommen  rechtfertigen. 
Die  Gerichtsbarkeit  der  Kirche  war  in  dem  Mittel- 
alter für  die  Europäische  Menschheit  eine  Wohlthat. 
Auf  die  Vollziehung  eines  eydlich  bestärkten  Ver- 
traaes  aber  konnte  man  vor  den  Gerichten  der  Kirche 
klagbar  werden.  —  Zu  den  subjectiven  Sicherungs- 
verträgen gehören  2)  die  Verträge,  durch  'Welche 
die  anderweit  begründete  VerbindHchkeit  des 
Schuldners  in  Reziehung  auf  die  Art,  wie  sie  (un- 
mittelbar oder  mittelbar)  in  Vollziehung  gesetzt 
werden  kann,  verstärkt  wird  ^^*).  Verträge  die- 
ser Art  sind  widerrechtlich,  sey  es,  dafs  sie  den 
Gläubiger  zur  Selbsthülfe  ermächtigen,  oder  ihm 
(\ie  Person  des  säumigen  Schuldners,  dessen 
Ehre  ^^'')  oder  persönliche  Freyheit,  anzugreifen 
verstatten.     So  läfst  sich  z.  B.  der  Wechselvertrag, 


172)   ^.  7.  §,  ^6.  D,  de  pacfis.  Noi^,  82,  c.  4  4. 

iyS)  c»  ^8.  X  c.  5.  de  jurej.  in  6to, 

174)  Strafklaasehi  gehären  zu  den  objectlven  Sicher 
lungsverträoeq. 

:  175)  Das    Schelmensclielten    des    altdeulsclieii    Reclits. 
Hundc-s  D.  Privalrecht  §.   223. 
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.ds  cm  S.clKn-.,npvortr.o  ,  ,.,,  „,,,,  ,,^.„  g,,„,,^..^, 
.en  des  JNothrcch.s,  <l.  h.  nur  aus  .IcnCnanlc.  .cr- 
Ihe.d.gcn,  weil  es  kein  an.lcres,  oder  ,I<k|,  L-In 
uirksaincres  Mittel  giebt,  den  Kredit  derKaulleu.c 
vvelchcr  seiner  Natur  naeh  blols  persönlich  sc-vu' 
kann ,  aufrecht  zu  erhalten, 

DieSicherungsvertnige,  durch  welche  für  die 
Erfüllung-  einer  Verhindliehkeit  Cewiihr  geleistet 
und,  siudNehenverträge.  {Pacta  acccssoria.) 
Sie  sind  also  nur  in  so  fern  und  nur  so  lan^e  ver- 
pflichtend, als  der  Hauptvertrag  verpflichtend  ist. 
Können  sie  aber  auch  nur  iu  so  lern  geltend  Ge- 
macht werden,  als  nicht  die  Hauptverbindliclikeit 
geltend  gemacht,  d.  h.  in  Yoll/Jehung  gesetzt  «er- 
den kann?  hat  also  der  Bürge,  hat  der  dritte  Be- 


itzer  eines  Unterpfandes  die  Einrede  der  VorklageJ 
La  sich  ist  diese  Frage  nicht  eine  Rechtsfrage,  son- 


st 
An 


dern  sie  beti-ifft  eine  Thatsache.  Doch  werden  die 
Gesetze  billig  die  dem  Gläubiger  günstigere  Ver- 
inuthung  aufstellen.  Das  verlangt  das  hilercssc 
des  Kredits  ^'% 


VIERTER     ABSGILMTT. 

Fon     (Ich     Ge  s  cI  Is  c  ha  f  ts\- er  tr  ii"en. 


Wenn   sich  zwey  oder  tnehrerc  Mensclien  mit 
cmander     vereinigen ,      einen     geineiusciiaftliciien 

1-6)  S.  jcdocli  C'.  <;iv.  Art.  ■>.\}}.Z. 
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Zweck  gemeinschaftlich  zu  fordern ,  so  besteht  un- 
ter ihnen  eine  Gesellschaft.  ^ 

Eine  Gesellschaft  ist  nur  ihrer  äufseren  Form, 
nicht  aber  ihrem  rechtlichen  Wesen  nach  ein  Ver- 
trat:. An  sich  ist  sie  ein  blofs  thatsächliches  Ver- 
hältnifs.  Denn  da  die  Gesellschaft  für  einen  ge- 
meinsamen Zweck  eingegangen  wird,  da  mithin 
die  Fortdauer  der  Gesellschaft  durch  die  Gemein- 
samkeit des  Gesellschaftszwecks  bedingt,  d.  i.  in 
das  Ermessen  eines  ieden  einzelnen  Gesellschafts- ! 
gliedes  gestellt  ist,  so  kann  die  Gesellschaft  ihrem 
Wesen  nach  überall  nicht  als  ein  Vertrag,  d.  h. 
nicht  als  eine  die  Parthey en  bindende  üeberein-^. 
kunft  betrachtet  werden. 

Daher  kann  auch  die  Einlage  in  eine  Gesell- 
schaft in  Leistungen  bestehn,  zu  welchen  man  sich 
Vertrags  weise  überall  nicht  verpflichten  kann. 
Man  kann  sich  z.B.  nicht  vertragsweise  verpflichten, 
sein  Leben  oder  seine  Gesundheit  für  den  Andern 
zu  wagen  ^^^);  aber  eine  Gesellschaft,  durch  welche 
sich  Zweye  oder  Mehrere  verbinden ,  einen  wider-» 
rechtlich  -  gewaltsamen  Angriff,  (z.  B,  den  einer  Räu- 
berbande,) mit  Gewalt  ^p^zuwehren ,  ist  rechtlich 
erlaubt.  Man  kann  nicht  über  sein  gesammtes  der- 
maliges  und  zukünftiges  Vermögen  eine  Verfügung 
\mter  den  Lebendigen  treffen,  wqhl  aber  dasselbe 
in  eine  Gesellschaft  eiqlegen. 


«77)   /.  yJ.  D,  ad  L  jiquil  ^ü  Nemo  dominus  memhrorum 
suoruni  videtur,  » 


I 
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Jedoch,  so  lange  die  Go5cllscliafl  hcslihl,  i^^i 
allerdings  kraft  des  llochlsgrundcs,  auf  weltlieni 
die  verbindende  Kraft  der  Tauschverträge  ühLT- 
liaupt  beruht,  ein  jeder  einzelne  Gesellschafter 
verpflichtet,  den  Vortheil  der  übrigen  gleich  als 
den  eignen  zu  befördern.  Auch  ist  es  kraft  dessel- 
ben Rechtsgrundcs  widcrrcclillicli,  die  Gesell- 
schaft 7Air  Unzeit  aufzukündigen,  d.  li.  diircli  die 
Aufkündigung  die  übrigen  Gesellschafter  in  einen 
Verlust  zu  versetzen.  Mit  besonderer  Strenge  ist 
dieser  Satz  billig  auf  diejenigen  Gesellscliaüen  an- 
zuwenden, welche  auf  eine  bestimmte  Zeil  oder 
für  ein   bestimmtes  Geschäft   abgeschlossen  wer- 


den ''% 


ZWEYTER     THEIL. 

f^on  dem  Rechte ,  in  mefern  es  die  Schranken ,  ivi  1^ 
che  die  Natur  der  Freyheit  gesetzt  hat  y  aufhebt. 


ERSTER     ABSCHNITT. 

Von  dem  Rechte,     in   wie  fern  es  die    ohjecüven  Schran- 
ken  der    natürlichen   Freiheit  aufhelft; 
oder 


'von    dem   Vermögen. 


Von  Natur  ist  ein  jedes  Gut  ein  einzelner  fl'ir 
sich  bestimmter  Gegenstand.  Aber  durch  die 
RechtSidee  des  A'ermögens  werden   allr  (tiilfM'. 


178)  Vgl.  C.  4.   /.  de  sociclatc.  L  /.;.  D.pro  Joe  C 

cii\  Ah.  1860  iT. 
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die  einer  Person  gehören,  als  vereiniget  zu  einem 
Ganzen,  alle  als  einander  gleichartig  dargestellt. 
Denn  das  Vermögen  ist  die  Einheit  aller  der  Güter, 
die  einer  Person  gehören. 

Es  geht  diese  Idee  unmittelhar  aus  der  Identi- 
tät des  praktischen  SelbstbeAvufstseyns  des  Men- 
schen hervor  ^^^).  Wie  und  Avenn  auch  die  einzel- 
nen Güter  dem  Willen  des  Menschen  unterAvorfen 
worden  seyn  mögen,  sie  sind  das  Eigen ih um  des- 
selben Willens,  derselben  Person.  Wie  sie  auch 
als  einzelne  Gegenstände  beschaffen  seyn  mögen, 
in  Beziehung  auf  den  Willen,  unter  dessen  Herr- 
schaft sie  stehn,  sind  sie  von  derselben  Art,  sind 
sie  nur  Güter  überhaupt,  nur  Gegenstände,  durch 
welche  der  Mensch  etwas  vermag.  Alle  Güter 
also,  die  einer  Person  gehören,  bilden  zusammen 
ein  Ganzes,  (eine  Gesammtheit,  eine  universitas 
juris j}  und  zwar  ein  Ganzes,  dessen  ßestandtheile 
gleichartig  sind*  —  Hieraus  folgt : 

1)  Eine  jede  Person  hat  ein  Vermögen;  sie 
hat  wenigstens  angebohrne  Güter.  -^-  Nur  eine 
Person  kann  ein  Vermögen  haben  *^^);  denn  das 
Vermögen  ist  die  Persönlichkeit  desMenschen  selbst 
in  ihrer  Beziehung  auf  die  Güter ,  die  dem  Menschen 
gehören.  —  Eine  und  dieselbe  Person  kann  nur 
ein  einziges  Vermögen  besitzen.      Daher  kann 


479)  Der  Staat  hat  ein  Vermögen  kraft  der  Idee  der 
Ewigkeit  dos  Staates. 

i8ö)  Dalier  hatten  die  Skl'aven  der  Römer  keiu  patrimo- 
nium,   sondern  nur  ein  pecuUum,     S.  auch  g.  2  5.  /.  dclegatis. 
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in  der  Einherrschaft  nicht  schon  vonllcclilswegcn  rin 
Unterschied  zwischen  dem  V  ennögcMi  des  iMirsten 
und  dem  Staatsvermögen  gemacht  werden;  daher 
hesitzt  der,  auf  av eichen  das  Vermöncn  eines  An- 
dern, z.  B.  kraft  des  Erbrechts,  iibergeht,  von 
Rechtswegen  dennoch  nach  w  ie  vor  nur  ein  einzi- 
ges Vermögen,  wenn  auch  die  urkundlichen  Ge- 
setze in  dem  einen  und  in  d(un  andern  Falle  >ün 
dem  strengen  Rechte  abweiclien  können.  —  Eben 
so  wenig  kann  ein  und  derselJ)e  Gegenstand  in  der- 
selben Beziehung  zu  dem  Vermögen  mehrerer  Per- 
sonen zugleich  gehören. 

2)  Zu  dem  Vermögen  einer  Person  gehört  Al- 
les, was  einePerson  besitzt  oder  erwirbt  '^').  Also 
auch  die  angebohrnen  Güter  sind  BesliHullheile  des 
Vermögens.  Wie  könnte  auch  sonst  weisen  der 
Verletzung  dieser  Güter  Schadenersatz  gefordert 
werden  ^^^)?  Eben  so  begreift  das  Verm(')gen  und 
zwar  von  Rechtswegen ,  auch  das,  Mas  die  Person 
dereinst  noch  erAvcrben  kann  und  wird.  Denn 
in  Beziehuno-  auf  die  Persönlichkeit  (für  die  Iden- 
titat  des  praktischen  Selbslbewulslseyns)  giebl  es 
keinen  Unterschied  zwischen  Gegenwart  und  Zu- 
kunft.     Wenn  z.  B.  ein  Schuldner  sein  Venuögcu 


181)  Die  Idee  des  Vcrmöp^ens  ist  dir  Idee  drs  AUolulon. 
diese  auf  die  Güter  einer  hesliuiiriicii   I^crson    hc/o^cu. 

1S2)  Die  Vorschrift  des  lU'imisclirii  lU'clils,  (§.  /.  /• 
rie  perp,  et  fcmp.  acU.')  (Infs  die  actjo  injttr.  aestimalvrin 
niclit  auf  die  Erben  drs  I^leldl-len  loil-clieu  -"'' .  1'""^' 
nicht  ULif  einem  genügenden  lleclitsgriind'\ 
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den  Gläubigern  abtritt,  so  hat  er  ihnen ,  und  zwar 
von  Rechtswegen ,    zugleich  alles  das  abgetreten , 
was  er  in  Zukunft  erwerben  wird.     Wenn  eine  Per- 
son ihr  gesammtes  dermaliges  Vermögen  oder  einen 
sovi eisten  Theil  dieses  Vermögens  verschenkt,    so 
ist  der  Empfänger  dennoch  nicht  als  ein  Rechts- 
nachfolger in  das  Vermögen  des  Gebers,    son- 
dern nur  als  ein  Rechtsnachfolger  in  die  einzelnen 
Güter,  welche  der  Geber  zur  Zeit  der  Schenkung 
besitzt,  zu  betrachten  ^^^).  —  Jedoch  hat  der  auf- 
gestellte Hauptsatz  nicht  den  Sinn,  als  ob  alle  und 
jede  Güter,    welche   einer  Person   gehören,    mit 
dem  Vermögen  auf  den  Rechtsnachfolger  der  Per- 
son (auf  den  Erben)  übergehn  müfsten.      Denn 
gewisse  Güter,  (die  angebohrnen,)  sind  ihrer  Na- 
tur nach  an  das  Individuum  gebunden;    andere, 
(die  Rechte  der  Ehegatten  und  der  Eltern,)    sind 
durch  eine  dem  Eigenthümer  für  seine  Person  ob- 
liegende Verbindlichkeit   bedingt;     wieder  andere 
sind  durch  ihren  urkundlichen  Rechtsgrund  auf  die 
Person  beschränkt.     Die   Rechte   Deutschen   Ur- 
sprungs vermehren  diese  Ausnahmen  noch  mit  an- 
dern;   sie  sondern   z.  B.  von  dem  Vermögen   die 
Lehne  und  die  Stammgüter.        Das  ist  überhatipt 
eine  Eigenthümlichkeit  dieser  Rechte,  dafs  sie  das 


i83)  Er  ist  nur  ein  successor  singularis ,  niclit  ein  succ. 
iijiü'ersalis.  Vgl.  Traite  sur  la  question  de  sa{>oir  si,  et  eii 
qiiel  sens ,  les  dontions  entre-vlfs  de  hiens  presens  fönt 
passer  au  donataire  les  dettes  et  charges  da  donateur,  Par 
HiJ^ard»     Heidelberg  1812.  4- 


bürgerliche  Rocht  mitdciu  Verfassunnsrc(  luc,  souic 
mit  örtlichen  Verhältnissen  auf  das  gcnaursic  vrr- 
wehen. 

3)  Das  Vermögen  ist  überall  nicht  ein  aufsc- 
rer    Gegenstand,    sondern    nur  eine  Idee,    mid 
zwar  die  Idee  der  Einheit  aller  der  Güter,  die  ciDer 
Person  gehören.     Daher  ist  (0  das  Vermö<^rn  sei- 
nem rechtlichen  Wesen  nach  ein  Ganzes,  eincGe- 
sammtheit.      Es   verliehrt  diese  Eigenschaft  auch 
dann  nicht ,  wenn  es  auf  mehrere  llechtsnachfol'rcr 
der  Person  übergeht  ^^^).       Es  kann  nicht  io  lür 
sich  bestehende  Theile  (nicht  in  partes  quanias , 
sondern  nur  in  sovielste  Theile  (nur  in  partes  quo^ 
tasj)  d.  i.  nur  in  solche  Theile  gethcilt  werden,  de- 
ren Gröfse  im  Verhältnisse  zum  Ganzen  bcstimnil 
ist.     Daher  sind  ^)  alle  Gegcnslände  des  Vermö- 
gens, als  solche,  gegenseitig  vertretbar,  {resfun-' 
gibiles,)      Da  ihnen  jedoch  diese  Eigenschaft  nur 
zufolge   einer  Idee  zukommt,    so  bedarf  es  cine.^ 
Mittelghedes,  durch  Avelches  die  Idee  nnt  der  Wirk- 
lichkeit in  Verbindung  gesetzt,    d.  h.  zur  IJegrün- 
dung  von  Rechten  und  Verbindlichkeiten   tauglirb 
gemacht  wird.    Und  dieses  iMittelglied  ist  das  (ield. 
Das  Geld  ist  das  Gemeinbild  der    Gleiciiarlij>keit 
aller  Güter.     Alle  Gheder  also  sind  in  so  fern,   als 


i84)  Daher  dasyWj  accrcscencli  des  Romisclicn  Rcclits. — 
Beruht  die  Vorschrilt :  Dchita  hereditaria  ipso  jure  dinsn 
sunto  I  auf  dem  strengen  Rechte,  oder  blofs  auf  Gründen  der 


Billigkeit? 
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Sie  zum  Vermögen  einer  Person  gehören,  zu  Geld 
anzuschlagen,  auch  die  angebohrnen,  auch  die 
imveräufserHchen  ^^^);  sie  haben  kraft  der  Idee 
des  Vermögens  eine  doppelte  BeschafFenheit,  ne- 
ben ihrer  Naturbeschaffenheit  noch  eine  rechtliche. 
Auf  dieser  gegenseitigen  Vertretbarkeit  der  Gegen- 
stände des  Vermögens,  als  solcher,  beruht  z.  B. 
die  Lehre  vom  Schadenersatze;  die  actio  de  in 
rem  'verso^^^)j  die  Rechtsregel :  Injudiciisiuiwer- 
salibus  res  succedit  in  locum  pretii  et  pretium  in 
locum  rei. 

Der  Mensch  erwirbt  nicht  durch  irgend  eine 
Thatsache  oder  durch  einen  Inbemiff  von  Thatsa- 
eben  sein  Vermögen,  sondern  alle  die  einzelnen 
Gegenstände,  die  er  besitzt  und  erwirbt,  gehören 
kraft  seiner  Persönlichkeit,  und  mithin  von  Rechts- 
wegen,  zu  seinem  Vermögen, 

Auch  das  Vermögen  eines  Andern  kann  man, 
(dem  strengen  Rechte  nach)  nicht  für  sich,  d.  h. 
nicht  als  einen  von  der  Person  des  Eisrenthümers 
trennbaren  und  getrennten  Gegenstand  erwerben. 
Ein  Vermögen,  das  seinen  Eigenthümer  wechselt, 
xmd  dennoch  nach  wie  vor  ein  Vermögen  bleibt, 
ist  ein  Widerspruch.      Sondern  nur  so  kann  man 


180)  Dalier  bezeiclinet  die  [lateinische  Spraclie  das  Ver- 
mögen und  das  Geld  mit  demselben  Worte  ■— mit  dem  Worte: 
Pecunia. 

48G)  Sie  ist  emQ 'vindicatio  rerum  quatenus  sunt  in  pa- 
trimonio. 
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ein  fremdes  Vermögen,  als  solches,  erwerhen, 
dafs  man  entweder— .wicimStaalcuiulinderKlH — 
die  Person  des  Eigcntluimers  erNvirl)t,  oder  dafs 
man  —  als  Erbe  —  an  die  Stelle  des  Kigeiuliümcrs 
tritt.  Man  kann  daher,  dem  strennren  Rechle  nach, 
die  allgemeinen  Rechtsnachfolger  (die  succcssorcs 
in  patrijnonium ,)  indii  m  solche  cintheilen,  wel- 
che mit  dem  vorigen  Eigenthümer  des  VermiWcns 
als  eine  und  dieselbe  Person  xii  betrachten  sind, 
und  in  solche,  welche  den  vorigen  Eigenthümer 
nur  mit  dem  von  ihm  erworbenen  Vermögen  zu 
vertreten  haben. 

Das  Recht  am  Vermögen  ist  ein  dingliches, 
ist  ein  Eigen thumsrecht  ^^^).  Es  ist  die  llcrrschaft 
des  Menschen  über  dieNatur  überhaupt;  eine  Herr- 
schaft, welche,  weil  dabey  die  NaturbeschalTcnhcit 
der  einzelnen  Gegenstände  verschwindet,  rechtlich 
unbedingt  ist,  wie  die  Machtvollkommenheit  des 
Staatsherrschers  in  der  Idee.  Jedoch ,  unbeschränkt 
wie  sie  ist,  hebt  sie  gleichwohl  nicht  die  Schran- 
ken auf,  welche  dem  Rechte  des  Menschen  an  ein- 
zelnen Gütern,  als  solchen,  gesetzt  sind. 

Das  Recht  am  Vermögen  ist  zwar  ein  unvcr- 
äufserliehes  Recht.  Mit  dem  ^'ermögen  würde 
und   müfste  man  seine  Persönlichkeit  vcräufsern. 


187)  Die  hereditatis  petitio  ist  eine  actio  realis.  (Vßl. 
S-  ^J.  J.  de  actt,  «  Pracjudicialcs  aclioncs  in  rem  esse  fi- 
dentur.  »)  —  Man  kann  an  dem  Vrfmöf^en  eines  Andern  we- 
der eine  Dienstbarkeil,    nocli  ein  Pfandrecht,   crwcrbrn. 

Zachariä  JlciiicvungsUhic.  1  ^ 
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Rechtsverbindlichkeiten  haften  auf  dem  Vermö- 
gen derjenigen  Person,  welcher  sie  obliegen.  Denn 
das  Vermögen  ist  die  Person  selbst,  diese  in  Be- 
ziehung auf  ihre  Herrschaft  über  die  Natur  betrach- 
tet. Dieselbe  Einheit  des  Selbstbewufstseyns ,  wel- 
che die  Güter  des  Menschen  zu  einem  Ganzen  ver- 
bindet, vereiniget  auch  die  Verbindh'chkeiten  des 
Menschen,  und  beyde  zusammen,  (die  Verbind- 
lichkeiten als  Schranken  der  Herrschaft  des  Men- 
schen über  die  Natur,)  zu  einem  Ganzen*  So  wie 
aber  das,  was  einer  Person  gehört,  nur  als  eine 
Habe  überhaupt,  Gegenstand  des  Vermögens 
ist,  so  haften  auch  Rechtsverbindlichkeiten,  nicht 
ihrer  individuellen  Beschaffenheit  nach,  sondern 
nur  als  Schulden  überhaupt,  auf  dem  Ver- 
möfifen  des  Schuldners.  Und  so  wie  die  Güter  zu 
Geld  anzuschlagen  sind,  damit  der  Idee  des  Ver- 
mögens ein  zur  Begründung  von  Rechten  tauglicher 
Gegenstand  entspreche,  so  sind  auch  die  Schulden 
einer  Person ,  in  wie  fern  sie  auf  dem  Vermögen 
haften  und  damit  sie  gegen  das  Vermögen  gellend 
.gemacht  werden  können,  in  Geldschulden  zu 
verwandeln. 

So  geht  aber  zugleich  sowohl  mit  dem  Rechts- 
verhältnisse zwischen  dem  Gläubiger  und  dem 
Schuldner  als  mit  dem  zwischen  den  Gläubigern 
eines  und  desselben  Schuldners  eine  wesentliche 
Veränderung  vor. 

Denn:  1)  An  sich ,  d.  h.  abgesehn  von  der  Idee 
des  Vermögens  würde  es  mehr  als  zweifelhaft  seyn, 
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ob  die  Vertrage  des  bürgcrlichon  Rechts  rine  Ar- 
beit oder   einen  Dienst  zun.    Gcgons.an,lc  hal^-n 
konnten.      Denn   die  Herrschaft  des  Willens  über 
den  Körper  ist  von  Rechtswegen  unhcsch.iinkbar 
und  unveraufserlich  wie  die  Machtvollkonm.cnhcit 
des  Staatsherrschers;    (der  Körper  des  Menschen 
ist,  aus  dem  Standpunkte   des  Rccliis  betrachtet 
das  Organ  des  Willens  oder  der  Wille  selbst;;  und 
die  Gründe,  aus  welchen  die  Verträge  des  bürger- 
bchen  Rechts  verpflichten,    sind  nicht  von  der 
BeschafFenheit,     dafs  sie  eine  Ausnahme  von  der 
Regel  rechtfertigten.     Nun  aber,  d.  h.  miiiolst  der 
Idee  dßs  Vermögens  kann  die  Verbindlichkeit,  et- 
'  was  zu  thun,  in  die  Verbindlichkeit,  etwas  zu  ge- 
ben, aufgelöst  werden. 

2)  An  sich,    d.  h.  abgesehn  von  der  Idee  des 
Vermögens  könnte  selbst  die  Verbindlichkeit,   et- 
was zu  geben,  nur  in  so  fern  durch  einen  unmit- 
telbaren (oder  directen)  Zwang  gehend  gomaeht 
werden,  als  sie  eine  Sache  zum  Gegenstaude  hätte, 
die  in  dem  Besitze  des  Schuldners  wäre.     In  dein 
entgegengesetzten  Falle  könnte  der  Gläubiger  nur 
und  müfste  er  zu  einem  mittelbaren  Zwange  (z.B. 
zu  der  Verhaftung  des  Schuldners,)   seine  Zuflucht 
nehmen.     Nun  aber,  d.  h.  durch  die  Idee  des  \'cr- 
mögens  wird  die  Möglichkeit  bcgrüiidot,   eine  jode 
Verbindlichkeit,  die  in  einem  Geben  besteht,  durch 
einen  directen  Zwang  in  Vollziehung  zu  setzen.    Die 
Schuld  und  die  Güter  des  Schuldners  —  bcydc  sind 
nun  zu  Geld  anzuschlagen. 
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3)  Aber,  so  wie  der  Gläubiger  auf  diese  Weise 
eine  neue  und  bessere  Gewährleistung  für  seine  For- 
derung erhält,  so  ist  es  auf  der  andern  Seite  billig^ 
dafs  er  sich  bey  der  Herbeytreibung^der  Forderung 
auf  diese  Gewährleistung  beschränke;  mit  andern 
Worten,  es  haben  die  Gesetze  den  Schuldner  billig 
zu  ermächtigen ,  durch  die  Abtretung  seines  Vermö- 
gens (/^^/'^^^«^^o/z^m  bonorum)  *^^)  seine  Person  gegen 
die  Verfolgung  der  Gläubiger  zu  sichern,  wenn  an- 
ders nicht,  sey  es  zur  Strafe  für  den  Schuldner  ^^^) 
oder  aus  einem  Grunde  desNothrechts  ^^^)  ein  indi- 
recter  Zwang  fiir  zulässig  zu  erachten  ist.  Zwar  ist 
dem  Kriegsrechte  nach  ein  jedes  Mittel  erlaubt 
(Datur  jus  belli  in  infinitum.)  Aber  auch  dem 
Kriegsrechte  nach  mufs  die  Anwendung  der  Mittel, 
durch  welche  dem  Feinde  geschadet  w^erden  kann, 
durch  die  Noth  gerechtfertiget  werden;  auch  die- 
sem Rechte  nach  verdient  unter  mehreren  Mitteln, 
welche  zum  Zwecke  führen,  das  mildere  den  Vorzug. 

4)  Erst  durch  die  Idee  des  Vermögens  wird  die 
Möglichkeit  begründet,  in  einem  Gante  die  Rechte 
der    Gläubiger    gegenseitig    auszugleichen.      Das 
Vermögen  des  Schuldners  ist  das  gemeinschaftliche  < 
Unterpfand  der  Gläubiger.      Es  ist  das  Vermögen  I 


i88)  Die  Cessio  bonorum  ist  eine ,Mandatum  de  alis- 
nando. 

189)  Also  z,  B.  wer  muthwülig  Schulden  machte,  hat 
dieses  Recht  nicht, 

490)  Haft  gegen  Fremde.     S.  auch  oben  vom  WechseL 
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des  Gcmcinscliuldacrs,  ni  so  foni  die  iJcslaiidilinl,! 
desselben  veräidkcrt  wordtMi  dürfcu,  in  (UM  uiu- 
zusetzen.  Mit  dem  gelüslen  Celde  sind  die  cin/.el- 
nen  Scliuldforderunnen,  als  Cel(lfürderuu<;cn  ,  vcr- 
Imltniisinäfsig-  zu  bezahlen,  jedoch  mit  VurbchaU 
der  den  Pfandgläiiblgern  zusleUenden  ^o  wie  der 
Vorzugsrechte, 

Es  darf  nicht  befremden,  wenn  die  Gcs^Hiv 
nocb  ungebildeter  Völker  die  Person  des  Schuld- 
ners der  Willkühr  der  Gläubiger  mehr  oder  wcui- 
ger  unterwerfen.  Nur  langsam  erhebt  sich  der 
Mensch  von  dem  Besonderen  zum  Allgemeinen, 
von  der  Härte  zur  Milde;  nur  der  Gebrauch  eines 
Geldes  kann  die  Idee  des  Vermögens,  so  >wie  voll- 
ständig  ins  Leben  rufen,  so  anschaulicher  machen. 
Daher  ist  es  bey  ao  vielen  Völkern  Rechtens,  dafs 
der  Schuldner,  der  nicht  Zalilung  leistet,  entweder 
schlechthin  oder  bis  er  die  Schuld  abverdient  hat, 
der  Knecht  des  Gläubigers  wird  ^^^>.  Nach  dem 
altrömischen  Rechte  durfte  ein  Schuldner,  der 
mehreren  Gläubigern  verfallen  war,  von  diesen 
sogar  körperlich  getheilt  werden  '^-).  Doch  an- 
ziehender sind  die  Gesetze,  welche  in  die  Periode 
des  Ueberganges  zum  Bessern  gelunen.  Bey  den 
Jaikischen  Kosaken  war  es  ehemals  Rechtens,  dafs 


191)    Tac.   de  mor.  Germ,  c  2./.  .,,  ,  ,    .    _,« 

.92)  GcUa  Noci.  Atnc.  XX.   ..     FälscM.c  ,  Irgtc  man 

aiose  Vorschrift  der  XII  Tal.ln  In  spiiKin  /.  .tm    !•  -  -•     "" 

licli  aus. 
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der  Gläubiger  seinen  Schuldner  mit  einem  Stricke  — 
jedoch  nm'  am  linken  Arme  — -  einfangen  und  ihn 
so  lange  gefangen  herumfuhren  durfte,  bis  er  sich, 
durch  Almosen  oder  Freunde,  gelöst  hatte  *^^). 
In  China  werden  am  Neujahrsabende  alle  Schulden 
eingetrieben.  Kann  der  Schuldner  nicht  zahlen, 
so  wird  er  gescholten ,  gemifshandelt,  sein  Haus- 
rath  wird  zerstört.  Mit  dem  Eintritte  der  Mitter- 
nacht hört  jedoch  der  Hader  auf;  man  trinkt  ge- 
meinschaftlich auf  das  neue  Jahr  '^*). 

Da  alle  Schulden,  in  so  fern  sie  zu  Geld  ange- 
schlagen werden  können ,  auf  dem  Vermögen  haf- 
ten, da  sie  mithin  mit  dem  Vermögen  zugleich  auf 
den  Erben  übergehn,  so  würde  es  überall  keine 
Sicherheit  desEigenthumes  an  Sachen  geben,  wenn 
nicht  alle  Schuldforderungen,  welche  aus  dem  Ver- 
mögen zu  befriedigen  sind,  verjähr  bar  wären. 
Die  Verjährung  also  —  d.  i.  die  Einrede,  mittelst 
welcher  eine  Klage  aus  dem  Grunde  entkräftet  wer- 
den kann ,  weil  die  Klage  nicht  in  einer  bestimmten 
Frist  angestellt  worden  ist ,  *—  beruht  auf  demsel- 
ben Rechtsgrunde,  wie  die  Ersitzung.  Sowohl 
durch  die  Verjährung  als  durch  die  Ersitzung  wird 
das  Eigenthum  an  Sachen  bestätiget;  aber  durch  die 


193)  Samml.  der  besten  und  neuesten  Reisebesclir.  XII. 
Band  (Berlin  1774.  8.)  S.  ±55. 

194)  V.  Krusenstern  Reise  um  die  Welt.  IT.  Th.  II.  Abtli. 
Berlin  1812.  12.  —  Eben  so  sonderbar  ist  die  Art,  wie 
die  Chinesen  ihre  Schuldner  zur  Zahlung  zwingen.  Ajiat. 
Researches  Fol  IV,  (Lond.  1807,  8.)  p.  329. 


crstcrc  in  Bcziohuno'  auf  einen  mittelbaren,  durcli 
die  letztere  in  Bez.iehung  auf  einen  nnnn'ttelharni 
Anspruch.  Sowohl  die  eine  als  iV\c  andere  sel/l 
schon  ein  Eigenlhum  voraus.  Da  aber  dlt»  \  erjiih- 
rung,  als  eine  für  sieh  bestehende  Kinrede  '^^j, 
nur  gegen  persönliche  Khigen  gerichtet  ist,  und 
da  der  Schuldner  eben  sowohl  schon  von  llec  bis- 
Avegen  Eigenthümer  seines  Vermögens  ist,  als  schon 
von  Rechtswegen  den  Gläubigern  mit  seinem  \  er- 
mögen haftet,  so  ist  zur  Begründung  der  \  crjiib- 
runo'  weiter  nichts,  als  der  ununterbrochene  Ab- 
lauf  der  Verjährungszeit,  erforderlich,  anstatt  dais 
zur  Ersitzungsehon  eine  beziehungsweise  gültige  '***) 
Erwerbung  der  Sache  vorausgesetzt  wird  *'"''). 


igSj  Die  Ersitzung  (usucapio)  liat  jederzeit  aucli  dicEin- 
icde  der  Verjährung  (die  exceptio  pracscriptioni:^)  zur  Koli;»  • 
Aber  in  so  fern  ist  diese  Einrede  nach  diMi  von  der  lüibiltuug 
gehenden  Grundsätzen  zu  beurtlieilcn.  Wenn  die-  urkuod 
iiclien  Gesetze  die  Einrede  der  Verjährurig,  uiicli  ^v^rw  die 
Entwährungsklage,  (gegen  die  rei  vindicatio')  aU  riiic  für 
sich  bestehende  Einrede  zulassen ,  so  diirlun  sie  in  so  fern 
nur  nach  den  Grundsätzendes  Nollireclits  veitlHidl-'t  >wr- 
den  können. 

^96)  Bonaßdes,  justus  iitidus  et  modus  acqmscndu 
197)  Erst  das  spätere  Köraisclir  Ueclil  eikl.iiCo  alk 
Klagen  für  verjälubar.  Die  Idee  des  Vermögens  wurde  crsi 
später  in  dieser  ihrer  Bezlelinng  n  kannt.  —  Nach  dem  Ho- 
mischen  Rechte  ^Verden  in  der  Kegel  alle  Klagen  ni  drrjF.ii; 
Jahren  —  d.  h.  in  einem  Menschcnalicr  —  >cij.iliit. 
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ZWEYTER     ABSCHNITT. 

Von  dem  Rechte f  in  wiefern  es  die  snhjectiven  Schran- 
ken der  natürlichen  Freiheit    aufhebt; 
oder 
*von  dem  Erlrechte. 


Das  Recht  des  Menschen  ist  von  Zeitbedingiin- 
gen  unabhängig.  Denn  kraft  seiner  Willensfrey- 
hcit  hat  der  Mensch  Rechte.  In  Beziehung  auf  diese 
Eiirenschaft  aber  steht  er  nicht  unter  den  Gesetzen 
der  Natur  und  mithin  nicht  unter  den  Gesetzen  des 
Raumes  und  der  Zeit. 

Jedoch,  was  in  der  Zeit  beginnt,  das  endet  in 
der  Zeit.  Sowie  die  einzelnen  Güter,  als  solche, 
der  Herrschaft  des  Willens  in  der  Zeit  (durch  die 
Zeugung  und  Geburt,  durch  die  einzelnen  Hand- 
lungen ,  durch  welche  der  Mensch  äufsere  Gegen- 
stände erwirbt,)  unterworfen  werden,  so  endet 
auch  die  Herrschaft  des  Willens  über  die  angebohr- 
nen  und  erworbenen  Güter,  so  Avie  der  Mensch  aus 
der  Zeit  geht.  Die  Ewigkeit  des  Rechts  wäre 
daher  nur  eine  Idee,  es  würden  aus  dieser  Idee 
überall  keine  rechtlichen  Folgen  abgeleitet  werden 
können,  wenn  dasRecht  keinen  andern  Gegenstand, 
als  die  einzelnen  angebohrnen  oder  erworbenen 
Güter,   hätte. 

Aber  mittelst  der  Idee  des  Vermögens  erhält  die 
Idee  der  Ewigkeit  des  Rechts  einen  Gegenstand, 
wcltheu  sie  auf  die  Erfahrung  anwendbar  und  als 
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eine  Rechtsklec  voU/jVhhar  macht.  So  wie  der 
Mensch  nicht  kraft  irgend  einer  Thalsache  und  niii- 
hin  nicht  von  irgend  einer  hestimmlen  Zeit  an, 
sondern  von  Rechtswegen  Eigen ihüiner  seines  Ver- 
mögens ist,  so  Verhehrt  er  auch  diese  EigenschaCt 
nicht,  wenn  er  aus  der  Zeit  in  die  Ewigkeit  gelii. 
Zwar  kann  er  nach  dem  Tode  sein  Eig(Miihum  am 
Vermögen  nicht  weiter  in  Person  gehend  machen. 
Da  aber  die  Güter,  die  ein  Mensch  während  seines 
Lebens  besafs,  auch  nach  dessen  Tode  auf  seinen 
Willen  zu  beziehn  d.h.  als  das  Vermögen  des  Ver- 
storbenen zu  betrachten  sind,  so  ist  der  Mensch 
berechtiget,  über  sein  Vermögen  auf  den  Todes- 
fall zu  verfugen ,  d.  h.  einem  Andern  —  dem  Er- 
ben—  die  Vollmacht  zu  ertheilen,  die  Rechte  je- 
nes Eigenthumes  jedoch  unter  der  Bedingung  aus- 
zuüben, dafs  er  zugleich  für  die  auf  dem  Vermö- 
gen lastenden  Schulden  hafte.  Und  aus  demsel- 
ben Grunde  und  unter  derselben  Bedingung  ist  der 
eingesetzte  Erbe  berechtiget,  die  Erbschaft  als 
Stellvertreter  des  Erblassers  sich  zuzueignen  ^^*). 

Schon  nach  den  Grundsätzen  des  bürgerlichen 
oder  des  Naturrechts  also  giebt  es  ein  Erbrecht. 


198)  Kant  (In  s.  metaplivsisclicn  Anfantrsprnndcn  drr 
Heclitswiss.)  gründet  die  re(;l»li»clie  Wirksamkeit  rinrr  Krb- 
'  Inset/:ung  darauf,  dafs  der  Erbe,  so  wie  er  /.um  Erben  ein- 
gesetzt worden  ist,  sofort  das  Rcelit  crwIrLt,  die  Krbsrliaft 
entweder  anzutreten  oder  ansznscldagen.  Aber  wie  kniiri  die 
Erbeinsetzung  für  sieb  ein  Recht  erllicilen  ,  da  sir  erst  rnit 
dem  Tode  des  Erblassers  die  Eigenschaft  einer  Kecliishand- 
King  erhült? 
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Allerdings  kann  man  auch  Gründe  anderer  Art  für 
das  Erbrecht  anführen.  Das  Erbrecht  ist  der 
Grund-  und  Schlufsstein  des  Staatsverems ,  der 
bürgerlichen  Gesellschaft.  Für  die  Ewigkeit  des 
Staates,  für  die  Faniihenverbindung,  für  den  Ar- 
beitsfleifs,  für  den  Kredit,  mit  einem  Worte,  für 
ein  jedes  gesellschafthche  Verhähnifs  ist  es  von  ent- 
scheidendem Interesse.  Es  vereiniget  die  Menschen, 
Aveil  es  sie  verewiget.  Aber ,  so  triftig  auch  diese 
Gründe  sind,  wenn  man  ein  Recht  auf  die  Grund- 
sätze der  ausgleichenden  Gerechtigkeit  zurückfüh- 
renkann, so  ist  die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  desto 
genauer  bestimmt. 

Ein  letzter  Wille  ist  seinem  Wesen  nach,  (gleich 
als  eine  Vollmacht,  welche  dem  Erben  ertheilt  wird,) 
widerruflich.  Erb  vertrage  also  sind  widerrecht- 
lich; sein  Vermögen  kann  man  eben  so  wenig,  wie 
seine  Person  veräufsern  ^^^).  —  Letzte  Willenser- 
klärungen sind  billig  an  gewisse  äufsere  Formen  zu 
binden,  damit  der  Erblasser  gegen  Ueberlistung , 
seine  Erklärung  gegen  Verfälschungen  gesichert 
sey  200^^  —  Dem  strengen  Rechte  nach  gehört  zu 
dem  Wesen  eines  letzten  Willens  eine  Erbeinsetzung; 
über  einzelne  Güter  kann  der  Ei^blasser  nur  in  der 


199)  Dafs  sie  den  Wunscli ,  den  Tod  des  Erblassers 
zu  besdileunigen,  erzeugen  können,  ist  ein  Grund  des 
Scliutzredits.   /.  ^y.  Z).  de  V,  O. 

200)  Das  Romlsdie  Reclit  ist  in  der  Bestimmung  dieser 
Formen  zu  streng.  Das  eigenliändige  Testament  des  Fran- 
zösischen Rechts  hat  sich  durch  die  Erfahrung  bewährt. 
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Art  aufden  Todosfiill  vorrünm,  dafs  er  drni  rinj^oscfr- 

tciiEi  ben  den  Befehl  oder  den  Auftrag  (Mtlieilt,'^cwi.H.sc 
Güter  dritten  Personen  abziutrelen.  Denn  dasRerlit, 
eine  Verfügung'  aufden  Todesfall  zu  treflen,  be- 
ruht allein  auf deniEigenthuin  am  ^>rlnögen.-"*) 
Jedoch  können  und  sollen  die  urkundhcluMi  (iesc- 
tze  die  Sti'enge  jenes  Grundsatzes  mildern ;  sie  kön- 
nen und  sollen  billig  dem  Erblasser  verstatten,  ei- 
nen solchen  Befehl  auch  an  den  gesetzlichen  Erben, 
als  an  den  Stellvertreter  des  testamentarischen,  zu 
richten.  -^-) 

Es  glebt  eine  Naturlehre  der  letzten  Willens- 
erklärungen, wie  es  eine  Naturlehre  der  Verträge 
giebt.  Die  verschiedenen  möglichen  Verfügungen, 
die  ein  Erblasser  mittelst  seines  letzten  Willens 
tbeils  über  sein  Vermögen,  theils  über  einzelne 
Güter  treffen  kann,  die  Auslegung  dieser  Verfügun- 
gen, —  gehören  zu  den  Gegenständen  jener  Natur- 
lehre. 

Wenn  ein  Mensch,  ohne  seinen  letzten  Willen 
erklärt  zu  haben,  mit  Tode  ahgeht,  so  hat  billig 
das  Gesetz  ihm  einen  Erben  zu  ernennen,  gleicli- 


201)  Auf  diesem  Grunde  Leiulit  aucli  die  Reclilsregcl : 
Nemo  pro  parte  testatus ,  pro  parte  intestatus  decedere 
potest, 

202)  Aucl»  in  dieser  Be/Jelninp; 'erkannten  die  Römer 
das  Wesen  {\i'v  testafnentaristlien  Krhfolge.  (Die  Codteäli 
waren  erst  spaK  len  Lrsprun-s.)  Docli  stelil  die  Strenge  Acs 
philosoplusciien  Rechts  nur  den  codicilUs  ab  intestato  facti* 
,entgegen. 
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saai  statt  seiner  einen  letzten  Willen  zu 
errichten.  Denn  die  Vermuthung,  dafs  der 
Verstorbene,  ungeachtet  er  seinen  letzten  Willen 
nicht  erklärte,  dennoch  aufsein  Recht  an  den  ein- 
zelnen Gütern,  die  er  besafs,  nicht  verzichten 
wollte,  verdient  schon  als  die  der  bürgerlichen 
Freyheit  günstigere,  den  Vorzug.  Ja,  wegen  der 
Rechtsansprüche,  die  möglicherweise  an  einen  Je- 
den gemacht  werden  können,  durfte  er  nicht  ein- 
mal einen  solchen  Verzicht  leisten.^ —  Hieraus  foJgt: 
1)  Das  Gesetz  hat  diejenigen  zur  Erbfolge  zu  be- 
rufen, welche  der  Erblasser,  wenn  er  seinen  letz- 
ten Willen  erklärt  hätte,  muthmafslich  zu  seinen 
Erben  ernannt  haben  würde.  Und  da  das  Gesetz 
den  vermuthbaren  Willen  des  Erblassers  unter  eine 
allgemeine  Regel  zu  bringen  hat,  so  hat  es  billig 
die  nächsten  Verwandten  des  Erblassers  als  diejeni- 
gen zu  Erben  zu  ernennen,  von  welchen  es  kraft 
der  Grundlagen  der  menschlichen  Gesellschaft  an- 
nehmen darf,  dafs  sie  der  Erblasser  aus  Neigung 
und  Pflicht  vor  Andern  bedacht  haben  wüx^de.  Je- 
doch, schon  an  sich  ist  diese  Regel  so  unbestimmt, 
die  Familienverhältnisse  in  ihren  mannigfaltigen 
Gestalten  und  Beziehung  haben  auf  die  Anwendung 
dieser  Regel  einen  so  entscheidenden  Einflufs,  dafs 
die  ^urkundlichen  Gesetze  kaum  in  einer  andern 
Lehre  so  sehr  von  einander  abweichen,  als  in  der 
von  der  gesetzlichen  Erbfolgeordnung.  Kaum  eine 
der   verschiedenen   möglichen  Erbfolsreordnungen 
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ist  imvorsiiclit  geblieben.  2^^)  Die  im  all^emeinrn 
billigste  Erbfolgeordnung  dürfte  die  seyn,  welche 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  den  ücslerrcichi- 
scben  Kavserstaat  vorschreibt.  Zuerst  folom  die 
Nachkommeu  des  Erblassers,  nach  den  Slärninen 
und  mit  Erbvertretungsrechte;  dann  der  Vater  und 
die  Mutter  oder  anstatt  des  Vaters,  wenn  (h'eser 
vor  dem  Erblasser  verstorben  ist,  die  Nachkommen 
des  Vaters  nach  den  Stämmen,  und  eben  so  an- 
statt der  Mutter  die  Nachkommen  derselben;  dann 
die  Grofseltern  und,  in  so  fern  sie  vor  dem  Erb- 
lasser verstorben  sind,  deren  Nachkommen;  dann 
eben  so  die  Ürgrofseltern  u.  s.  w.  —  2)  Die  gesetz- 
liche Erbfolge  tritt  nur  dann  ein,  wenn  der  Erb- 
lasser nicht  selbst  den  Erben  ernannt  hat.  Jedoch 
legen  die  Gesetze  dem  Erblasser  billig  die  Verbind- 
lichkeit auf,  seine  Nachkommen,  wenn  auch  nur 
in  einem  bestimmten  Theile  des  Nachlasses,  (in 
dem  Pflichttheile,)  zu  Erben  einzusetzen.  -"*)  Der 
Mensch  findet,  bey  seinem  Eintritte  in  die  Welt, 
wenigstens  in  den  heutigen  Eurojxn'sclicn  Staaten, 
die  Güter  dieser  Erde  schon  vertheilt.     Damit  er 


203)  M.  vol.  z.  B.  die  Sclirlftstellcr  liber  das  rlicmallpe 
Franz.  Gewohnheitsrecht.  Merlin  rcprrt.  m.  propres  und 
paterna  paternis, 

204)  Der  Pfllchtthril  ist  (dem  slren^M  n  Hnhlr  nach, 
so  wie  nach  dem  Römischen  IlrchleO  nicht  ein  ErlHhcil , 
den  das  Gesetz  gewissen  Personen  vorhehäh,  sondrrn 
der  Erbtlieil ,  in  welchen  gewisse  Pcrsoiirn  als  Lrbrn  ein- 
zusetzen sind.      Nemo  pro  parte  teslaliu  etc. 


238 

sich  über  diese  Vertlieilung  desto  weniger  beschwe- 
ren könnte,  hatten  ihm  die  Gesetze  einen  Theil  des 
cherlichen  Nachlasses  zu  sichern.  Der  Pflichttheil 
der  Eltern  läfst  sich  wohl  nur  durch  das  Interesse 
vertheidigen ,  welches  eine  jede  billige  Erweiterung 
der  elterlichen  Gewalt  in  so  vielen  Beziehungen  hat. 

Der  Erbe  —  der  gesetzliche  und  der  testamen- 
tarische —  ist  der  Stellvertreter  des  Erblassers 
d.  h.  er  ist  mit  dem  Erblasser,  kraft  eines  von  die- 
sem (mittelbar  oder  unmittelbar)  erhaltenen  Auf- 
trages, eine  und  dieselbe  Person;  er  haftet,  dem 
strengen  Rechte  nach,  auch  mit  seinem  eignen  Ver- 
mögen für  die  Schulden  und  Lasten  des  Nachlasses. 
Denn  nur  auf  diese  Weise  läfst  sich  der  Widerspruch 
heben,  dafs  der  Erbe  das  Vermögen  des  Erblassers 
in  der^  Eigenschaft  eines  fremden  Vermögens  er- 
wirbt, ob  er  es  wohl,  (wie  oben  gezeigt  worden 
ist,)  in  dieser  Eigenschaft  nicht  erwerben  kann. 

Der  Elbe  tritt  nicht  von  Rechtswegen,  son- 
dern nur,  wenn  er  sich  die  Erbschaft  ausdrück- 
lich oder  stillschweigend  zueignet,  an  die  Stelle  des 
Erblassers.  Aber,  nachdem  er  einmal  die  Erb- 
schaft angetreten  hat  und  so  der  Schuldner  der 
Erbschaftsgläubiger  und  Vermächtnifsnehmer  ge- 
worden ist,  kann  er  die  Erbschaft  nicht  weiter 
ausschlagen  d.  h.  sich  von  den  einmal  übernomme- 
nen Schulden  nicht  weiter  befreyn.  ^^^) 


2o5)  Quasi  cum  credit oribus  hereditariis  et  legatariis 
contraxissct. 
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Jedoch  CS  gicbt  noch  eine  andere  Theorie  des 
Erbrechts,  eine  Theorie,  welche  eine  fjenauere 
Darstellung  verdient,  je  wichliger  sie  theils  auch 
für  die  übrigen  Theilc  des  bürgerlichen  KecliLs, 
theils  für  die  Geschichte  der  urkundlichen  ICrb- 
rechte  ist. 

Von  Rechtswegen  —  so  lelirt  diese  Tlieorie  — 
steht  das  Eigenthuni  an  den  Gütern  dieser  Erde 
dem  Staate,  einem  jeden  einzelnen  Staate  inner- 
halb der  Grenzen  seines  Gebiethes,  zu.  Der  Staat 
ist  in  so  fern,  wenn  auch  nur  in  Beziehung  auf 
seine  Mitglieder,  der  Stellvertreter  der  Menschheit, 
weil  und  so  lange  diese  nicht  zu  einer  äufseren  Ge- 
sellschaft unter  Rechtsgesetzen  vereiniget  ist.  Die 
einzelnen  Staatsglieder  sind  im  Verhällnifs  zu  ein- 
ander Gesammteigenthümer  dieses  Gemein- 
guts, (Einer  für  Alle  und  Alle  für  Einen !)  Diese 
Eigenschaft  ist  von  Rechtswegen  mit  der  eines 
Sondereigen thümers  unvereinbar.  Wenn  man  da- 
her von  einem  Sondereigen thümer  in  Be/,iehung 
aufjenes  Gesamteigenthum  spricht,  so  ist  darunter 
nur  eine  von  dem  Staate  und  zwar  nur  bis  auf 
Widerruf  verliehene  Nutzniefsung  zu  verstchn. 
(Es  braucht  kaum  erst  erinnert  zu  werden,  dafs  der 
Grundsatz,  von  welchem  diese  —  übrigens  voll- 
kommen folgerichtige  —  Theorie  des  Er])rechls  aus- 
geht, falsch  sey.  Das  Staalsobereigenlhum  ist  nur 
das  Recht,  das  Sondereigenlhum  auf  die  Bedingun- 
gen zu  beschränken,  unter  >>  eichen  es  mit  der  ün- 
terthanenpflichten  übereinstinnnt. ) 
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Dem  strengen  Rechte  nach  —  so  fahrt  diese 
Theorie  fort —  ist  mithin  die  StaatsgewaU  befugt, 
jene  Gemeinschaft  der  Güter  schlechthin  aufrecht 
zu  erhalten  oder  aber,  wenn  sie  den  Einzelneu  ein 
Sonde»! eigen ihum  (immer  dieses  Wort  in  der  so 
eben  bestimmten  Bedeutung  genommen,)  verleiht 
die  Bedingungen  der  Belehnung  nach  Gefallen  zu 
bestimmen.  Sie  ist  namentlich  befugt,  die  Wirk- 
samkeit einer  solchen  Belehnung  auf  die  Lebens- 
zeit des  Beliehenen  zu  beschränken,  so  dafs  das 
Sondergut  nach  dem  Tode  des  Beliehenen  an  den 
Staat  (an  das  Gemeinwesen)  zurückfallt. 

Jedoch  so  tief  in  der  Natur  des  Menschen 
und  der  Verhältnisse  ist  sowohl  das  Sondereigen- 
thum ,  als  das  Erbrecht  gegründet,  dafs  fast  über- 
all mit  dem  Eigenthume  zugleich  das  Sondereigen- 
thum,  mit  diesem  zugleich  ein  Erbrecht  ins  Leben 
tritt.  —  Selbst  die  Allmacht  religiöser  Meinungen 
vermochte  nur  selten  und  nur  in  kleineren  Gesell- 
schaften die  Gemeinschaft  der  Güter  einzuführen 
oder  wiederherzustellen.  In  der  Gesellschaft,  wel- 
che, von  einem  gebohrenen  Würtenberger  gestiftet, 
unter  dem  Nahmen  der  Harmonie  in  Nordamerika 
besteht,  ist  die  Gemeinschaft  der  Güter  ein  Grund- 
gesetz. Aber  wird  w^ohl  diese  Gesellschaft  oder 
diese  Einrichtung  ihren  Stifter  überleben? —  Selbst 
in  denjenigen  Reichen,  welche  dem  Bilde  der  Zwing- 
herrschaft am  vollständigsten  entsprechen,  ist  den- 
noch der  Staat  nicht  der  alleinige  Erbe  der  Ein- 
zelnen.    Schon  die  Gesetze  sind  kaum  bey  Kraft 
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zu  erhallen,  welche  der  Staat  vauu  alleimVon  Kr- 
ben  der  Mitglieder  eines  oewissen  Standes  erklären. 
In  der  Türkey  ist  der  Sultan  der  alleinige  Erhc 
aller  Staatsbeamten;  kraft  der  geset/.lichen  \  cr- 
muthung,  dafs  sie  ihr  Vermögen  im  Staatsdienste 
erworben  haben.  Aber  man  umgeht  das  (JesclA 
durch  Vermächtnisse,  mit  welchen  man  die  Mo- 
scheen unter  der  Bedingung  bedenkt,  dafs  die  Nutz- 
niefsung  des  Nachlasses  der  Familie  verbleibe.  "^•) 
Nach  dem  Rechte  der  katholischen  Kirche  fällt  allein 
das,  was  ein  Geistlicher  von  seinen  Amtseinkünf- 
ten erübriget,  nach  dessen  Tode  an  die  Kirche 
zurück,  kraft  des  Grundsatzes,  dafs  der  Geistliche 
sein  Amtseinkonimen  j  in  so  fern  er  dessen  nicht 
zu  seinem  Unterhalte  bedurfte,  zu  frommen  Zwe- 
cken zu  verwenden  hatte.  Aber  fast  nirj^ends  hat 
sich  dieses  Gesetz  zu  behaupten  vermögt.  '^') 

Es  kann  also  nur  von  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen die  Frage  seyn,  welche  der  V^aat  für 
das  Sonderefgenthum  und  für  dns  Krhrechl  f<vst/a- 
setzen  hat. 

Und  da  bieihet  sich  nun  Aon  selbst  der  Ge- 


206)  Die  Lestc  Axislcnnft  fibrr  «lirsc  Vrrmiiclitnissc 
(Wakfs)  findet  man  in  loli-enilcni  Werke:  Travels  in  Ew 
ropa ,  Asia  minor  and  Avabia.  By  J,  Grij[Jit/is^  Lond. 
i8o5.      4- 

20;)  c.  /.  7.  (9.  f),  y?.  X  f'c  tcstam,  c,  4 — ./•  A.  de 
peciil.  der,  Gamhsjcegcr  jus  canon.  §.  189.  fF.  Brinrrkrns- 
werth  sind  die  sondcibarm  (loWohnlirilcn  ,  die  diircli  dirsr» 
Gesetz  in  einigen  Dculschen  Stiftern  vrranhifst  wurden.  Vpl. 
V.  Sartoli  Staatsreclit  der  D.  geisll.  Siilirr.  «.  h,  0.0.  Kap. 
Zachariä  Be^qie.'un^slc'ffc.  1  n 
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danke  dar,  einen  jeden  einzelnen  Stamm  fgens)  in 
Beziehung  auf  dieses  Sonderelgenthum  gleich  als 
eine  einzige  Person  zu  betrachten ,  so  dafs  die  Gü- 
ter, welche  das  Sondereigenthum  eines  einzelnen 
Stammesgenossen  sind,  zugleich  den  übrigen  Stam- 

mes^enossen  als  ein  Geöammteigenthum  ge- 

o  

hören,  und  mithin  an  diese  nach  dem  Tode  des 
jeweiligen  Besitzers  zurückfallen.  Denn  die  Grund- 
lao-e,  auf  welcher  die  Ewigkeit  des  Staates  in  der 
Erfahrung  ruht,  ist  die  Einheit  der  Geschlechter 
ungeachtet  des  Wechsels  der  Individuen. 

Das  Erbrecht,  das  aus  diesem  letzteren  Gründ- 
satze hervorgeht,   ist  von  dem  oben  aufgestellten 
fast  in  einer  jeden  Beziehung  verschieden.     Denn: 
1)   Zu  Folge  dieses   Grundsatzes  ist  der  einzelne- 
Stammeegenosse  nicht  berechtiget,  eine  Verfügung 
über  sein  Vermögen  auf  den  Todesfall  zu  treiFen. 
Die  Verfügung  würde  das  Eigenthum  einer  andern 
Person   (das    des  Geschlechts)  zum  Gegenstande 
haben.  ^^^)  Dagegen  entsprechen  dem  Geiste  dieses 
Erbrechts  Erb  vertrage,    d.   i.  Verträge,    durch 
welche  die  sammtUchen  Staramesgenossen  über  ihr 
Gesaramteigenthum  an  den  Gütern,    die  ein  ein- 
zelner Stammesgenosse  besitzt,  auf  den  Fall  ver- 
fügen, dafs  dieses  Eigenthum  dereinst  mit  dem  Tode 
des  Besitzers  vollkommen  wirksam  wird*     2)  Dem 
strengen  Rechte  nach  beschränkt  sich  die  Stam- 
mesgenossenschaft und  mithin  das  Erbrecht  auf  den 


2o8)    ^^NuUuni  te^tamentum.ti    Tac.  de  mor,  Germ,  c.  2o. 
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Mannsstamm.  Das  Staatsbiirgcrrocht  ist  ein 
Männerrecbt.  3)  Die  Stainmesgcnosscn  sind  von 
Rechtswegen,  (ohne  dafs  es  einer  Antretun^^ 
des  Nachlasses  bedarf,)  Erben  d.  i.  Eigenthümtr 
des  Nachlasses,  wenn  ihnen  auch  frey  stellt,  auf 
den  Nachlafs,  wie  auf  ihr  sonstiges  Elgentbnm,  zu 
verzichten.  Durch  den  Tod  eines  einzehien  Stam- 
genossen  wird  nur  ein  Hindern ifs  gehoben,  wel- 
ches der  Wirksamkeit  des  Gesamteigenthumes 
der  übrigen  einstweilen  entgegenstand.  4)  Es  ist 
in  das  Ermessen  des  Gesetzgebers  gestcHt,  ob  und 
in  wie  fern  die  Erben  für  die  Schulden  des  Erb- 
lassers zu  halten  haben,  mit  andern  Worten,  in 
welchem  Verhältnisse  das  Sondercigcnihum  des  Be- 
sitzers und  das  Gesammteigenthum  des  Gescldechts 
zu  einander  stehn  sollen.  Gesetze,  die  in  dem 
Geiste  des  vorliegenden  Grundsatzes  abgefafst  sind, 
werden  in  dieser  und  in  anderen  Beziehungen  nicht 
unbilli«:  einen  Unterschied  zwischen  ererbten  und 
errungenen  Gütern,  zwischen  Liegenschaften  und 
beweglichen  Sachen  machen.  ""'') 

Man  kann  die  Verschiedenheit  zwischen  die- 
sen bevden  Systemen  kurz  so  bezeichnen  :  Das  eine 
System  hat  die  testamentarische,  das  andere  die 
gesetzliche  Erbfolge  zur  Grundlage.  Nach  dem 
einen  hat  der  Mensch  für  sich,  nach  dem  andern 


2oq1    In   dem  Geiste   Jieses    Svstemes  kann  neben  der 

...  •  *  •  /  '       - 

successio   universalis  eine    successio    special' 

bestehn. 

16  • 
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liat  er  nur  als  ein  Zweig  seines  Stammes  ein  von 
Zeltbedingiingen  miabhänglges  Daseyn.  Das  eine 
System  entspricht  vorzugsweise  dem  Interesse  der 
bürgerlichen  Freyheit,  das  andere  vorzugsweise  dem 
Interesse  des  Staates,  wenigstens  wenn  man  den 
Staat  blos  in  der  Idee  betrachtet.  Die  vollkommenste 
Gesetzgebung  dürfte  die  seyn^  welche  beyde  Sy- 
steme mittelst  eines  billigen  Vergleichs  vereinigte.  ^  *^j 

Die  urkundlichen  Erbrechte  lassen  sich  ins- 
gesammt  unter  drey  Klassen  bringen.  Einige 
führen  das  erste,  andere  das  zweyte  von  jenen 
Systemen  durch,  wieder  andere  mildern  odei"  be- 
schränken die  Grundsätze  des  einen  Systemes  durch 
die  des  andern.  Die  Gesetzgebungen  der  ersten 
und  die  der  dritten  Klasse  sind  die  Frucht  der 
Zeit  lind  der  Sittigung.  Die  ursprüngliche  Grund- 
lage des  Erbrechts  war  überall  das  Gesammtei- 
genthum  des  Geschlechts. 

Der  älteste  Verein  unter  den  Menschen  und 
vorzugsweise  eine  Stiftung  der  Natur  ist  der  Fa- 
milienverein. Ein  jeder  Familienverein  war  ur- 
sprünghch  • —  ehe  sich  noch,  durch  die  Vereini- 
gung mehrerer  Famihen  zu  einem  bleibenden 
Schutz-  und  Trutzbündnisse,  das  Recht  des  Staats- 
herrschers von  dem  Rechte  des  Hausherrn  losge- 
rissen hatte  —  zugleich  ein  Staatsverein.  Denn 
kein  Verein  kann  auf  die  Dauer  bestehn ,  wenn 
er  nicht  den  Staat  unmittelbar  oder  mittelbar  zur 


2io)  In  diesem  Geiste  ist  z.  B.  das  Französisclie  Recht 
>yenigsteiis  lu  mehreren  Lehren  des  Erbrechts  ,  ab-efafst. 
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Grundlage  hat.  In  diesem  Zustande  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  ist  nun  Staats-  und  Familini- 
eigenthum schon  von  Rechtswegen  mir  ein  und  das- 
selbe Eigenthum;  das  Erbrecht  kann  nach  Gefal- 
len aus  dem  einen  oder  aus  dem  andern  Eigen- 
thume  abgeleitet  werden. 

Als  in  der  Folge  aus  der  Vereinigung  mehre- 
rer Geschlechter  Staaten  und  Völkerschaften  ent- 
standen, galt  dennoch  der  Verein  anfar^-^s  mehr 
den  äufseren  Feinden,  als  dem  Verhältnisse  der 
Staatsgenossen  selbst.  In  diesem  Verbältnissc 
wurde  ein  jedes  einzelne  Geschlecht,  (denn  der 
Naturmensch  sträubt  sich  gegen  das  Joch  der  Ge- 
setze,) nach  wie  vor  als  eine  für  sich  bestehende 
Staalsgenossenschaft  betrachtet.  Schon  deswegen 
also  mufste  das  Staats  -  und  Familieneigcnlhum 
fortdauernd  die  Grundlage  des  Erbrechtes  seyn. 
Jedoch  die  neue  Ordnung  der  Dinge  gid>  jenem 
Pi'ineipe  des  Erbrechts  noch  überdies  theils  eine 
neue  Stütze,  theils  eine  neue  Richtung.  Wenn 
ein  Mitglied  des  einen  Geschlechts  gelödot  oder 
verwundet  worden  war,  so  entbrannte  unter  die- 
sen Geschlechtern  im  Stande  der  Natur  die  IJlut- 
rache.  Jetzt  wurde  es  nach  und  nach  Sitte,  dafs 
sich  die  Familie  des  Getödeten  mit  einem  Wehr- 
gelde  sühnen  liefs,  und  endlich  Rechtens,  dafs 
sie  sich  mit  einem  Wehrgelde  sühnen  lassen  mufete. 
So  wie  nun  eine  jede  einzelne  Familie  bey  der 
Blutrache  für  einen  Mann  gestanden  hatte,  ihr 
mogte  der  Mürder  oder  der  Ermordete  augchr>ren, 
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so  wurde  jetzt  eine  jede  einzelne  Familie  auch  in 
Beziehung  auf  das  Wehrgeld  als  eine  einzige  Person 
betrachtet,  sie  mogte  dieses  Wehrgeld  zu  fordern 
oder  zu  entrichten  haben.  Da  hatten  nun  die  Ge- 
schlechtsgenossen schon  als  Gesammtgläub  iger 
des  Wehrgekles  einen  billigen  Anspruch  auf  das 
gesammte  Erbe  eines  jeden  einzelnen  Mitgenos- 
sen, weil  es  ihii§i^  fast  immer  grofse  Opfer  ko- 
stete, uin  die  Rache  ins  Werk  zu  setzen,  d.  h. 
die  Bezahlung  des  Wehrgeldes  zu  ei^wingcq.  Da 
hatten  sie  diesen  Anspruch  nqch  unzweydeutiger 
als  Gesammtschuldner  des  Wehrg^ldes.  Und 
weil  das  ^rteecht,  zufolge  dieser  Grundlage,  auf 
Verbindlichkeiten  beruhte,  welche  den  (Geschlechts-^ 
genossen  unbedingt  oblagen,  so  konnte  es  ihnen 
nicht  durch  eine  Verfügung  des  E^rblassers  ent- 
zogen werden.  Sie  folgten  in  das  Erbe  kraft  eig- 
nen Rechts,  —  als  Gesammteigenthümer.  Ue- 
hrigens  leuchtet  von  selbst  ein,  dafs  und  warum 
das  Erbrecht  anfangs  weriigstens  auf  den  Maiins-^ 
stamm   beschränkt  seyii  mufste. 

Beweise  für  diese  Darstellung  der  Entstehung 
des  Erbrechts  kann  man  fast  aus  einem  jeden  ur- 
kundlichen Erbrechte  entlehnen ,  wenigstens  aus 
einem  jeden,  das  im  Verlaufe  der  Zeit  seine  ur- 
sprünghche  Gestalt  nicht  gänzhch  gewechselt  hat. 
So  ist  z.  B.  das  Princip  der  Blutrache  der  Schlüssel 
zu  dem  Mosaisclmi  ^^^)  und  zu  dem  ahrömis^hen 

2n)   Vcrgl.  iD.Micliaelis  mosaisclies  Reclit  §.  78.  !3i. 
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Erbrechte.  ^'")       Jedoch  am   bcstimnilcstcn   tri» 
dieses  Priucip  in  der  Gesclnchlo  der  Deutschen 
Rechte  hervor-     Diese  Reclite  »eheu  fast  ohne  Aus- 
nahme von  dem  Grundsätze  aus:    Wer  für  einen 
Menschen   das  Wehrgeld  zu  entrichten  vorpdiih- 
tet  und  zu  erheben  berechtiget  ist,    ist  der  Krbe 
dieses  Menschen.  "'^)       Auch  die  so   auilallcndc 
Vorschrift  des  ahdeutschen  Rechts:  Theilung bricht 
Folge  ^")  —  Ittlsl  sich  auf  diesen  Grundsati  zu- 
rückführen.    Dvn-ch  die  Theilung  wurde  die  Ver- 
bindhchkeit  ziu-  Blutrache  gegenseitig  aufgehoben. 
Das  Gesammteigenthuro  der  Gcschlcchtsgenos- 
sen  und  mit  ihm  das  Erbrecht  wurde  noch  über- 
diefs  schon  in  dem  Kindesalter  der  «nenscldichcn 
Gesellschaft  mit   dem  Dienste  der  Götter  in  Ver- 
bindung gesetzt.       Eine   jede  Familie  V.atte  ihre 
Schutzgottheit,  ilire  gemeinschaftlichen  Cjfer.  "*) 
Da  mufste  sich  nun  der  Gedanke  von  selbst  dar- 
biethen,  diesen  Opferdienst  und  das  Erbrecht  mit 
einander  in  Verbindung  in  setzen ,  und  indem  man 


212)  Saccesjio  agnalonan.      T*JtamcnUtmin  comifiis 
coudituM.   per  aes    et  Uberam.     Caj.   Inst.  IL  ,.   'i'-'. 

^'  ^-^13)   Lex  Sal.  tu.  6,.  63.   65.   Us  Rip.  <*/-   '•  /-" 
Fris.  4^,   4'    Le^  ta^S^^  ''   9*    <^'    ^^'*    ''■      ^ 

Sp.  Art.    1 24-  ^  ^        i     I  ii      *    .    .  \ 

2,4)  Sachs.  Lel,nrecl.t.  A.t.  3..  Schwab.  l.K.  -W-  "  >• 
a.5)  Eben  so  wieder  ein  jcd.rSunm. ,  r."  F'It  >  .r.;". 
mehrere.  Stäu.me.  Die  Gottl.cii  des  Stamm».s  »-^-'''''J*'y' 
genthu«  des  Stammes,  wie  die  o;-*  J-''"  '","*;;";".„ 
fchlechts  das  F.milienp.t.  Vgl.  K.  U-  UuU.u.nn  .  M.-U.c.i.. 
<le$  Alterthumes.      Cola  iSzu.  S. 


^48 

das  Erbrecht  an  die  Pflicht  und  an  das  Recht 
knüpfte,  die  gemeinschaftlichen  Opfer  nach  dem 
Tode  des  Familieqhauptes  ynd  Oherpriesters  fort- 
dauernd darzubringen,  beyde,  das  Eigenthum  an 
dem  Familiengute  und  den  Dienst  der  Hausgüter, 
in  der  Familie  zu  verewigen,  Das  altrömische 
Erbrecht  stellt  den  Grundsatz  auf:  Sacra  primta 
perpetua  et  cani  hereditate  conjuncta  sunto.  ^^^) 
Derselbe  Grundsatz  läfst  sich  in  den  altdeutschen 
Gesetzen  entdecken.  ^^^)  Er  ist  die  Grundlage  des 
Erbrechts  der  Hindu^a.  ^■^) 

Jedoch  eine  Gesetzgebung,  welche  in  dem  Erb- 
rechte den  Grundsatz  des  Famiheneigenthums  in 
seiner  ganzen  Strenge  durchführte,  würde  mit  so 
manchen  Interessen  und  Ansprüchen  in  Wider- 
spruch stehn,  dafs  man  schon  ursprünglich  dem 
Grundsatze  fast  nirgends  Yollkommen  treu  blieb. 
Immer  weiter  und  weiter  aber  entfernte  man  sich 
von  demselben,  als  man  bey  fortschreitender  Kul- 
tur das  Wesen  der  bürgerlichen  Freyheit,  die 
Rechtsgültigkeit  der  Ansprüche  des  weiblichen  Ge-* 
schlechts  und  der  Interessen  der  öffentlichen  Macht 
besser  kennen  lernte,  als  durch  den-  mittelbaren 
Tauschverkehr  das  Grundeigenthum,  (welches  sich 


216)    Cic.   de  legg,    II,    48.    4^, 

21;)  Ze.r  SaL  ÜL  63.  Vgl.  m.  Progr,  De  Origuü- 
bus  juris  Rom,   ex  j\    Germ,  repetendn 

2 1 8)  Institutes  of  Hindu  Laws  vr  tlie  Ordinances  of 
Mcnu.    Land,   4'jg6.  S.    Chap,   IX.   §,    404.  —  550. 
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zu  einem  Gcgcnstaiido  des  Fainilieneigcnlliums 
vorzugSAveise  eignet,)  sehr  viel  von  seiner  ur- 
sprünglichen Bedeutung  verlohr,  als  sieh  der  Staat 
erinnerte,  dafs  der  Familienverein  zwar  der  äl- 
tere, aber  nicht  der  höhere  Verein  scy.  Die  Ge- 
schichte des  urkundlichen  Erbrechts  ist  die  Ge- 
schichte des  Kampfes  zwischen  dem  Systeme  der 
testamentarischen  und  dem  der  gesetzliclien  Erb- 
folge, eines  Kampfes  für  bürgerliche  Freyheil  und 
gegen  die  Abhängigkeit  de3  Menschen  von  Na- 
turgesetzen. ^^^) 


219)  Aus  diesem  Gesiclitspunl^te  Ist  wesi'nllich  die  bo- 
norum possessio  des  Röinisclieii  Reclits  /u  bctraclitcn.  \^\, 
das  Erbreelit  in  weltgesclHclitlielier  Entwicklung.  Von  Gans. 
Berlin,  LB.  1824.  \l  B.  1826.    8, 


Das 

FÜNF  UND  ZWANZIGSTE  BUCH 
VOIVI  STAATE 

DER  REGIERÜNGSLEHRE  FÜNFTES  BUCH. 


Das     Strafreoht. 


EINLEITUNG, 


Kaum  eine  andere  Aufgabe  der  philosophi- 
schen Rechtswissenschaft  ist  in  den  neueren  Zeiten 
(besonders  in  Deutschland)  so  oft  und  so  yielseitig 
erörtert  worden,  kaum  eine  andere  hat  die  Mei- 
nungen der  Schriftsteller  so  sehr  getheilt,  als  die 
des  philosophischen  Strafrechts.  -^-^  Die  Griechen 
und  die  Römer,  unsere  Lehrer  in  der  Rechtswis-^ 
senschaft,  hatten  für  das  philosophische  Strafrecht 
verhältnifsmäfsig  nur  wenig  geleistet.  *)  Der  Cha^ 
rakter  berechneter  Grausamkeit,  welchen  das  Mit^«- 
telalter  -^  weniger  wegen  dep  ^ittUphea  Entartung 


i)  Plato's  neuntes  BucK  von  den  Gesetzen  enthält  ein 
Strafoesetzbucli.  —  Ueber  die  Verdienste  der  Rom.  Rechts- 
p;elehrten  um  das  Strafycclu  vgl.  mein  Progr. :  Quomodo  Icti 
Romani  de  delictis  eorumque^poenis  philosopkaii  sint? 
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der  Europäischen  Menschheit,  als  wegen  der  Ohn- 
macht der  Gerichte  und  unter  dem  Einflüsse  des 
Mosaischen  Rechts  —  in  die  Sitrafgeselzgehungen 
der  Staaten  Deutschen  Ursprungs  gelegt  halte,  blieb 
diesen  Gesetzgebungen  im  Ganzen  auch  im  sechs- 
zehnten und  siebenzehnten  Jahrhunderte.  \'ergeb- 
Hch  erhoben  einzehie  Männer  ihre  Stimmen,  die 
Sache  der  Menschheit  und  der  Menschlichkeit  vcr- 
theidigend,  ^)  Auch  die  ausgezeichneten  Erfolge, 
welche  die  mildere  selbst  jetzt  noch  in  ihrer  Art  ein- 
zige Strafg^etzgebung  Pensylvanlens  haue,  blie- 
ben unbeachtet.  ^)  Dem  achtzehnten  Jahrhunderle , 
dem  Italiener  Beccaria,  ^)  war  es  vorbchaltiui,  die 
öffentliche  Aufmerksamkeit  auf  die  Mängel  und 
Gebrechen  der  Europäischen  Strafgesetzgebungeii 
wirksamer  zu  lenken.  Von  nun  an  wetleifertcu 
zwar  die  Schriftsteller  in  dem  Bestreben,  die  Wis- 
senschaft des  Strafrechts  zu  vervollkonunnen.  •'} 
Auch  die  Regierungen   suchten  endlich  das  \  <*r- 


2)  Unter  diesen  Männern  verdient  Christian  Thomasius 
vorzugsweise  eine  ehrenvolle  Erwiilmunj;. 

3)  Slbeling^s  Erdbeschreibung  u.  Geschichte  von  Nord- 
amerika. IV.  Bd.     Hamb.  «79;.   S.   S.  25;. 

4)  Sein  beralinites  Werk:  Dci  dclitti  et  JrJ!.  „mc  — 
erschien  zuerst  zu  Neapel  im  J.  «764. 

5)  G.  AV.  Bühme/s  Handbucli  der  Literatur  des  Ci  imi- 
nalrechts.  I.  Bd.  Gott.  i8iG.  8.  Henke's  Grsch.  drs  1).  pnnl. 
Hechts  und  der  peinl.  Rechtswissenschaft.  II  Bde.  SuUbuch 
1809.  1810,  8.  Auch  In  den  bekannlon  Handbüchern  von 
Feuerbach,  Grolmann ,  Tiltmann  hiKlct  man  die  Lilcralur 
sorgfältig  verzeichnet.  Darum  wird  bev  der  vorl.egmdni 
Darstellung  des  Strafrechts  nur  auf  besondere  \  cranU$>ung 
der  Literatur  gedacht  werden. 
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säumte  nachzuhohlen.  ^)  Aber  kein  anderer  Theil 
der  Rechtswissenschaft  hängt  mit  den  letzten  Grün- 
den der  Sittenlehre  genauer  zusammen,  als  das 
Strafrocht.  Man  verwickelte  sich  in  Streitigkeiten. 
Der  Geist  des  Widerspruchs  spielte,  wie  sonst  in 
der  Schriftstellerwelt,  auch  hier  seine  Rolle.  Die- 
ser Zustand  der  Wissenschaft  und  die  Furcht  vor 
den  Gefahren  der  Milde  hemmten  die  Fortschritte 
der  Gesetzgebung, 

Die  Strafen  sind  gesetzliche  Sicherungsmittel 
gegen  gesetzwidrige  Handlungen.  Sie  haben  diese 
Eigenschaft,  entweder,  indem  sie  durch  die 
Furcht,  die  sie  verursachen,  von  der  That  ab- 
schrecken, oder,  indem  sie,  auf  das  Gefühl  für 
Ehre  und  Schande  einwirkend,  Abscheu  vor  der 
That  erwecken.  Das  vorliegende  Buch  ist  bestimmt, 
diese  beyden  von  einander  wesentlich  verschiede- 
nen Systeme  des  Strafrechts,  das  eine  zur  Seite  des 
andern,  darzustellen.  (Das  erstere  soll  in  der 
Folge  das  System  der  Strafklugheit  oder  die 
Abschreckungstheorie,  das  letztere  das  Sy- 
stem der  Strafgerechtigkeit  genannt  werden.) 

Ein  drittes  System  —  welches  ein  Recht  zu 
strafen  nur  denen  einräumt,  die  sich  wegen  dieses 
Rechts  auf  einen  Auftrag  der  Gottheit  berufen 
können,  welches  mithin  auch  die  Ausübung  der 
Strafgewalt  den  Vorschriften  des  göttlichen  Rechts 


6)  Toskana;  Preufsenj  Fraukreidij  Oestermcbj  Baiern 
s.  vv. 
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unterwirft,—  fülirt  nur  in  so  forn  zu  ei^cnlluim- 
lichen Resultaten ,  als  es  mit  einer  hesliinnilen  Oireii- 
balirung  in  Verbindung  ocset/.t  wird.  An  sich  licpt 
ihm  nur  der  Gedanke  zum  Grunde,  den  sillliclicn 
Abscheu  vor  dem  Ver])rechen  durch  die  Scheu  vor 
den  Göttern  oder  vor  der  Gottheit  zu  begründen 
oder  zu  verstärken.  Man  kann  vielleiclit  behauj>lcn, 
dafs  alle  Völker,  welche  Strafen  und  ein  Recht  zu 
strafen  kennen,  sich  diesem  Rechte  ursprünjjlich 
nur  als  einem  von  einer  höheren  iNIacht  üherlra- 
genen  unterwarfen.  Nur  durch  die  Scheu  vor  den 
Göttern  konnten  wohldenkende  Männer  der  hiee 
der  Strafgerechtigkeit  zuerst  Eingang  vcrschaflen. 
Nur  vor  der  Gewalt  der  unbekannten  Mächte  beuü:t 
sich  der  Naturmensch.  So  hatten  einst  bev  den 
Deutschen  nur  die  Priester  das  Reclit  zu  strafen.  "  i 
Desselben  Ursprungs  war  vielleicht  auch  hcy  den 
Römern  das  Strafrecht.  ^)  Unter  dem  Einfhisse  die- 
ser Ansicht  nahm  das  Strafrecht  fnst  immer  den 
Charakter  unmäfsiger  Strenge  an.  Doch  wurde  zu- 
gleich durch  Freystätten  und  Enlsühnungen  für  die 


7)  Neque  animacherterc ,  ncquc  vincire ,  neque  vcrhr^ 
rare  nisi  sacerdotihas  pennissnm,  Tac.  dr  mar.  Crrmanr". 
c.  7.      Vgl.  Ebenil.  c.  4  1.  12. 

8)  Daher  die  Formel,  diircli  welclic  In  den  ällrstcn  Rü- 
nilsclien  Gesetzen  die  Todesstrale  aiisgedrückl  wird:  Diis  — 
hidc  vel  Uli  Deo  saccr  cstn.  Aiiders  (wolil  niiriclillf;)  wirtl 
diese  Formel  gedeutet  in  Melxirs  Wlhn.  (iestli.  I,  ^\1.  \\u\\ 
in  dem  Attlsch-en  Hechle  linden  sieh  mehur- Spuren,  dafs  da» 
Strafrecht  urspiiinglicli  Priesterrcchl  w.n. 
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Mügliclikeit  der  Begnadigung  gesorgt.  ^)  Auch  wur- 
den in  dein  Geiste  dieses  Systemes  eigenthümliche 
Mafsregeln  angewendet,  um  Vergeluingen  zu  ver- 
hüten ,  indem  man  z.  B.  gegen  gewisse  Handlungen  ^ 
welche  die  Glaubenslehre  mit  dem  Nahmen  der 
1)  unreinen  (i  bezeichnet ,  ein  gehelmnifsvolles 
Grauen  bey  dem  Volke  zu  erregen  wufste,  ^^) 

Ein  viertes  System  endlich  betrachtet  die  Strafe 
als  einen  Ersatz  für  den  durch  eine  Vergehung,  ") 
als  solche,  verursachten  Schaden  z.B.  als  eine  Wie- 
derherstellung des  durch  die  That  verletzten  An- 
sehns  des  Gesetzes.  ^^)  Aber  ist  dieser  Ersatz  am 
Ende  etwas  anders,  als  die  Gefahr,  welcher  die 
Strafe  vorbeugen  soll?  Kann  man  den  Begriff  des 
Schadenersatzes  auf  blos  geistige  Güter  ausdehnen? 


9)  Beyde  ■ —  ä'ie  asyla  und  die  eä:piatVonts  —  standen 
in  einer  genauen  Verbindung  mit  einander.  Vgl.  Gronoi^. 
thesaur,  anticjidu  Gr,  2\  VL  p*  2^00.  Michaelis  Mosaisches 
Recht  §.  244. 

10)  Eine  Menge  polizeylich  er  Vorschriften  dieser 
Art  enthält  das  Mosaische  Recht.  Die  Allraacht  solcher  Vor- 
schriften kann  man  sich  durch  den  Ekel  erklären ;  den  wir 
gegen  gewisse  Speisen,  (z.  B.  gegen  Pferde-*  Katzen*  und 
Rattenfleisch,)  blos  aus  Vorurtheil  haben. 

11)  Ein  Vergehn  ist  eine  strafbare  That  in  abstracto, 
eine  Vergehung  ist  eine  strafbare  That  in  concreto. 

12)  Weiter  ausgeführt  hat  diese  Theorie  Welker  in  der 
Schrift:  Die  letzten  Gründe  von  Recht,  Staat  und  Strafe. 
Giefscn  181 3.   8» 
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ERSTES  HAUPTSTÜCK. 

Von      dem      Rechte     zu     strafen: 

Man  kann  das  Strafrcclit  des  Staates  auf  eine 
doppelte  Weise  begründen  —  entweder  als  die 
Pflicht,  die  Grundsätze  der  strafenden  Cererhiiir- 
kelt  zu  bekräftigen,  oder  als  die  Pflicht,  das  (ie- 
mein^resen  und  die  Einzelnen  gegen  gesctzwidri'M» 
Handlungen  zu  sichern. 

Begründet  man  das  Strafrecht  des  Staates  auf 
die  erstere  Weise,  so  stellt  man  es  oft'enbar  zu  hoch. 
Denn  man  erhebt  alsdann  den  Slaatsherrscher  auf 
den  Richterstuhl  der  Gottheit,  man  unterwirft  eine 
jede  Schuld,  ein  jedes  Gut  der  Strafgcualt  des 
Staates.  Daher  eben  sind  die  Gesetz;'e])unizen, 
welche  das  Recht  zu  strafen  auf  eine  von  der  Gott- 
heit ertheilte  Yollmacht  zurückführen,  fast  immer 
strenger,  als  menschlich  ist.  Das  altperuanisclie 
Recht,  das  Recht  einer  Theokratie,  bestrafte  alle 
Verbrechen  mit  dem  Tode.  *^)  Mit  derselben  Strafe 
ahndet  die  katholische  Kirche  die  Kätzerey —  also, 
im  schlimmsten  Falle,  einen  Irrthum  oder  ein  Vor- 
urtheil.  Oft  liegt  jedoch  der  Härte  oder  Grausam- 
keit der  Strafgesetzgebungen  dieser  Art  noch  eine 
besondere  Ursache  zum  Grunde.  Sic  entstellen 
fast  immer  in  dem  Kindesalter  der  bürgerllclunCie- 
sellschaft,  ^^)  legen  alsdann  dem  göttlichrn  W  r^.u 


i3)   Robertson' s  liislory  of  America.    ///,    /o 
i4)    Montesq.  esprif,  des  lois,  XI!.  ./.      Dir  lMi-...Fnirr . 
welche  unter  dem  Kapltaiii  Pari  v  den  Nordpol  tu  uuischifTru 
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den  Durst  nach  Rache  unter,  welche  sehen  oder 
nie  in  dem  Charakter  des  Naturmenschen  fehk. 
Mit  Recht  aber  sagt  Montesquieu:  »<  Es  ist  ein 
schauderhafter  Grundsatz,  zu  strafen,  uril  die 
Gottheit  zu  rächen.  Dann  mifst  man  die  Strafe 
an  der  ünendhchkeit  Gottes,  statt  an  der  End-^ 
hchkeit  der  menschhchen  Natur,))    ^^) 

In  dem  andern  Falle,  d.  h.  wenn  man  das 
Strafrecht  des  Staates  aus  der  Pflicht^  gesetzwi-* 
drige  Handlungen  zu  verhindern,  ableitet,  stellt 
man  dieses  Recht  offenbar  zu  tief.  Denn  alsdann 
sind  Strafen  nichts  anderes  und  nicht  mehr,  als 
blofseSicherheitsmaafsregeln;  nicht  wesenthch  ver- 
schieden von  den  Sicherheitsmaafsregeln ,  w  eiche 
der  Staat  z.  B.  gegen  Rasende  oder  gegen  anstek- 
kende  Krankheiten  oder  gegen  Feuersgefahr  er- 
oTcift;  keinem  andern  Grundsatze,  als  dem  der 
Zweckmäfsigkeit,  unterworfen.  Gleichwohl  sagt 
einem  Jeden  das  sittliche  Gellihl,  dafs  der  Staat 
ein  anderes  und  höheres  Amt  verwaltet,  wenn  er 
straft,  als  wenn  er  blofs,  wie  ein  vorsichtiger  Haus-* 
vater,  einer  Gefahr  vorbeugt  Alle  die  Theorien, 
welche  die  Strafen  nur  als  Sicherheitsmaafsregeln 
betrachten,  erschleichen  in  der  That  den  Begriff 
der  Strafe.     Die  Schuldhaftigkeit  des  Verbrechers 


Tersuclitcn,  fanden  bey  den  Esquimaux  keine  Spur  von  einer 
Staatsverbindung  oder  Oberherrschaft ,  aasgenommen,  dafs 
ein  Zauberer  zu  einem  hoben  Ansehn  bey  seinen  Landsleuten 


gelangt  AVar 


i5)  Montesquieu  esprit  des  lois.  XII j   4, 
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in  die  itinere  Stran)arkelt  der  Tliat  ist  nach  die- 
sen Theorieen  nur  Nebensache.      Sie  können  von 
dem  Worte:  Strafe,  nur  in  dem  Sinne  Gehrauch 
machen,    dafs    sie  ein  üebel,    wenn  und  weil  es 
:  von  den  geschriebenen  Gesetzen  einer  be- 
stimmten That  gedroht  ist,    eine  Strafe  nennen. 
Dieser  Streit  dürfte  sich  nur  auf  folgende  Weise 
beylegen  lassen:     Das  Strafrecht  des  Staates  kann 
sich  auf  jeden   Fall  nur  auf  rechtswidrige,    d.  h. 
nur  auf  solche  Handlungen  beziehn,  durchweiche  **) 
die  Rechte  Anderer  entweder  verletzt  oder  äufser- 
hch  d.  h.  wegen  der  wahrscheinlichen  Folgen  der 
That  gefährdet  Averden.     Denn   nur  die  Bekräfti- 
gung des  Rechtsgesetzes  ist  der  Zweck  der  Staa- 
ten.    Auch  mit  dieser  Einschränkung  hat  der  Staat 
nur  deswegen  ein  Recht  zu  strafen,    weil  er  ver- 
pflichtet ist,  das  Gemeinwesen  und  die  einzelnen 
Mitglieder   desselben   gegen  rechtswidrige  Hand- 
lungen zu  sichern.     Auf  der  andern  Seite  aber  ist 
der  Staat  nicht  blofs  berechtiget,    sondern   selbst 
verpflichtet,    rechtswidrige  Handlungen  zu  bestra- 
fen d.  h.  die  Abschreckungsmittel,    die  er  flogen 
diese    Handlungen   anwendet,     mit   der  Idee  der 
strafenden  Gerechtigkeit  in  Uebereinstimmung  zu 
setzen.      Denn    nur  unter   dieser  Bedingung  kann 
der  physische  Zwang,    welcher  gegen  den   Tbäter 
eines  Vergehns  anzuwenden  ist,  in  einen  der  sitt- 


16)    In  abstracto   und    in   concreto.       VgJ.  das  (linftc 
Ilauptstuck   dieses  Hiicl:s. 

Zftcfiari'ä  Reßicrangslchif'  17 
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liehen  Würde  des  Menschen  entsprechenden  und 
mithin  rechsmäfsigen  Zwang  verwandelt  und  so 
auch  in  Beziehung  auf  den,  welchen  das  ange- 
drohte Uebel  trifft,  gerechtfertiget  t\ erden.  Der 
Staat  ist  gegen  den,  welcher  seine  Gesetze  ver- 
letzt, im  Kriegsstande.  Indem  der  Staat  den  Ue- 
belthäter  straft,  erhebt  er  den  Krieg,  welchen 
er  gegen  ihn  führt,    zu  einem  Kriege  Rechtens. 


ZWEYTES    HAUPTSTÜCK. 

Die    Strafen,     die    der    Staat    verhängt,     sind  nur  in   so 
fern  rechtmäfsig,     als  sie  ein   Gesetz  gedroht  hat, 

( Nulla  poena  sine   lege.) 


In  bürgerlichen  Rechtssachen  mufe  der  Rich- 
ter auch  dann  sprechen,  wenn  das  urkundliche 
Recht  schweigt.  Denn  sonst  würden  die  Partheyen^ 
in  Beziehung  auf  den  unter  ihnen  streitigen  Fall, 
in  den  Stand  der  Natur  zurücktreten  d.  h.  sich 
selbst  Recht  zu  sprechen  befugt  seyn.  Aber  ei- 
ner Anklage  ■ —  einer  Anschuldigung  zur  Strafe  — 
darf  der  Richter  nur  dann  Gehör  geben,  wenn 
zuvor  das  Gesetz  gesprochen  hat  d.  h.  wenn 
die  That,  welche  der  Anklage  zum  Grunde  liegt, 
von  dem  Gesetze  mit  einer  Strafe  bedroht  ist. 
Denn  in  einer  jeden  Strafsache  ist  der  Staat  selbst 
wesentlich  Parthey.      Damit  also    der  vom  Staat  ^ 
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bestellte  Richter  dennoch  in  einer  Sache  dieser 
Art,  gleich  als  in  einer  fremden  Sache,  Keclit 
sprechen  könne,  mufs  zuvörderst  das  Gesetz-,  in- 
dem es  die  That  in  voraus  mit  einer  Strafe  hc- 
droht,  die  Regierung  und  den  Richter  gleichsam 
von  einander  Sondern  und  so  den  letzteren  un- 
partheyisch  machen.  Keine  Strafe  also  ist  recht- 
mäfsig  ohne  ein  Gesetz,  welches  sie  angedroht 
hat.       ( Nulla  poena  sine  lege.) 

Dieser  Grundsatz,  so  vvichlig  er  auch  für  die 
Anwendung'  und  seihst  für  die  Behandlunir  der 
Strafrechtswissenschaft  ist,  ist  dennoch  nicht  eii.» 
Grundsatz  dieser  Wissenschaft.  (Fälschlich  ha- 
ben ihn  Einige  sogar  an  die  Spitze  des  Slrnfrechts 
gestellt!)  Denn  er  beruht  nicht  auf  den  Bedin- 
gungen, unter  welchen  eine  Strafe  an  und  für  sich 
rechtmäfsiof  ist,  sondern  nur  auf  den  Bedini]:un- 
gen ,  unter  welchen  die  richterliche  Gewalt  in  Straf- 
sachen rechtmäfsig  ausgeübt  werden  kann.  Wohl 
aber  kann  er  durch  das  Interesse,  welches  er  für 
die  Erreichung  des  Zwecks  der  Sti'afen  hat,  unter- 
stützt werden. 

Jedoch  eine  Strafgesetzgehung  kann  mehr  oder 
weniger  bestimmt  seyn.  Sie  kann  den  Begiifldcr 
einzelnen  Vergehen  welter  oder  enger  und  ge- 
nauer fassen.  Sie  kann  die  Strafe  eines  jeden 
einzelnen  Vergehns  entweder  schlechthin  oder  nur 
ihrer  Art  und  ihrem  höchsten  und  niedrigsten  (ira- 
de  nach  bestimmen.  Sie  kann  dem  richterlichen 
Ermessen    bey    der   Anwendung   der  gesetzlicher 

17  • 
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Strafdroluingen  auf  den  einzelnen  Fall  entweder 
einen  gTöfseren  oder  einen  geringeren  Spielraum, 
sev  es  um  die  gesetzliclie  Strafe  zu  mildern  oder 
um  sie  zu  schärfen,  verstatten.  Was  fordert  also 
der  Grundsatz:  JSidla  poena  sine  lege? 

Wir  werden  unten  auf  diese  Frage  zurückkom- 
men; auch  ist  sie  bereits  oben  (XXI,  4.)  berührt 
worden.  Jedoch  liegt  sofort  am  Tage,  dafs  in 
allen  den  angeführten  Fällen  das  Interesse  der  Ab- 
schreckungstheorie von  dem  des  Systemes  der 
Strafgerechtigkeit  wesentlich  verschieden  ist»  Eine 
Strafgesetzgebung,  welche  mit  den  Grundsätzen 
der  Gerechtigkeit  übereinshmmt,  hat  an  dem  Ge- 
wissen einen  Bürgen  für  die  Wirksamkeit  ihrer 
Strafdrohungen,  weicher  einer  andern  Gesetzge- 
bung abgeht. 


DRITTES     HAUPTSTÜCK. 

Von    den    verschiedenen    möglichen   Zwecken    der  Strafen, 


Wenn  auch  den  Schuldigen  die  Strafe  von 
Rechtswegen  trilft,  so  kann  doch  schon  in  sitt- 
licher Hinsicht  nicht,  am  allerwenigsten  aber,  wenn 
von  der  Strafgewalt  des  Staates  die  Rede  ist,  die 
Frage  umgangen  werden:  Was  ist  der  Zweck 
der  Strafen  ? 


2()I 


Die  Beantwortijn<^  dieser  Frapc  wird  am  besten 
durch  die  Aufzähluiij^  der  verschiedenen  niöghclien 
Zwecke  der  Strafen  eingeleitet  werden.  So  crhiilt 
man  zugleich  eine  Einsicht  in  die  Verwandlschali 
miter  den  verschiedenen  Straf/weckcn  und  unter 
den  verschiedenen  Systemen,  die  über  das  Slrai- 
recht  aufgestellt  worden  sind.  Oft  hat  man  Straf- 
zwecke  als  von  einander  wesentlich  verschicMhMi 
dargestellt,  yon  welchen  der  eine  doch  nur  mit  dem 
andern  erreicht  werden  kann  oder  von  welchen  der 
eine  durch  den  andern  rechtlich  bedingt  ist. 

Der  allgemeine  Zweck  der  Strafen,  die  der  Staat 
verhängt,  —  der  Zweck,  Vergehungen  zu  ver-- 
hindern,  —  begreift  unter  sich: 

I.  Den  Zweck  der  Androhung  der  Strafen 
durch  das  Gesetz.. 
Dieser  ist: 

1)    Die  Unterthanen  überhaupt  von  der  Vor- 
übung eines  bestimmten  Vergchns  abzu- 
halten. (Der  absolute  Zweck  derStruf- 
drohung.)     Dieser  Zweck  kann  durch  die 
Strafdrohung  erreicht  werdt^n, 
entweder    a)  indem  die  gedroble  Strafe, 
als  ein  sinnliches  Uebel,  in  einem  Je- 
den die  Furcht   erregt,    sich  dieses 
Uebel  durch    eine    Vergehung    zum- 
ziehn,    —    nlso    durch    Ahschrek- 
kung; 
oder   b)  indem   die   gedrohtc  Strafe,    als 
Strafe,  d.h.  als  ein  sinnliches  UebrI, 
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welches  die  gesetzliche  Folge  einer  Ver- 
gehung ist,  in  einem  Jeden  Abscheu 
vor  dem-Vergehn  erweckt. 
2)  Eine  Regel  für   das  richterliche  Urtheil 
aufzustellen.     (Der  relative  Zweck  der 
Strafdrohung.) 
II.  DenZweck  der  Strafvollziehung,   den 
Zweck,  zu  welchem  eine  einzelne  Vergehung  be- 
straft wird. 
Dieser  ist: 

1 )  Den  Thäter  von  der  Wic^derholung  des 
Vergehns  abzuhalten.  (Der  absolute 
Zweck  der  Strafvollziehung.)  Dieses  kann 
geschehn : 

entweder  a)  indem  dem  Thäter  die  Wie- 
derholung des  Vergehns  physisch  un- 
möglich gemacht  wird; 

oder  Ä)  indem  der  Thäter  durch  die  Voll- 
ziehung der  Strafe  bestimmt  wird,  die 
Wiederholung  des  Vergehns  aus  freyem 
Willen  -—  aus  Furcht  vor  der  Strafe 
oder  aus  Abscheu  vor  dem  Vergehn' 
—  zu  unterlassen. 

2)  Das  Ansehn  des  Strafgesetzes  aufrecht  zu 
erhalten.  (Der  relative  Zweck  der 
Strafvollziehung. ) 

Dieser  Versuch,  die  verschiedenen  möglichen 
Zwecke  der  Strafen  aufzuzählen,  beschränkt  sich 
und  mufste  sich  auf  die  wiesen  t lieh  en  Zwecke 
der  Strafen  beschränken.     Denn  nur  diese  Zwecke 
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können  vollständig  aufgezählt  werden;  nur  diese 
hat  das  Strafrecht  zu  berücksichtigen.  Lehrigeris 
kann  man  annehmen  ,  dafs,  so  wie  au  Naturkr^r- 
pern  stets  die  äufsere  Zweckmäfsigkeit  mit  der  in- 
nern  verbunden  ist,  die  an  sich  zweckniäfsige  Stmfe 
auch  in  einer  jeden  erlaubten  Nebenbezichung  dir 
vortheilhaftere  seyn  werde.  Dagegen  ist  es  cb(  u 
so  gefährlich,  als  widerrechtlich,  einen  Neben- 
zweck der  Strafen  zum  Hauptzwecke  zu  machen, 
z.  B.  Geldstrafen  aufzuerlegen ,  um  das  Staatscin- 
kommen  zu  vergröfsern.  ^') 

Auch  das  wird  man  bey  der  Beurtheilung  des 
obigen  Versuchs  nicht  übersehn,  dafs  er  sich  nur 
auf  die  Strafen  bezieht,  welche  ihrem  Wesen  und 
nicht  blofs  ihrer  äufseren  Form  nach  Strafen  sind. 
So  sind  z.  B-  die  Vertragsstrafen  (die  pocnae  con- 
i^cntionales)  an  sich  nur  ein  Schadenersalz.  Stra- 
fen nennt  man  sie  nur  deswegen,  weil  auf  den  Fall 
der  Nichterfüllung  Aes  Vertrags  die  zu  leistende 
Entschädigung  in  voraus  bestimmt  Ist. 


17)  »In  einem  naiimliaftcn,  nunmclir  standtslicrrllclicn, 
Deutsclicn  GeLiethe  gellürtc  es  zum  Gcscli.iflssh  Ic,  die  Gr- 
siiche  um  Ertlieilung  von  Proklaniallonssclieinrn  so  lan^'c  un- 
dekretirt  zu  lassen,  bis  die  ^elstliclie  Behörde  die  Siliuan- 
^erscliaft  der  Braut  anzeigte,  damit  man  neben  den  Proklama- 
tionssportebizuglelelidieAntitipatlünsslrafe  be/.lelien  konnte.« 
(V.  Almendingen)  politische  Ansichten  über  Dentschlaad* 
Vergangeuheit,  Gegenwart  und  Zukunft.    iSt^«      ö. 


2ö4 
VIERTES     HAUPT  STÜCK. 

Von  dem  Zwecke ,  zu  welchem  der  Staat  strafen  soll. 


Die  Aufgabe  dieses  Hauptstückes  ist  die:  Soll 
der  Staat  durch  die  Strafen,  die  er  verhängt, 
Furcht  vor  dem  Straf  übel  oder  Abscheu  vor 
dem  Vergehn  zu  erregen  bezwecken  ? 

Zwar  kann,  (wie  oben  angeführt  worden  ist,) 
die  Strafe  in  Beziehung  auf  den,  an  welchem 
sie  vollzogen  wird,  auch  den  Zweck  haben,  die 
Wiederholung  des  Vergehns  physisch  uumöglich 
zu  machen.  Aber  die  vorliegende  Untersuchung 
hat  den  Zweck  der  Strafdrohung  zum  Grunde  zu 
legen;  schon  deswegen,  weil  unter  eiuer  jeden  Vor- 
aussetzung nur  die  von  dem  Gesetze  gedrohte  Strafe 
in  Vollziehung  gesetzt  werden  darf.  Ueberdiefs 
können  die  Uebel,  durch  welche  dem  Thäter  eines 
Vergehns  die  Wiederholung  desselben  physisch  un- 
möglich gemacht  wird,  (also  die  Todesstrafe, 
lebenswieriges  Gefangnifs,)  überall  nicht  als 
Strafen  in  der  eigentlichen  Bedeutung  betrachtet, 
nicht  auf  die  Idee  der  strafenden  Gerechtigkeit 
zurückgeführt  werden.  Der  Sträfling  ist  alsdann 
ein  Opfer,  welches  der  gemeinen  Sicherheit  ge- 
bracht wird;  die  Hoffnung,  ihn  zu  bessern ,  ist  von 
dem  Staate  aufgegeben  worden.  Indem  man  also 
die  Sicherungsmittel  dieser  Art  auch  nur  voraus- 
setzungsweise unter  die  Zahl  der  Strafen  aufnimmt. 


265 

hat  man  sich  *chou  für  die  Abschrcckungsllicoric 
entschieden. 

Betrachtet  man  nun  die  Verschiedonlicit  der 
Zwecke,  aufweiche  die  Stiafdrohungen  herrclinft 
werden  können,  zuforderst  nach  den  Grundsäi/en 
der  strafenden  Gerechtij^keit,  so  verdient 
die  Ansicht,  nach  welcher  die  Slrafdrohunfr  Ah- 
scheu  vor  dem  Vergehn  erregen  soll,  unhedingt 
den  Vorzug.  Denn,  erstens,  nur  die  Strafen 
können  Abscheu  erregen,  welche  gerecht  sind. 
Sollen  dagegen  die  Gesetze  durch  Furcht  vor  den 
angedrohten  Strafübeln  Vergehungen  verhindern, 
so  liegt  in  diesem  Zwecke  überall  keine  Gewiiluh»!- 
stung  für  die  Gerechtigkeit  der  Strafen.  Virhnehr 
lassen  sich  unter  dieser  Voraussetzung  selbst  un- 
verhältnifsmäfsig  harte,  ja  die  grausamsten  und 
unmenschlichsten  Strafen,  wenn  sie  nur  die  wirk- 
sameren oder  wirksamsten  sind,  vertheidigen.  Un- 
ter derselben  Voraussetzung  ist  zweytens  eine 
Gesetzgebung  desto  vollkommener,  je  bestimmter 
sie  ist,  d.  h.  je  mehr  sie  das  richterliche  Ermessen 
bey  der  ßeurtheilung  einzelner  Fälle  ausschliefst 
und  mithin  den  Einzelnen  dem  Interesse  des  Gan- 
zen zum  Opfer  bringt.  Denn  nur  das  gewisse  Ue- 
bel  fürchtet  der  Mensch;  über  das  Ungewisse 
täuscht  er  sich  durch  Hoffnung.  Eine  (iesetzge- 
bung  aber,  welche  die  \  erabscheuung  des  Ver- 
gehns  bezweckt,  kaim  auch  mit  verhähnifsujäfsig 
unbestimmteren  Slrafdrohungen  ausreichen.  Denn 
sie  ist  eine  Berufung  an  das  Gewissen,    an  einen 
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Richter,  der  selbst  dann  noch  straft,  wenn  der 
äufsere  Richter  den  Schuldigen  lossprechen  mufe. 

Jedoch  es  fragt  sich  weiter :  Wie  wirken  Stra- 
fen?—  Die  Verschiedenheit  der  Meinungen  über 
diese  Frage  beruht  am  Ende,  (so  ungern  man  sich 
auch  bis  zu  diesen  Höhen  versteigen  mag,)  auf  der 
Verschiedenheit  der  Theorieen  über  die  Willens- 
freyheit. 

Nach  der  einen  Theorie  wird  der  Wille  des  Men- 
schen durch  das  Gefühl  des  sinnlich  Angenehmen 
und  des  sinnlich  Unangenehme^i ,  und  zwar  aus- 
schliefslich  durch  dieses  Gefühl,  wenn  auch  ent- 
weder unmittelbar  oder  mittelbar  d.  h.  nach  Laune 
oder  Berechnung,  bestimmt.  Die  Freyheit  des 
Willens  besteht  nur  in  dem  Vermögen  der  Wahl 
zwischen  Lust  und  Schmerz ,  zwischen  dem  mehr 
oder  weniger  Angenehmen  oder  Unangenehmen, 
die  Tugend  nur  in  einem  verfeinerten  oder  folge- 
richtigen Eigennutze.  Der  Mensch  ist  freyer ,  aber 
nicht  in  einem  andern  Sinne  frey,  als  das  Thier. 

Nach  der  andern  Theorie  ist  der  Wille  des 
Menschen  nicht  Mos  vergleichungsweise,  sondern 
schlechdiin  frey.  Wenn  die  Bedingungen  der  Zu- 
rechnung gegeben  sind,  —  die  physischen  Bedin- 
gungen, unter  welchen  der  Mensch  entweder  über- 
haupt oder  in  einem  gegebenen  Falle  wollen  d.  h. 
durch  Vorstellungen  eine  derselben  entsprechende 
Wirkung  hervorbringen  kann,  ^^)  —  so  ist  dasThun 


18)  Also:    Selbslbewufstsevn ;    Freylieit    von    äufserem 
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und  Lassen  der  Menschen,  worauf  es  auch  gerich- 
tet seyn  möge,  schlechllnn  aus  ihrem  eigenen  Irevcn 
Entschlufse  abzuleiten.    Diese  Freyheit  des  Willens 
ist  jedoch  nicht  ein  gesetzloses  Vermögen.     \'icl- 
mehr  soll  es  dem  Sittengesetze  unterthan  seyn  und 
unterthan  gemacht  werden,  einem  Gesetze,   wel- 
ches dem  Menschen  die  Pflicht  auferlegt,  eine  mit 
dem  Besten  aller  vernünftigen  Wesen  übereinstim- 
mende Weltordnung,  vnd  zwar  aus  Pflicht,  zu  ver- 
wirklichen, das  an  sich  Gute,  als  solches,  zu  lie- 
ben und  zu  üben.     Kraft  dieses  Gesetzes  ist  die 
Tugend  ein  Kampf  mit  der  Selbstsucht.     Aus  der 
Macht,   diesen  Kampf  zu  bestehen,   entspringt  in 
dem  Menschen  das  Gefühl  der  Selbstachtung;  je 
nachdem  er  den  Kampf  besteht,   lohnt  oder  straft 
die  Stimme  des  Gewissens.     Eine  Folge  von  dem 
Herrscherrechte  des  Sittengesetzes  über  den  Willen 
des  Menschen  ist  jenes  Gefühl  zugleich  das  Mittel, 
die  Herrschaft  des  Sittengesetzes  in  dem  Menschen 
zu  begründen  oder  wiederherzustellen. 

Geht  man  nun  von  derersteren  Theorie  aus,  so 
folgt  von  selbst,  dafs  der  Staat  der  Verletzung  sei- 
ner Gesetze  dadurch  und  nur  dadurch  vorbeugeu 
kann,  dafs  er  die  Lust  an  der  gesetzwidrigen  Thal 
durch  einen  Sehmerz,  den  er  mit  der  Thal  unab- 
wendbar verbindet ,  gleichsam  aufwiegt,  den  Reitz 
durch  einen  Gegenreitz  abstumpft.     Alsdann  k;mn 


Zwange;   Kenntnifs   des   Gcst'i/.cs  ;   Kcnnliiifs   des  Vciliiilnn>- 
ses  der  Handlung  imu  Geselle. 
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und  mufs  der  Mensch  gezogen  werden,  wie  das 
Thier.  Ja  es  wird,  da  so  mancher  UebeUhäter, 
(z.  B.  weil  es  an  Mittehi  fehlte,  ihn  zu  überführen ,) 
der  verdienten  Strafe  entgeht ^  sogar  rathsam  seyn, 
das  Strafübel  über  das  Maas  des  der  That  zum 
Grunde  liegenden  Interesses  zu  erhöhn.  *^) 

Nach  der  andern  Theorie  können  Strafen  zwar 
ebenfalls  durch  Furcht  wirken.  Denn  der  Mensch 
kann  es  sich  zur  Maxime  machen,  sowohl  seines 
Vortheiles  wegen  gesetzwidrig,  als  zur  Vermeidung 
eines  Nachtheiles  gesetzmäfsig  zu  handeln.  Wenn 
und  in  wie  fern  aber  der  Staat  seine  Strafdrohungen 
auf  Furcht  berechnet,  erwartet  er  die  Wirkung  nicht 
von  der  sittlichen,  sondern  von  der  thierischen  Natur 
des  Menschen.  Er  bedient  sich  eines  Mittels,  wel- 
ches an  sich^^)  dem  Interesse  der  Sittlichkeit  sogar 
Eintrag  thut.  Dagegen  können  nach  dieser  Theorie 
Strafen  noch  auf  eine  andere  und  zwar  auf  eine  dem 
Interesse  der  Sittlichkeit  unmittelbar  entsprechende 
Weise  wirken,  • —  als  Mittel,  Abscheu  oder  sittli- 
chen Widerwillen  vor  dem  Vergehn  zu  erregen. 
Sie  wiederholen  und  wecken,  wenn  sie  anders  ge- 
recht sind  die  strafende  Stimme  des  Gewissens. 
Indem  sie  den  Menschen ,  weil  er  seiner  Würde,  der 


^9)  Vgl.  Theorie  des  peines  et  des  recompenses,  Par 
./.  Bentham.  Redigee  en  Francais  d'apres  les  Maniiscriis 
de  Vaulear  par  Et.  Dumont,      Lond.  484  4.  IL  Fol  S. 

20)  An  sich  —  Ist  ein  Volk  roli  oder  verwildert,  so 
»st  es  aiicli  in  sittllclier  Hinsicht  schon  ein  Gewinn,  den  Aus- 
brüchen der  Leidenschaft  durch  Furcht  vorzuLeu^eu. 
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Achtung  für  sich  und  für  dasGcsor/.,  uncMn^-edenk 
war,  einem  mit  seiner  Würde  an  sich  unvereinbaren 
Zwange  unterwerfen,  stellen  sie  das  Ver{;ehn  in 
seiner  Schändlichkeit  dar.  Nach  dieser  Ansicht 
schmerzt  oder  soll  die  Strafe  niclitalsein  piivsisches, 
sondern  al*i  ein  verdic  ntes  und  schimpfliches  Uehel 
schmerzen.  Sie  soll  den  Menschen  liicht  zichn, 
sondern  erziehn.  Sie  hat  übrigens,  \v(»nn  sie  die- 
sen Zweck  erreicht,  von  der  Strafe,  die  blos  aJ>- 
schreckt,  den  Vorzug,  dafs  sie  das  Uebel  an  der 
Wurzel  angreift  d.  i.  die  Ursache  gesetzwidriger 
Handlungen  entfernt. 

Jedoch  man  wird  gegen  diese  Theorie  einwen- 
den, dafs  sie,  in  mehreren  Fällen  schlechterdings 
unanwendbar,  entweder  überall  nicht  oder  doch 
nicht  in  der  Allgemeinheit,  in  welcher  sie  hier  auf- 
gestellt  worden  ist,  vertiieidiiiTet  werden  könne. 

So  viel  ist  nun  allerdings  einzuräumen,  daCs  es 
Fälle  geben  kann  und  Fälle  giebt,  in  welchen  der 
Staat  seine  Zuflucht  zum  Scbreckon  nehmen  mufs. 
Denn  erstens:  Ein  Volk  mufs  überhaupt  schon 
gewisse  Fortschritte  auf  der  Bahn  der  sitlliciien  Bil- 
dung gemacht  haben,  der  Charakter  eines  Volks 
darf  weder  verwildert  noch  verdorben,  dassillliche 
Gefühl  darf  nicht  abgestumpft  seyn,  wenn  eine  dem 
Geiste  jener  Theorie  entsprechende  Gesetzgebung 
des  endlichen  Zwecks  einer  jeden  Strafgesct/^M- 
bung,  des  Zwecks,  Veigchungcn  zu  verhindern, 
nicht  verfehlen  soll.  Mufs  man  doch  selbst  gegen 
ein  Kind  Strenge  gebrauchen,   wenn  Milde  nicht 
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fruchten  will  —    Zweitens:  Es  giebt  Vergehen , 
welche,  so  verabscheuungswürdig  oder  so  gefahr- 
lich sie  auch  sind  oder  seyn  mögen,  dennoch  von 
den  Menschen  entweder  überhaupt  nicht  oder  doch 
in  gewissen  Fallen  oder  zü  gewissen  Zeiten  nicht 
als  sittlich  unerlaubte  Handlungen  betrachtet  wer- 
den.   Da  bleibt  nun  dem  Staate  nichts  anders  übrig, 
als  dafs  er,  des  Beystands  des  sittlichen  Gefühles 
beraubt,    das  Schrecken  walten  lasse.     Vergehen 
dieser  Art   sind   z.  B.  die  gegen  die  Zollgesetze. 
Preifst  man  nicht  sogar  diejenigen,   welche  diese 
Gesetze  mit  besonderer  Verschlagenheit  umgangen 
haben?      Auch  das  Verbrechen  des  Hochverraths 
gehört  nicht  selten  in  diese  Klasse.     Nicht  die  Ge- 
fährlichkeit dieses  Verbrechens  allein  ist  es,  welche 
die  Gesetze,   selbst  die  besseren,   gegen  dasselbe 
mit  besondrer  Strenge  wafFnet;  auch  auf  die  Fälle 
mufsten  die  Gesetze  Bedacht  nehmen ,  in  welchen 
der  Thäter  sein  Unternehmen  für  erlaubt ,  ja  selbst 
für  pflichtmäfsig  halten  könnte.     Strafgesetze,  die 
in  Zeiten  einer  Revolution  erlassen  werden,   sind 
fast  immer  unverhältnifsmafsig  hart;  auch  deswe-   j 
gen,  weil  in  solchen  Zeiten  ein  Jeder  seinem  eige-  * 
nenürtheile  über  Recht  und  Unrecht  folgen  zu  dür- 
fen glaubt.  • —    Drittens:  Nicht  eine  jede  Ver- 
fassung ist  des  Geistes,  dafe  mit  ihr  eine  von  jener 
Theorie   ausgehende  Strafgesetzgebung    bestehen 
könnte.     So  mufs  z.  B.  in  der  Zwingherrschaft  das 
Schreckenssystem^    welches   der  Verfassung  zum 
Grunde  liegt,   auch  in  der  Strafgesetzgebung  sich 
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aussprechen.  ^  *)     Wenn  daher  ein  Freystaat  in  eiiip 
Zwingherrschaft  oder  in  eine  der  Zwinghcrrsdialt 
verwandte  Verfassung'  umgestaltet  wird,    so   tritt 
bald  ein  härteres  Strafrecht  an  die  Stelle  des  mildern 
der  Vorzeit-     Oft  wird  diese  Veränderung  schon 
dadurch  bewirkt,    dafs  man  den  älteren  Gcsci/An 
einen  neuen  Sinn  unterlegt.     Schon  die  Geset/.e  des 
Römischen  Freystaats  kannten  das  Majestätsverbre- 
chen.     Aber  nur  der  machte  sich  dieses  Verbre- 
chens schuldig,   welcher  das  Heer  vcrrathen  oder 
das  Volk  aufgewiegelt  oder  durch  die  Verletzung  sei- 
ner Amtspflichten  die  Würde  des  Römischen  \  olks 
angegriiFen   hatte;     Thaten   nicht    Vrorte    wurden 
bestraft.      Unter   den  Kaysern   bcslraüc   man    oft 
Worte  oder  an  sich  unschuldige  Handlungen  als 
Majestätsverbrechen.  ^^)      Man  kann  der  öffentli- 
che Freyheit  nicht  besser  oder  nicht  gefahrloser 
beykommen,   als  durch  eine  knechtische  Slrafge- 
setzgebung.      Der   Richter    ist   unerbittlich.      Die 
Achtung   vor   der  Würde  des  Richteramtes   ver- 
schleyert   die  Grausamkeit  der  Gesetze  dem   ver- 
dienten Abscheue. 

Jedoch  durch  alle  diese  Thatsachcn  wird  nur 


3.i)  Viel  TrcfFendcs  iil)er  den  Zusammenliang  des  Straf- 
rcclues  mit  dem  Verfassuii«';sreclite  findet  man  Lcv  Montesquieu 
in  d.  a.  W.  Bueh  VI.  und  XII. 

3  2)  7ac.  Ann,  1 ,  7^2.  —  Sulla  versuchte  die  Volks- 
lierrscliaft  in  eine  Adclslierrscliaft  um/.n-esialtcn.  Kr  war  zu- 
gleich ein  Reformator  des  Römischen  Strafrechts.  Kapolcon» 
Strafgesetzgebung  gehörte   intcr  arcana  doniinationis. 
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so  viel  erwiesen,  dafs  die  In  Frage  stehende  Theorie 
nicht  unbedingt  auf  die  Erfahrung  anwendbar  ist, 
dafs  es  Fälle  giebt,  in  welchen  die  Strafen  ausnah- 
mevveise  nur  auf  und  durch  die  thierlsche  Natur  des 
Menschen  wirken  können.  Aber  das  liegt  ja  in 
dem  Wesen  einer  Rechtsidee,  dafs  sie  nicht  voll- 
ständig, nicht  zu  allen  Zeiten  und  nicht  unter  allen 
Umständen,  dargestellt  werden  kann.  Die  Ab- 
schreckungstheorie ist  eine  Art  des  Nothrechtes. 

Doch  so  wie  überhaupt,  so  soll  man  sich  auch 
bey  der  Strafgesetzgebung  nicht  leichtsinnig  ent- 
schliefsen ,  einen  Nothstand  anzunehmen  oder 
vorauszusetzen.  Die  Maxime,  im  Zweifel  den  si- 
cherern Weg  einzuschlagen,  (das  argumentum  a 
tutd)  ist  nur  dann  richtig,  wenn  die  Sicherheit 
nicht  mit  einer  Ungerechtigkeit  zu  erkaufen  ist. 
Auf  jeden  Fall  sind  die  Strafen  verdammlich,  wel- 
che verabscheuungswürdiger  sind,  als  die  Verbre- 
chen, welche  damit  belegt  werden.  Auf  jeden 
Fall  hat  man  die  Strafgesetzgebung  nicht  vereinzelt, 
sondern  man  hat  sie  als  einen  Theil  des  Planes  für 
die  Volkserziehung  überhaupt  zu  betrachten.  Wie 
man  das  herangewachsene  Geschlecht  behandelt, 
mufs  man  die  Jugend ,  wie  diese  jenes  behan- 
deln. *^)  Leicht  möglich ,  dafs  unsere  Nachkom- 
men die  dermaligen  Europäischen  Strafgesetzge- 
bungen ,  so  viel  auch  zur  Verbesserung  derselben 


23)  Zöllner  über  Nationaleriticliuiig.    L  Th.  Berl.  i8o4- 
S.  33G. 
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in  den  neueren  Zeiten  geschehen  ist,  in  dem- 
selben Lichte  betrachten  werden ,  in  welchem  uns 
die  Strafgesetze  unserer  Voreltern  erscheinen. 

Man  hat  der  Theorie  der  Strafgcrcchtigkcit  fer- 
ner den  Vorwurf  gemacht,  dafs  sie  den  Untersc  hicd 
zwischen  Strafen  für  Vergehungen  und  zwischen 
Strafen  für  unsittliche  Handlungen  (zwischen  juri- 
dischen und  moralischen  Strafen)  gänzhch  ver- 
kenne oder  aufliebe.  —  ,  Richtig  ist  es,  dafs  in 
dem  Geiste'  dieser  Theorie,  so  verschiedenartig 
auch  die  zu  bestrafenden  Handlungen  seyn  mögen, 
die  Grundsätze ,  nach  welchen  sie  zu  bestrafen 
sind,  immer  dieselben  bleiben.  Aber  in  sofern  ist 
jener  Vorwurf  vielmehr  ein  Lob.  Entweder  kann 
von  einer  Strafgewalt  des  Staates  überall  nicht  die 
Rede  seyn,  oder  die  Strafen,  die  der  Staat  ver* 
hängt,  können  von  den  Strafen,  welche  das  Laster 
oder  die  Sünde  treffen,  nicht  wesentlich  verschic-^ 
den  seyn.  —  Hiermit  wird  jedoch  den  Strafen^ 
welche  der  Staat  verhängt,  nicht  eine  jede  Eigen- 
thümlichkeit  abgesprochen.  Strafen,  die  von  der 
Staatsgewalt  ausgehn  ,  unterscheiden  sich  ebca 
deswegen,  (wie  schon  erwähnt  worden  ist  und  in 
der  Folge  weiter  ausgeführt  werden  wird,)  auch  in 
andern  Beziehungen  von  den  Strafen  der  Cnsilllicli- 
keit. 


Zachariä  liegierungslehrr. 
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FÜNFTES     HAUPTSTÜCK. 

FoH    dem    Gegenstande    der    Strafen. 


Beyde  Tlieorieen  —  die  der  Strafkltigheit  und 
die  der  Strafgerecbaigkeit  —  kommen  darinne  mit 
einander  überein,  dafs  die  Strafdrohungen  gegen 
die  gesetzwidrigen  Gesinnungen  der  üntertlia- 
nen  zu  richten  sind,  (dafs  also  nur  die  verschul- 
dete That  strafbar  ist.)  Aber  auf  einem  andern 
Gnmde  beruht  dieser  Satz  nach  derersteren,  auf 
einem  andern  Grunde  nach  der  letzteren  Theorie. 
Nach  der  ersteren  Theorie  hat  er  nur  den  Sinn, 
dafs  sich  Strafen  von  anderen  Sicherheitsmafs- 
regeln,  (z.B.  von  denen,  welche  gegen  Rasende 
zd  ergreifen  sind,)  in  so  fern  und  nur  in  so  fern 
wesentlich  unterschieden,  als  sie  den  Gefahren, 
mit  welchen  gesetzwidrige  Gesinnungen  das  Ge- 
meinwesen oder  die  Einzelnen  bedrohn,  entge- 
gengesetzt sind.  Nach  der  letzteren  Theorie  folgt 
der  Satz  unmittelbar  aus  dem  Wesen  der  Strafe. 

Nach  beyden  Theorieen  ist  eine  jede  einzelne 
Strafdrohung  gegen  eine  bestimmte  äufsere 
Handluilgzu  richten.  ^^)  Aber  auch  in  der  Be- 
gründung dieses  Satzes  imterscheiden  sich  beyde 
Theorieen  von  einander.  Nach  der  ersteren  Theo- 
rie ist  er  aus  dem  relativen  Zwecke  der  Strafdro- 
hung d.  h.  daraus  abzuleiten,   daf§  sonst  der  rieh- 


poenis, 


24)   Cogitationis  poenam  nemo  patitur.    l  ^S.    D.  de 
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terliclien  VVillkühr  Tliur  und  Thor  geöffnet  seyn 
würde.  Zu  welchen  Willkülirlichkeiten  führten 
nicht  die  berüchtigten  Geset/.e,  welche  während 
der  Französischen  Revolution  gegen  die  \  e  r  d  ä  c  h  - 
tigen  erlassen  wurden?  Nach  der  andern  Theo- 
rie beruht  er  darauf,  dafs  der  Staat  nur  rechts- 
widrige, mithin  nur  bestimmte  äufserc  Handlun- 
gen zu  bestrafen  berechtiget  ist.  Hierdurch  un-* 
terscheidet  sich  zugleich  die  Strafgcwalt  des  Staa- 
tes wesenthch  von  der  der  Gottheit*  Vor  Gott 
ist  die  ünsittHchkeit  der  Sinnesart  schlechthin, 
vor  dem  vom  Staate  bestellten  Richter  ist  sie  nur 
bedingungsweise  strafbar.  Vor  den  Augen  der 
Gottheit  ist  der  gesanimte  Charakter  des  Menschen 
gleichsam  eine  einzelne  Thatsachc.  Der  vom  Staate 
bestellte  Richter  hat  nur  über  eine  einzelne  Er- 
scheinung des  Charakters  zu  tirtheilen.  Er  darf 
und  soll  zwar  auch  die  Handlungsweise  des  An- 
geschuldigten überhaupt  in  ßetrachtung  ziehn; 
(z.  B.  ob  dieser  schon  vormals  dasselbe  Vcrgehn 
verübt,  ob  er  nach  der  That  seine  Rene  durch 
Werke  bezeigt  hat?)  aber  nur  deswegen  und  nur 
in  so  fern,  weil  und  in  wie  fern  er  auf  diesen  (irund 
sein  Urtheil  über  die  Unsittlichkeit  der  fiir  jetzt  in 
Frage  stehenden   That  bauen  kann  und  muis. 

Eben  so  stimmen  bcvde  Tlicoriecii  dariinie,  je- 
doch ebenfalls  aus  verschiedeneu  Giiinden,  mit 
einander  überein,  dafs  nur  der,  welcher  eine  ge- 
setzwidrige That  verübt  hat,  dafs  also  nur  der 
Urheber  oder  der  Gcbülfe  eines  Vergclins  niil 
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einer  Strafe  bedroht  und  belegt  werden  kann.  Nach 
der  Theorie  der  Strafgerechtigkeit  ist  ein  üebel^ 
welches  einem  Unschuldigen,  gleich  als  ob  er  ein 
Vcrgchn  verübt  hätte,  zTugeftigt  wird,  nicht  eine 
Strafe,  sondern  eine  Grausamkeit.  Nach  der  Theo- 
rie der  Straf klugheit  sind  Strafen,  die  einen  Un- 
schuldigen treffen,  weil  sie  zwecklos,  ja  selbst 
zweckwidrig  sind,  verwerflich.  Wenn  des  Un- 
schuldigen und  des  Schuldigen  dasselbe  Schick- 
sal wartet,  so  ist  es  Avackerer,  nicht  unverdient 
zu  unterliegen.  ^^)  —  Jedoch  verstattet  die  letz- 
tere/£heorie,  in  allen  den  Fällen,  in  welchen  es 
ausnahmsweise  zweckmäfsig  seyn  kann,  die  Strafe 
auch  über  den  Unschuldigen  ergehn  zu  lassen, 
von  jener  Regel  abzAiweichen.  Und  nur  zu  oft 
haben  die  urkundlichen  Gesetze  von  dieser  so  be- 
denklichen Erlaubnifs  Gebrauch  gemacht,  indem 
sie  bald  deti  Verdacht  der  Theilnahme  an  einem 
Vergehn  in  gesetzliche  Gewilsheit  verwandeln ,  bald 
die  That  auch  denen,  welche  sie  muthmafslich 
verhindern  konnten,  zur  Strafe  zurechnen,  bald 
den  Urheber  des  Vergehns  durch  die  Liebe  zu 
denen,  die  er  in  seinen  Fall  verAvickeln  würde, 
abzuschrecken  beabsichtigen,  bald  sogar  von  der 
Voraussetzung  ausgehn,  dafs  der  Hang  zu  gewis- 
sen Vergehungen  —  wie  die  Anlage  zu  gewissen 
Krankheiten  —  erblich  sey.  So  wurden  einst  bey 
den  Römern,   wenn  ein  Sklave  seinen  Herrn  er- 

2  5)   Tac.  Ann.  I,  3/. 
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mordet  halte,  alle  dieSkhucn,    ^velcIle  inu  den 
Thäter  unter  demselben  Daelie  woliuien,  sie  mof,- 
len  an  der  Tliat  auch  überall  nicht  Theil  genom- 
men haben,    mit  dem  Tode  bestraft.     Tacilus  '*) 
erzählt    einen    schauderhaften    Fall,    in    uelcheui 
kraft   dieses  Gesetzes  eine  grofse  An/.ahl  8kla\(Mi 
hingerichtet  wurden.     Der  Pracfecius  uröU ,  l>c- 
danius  Secundus,    war  von  einem  seiner  Skla\en, 
(dem  er  die  versprochene  Freiheit  versagte,  oder, 
nach   Anderen,    wegen  eines  Liebeshandels,)  er- 
mordet worden.      Die  Sklaven  desselben  Hauses 
wurden  in  einer  langen  Reihe  zum  Tode  geUihrl. 
Das  Volk  hef  zusammen  ,  die  vielen  Unschuldigen 
zu  beschützen.     Fast  kam  es  zu  einem  Aufslaiul«*. 
Auch   im    Senate   waren   die   Meinungen    gcllicih. 
Da  trat  L.    Cassius,    ein  altgläubiger  Senator  auf 
und  widersetzte  sich  siegreich  dem  V^ersuclie,  das 
Gesetz  aufzuheben.    <t  Wie?  »  sprach  er,  «<  ihr  wollt 
diese  Sklaven  von  der  Strafe  freys])rechen  ?    Wen 
wird  noch  seine  Würde  schiUzen,    da  die  Pßac- 
fectura  iirhis  keinen  Schutz   gewährte?     \\'\:%  die 
Zahl  der  Sklaven,  da  den  Pcdanius  Secundus  \icr- 
hundert  Sklaven  nicht  retten  konnten?  wem  wer- 
den  noch  seine  Leute  zu   Hülfe  kommen,    wenn 
sie  nicht  einmal  aus  Furcht  die  Gefahr  voo  uns 
abwenden?      Doch,    wie  Einige  vorzugeben  nichJ 
erröthen,    der  Mörder  hat   sich  wegen  eines  ihm 
widerfahrnen    Unrechts   gerächt!      "Sww  wohl,   so 


26)    Tat,    Ann.   XIF »    /2  —  ^J 
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wollen  wir  öffentlich  erklären;  dafs  der  Herr  mit 
Recht  getödet  worden  sey!  —  — '  Wie?  der  Sklave 
hätte  den  Vorsatz  gefafst,  seinen  Herrn  zu  ermor- 
den, ohne  dafs  ihm  ein  drohendes  Wort,  eine 
unhewachte  Aeufserung  entfallen  wäre?  Doch  er 
mag  auch  seinen  Vorsatz  in  sich  vwschlossen, 
den  Dolch  sich  ohne  Mitwissende  verschafft  ha- 
ben. K^onnte  er  bey  den  Wachen  vorühergehn, 
die  Thür  des  Gemachs  aufschliefsen,  das  Licht 
hineintragen,  den  Mord  verüben,  ohne  dafs  es 
irgend  Einer  gewahrte?  Eine  Menge  Anzeigen  gehen 
dem  Verbrechen  eines  Sklaven  voraus.  Müssen 
sie  uns  warnen,  so  können  wir  einzeln  unter  Vie- 
len, ruhig  unter  den  für  sich  Fürphtenden,  oder, 
ist  unser  Untergang  dennoch  unabwendbar,  der 
Rache  gewifs  unter  den  Schuldigen  leben.—«  Nur 
durch  Fnrcht  können  wir  diesen  Abschaum  von 
Menschen  aus  allen  Nationen  in  Zaum  halten.  Doch 
Einige  werden  unschuldig  umkommen!  Nun  zie- 
hen denn,  wenn  aus  einem  Heere,  da3  die  Flucht 
ergriffen  hat ,  je  der  Zehnte  hingerichtet  wird ,  die 
Xapfern  nicht  Jiuch  das  LoosJ  Jlin  jedes  grofse 
Beyspiel  hat  etwas  Unbilliges  in  sich,  Doch  was 
der  Einzelne  leidet,  ersetzt  der  Vortheil  des  Gan- 
zen. »  -^  Ein  anderes  Römisches  Gesetz  straft  we- 
gen eines  Hochverrathes  auch  die  Kinder  des  Thä- 
ters,  in  der  Furcht,  dafs  sie  dem  Beyspiele  ihres 
Vaters  folgen  werden.  ^^)  -^  Noch  weiter  geht  die 

aj)  /.  5.   C,  aä  L  JuL  maj.   ^  Pater ni  h.  e.  hereJUarii 
crimirds  exempla   mctuuntur, «       Auf  einem    uiclu   besseren 
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Vorsicht   oder   die    Vcidaclilsainlvoit    des   Ja| 
sehen   llcchls.       Je   (uid  llausei-enthümer   hild« 
eine   Gesellschaft,  welehe  für  die  Ver<rchuiin(rii  ri- 
Des  jeden  einzehien  Gesellsehalis^liedes  verauhvori- 
lich   ist;    dieselbe   Veranlvvorllichkeit  hVgt  fineni 
jeden    Hauseigenthümer  wegen   der  Vergehnngrn 
seiner Miethsleute  und  Hausj>enossen  oh,  ^^)    Sellxsi 
den    heutigen  Europäischen  Hechten  sind  Ce^eir.e 
dieser  Art  nicht  gänzhch  un])ekannt.      So  u(M'dcn 
z.  B.  von  euiigen  dieser  Rechte  Gemeinheiten, 
als  solche,  wegen  gewisser  Vergehungen  mit  einer 
Strafe  belegt.  ^^)  —     Aber  eine  Gemeinheit  ist  ein 
RechtsbegrifF,    ein   Gedankending;     sie  liat   nicht 
als  solche,  sondern  nur  durch  die  jeweihgcn  Gc- 
meindeglieder  einen  Willen;  sie  ist  als  solche  der 
Furcht,  so  w|§  der  Haffnung,  unzugänglich,     Wenn 
im  Namen  einer  Gemeinde  oder  zufolge  eines  Ge- 
meindebeschlusses ein  Vergehn  verübt  worden  ist, 
so  sind  nur  die  Gemeindeglieder,  welche  an  dem 
Vergehn  Theil  genommen  haben,    und  zwar  nur 
als   Einzelne,    strafbar.  —     Aus   dem  vorliegen- 
den Hauptsatze   folgt  ferner,    dafs  alle  die  Stra- 
fen verwerflich   sind,    welche  den  Leichnam  de^ 


Grunde    beruht    ihe  corruption    of   blood    des    tiiglischc» 
Rechts. 

28)  Kämpfer's  Besclirelbun«;  des  Japanischen  Reichs. 
(Rostock  1749.4.)  S.  254  ft.  —  Mifstraun  ist  ein  Grund- 
ton  in  den  Gesetzen  und  Kinridilungen  des  Japanischcu,  »o 
wie  in  denen    des  Cliincsischcn   Reiclis. 

29)  Z.  B.  in  der  Kaiserl.  Wald  Knp.  VIIF ,  1.  3.  —  Kin 
nnderes  Bcvspiel  ist  dlcjjoenn  cünfiscuUonu  omruum  bononun. 
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Verbrechers  oder  wohl  selbst  ein  vernunftloses 
Thier  treffen.  Und  wenn  schon  die  Theorie  der 
Straf klugheit  auch  Strafen  dieser  Art  (z.B.  das 
Flechten  des  Körj^crs  auf  ein  Rad,  das  Verbren- 
nen des  Thieresj^  an  welchem  ein  widernatürliches 
Vei'gehn  verübt  worden  ist,)  ausnahmeweise  ge- 
stattet, so  beurkundet  doch  nichts  untrüglicher 
die  sitdiche  Verkehrtheit  oder  Verdorbenheit  ei- 
nes Volks,  als  wenn  es  solcher  Abschreckungs- 
mittel, weil.es  ihrer  oder  kei^ier  andern  achtet, 
bedarf. 

Dagegen  unterscheiden  sich  beyde  Theorieen, 
was  den  Gegenstand  der  Strafen  betrifft,  yon  ein- 
ander erstens  in  so  fern,  als  nach  der  Theorie 
der  Strafklugheit  gesetzwidrige  Handlungen  wegen 
und  nach  ihrer  Gefährlich  k  eit,  nach  der  Theo-» 
rie  der  Strafgerechtigkeit  aber  diese  Handlungen 
wegen  und  nach  ihrer  Unsittlichkeit  zu  be- 
strafen sind.  —  Die  Gefährlichkeit  einer  gesetz-r 
widrigen  Handlung  richtet  sich  theils  nach  dem 
gröfseren  oder  geringeren  Schaden,  welcher  eine 
Handlung  stiftet  oder  zu  stiften  droht,  theils 
nach  der  gröfseren  oder  geringeren  Wahrschein-^ 
lichkeit  der  zu  verhindernden  That,  Nach  der 
ersteren  Theorie  also  ist  eine  gesetzwidrige  Hand- 
lung zuförderst  desto  härter  zu  bestrafen^  J^  g^'ö- 
fscr  der  Schade  ist ,  den  sie  stiftet  od^r  zu  stiften 
droht;  es  ist  z.  B.  ein  Diebstahl  desto  härter  zu 
bestrafen ,  je  gröfser  der  Werth  der  gestohln^n  Sa- 
v\\ei\  istj^   eine  Verwundung,   je  schwerer  die  zu- 
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gefügten  Wunden  (ihrer  Heilung  oder  ihren  Fol- 
gen nach)  sind;  ganz  so,  nie  die  SicherheiLsIci- 
stungen,  welche  das  hürgcrlichc  Recht  fordert, 
mit  dem  Betrage  des  drohenden  Verlusts  in  Ver- 
hältnifs  zu  sptzen  sind.  ^^)  Nach  derselben  Theo- 
rie sind  gesetzwidrige  Handlungen  ferner  in  dem 
Grade  strafbarer,  in  welchem  es  strengerer  Maafs- 
regeln,  um  sie  zu  verhindern,  bedarf  Nun  ist 
/.war,  so  wie  der  sittlich  verdorbnere  Mensch  in 
der  Regel  der  gefährlichere  ist,  ^u  auch  die  in 
Beziehung  auf  die  Gesinnung  des  Thäters  unsitt- 
lichere Handlung  in  der  Regel  die  straflinrere. 
Jedoch  ist  nach  dieser  Theorie  die  Strafe  auch  in 
den  Fällen  zu  erschweren ,  in  welchen  a  u  s  n  a  h  - 
rae weise  die  Gefahn  einer  Verletzung  des  Gescz- 
zes  nicht  jnit  der  IJnsittlichkeit  der  Handlung  in 
Verhältnifs  steht;  sey  es,  dafs  die  Gelegenheit, 
ein  gewisses  Vergehn  zu  verüben,  allzu  verrühre-» 
risch  ist,  oder  dafs  die  Volksmeinung  das  ^  er- 
gehn  nicht  für  eine  Sünde  hält,  oder  dafs  ein 
wenn  auch  weniger  schuldhafter  Gcmülhszusland 
zu   Vergehungen  besonders  aufgelegt  macht.  *') 


3o)  Daher  legen  die  Gesetzgebungen ,  welche  von  die- 
ser Theorie  ausgehn,  (z.  b.  das  K.  Ikicrsclic  Gcsct/buch,) 
f'In   so  grofse3   Gewicht  auf  die   Folgen    der  Thal. 

30  Ein  Gesetz  des  Pittakus  bestrafte  die  Vergchnn- 
-en  der  T|-unkenen  harter,  als  die  der  Nüchternen.  I>i 
Trunkene  häufiger,  als  Nüchterne,  sündigen,  so  glnubtr  der 
Gesetzgeber  nicht  die  Verzeihllchkcit  eines  in  drr  Trun- 
kenheit verübten  Vergehns,  sondern  das  ön'eiiilichc  Iiitcrcj^c 
i)erücksichtigen  zu  müssen.      ^/isf.   Polit,    //. 
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Daher  ahndeq  so  viele  Gesetzgebungen  z.  B.  die 
Nacbfcrtigung  des  Papiergeldes,  das  Falschaiün- 
zen,  den  Diebstahl  au  Sachen,  die  im  Freyen  stebu, 
die  Verletzung  der  Zollgeselze  u.  s.  w.  mit  J)eson- 
derer  Strenge.  ^^)  Man  kann,  diese  Ausnahme 
von  der  Regel  mit  Vorliebe  verfolgend,  die  vor- 
liegende Theorie  dei'  andern  fast  feiadselig  enlge- 
genstellen.^^)  Aber,  wenn  andeis  die  erstere Theo- 
rie dem  sittlichen  Gefühle  nicht  gänzlich  entfremdet 
werden  soll,  so  ist  jene  Au^Dahme  eher  auf  die 
dringenderen  Fälle  zu  beschränken,  als  mögUcbst 
auszudehnen.  —  Die  andeis  Theorie  zieht  zwar 
ebenfalls  die  äufsere  Gefiilulichkeit  der  Hand- 
lungen in  Betrachtung,  aber  nur  in  so  fern,  als 
die  Unsitllichkeit  einer  Handlung  durch  den  Ge- 
genstand der  Handlung  bedingt  ist.  Es  ist  also  z.  B. 
der  Diebstahl  nicht  schlechthin  nach  dem  gröfse- 
ren  oder  geringeren  Werthe  der  gestohlnen  Sachen 
härter  oder  gelinder  zu  bestrafen;  auch  das  ist 
zu  berücksichtigen,  ob  der  Dieb  mehr  oder  weniger 
stehlen  wollte  u.  s.  w.  Eben  so  kommt  es  bey 
der  Bestrafung  c|es  Vergehns  der  Verwundung  iiicht 
blofs  auf  die  Beschaffenheit  der  zugefügten  Wun- 


32)  Nach  derselben  Theorie  ist  ^in  Djefestöhl,  den  das 
Dienstgesinde  liejf^ehl,  aus  einem  doppelten  Grunde  strafba- 
rer, als  ein  genieiner  Diebstabl;  —  als  eine  Verletzung  der 
Dlciisttreue  und  «  well  Gelegenheit  Diehe  inacbt.  »^  Was.  ist 
nach  der  andern   Theorie  llcclitens? 

33)  Man  könnte  z.  B.  behaupten,  dafs  im  Geiste  dieser 
Tlicorie  d^r  füdschla^-  härter,  als  der  Mord  zu  bestrafen  sev  ! 
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den,  sondern  zugleich  auf  die  ReschafTenheit  d(T 
gebrauchten  Miüel  und  Werkzeuge,  mit  cinein 
Worte,  auf  die  Absichllichkcit  der  That  an.  (Die 
Aufgabe,  ein  Strafgesetzbuch  m  dem  Geiste  die- 
ser Theorie  zu  entwerfen,  ist  besonders  deswe- 
gen so  schwer,  weil  man  bey  der  Bestiinimmg 
der  Arten  und  Grade  eines  und  desselben  Vergehns 
die  sittliche  Verscbiedenhcit  dey  Fälle  an  gewisse 
aufsere  Merkmale  zu  knüpfen  hj\t.)  Jfach  der- 
selben Theorie  ist  es  widerrechllich,  ein  Vergeh n 
schon  deswegen  härter  in  bestrafen,  weil  es,  ohne 
dafs  die  Handlung  in  einem  höheren  Grade  un- 
sittlich wäre,    leichter  begangen  wird, 

Ein  zweyter  Unterschied  zwischen  beydeu 
Theorieen  besteht  darinnö,  dafs  nach  der  Theorie 
der  Straf klugheit  schon  die  Aeufserung  der  Ab- 
sicht, ein  Gesetz  zu  verletzen,  strafbar  ist,  nach 
der  Theorie  der  Strafgerechtigkeit  aber  nur  die 
Handlung  mit  einer  Strafe  zu  bedrohn  und  zu  be- 
legen sind,  welche  zugleich  äufserlich  d.  h.  ab- 
gesehn  von  der  Gesinnung  des  Thaters  die  Rechte 
Anderer  verletzen  oder  gefährden.  Didier  ist  nach 
der  ersterei>  Theorie  auch  der,  welcher  eine  ge- 
setzwidrige Handlung  zu  verübea  droht,  mit  ei- 
ner Strafe  zu  belegen.  Ja,  wenn  die  Gesetze  auf 
dasAndrohn  einer  Vergehung  nicht  dieselbe  Strafe, 
vie  auf  die  Vergehung  selbst,  setzen,  so  ist,  im 
Geiste  dieser  Lehre,  der  Grund  nur  der,  dafs  sie, 
um  mit  ihren  StrafJrohungen  H;ius  zu  halten,  (also 
Kxch  der  Maxime  der  Sparsanik(Mt,)  die  Ungrwifs- 
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heit,  ob  die  Drohung  in  Erfüllung  gehen  werde, 
zum  Besten  des  Schuldigen  auslegen.  Nach  der-- 
selben  Theorie  ist  der  Versuch  eines  Vergehns, 
(wenn  er  anders  nicht  aus  freyem  Willen  eingestellt 
worden  ist,)  dem  vollendeten  Vergehn  der  Straf- 
barkeit nach  gleichzustellen;^*)  und  zwar  selbst 
dann,  wenn  der  beabsichtigte  Erfolg  überall  nicht 
durch  die  That  erzielt  werden  koimte,  z.  B.  wenn 
eine  Mutter  Hand  au  ihr  neugebohrnes  Kind  legt, 
in  der  Absicht ,  das  Kind  zu  töden,  dieses  je- 
doch ,  ihr  unbewufst ,  tod  zur  Welt  gekommen 
ist,  ^^)  Denn  ia  Beziehung  auf  die  Gefährlich- 
keit der  Gesinnung  sind  alle  diese  Fälle  einander 
gleiph.  Dagegen  ist  nach  der  Theorie  der  Straf- 
gerechtigkeit weder  das  Androhn  noch  der  Ver- 
such eines  Vergehns  strafbar.  Denn,  so  gewifs 
auch  das  Recht  des  Staates,  Sicherbeitsmafsregeln 
zu  ergreifen,  durch  irgend  eine  erweisliche  oder 
wahrscheinliche  Gefahr  begründet  wird,  so  be- 
schränkt sich  doch  die  Strafgewalt  des  Staates, 
kraft  des  Grundes  und  des  Zwecks  der  Staatsgewalt 


34)  Auch  hier  folgt  das  Französisclie  Reclit  streng  der 
Abschreckungs- Theorie.       C.  pen.  AtU  2. 

35)  Einen  sonderbaren  Fall  dieser  Art  erzählt  Gratten- 
auer  in  der  Schrift:  Exners  Tod,  ein  merkwürd.  Kriminalfall 
rechtmäfsiger  Nothwehr.  (Bresl.  i8o6.  8.)  S.  44.  Einem 
Gartenbesitzer  war  schon  oft  Obst  von  seinen  Bäumen  ent- 
wendet worden.  Einst,  des  Nachts,  hört  er  ein  Geräusch 
in  den  Aesten  eines  Baumes.  Dort  ahndet  er  den  Dieb.  Er 
holt  ein  Gewehr,  zielt,  drückt  los,  und  es  füllt  —  der  Affe 
seines  Nachbars. 


285 

überhaupt,  auf  die  Verletzungen  einer  Rcrliti- 
pflicht  d.  h.  auf  diejenigen  Handlungen,  durcli 
welche  die  Rechte  Anderer  äufserlich  vcrlct/t 
oder  gefährdet  werden.  Wie  könnte  man  auch 
sonst  zwisclien  der  Sirafgcrecluigkeit  des  Staates 
und  zwischen  der  Strafgerechligkeit  Gottes  unter- 
scheiden? ünsittlichkeit  ist  in  allen  und  jeden  Fäl- 
len und  Beziehungen  dein  Staate  gefährlich !  —  Je»- 
doch  hat  diese  Beschränkung  der  Strafgewalt  des 
Staates  nicht  den  Sinn,  als  oh,  wenn  ein  Vergehn 
angedroht  oder  versucht  worden  ist,  die  Theorie 
der  Straf2:erechti2:keit  auch  der  Anwcndunij  zweck- 
mäfsiger  Sicherheitsmafsregeln  entgegenstände.  Nur 
Strafen  sind  in  Fällen  dieser  Art  unzulässig.  Man 
glaube  nicht,  dafs  diese  Unterscheidung  allein  den 
Worten ,  nicht  der  Sache  gelte.  Die  Vorkehrungen , 
welche  die  Theorie  der  Strafgerechligkeit  gegen  das 
Androhn  oder  gegen  den  Versuch  eines  Vergehns 
zu  treffen  gestattet,  beruhen  auf  dem  Rechte  der 
Nothwehr.  Eine  Bürgschaft  für  diis  gute  Beitragen 
des  Verdächtigen  sind  sie  von  den  Gesetzen  nach 
denselben  Grundsätzen,  wie  andere  Sicherheitslei- 
stungen, zu  behandeln.  Der,  welcher  eine  ge- 
setzwidrige Gesinnung  durch  Worte  oder  Werke  an 
den  Tag  gelegt  hat,  wird  also  die  Sicherheit,  die 
er  für  sein  gutes  Betragen  —  nuf  eine  hestimnilc 
Zeit  —  zu  leisten  hat,  in  der  Regel  durch  Bürgen 
bestellen  können;  nur  dann,  wenn  er  keine  taugh- 

chen Bürgen  finden  kann,  wird  ei eine  beslimmlc 

"Zeit  lanff — zur  Sicherung  des  Gemein  ucsens  inllafi 
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zo  enthalten  sejn^,.  Wenn  sich  die  Umstände  ver- 
ändern oder  wenn  der  Vei^dächtige  standhafte  Be- 
weise der  Besserung-  giebt^  so  kann  die  geleistete 
Sicherheit  ihrer  Art  nach  gemilden  oder  vor  der 
bestimmten  Zeit  wieder  aufgegeben  werden.  ^^) 

Aus  diesem  Unterschiede  zwischen  beydenTheo- 
rieen  folgt  eiu  anderer  zt^ischen  denselben  Theo- 
rieen.  Nach  der  Theorie  der  Strafklugheit  sind  die 
Gehülfen  eines  ^%'gehns  mit  derselben  Strafe,  wie 
der  Urheber  desselben,  zu  belegen  |  nach  der 
Theorie  der  Strafgerechtigkeit  3ind  sie,  alles  an- 
dere gleichgesetzt,  weniger  strafbar,  als  der  Ur- 
heber des  Vergehns,  und  zwar  in  dem  VerhKltnisse 
weniger,  in  welchem  sie  zu  der  Vollbringung'  der 
That  w^eniger  mitgewirkt  haben.  Das  Englische 
und  das  Französische  Recht  folgt  der  ersteren,  das 
Deutsche  def  letzteren  RegeL  ^^) 


SECHSTES   HAUPTSTÜCK. 

Fori    dem    Mafss  t  üb  e    der    Strafen. 

Der  Mafsstab  der  Strafen  ist  die  Reg-el,  nach 
welcher  die  Strafe  eines  jeden  einzelnen  Vergehns, 
ihrer  Art  und  ihrem  Grade  nacli ,  zu  bestimmen  ist. 


36)  Das  Englische  Reclit  maclit  bej  Vergeluuigen  einen 
Rehr  heachtungsweithen  Gebrauch  von  Sicherheitsleistungen, 
wenn  es  auch  nicht  schlechthin  zur  Bestätigung  der  im  Texte 
geäufsertcn  Ansicht  angeführt  TverJen  kann. 

3;)    a  peru  Art.  59.     P.  Ger*  Ordn.  Karls  V*  Art.  177. 
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Die  Aufnabc  (Hcscs  llanplsfiickos  {^oluirr  7u  d(Mi 
schwierigsten,  so  wie  /u  deu  wicluinsirn  Aiif^Mlini 
der  Srrai'roclitswissenscliafr.  Und  f^leiihwnld  schri- 
llen bey  weitem  die  meisten  urkiindlichcn  (;o!9cU- 
gebungen  bey  der  Beantwortuiifr  dieser  Aufgabe 
nicht  irgend  eine  Regel  befolgt,  sondern  in  nii 
GUicksrad  gegriffen  zu  baben.  Die  Gescbirhte  den 
urkundlichen  Strafrechts  ist  ein  Scbiuipl.itA  drr 
menschlichen  Grausamkeit,  der  Erfind iinrrski-ifj 
der  Menschen  in  dem  Gewerbe  des  QuaU-ns  und 
Marterns.^^)  Selbst  das  Kriegsrecht  bat  seineGren- 
zen;  sollte  das  Recht  zu  strafen  allein  unbeschränkt 
seyn?  Auch  die  Schrifcsteller  über  (]i\H  Strafreclu 
bleiben  in  dieser  Lehre  fast  insgesamt  nur  b(*v  dem 
Allgemeinen  stehn.  Wenn  der  Versuch  schon  einen 
Werthhat,  so  ist  das  Mifslingen  einer  Arbeit  desto 
verzeihlicher. 


ERSTE     ABTHEILUNG. 

T^on  dem  Manfsstabc ,   nach  wchhcm  vorsäfzticlic  J^cri^t-hd 
zu   bestrafen   sincL 


I)      Theorie  der  StraßdnfrheU. 

Wenn  und  da  nach  dieser  Theorie  die  Gef-ibrlirb- 
keit  einer  gesetZAvidrigen  Handlung  der  Grund  der 
Strafbarkeit  ist,  so  ist  nach  derselben  Theorie  ein 


38)    Jac,    Döplcr  theafrnm  pocnarum  etc.      St»ini«  i  sh, 

1693.    4- 
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Vero'ehn  in  dem  Grade  harter  oder  mil- 
der zu  bestrafen,  in  welchem  es  mehr 
oder  weniger   gefährlich  ist. 

Bey  der  Anwendung  dieses  Folgesatzes  auf  die 
Bestrafung    der   einzelnen   Vergehen  biethet  sich 
zuf orderst  die  Sdiwierigkeit  dar,    dafs  es  für 
die  gröfsere  oder  geringere  äufsere  Gefährlich- 
keit der  Vergehen  überall  nicht  eiiien  allgemein- 
gültigen Mafsätab   giebt.      Allerdings  ist  ein  Ver- 
gehn,    welches    mehrere  Personen  oder  mehrere 
Güter  zugleich  verletzt  oder  gefährdet,   schwerer, 
als  ein  jedes  unter  demselben  begriffene  einfache 
Vergehn;   und  eben  so  ist  ein  und  dasselbe  Ver- 
gehn  in  dem  Grade  schwerer    öder  leichter,    in 
welchem  es  in  Beziehung   auf  seinen  Gegenstand 
mehr  oder  weniger  gefährlich  ist.     Aber  diese  und 
ähnliche  Regeln    betreffen  nur    die    quantitative, 
nicht  die  qualitative  Verschiedenheit  der  Verge- 
hen.    In  der  letzteren  Hinsicht  ist  ein  und  dasselbe 
Vergehn,  nach  Zeit  und  Umständen,    bald  mehr, 
bald  weniger  geßihrlich.     In  einem  Staate,  dessen 
Verfassung  theokratisch  oder  hierarchisch  ist  >  wer- 
den billig  die  Handlungen,  durch  welche  die  der 
Gottheit   gebührende  Ehrerbietung  verletzt  wird, 
mit  besonderer  Strenge  geahndet,  wahrend  in  an- 
dern Staaten,  welchen  jene  Verfassung  fremd  ist, 
die  Bestrafung  derselben  Handlungen  wohl  selbst 
der  Kirchenzucht  anheimgestellt  wird.  In  England^ 
in  einem  Lande,  in  welchem  Treu  und  Glaube  im 
Handel   und  Wandel   ein   besonderes   öffentliches 
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Interesse  hat,  wird  dl^  AViTälsclumi;  ciiirs  W  ccli- 
sels  oder  einer  ähnlichen  Urkunde  nicht  ohne  (Jrund 
oder  wenigstens  nicht  ohne  eineu  Schein  desUrchls 
mit  dem  Tode  bestraft;  in  einem  Staate,  in  wel- 
chem das  Handelsinlcresse  nur  eine  nnterpeord- 
nete  Stelle  einnimmt,  wi\r<le  die  Todesstrafe,  ik\% 
Strafe  dieses  Vergehns,  unverhühnirsniäfsig  liart 
seyn.  —  Jedoch  diese  ganze  Schwierigkeit  dürfle 
nur  auf  einem  Mifsverstiindnisse  henihn.  kein 
Mafsstab  der  Strafen  kann  und  soll  in  dem  Sinne 
allgemeingültig  seyn,  dafs  nach  demsclhen  ein 
jedes  einzelne  Vergehn  bey  einem  jeden  Volke  und 
zu  einer  jeden  Zeit  in  demselben  Grade  straflinr 
wäre,  - —  keiner  in  dem  Grade  sicher,  dafs  nach 
demselben  die  Strafbarkeit  der  oinzeliinl  \  erge- 
hen mit  mathematischer  Schärfe  oder  anders,  als 
vergleichungsw^eise,    bestimmt  werden  könnte. 

Eben  so  wenig  mögtc  sich  dem  obigen  Mafs- 
stabe  die  Einwendung  mit  Gnmd  entgegensetzen 
lassen,  dafs  bey  der  Bestrafung  der  Vergehen  nicht 
blofs  die  äufsere,  sondern  zugleich  die  innere 
Gefährhchkeit  der  Handlungen  (die  GeHihrlich- 
keit  der  Gesinnung)  /u  berücksiel: l igen  sey, 
der  Mafsstab  der  letzteren  aber,  wenn  anders  ein 
solcher  mödich  sev,  den  Mafsstab  der  ersteren 
unsicher  oder  ilrltaiiglich  mache.  Diese  Hinwen- 
dung ist  uflhahbar,  weil  sie  zu  weit  geht.  (Qm 
nimium  probat ,  nil  probat.)  Eine  t  o  1 1  k  o  m  - 
mene  Strafgerechtigkeitspflegc  k.mn  nur- 
das  Volk  haben,    welches  iiberall  keine 

Zachaji'd  fciricnwqslehrp.  ■  ^ 
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Strafgesetze  hat.     Demi  eine  jede  Strafgesetz- 
oebung  mufs  ihrem  Wesen  nach  dem  Richter  mehr 
oder  weniger  die  Macht  benehmen  ,  eine  jede  ein- 
zelne Vergehung  ihrer  eigenthümlichen  Beschaffen- 
heit nach  und  nahmenthch  in  Beziehung  auf  die 
iunere  Gefährh'chkeit  der  Handlung  zu  bestrafen. 
Eine  jede  Strafgesetzgebung  mufs  die  innere  Ge- 
fährlichkeit der  Handlungen  mehr    oder  weniger 
unberücksichtiget  lassen ^    weil  sie  nur  in  so  fern, 
als  sie  sich  an  die  äufsere  Gefährhchkeit  der  Hand- 
lungen hält,     sattsam  bestimmte  Strafdrohungen 
aufstellen  kann.     Aber,  solange  die  Menschen  ei- 
ner Strafgesetzgebung  bedürfen,    um  der  richter- 
lichen Willkühr  Ziel  und  Mafs  zu  setzen  d.  h.  so 
lange   die  Menschen  Menschen  sind,    kann  man 
einen  Mafsstab   der  Strafen  nicht  schon  deswegen 
verwerfen,    weil  er  nicht  eine  den  Menschen  un- 
erreichbare Vollkommenheit  hat.     Wenn  auch  nach 
dem   vorliegenden  Mafsstabe   die  innere  Gefähr- 
lichkeit der  Handlungen  nicht  vollständig  in  Rech- 
nung genommen  werden  kann,  so  kann  sie  doch 
theils  durch  die  gesetzliche  Bestätigung  gewisser 
Milderungs--  und  Verschärfungsgründe  der  Stra-- 
fen,    theils  bey  der  Begriffsbestimmung  der  ein- 
zelnen Vergehen  berii(;ksichtiget  werden.     Nur  so 
viel  ist  auf  jene  Einwendung  einzuräumen,    dafs 
die  Abschreckungstheorie  in   so  fern  die  unvoll- 
kommncre  ist,  als  sie,   um  sich  der  Wirksamkeit 
der  gesetzUchen  Strafdrohungen  zu  a ersichern,  dtn 
Milderungsgründen  der  Strafen  besonders  abhold 


ist.  Das  Französische  StrafG^csclzhucli ,  auch  in  ilir- 
ser  Be/j'eluing'  der  Abschreckungslheorie  treu,  i\r 
mit  Milderungs^'ünden  mifstrauisch  karf(. 

Dagegen    ist  eine  dritte  Einwendung   gegen 
den  in  Frage  stehenden  MafsSlab  von  der  Erheb- 
hchkeit,  dafs  sie  vrohl  überall  nicht  enikräfict  wer- 
^  den  kann,  vielmehr  die  Abschreckungslheorie  selbst 
trifft.      Die  Einwendung   lautet  so:    Aus  der  Ab- 
schreckungstheorie folgt  allerdings,    dafs,    je  ge- 
fahrhcher  das  Vergehn  ist,  desto  härter  die  Strafe 
seyn  soll.     Aber^  kann  man  denn  durch  die  Be«- 
schaffenheit  des  Vergehns  die  Beschaflenheit  der 
dem  Vergehn  gebührenden  Strafe  bestimmen  ?  kann 
man  an  der  verhältnifsmäfsigen  Gefährlichkeit  der 
Vergehen  die  verhaltuifsmäfsige  Gröfsc  der  Stra- 
fen d.  h»  von  zwey  verschiedenartigen  Gegenstan- 
den den  einen  an  dem  andern  messen?     Nun  wird 
man  zwar  dieser  Schwierigkeit  dadurch  ausweichen 
zu  können  glauben,    dafs   man  die  Vergehen  für 
sich  und  die   Strafen    für  sich  ihrer  Gröfse  nach 
mifst   und  abstuft,    und    dann  das  eine  iMaas  mit 
dem  andern  zusammenhält.     Allein,    da  die  Stra- 
fen sinnhche  Uebel  sind,  so  läfst  sich  die  vrrliäh- 
nifsmäfsige  Gröfse  derselben  schlechtbin  nicht  auf 
eine  allgemeine    oder   objective  Hegel  zurücklüh- 
ren.     Dasselbe  Strafübel   triilt  den  Einen  härter, 
einen  Andern  weniger;  ein  Dritter  hält  es  vielleicht 
überall  nicht  für  ein  Uebel.       Und  wie  kann  man 
wohl  die  verschiedenen  Arten  der  Strafen  wieder 
unter  sich  mit  Sicherheit  vergleichen? 

19  • 
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Zu  demselben  Resultate  fiihrt  eine  Prüfung  der 
Versuche,  welche  man  gleichwohl  gemacht  hat 
oder  machen  kann,  um  das  Mafs  der  Strafen  nach 
den  Grundscälzen  der  Abschreckungslheorie  zu  be- 
stimmen. 

Man  kann  1)  die  obige  Einwendung  ihrem  gan- 
zen Umfange  nach  einräumen,  jedoch  aus  der  Un- 
möglichkeit, die  Strafen  verhältnifsmäfsig  abzu- 
stufen, die  Folgerung  ziehn,  dafs  ein  jedes  Ver- 
gchn  mit  der  Todesstrafe  zu  belegen  sey.  Da 
der  Siaat  ein  jedes  rechtliche  Interesse,  das  eine 
wie  das  andere,  in  Schutz  zu  nehmen  hat,  da  es 
gleichwohl  an  einer  Regel  fehlt,  um  einem  jeden 
einzelnen  Vergehn  durch  eine  auf  dessen  Wesen 
berechnete  Strafdrohung,  (gleichsam  durch  ein 
specificisches  Mittel,)  vorzubeugen,  so  bleibt,  wie 
es  scheint,  dem  Staate  nichts  anderes  übrig,  als 
gegen  ein  jedes  Vergehn  die  äufs erste  Sicher- 
heitsmafsregel  vorzukehren.  Diese  ist  aber  die 
Todesstrafe;  denn  der  Mensch  ist  der  Sklav  seines 
Lebens.  Dieselbe  Strafe  hat  auch  das  fiir  sich, 
dafs  sie  wenigstens  den,  an  welchem  sie  vollzo- 
gen wird,  von  der  Veriibung  neuer  Vergehen 
gründlich  abhält.  - — •  In  der  That  liegt  diese  An- 
sicht mehr  als  einer  urkundlichen  Gesetzgebung 
zum  Grunde,  Bekannt  oder  berüchtiget  sind  die 
mit  Blut  geschriebenen  Gesetze  Drako^s.  Befragt 
über  den  Blutdurst  seiner  Gesetze  antwortete  die- 
ser Gesetzgeber  der  Athenienser:  «Schon  die 
kleinsten  Vergehen  schienen  mir  des  Todes  werrh 
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/u  srvn;  lür  die  grofsercn  frliUo  es  mir  danu  an 
Strafen.  ^^)  Das  allperuanisclic  Recht  brdrolilc, 
wie  herichlet  wird,  alle  V  erf»elicn  mit  dcmliido.*") 
Mit  derselben  Strafe  wird  in  Japan  die  Melir/Milil 
der  Verbrechen  helegl.  ^*)  Ja  selbst  in  Kiif^iand 
gab  es  noch  im  Jahre  1821  nicht  wenig<T,  als:230 
V^ergehen,  auf  welche  die  Todesstrafe  stand.  ^-;  — 
Jedoch  diese  Ansicht  steht  n)it  nnsern  Ijegrif- 
fen  von  der  sittHchen  Verscliiedenlu  it  <ler 
Handlungen  und  von  dem  sittlichen  Werlhe 
des  Lebens  7ai  sehr  in  Widerspruch,  als  da fs  eine 
sorgfiiltigere  Prüfung  derselben  die  Mühe  lohnen 
würde.  Wenn  man  die  leichten  Vergehen  den 
schweren  m  der  Bestrafung  gleichstellt,  so  ver- 
mindert man  den  Abscheu  vor  diesen,  anstatt 
jene  verabscheuungswürdiger  zu  machen,  Kinc 
jede  Strafe,  die  der  Staat  verhängt,  ist  ein  Auf- 
wand, den  der  Staat  macht,  und  zwar  im  Sinne 
der  Wfrthscbaftslehre,  ein  unfruclubarer  Aufwand. 
Mit  dem  Leben  der  Ünlerthanen,  mit  deui  kost- 
barsten Gute  des  Menschen ,  soll  der  Staat  am  we- 
ninsten  verschwenderisch  se\n. 

2)   Eine  jede    Vergehung    hat  ihren  Grund  In 
einem  bestimmten  Gcöusse  oder  Voj'thcile,    mcI- 


39)  Plutarcfu   in   Dracone. 

40)  Robertson's    history   of  America   III ,    4'JJ. 

4i)  Thunberps  Bclsrn  in  Afiika  nn«l  Aslni.  In  clrm 
Magaz.  vonmerkvv.  neuen Koiscbcschr.  \  il.  IM.  I^'*il.  «JU«-  *• 

42)   Sei'crif/  o/j)unuhm€nt.      Sperth  ü!'  '''    A    '' 

in  the  Ilouse  of  Couvnons.      Lonäs  iS'^f-  -• 
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chen  sich  der  Tbatcr  durch  die  üebertretung  des 
Gesetzes  zu  verschaften  beabsichtiget.  Man  kann 
also  den  Zweck  der  Strafen  nichtanders  oder  nicht 
besser  erreichen,  als  Avenn  man  ein  jedes  einzelne 
Vergehn  mit  dem  Uebel  bedroht,  welches  das  ge- 
rade Geffcntheil  von  dem  durch  die  That  beab- 
sichtigsten  Genüsse  ist.  Man  hat  also  nicht  alle  und 
jede  Vergehen  mit  demselben  Mafse ,  sondern  ein 
jedes  Vergehn  mit  seinem  eigenen  Mafse  zu  mes- 
sen. Nur  die  verschiedenen  Grade  eines  und  des- 
selben Vergehns  lassen  eine  Vergleichung  zu.  — 
In  Gemäfsheit  dieser  Regel  ist  z.  B.  der,  wjelcher 
sich  dem  Kriegsdienste  durch  die  Flucht  entzieht, 
mit  einer  Verlängerung  der  Dienstzeit,  der,  wel- 
cher im  Kriege  feig  seinen  Posten  verläfst,  mit  dem 
Tode,  der,  welcher  durch  widerrechtliche  Mittel  ein 
Amt  erlangt  hat,  mit  dem  Verluste  des  Amtes  und  mit 
der  Unfähigkeit  zu  irgend  einer  öiFentlichen  Anstel- 
lung, der,  welcher  durch  einen  Zweikampf  seine  Eh- 
re zu  retten  gesucht  hat,  mit  der  Ehrlosigkeit,  der, 
Aveleher  sich  der  Entrichtung  der  öffentlichen  Ab- 
gaben betriigerisch  entzieht,  mir  einer  dem  ge- 
machten Gewinne  entsprechenden  Erhöhung  der 
Abgabo  zu  bestrafen.  —  Allein,  so  zweck^ien- 
UqU  auch  diese  Regel  an  sich  ist  oder  sejn  mag, 
so  kann  sie  doch  'mm  wenigsten  nur  ausnahme- 
weiso  und  nur  bey  einigen  Vergehen  zur  Bestim- 
mung der  gesetzlichen  Strafe  benutzt  werden.  Schon 
diei  Voraussetzung,  dafs  eine  jede  Vergehung  ihren 
Grund  in  der  Aussicht  auf  einen  beslimmten  Genufs 
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oder  Vortlicil  habe,  ist  unrlchllg,  es  gicbl  VVr- 
gchungen,  welche  aus  Mullnvillcn  oder  aus  IJos- 
lieit  begangen  werden.  Es  bat  ferner  eine  und 
dieselbe  äufsere  Tbat  bald  diese  bald  eine  andere 
Triebfeder,  bald  auch  mehrere  Triebfedern  zu- 
gleich. Endlich,  oft  ist  es  unmöglich  oder  unaus- 
führbar, oft  auch  ist  es  un/.ulässig,  den  Thäler  ei- 
nes Vergehns  mit  dem  Uebel  heimzusuchen,  welches 
seine  Freude  unmittelbar  in  Leid  verwandeln  würde. 
Auf  die  vorh'egende  Aufgabe  bezieht  sich  3) 
das  sogenannte  Recht  der  Vergeltung,  (das  jus 
talionis,)  der  Grundsatz,  dem  Uebelthäter  den 
Schaden  zuzufügen,  den  er  selbst  durch  das  Ver- 
gehn  Andern  zugefügt  hat.  Auge  um  Auge,  Zahn 
um  Zahn,  Leben  um  Leben.  Zwar  ist  dieser 
Grundsatz  von  Mehreren,  z.  B.  selbst  von  Kant,  ***) 
zum  reehtlicben  Mafsstabe  der  Strafen  erho- 
ben worden.  Aber  in  dieser  Eigenschaft  dürfte 
er  auf  einer  Verwechskmg  der  Begriffe  berului. 
Der  Ersatz  für  eine  Rechtsverletzung  soll  billig,  sei- 
ner Art  und  seiner  Gröfse  nach,  dem  ui<lerrccbt- 
lieh  verursachten  Schaden  möglichst  gleich  scyn. 
Aber  dieStrafe  ist  nicht  dicBezahhmg  einer Schuhi, 
sondern  eine  der  Schuldhaftigkeit  auferlegte  Bufsc\ 
Dagegen  läfst  sich  für  den  Grundsalz  der  \  erf;cl- 
tung  aus  dem  Standorte  der  Abschrock  ungs- 
theorie  anführeu,  dafs  Vcrgellung  am  cn>püud- 


43)  In  den  melapliyslschen  Anfang<^rnn..)rn  r)rrRrc>»»*- 
lehre. 
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iichsten  schmerzt,  (die  Rache  greift  immer  zuerst 
zur  Vp*r)^'!H]"gO  ^i"^  ^^^s  daher  von  einer  Straf- 
gesetzgebung, welche  jenem  Grundsatze  entspricht^ 
die  heilsamsten  Folgen  zu  erwarten  sind.  Wie 
könnten  auch  sonst  in  so  vielen  Gesetzgebungen  '**) 
Strafen  der  Vergeltung  vorkommeft?  Und  wenn 
schon  die  Gesetzgebungen  dieser  Art  fast  insge-, 
samt  einem  roheren  Zeitalter  angehören,  sp  Siind 
sie  doch  vielleicht,  je  kunstloser,  fiesto  vollkom- 
mener. So  nahe  liegt  der  Grundsatz^  der  Vergel- 
tung dem  Menschen,  dafs  die  Gesetze  hauptsäch- 
lich deswegen  zu  symbolischen  Strafen  z.  B.  zum 
Abhriun  der  Hand  wegen  ein  es  Meineydes,  zumAus- 
reifsen  der  Zunge  wegen  einer  Gotteslästerung,  ^^) 
ihre  Zuflucht  genommen  zu  haben  scheinen,  um, 
wenn  sie  der  Grundsatz  verliefs,  die  Wirklichkeit 
durch  ein  Bild  zu  ersetzen.  —  Gleichwohl  triflt  die- 
sen Mafsstab  wenigstens  der  Vorwurf  der  Unzu- 
länghchkcit.  Es  ist  bald  unmöglich ,  bald  unaus- 
führbar, bald  unzulässig,  die  Strafen  nach  dem 
Grundsatze  der  Vergeltung  zuzumessen.  Man 
kann  überdiefs  gegen  diesen  Mafsstab  alle  die 
Gründe  wenden,  durch  welche  oben  der  von  den 
rriebfedern  der  Handlungen  eptlehnte  Mafsstab 
unterstützt  \Yurdp, 


44)  2;.  B.  iiT^  Mosaisdicii,  im  Römisclien  Reclite.  «Qui 
mcmbrum  rupsit  ,1»  saj-t  ein  GeseU  der  XII  Tafeln,  «  ni  cum 
CO  paicit f    ialiü   esto.y^ 

45)  Ein  anderes  Bevsplel  s.  in  der  /.  (j.  pr.  D,  ad  l. 
Pomp,  de  panic. 
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ßcy   der   AuÜ6suv,r  der  vorlicgcndon  Auf-nhc 
kann   endlich  4)  der  \Ve-  einncscldaf^m  norden, 
dafs  fiir  alle  und  jede  Veroelicn  dieselbe  Slndint 
und  zwar  eine  Strafart,  welche  eine  Absluünio  a„. 
Jäfst,  gewählt  wird.     Die  Strafen  sind  alsdann  (in 
^  uhstracto  und  in  concreto)  so  zuzumessen,    dafs 
man    die  Stufenleiter  der  Vergehen  nn't  der  Slu- 
fenleiter  der  gewähhen  Strafart  veigleichungsweisc 
in  Verhältnifs  setzt.     Die  Strafen,    Molche  in  He- 
Ziehung  auf  die  Möglichkeit,    sie  ahzuslufcn,    für 
diesen   Zweck    taugen,    sind    körperliche  Ziidili- 
gungen,   Geldslrafeu,    die  Landesverweisung,   die- 
Gefängnifsstrafe.    —      Allerdings  ist  dieser  Mafs- 
stab   in   so  fern   unvollkommen,   als  er  die  Stra- 
fen der  Vergehen  nur  dein  Ci»ade,  nicht  aber  der 
Art  nach   bestimmt.      Aber  gerade   diese  Unvoli- 
kommenheit  kann  —  imGcisle  der  Abschreckungs- 
theorie — ^  zugleich  als  ein  Vorzug  betrachtet  av er- 
den.    Denn  wer  mogte  m  ohl  —  im  Geiste  dersel- 
ben Theorie  —  behaupten,    dafs  irgend  eine  be- 
stimmte Strafart  zu  alten   Zeiten   und  unter  allen 
Umständen  genüge?      Dagegen  hat   dieser  Mafs- 
stab  vor  einem  jeden  andern  das  unbestritten  vor- 
aus, dafs  er,  die  Vergehen  und  ebenso  die  Stra- 
fen einander  gleichstellend,    die  Mr)glichkeit,    die 
einen  an  den  andern  zu  messen,    wenn  auch  nur 
voraussetzungsweise  begründet.     Wenn  rnan  übri- 
gens auch   kaum  irgend  eine  urkundliche  GeseU- 
;ebung  findet,    welche   die  Ausführbarkeil  dieser 
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Idee  volktändig  durch  die  That  bestätigte,  *^)  so  ist 
dochbey  weitem  in  den  meisten  Gesetzgebungen  ir- 
gend eine  Strafart  die  Regel,  zu  welchensich  die  übri- 
gen in  denselben  vorkommenden  Strafarten  nur  als 
Ausnahmen  verhalten.  So  sind  z.  B.  in  den  Chi- 
nesischen Gesetzen  die  körperlichen  Züchtigungen 
(mit  dem  Bamburohre!)  in  den  ältesten  Deutschen 
Gesetzen  die  Geldstrafen,  in  den  Deutschen  Ge- 
setzen des  Mittelalters  die  Landesverweisung,  in 
den  neueren  Europäischen  Gesetzen  die  Gefang- 
nifsstrafen,  (dieses  Wort  in  seiner  weitesten  Be- 
deutung genommen,)  vorberrschend.  —  Jedoch 
bey  der  Beschränktheit  unserer  Strafmittel,  wird 
man  allemal  zu  irgend  einer  Haupt-  oder  Gat- 
tungsstrafe seine  Zuflucht  nehmen  müssen.  Aber, 
sobald  man  von  der  Abschreckungstheorie  ausgeht, 
wird  man  sich  nie  für  eine  Meinung  erklären  kön- 
nen, welche,  wie  die  vorliegende,  bey  der  Wahl 
des  Strafiibels  eine  jede  Rücksicht  auf  die  Trieb- 
feder oder  auf  die  äufsere  Eigenthümlichkeit  der 
Vergehen  ausschliefst.  Vielmehr  wird  unter  die- 
ser Voraussetzung  eine  Strafgesetzgebung,  je  man- 
nigfaltiger die  Strafübel  sind,  mit  welchen  sie  die 
verschiedenen  Vergehen  bedroht,  als  desto  voll- 
kommener erscheinen. 


46)  Ausgenommen  etwa  die  'Gesetzgebung  von  Pen- 
svlvanifu  ,  als  welche  nur  einige  wenige  Veigelien  mit  dem 
Tode,  alle  andere  aber  mit  Gefängnifs  bestraft.  Vgl.  Anm. 
3.  dieses  Buclis. 
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Und  so  bleibt  denn,  wenn  mau  von  der  Al>- 
schreckungsiheorie  ausgebt,  oder  in  wie  fern  man 
auf  dieselbe  zurückkommen  mufs,  kaum  etwas 
anderes  übrig,  als  dafs  man  die  verscbiedenen 
möglieben  Regeln  ,  nacb  wclcben  einem  jeden  rin- 
zelnen  Vergebn  seine  Strafe  der  Art  und  dein  tirado 
nacb  bestimmt  werden  kann,  obne  irirend  ein 
V^orurtbeil  an  den  Prüfstein  der  Erfabrung  bäh. 
(Sind  wir  wobl  in  der  Heilkunde  —  in  der  Er- 
ziebungskunst ,  wo  es  sieb  um  eine  äbnUcbe  Auf- 
gabe bandelt,  um  vieles  weiter?)  Den  Scblib.sen, 
welcbe  aus  dieser  Quelle  abgeleitet  werden,  kann 
man  jedocb  nur  in  so  fern  mit  der  in  Fällen  die- 
ser Art  erreiclibaren  Sicberbeit  vertraun,  als  sie 
auf  genaue  Verzeicbnisse  von  den  Vergebungen, 
welcbe  von  Jabr  zu  Jabr  zur  kenntnifs  der  (Je- 
ricbte  gelangen,  und  zwar  auf  die  Straflisten  meb- 
rerer  Staaten  gebaut  sind.  Nocb  fcblt  es  uns  an 
einem  Werke,  welcbes  die  Resultate  der  Euroi)äi- 
scben  oder  aücb  nur  der  üeutscben  Slrafgesetz- 
gebungen  in  diesem  Geiste  zusammenstellte.  Die 
Hauptscbwierigkeit  bey  einer  solcben  Arbeit  würde 
die  seyn,  den  Strafgesetzen  nicbt  das  zum  Lobe 
oder  zum  Tadel  anzurecbnen,  was  andere  Lrsa- 
cben  zur  Vermebrung  oder  zur  Venninderuug 
der  Vergebungen  be^nragen. 

II)     Theorie   der  Straf  Gerechtigkeit. 
Die  Aufgabe  —  einen  allgemeinen  Mafsslab  der 
Strafen  aufzustellen  —  ist  unUr  einer  Jeden  Vor- 
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ausselzung  nur  in  so  fern  auflösbar,  als  man  tliells 
alle  Vergehen  als  einander  gleichartig  betrachten , 
theils  für  alle  und  jede  Vergehen  eine  und  die- 
selbe Strafart  und  zwar  eine  Strafart,  welche  einer 
Abstufung  empfanglich  ist,    wählen  kann. 

Nach  der  Theorie  der  Sfrafgerechtigkeit  sind 
nun  zuförderst  alle  und  jede  Vergehen  einander 
schlechthin  gleichartig.  Sie  sind  insgesamt  wegen 
der  Unsittlichkeit  der  Gesinnung  strafbar,  welche 
durch  die  That  an  den  Tag  gelegt  wird.  JSie  sind 
in  dem  Grade  mehr  oder  weniger  strafbar,  in 
welchem  diese  Gesinnung  mehr  oder  weniger  un- 
sittlich ist.    . 

Ferner:  Dieselbe  Theorie  kann  wenigstens, 
ohne  mit  sich  selbst  d.  h.  ohne  mit  den  Gesetzen 
in  Widerspruch  zu  geralhen,  auf  welchen  nach  ihr 
die  Wirksamkeit  der  Strafen  beruht,  für  alle  und 
jede  Vergehen  eine  und  dieselbe  Strafart  wählen. 
Denn  da  diese  Theorie  einerseits  das  Vergehen 
nicht  seinem  Ursprünge,  sondern  seiner  Schänd- 
lichkeit nach  bestraft,  und  andererseits  von  den 
Strafen,  nicht  weil  die  Strafe  schmerzt,  sondern 
weil  sie  eine  Schande  ist,  Sicherheit  erwartet,  so 
kann  sie  bey  der  Wahl  der  Strafen  eben  so  wohl 
die  Verschiedenheit  der  hiteressen,  welche  den 
Vergehungen  zum  Grunde  liegen,  als  die  Ver- 
schiedenheit des  Eindrucks,  welchen  derselbe 
Schmerz  auf  verschiedene  Menschen  macht,  un- 
herücksichliget  lassen. 

Jedoch   es  dürfte  sogar   aus  der  Theorie  der 


«  Strafgercchtinkcit  uniniirelUir  tlrr  (iniiKUat/.  Ihm- 
m  vorgehn,  Jafs  auf  alle  und  jede  Vcrgchni  dieSiralr 
P  der  Landesverweisung,  (iUc  pocna  cxlUi,)  oder, 
wenn  und  da  diese  Strafe  aus  Gründen  des  \  iilkcr- 
rechts  unzulässig  ist,  statt  derselben  die  Strafe  der 
Verbannung,  {^\q pocna  deportationis)  oder  wenn 
und  da  diese  Strafe  von  den  wenigsten  Staaten  in 
Vollziehung  gesetzt  werden  kann,  statt  dcrseJhen 
die  Gefängnifs strafe,  (dieses  Wort  in  seiner 
weitesten  Bedeutung  genommen,*')  zusetzen  und 
diese  Strafe  in  Beziehung  auf  ihre  Zeitdauer  und 
ihre  rechtlichen  Folgen  nach  dem  Verhältnisse 
der  Unsittlichkeit  eines  jeden  einzelnen  V  ergeh ns 
abzustufen  sev. 

Denn  erstens:  Zu  dem  Befugnisse,  einen  An- 
dern zu  strafen,  wird  zweyerley  vorausgesetzt,  iheils 
das  Recht,  den  Andern  zu  einer  gewissen  Hand- 
lungsweise zu  verpflichten,  theils  die  Herrschaft 
über  die  Güter,  welche  die  Strafe  dem  Sträflinge 
entzieht.  Allerdings  ist  kraft  der  Idee  i\cv  auslhei- 
lenden  Gerechtigkeit  der  Besitz  ui]d  Geniifs  eine-, 
jeden  Gutes  durch  die  Sittlichkeit  ili^s  Menschen 
bedingt.  Aber  von  allen  den  Gütern,  die  der 
Mensch  besitzt,  ist  nur  ein  einziges  die  Gunst  und 
Gabe  des  Staates  —  das  Bürgerrecht.  Nur  von  ch-r 
Staatse:enossenschaft  also  kann  der  Staat  den  üehel- 
thäter  zur  Strafe  ausschhefsen.     Die  allein  reihr 


47)   Diese  Versclilrdnilirlt    nml    (irndatif.'n    dtr 
beruht  auf  den  Gmnd-^atzcn  dr«;  ^ntllrccl>»<. 
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mäfsige  Strafe  also  ist  die  Landesverweisung.  Dem 
Rechte,  weil  der  Art  nach,  am  nächsten  steht  ihr 
der  Verlust  der  persönlichen  Freyheit.  Ein  jedes 
andere  Strafiibel  kann  nur  nach  dem  Noth-  und 
Kriegsrechte  vertheidiget  werden.  *^)  Uebrigens 
leuchtet  von  selbst  ein ,  dafs  dieselben  Gründe  auch 
gegen  eine  jede  Verschärfung  der  Freyheits- 
strafe gebraucht  werden  können. 

Zweytens:  Wenn,  wie  nach  der  vorliegen- 
den Theorie ,  die  Strafen  auf  und  durch  das  Ehr- 
gefühl wirken  sollen,  so  verdient  die  Landesver- 
weisung und  die  ihr  verwandte  Gefängnifsstrafe  aus 
dem  Grunde  vor  allen  andern  Strafen  den  Vorzug, 
weil  sie  nicht  blos,  wie  diese,  in  der  allgemeinen 
Eigenschaft  einer  Strafe,  sondern  ihrer  eigenthüm- 
lichen  Beschaffenheit  nach  zu  jenem  Gefiihle  spricht, 
das  Vergehn  in  seiner  Schändlichkeit  darstellt. 
Denn  die  Ausschliefsung  von  der  Staatsgenossen- 
schaft ist  wesentlich  und  allein  die  Vollstreckung 
des  Urtheils,  dafs  man  mit  dem  üebelthäter,  als 
mit  einem  Unwürdigen,  keine  Gemeinschaft  halten 
könne  und  wolle.  —  Man  wende  nicht  ein,  dafs 
beschimpfende  Strafen  (z.B.  die  öffentliche  Aus- 
stellung) in  einer  noch  unmittelbareren  Beziehung 
auf  das  Gefühl  für  Elire  und  Schande  stehn.  Be- 
schimpfende  Strafea  vernichten    vielmehr   dieses 


48)  Die  Stiafgcieclitlgkeltspflege  ist  der  Krieg,  den  der 
Staat  gegen  seine  Innern  Feinde  führt.  Der  Mafsstab  der 
Strafen  hat  eine  gewisse  Aehnlichkeil  mit  der  Regel  für  die 
Behandlung  der  Kriegsgefangenen. 
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Gefühl;  sie  benehmen  dem  UcbehhÜK  r  Am  Mmh, 
sich  wieder  aufzurichten. 

Endhch  drittens  :  Keine  Strafe  Ist  gercchl, 
wenn  sie  nicht  zugleich  die  Besserung  des  Slriiflings 
bezweckt.  Denn  der  Mensch  ist  das  Oplrr  der 
Strafe,  wenn  sie  nicht  für  ihn,  sondern  nur  für  An- 
dere einen  VVertli  hat.  Nun  kann  und  soll  zwar  der 
Sträfling  eine  jede  Strafe  zu  seiner  Besserung  br- 
nutzen.  Aber  das  Verdienst  des  Menschen  ist  nicht 
das  Verdienst  der  Strafe.  Von  einer  jeden  andern 
Slrafart  hat  dieGefängnifsstrafe,  vorausgesetzt,  dafs 
diese  Strafe  überhaupt  zulässig  ist,  den  Vorzug, 
dafs  sie,  mittelst  einer  gehörigen  Behandhmg  der 
Gefangenen,  in  eine  unmittelbare  oder  positive 
Beziehung  auf  jenen  Zweck  gesetzt  werden  kann. 

Und  —  man  mustere  die  übrigen  Strafübel! 
Ein  jedes  derselben,  wenigstens  ein  jedes,  das  sich 
zu  einem  allgemeinen  Strafmittel  eignete,  ist  bald 
von  Seiten  des  Rechts  bald  in  Bezieluing  auf  seine 
Zweckmäfsi^keit  den  erheblichsten  Bedenklichkeiten 
unterworfen.  —  Soll  der  Staat  von  der  Todes- 
strafe Gebrauch  machen?  Sie  setzt,  um  gerecht- 
fertigt werden  zu  können,  eine  unendliche  Schuld 
voraus.  Sie  läfst,  in  dem  unglücklichen  Falle,  dafn 
sie  an  einem  Unschukligon  vollzogen  worden  ist, 
keine  Art  des  Ersatzes  zu.*^) —  Oder  von  körper- 
lichen Züchtigungen?  von  einer  Strafe,  \»el- 


49)   Die  To.lcsstrafr  in  natiirrnlitl.  nii.l  mIiI    H- 
A'on  Scliiilit^.      LcIp/>.  i8:>5.      8. 
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che  den  Menschen  dem  Thiere  gleichstelh?  Aller- 
dings muls  mau  den  Lobrednern  dieser  Strafart  zu- 
geben, dafs  sie  den  wenigsten  Aufwand  an  Zeit  und 
Geld  verursacht.  Aber  darf  man  auf  Kosten  der 
Gerechtigkeit  sparsam  seyn?  Wohl  mag  sie  dem 
Geiste  gewisser  Verfassungeii  entsprechen.  Aber 
in  einer  Gesetzgebung,  welche  der  Würde  des  Men- 
schen, der  Ehre  des  Bürgers  achtet,  ist  sie  nicht 
an  ihrer  Stella  Das  Recht  des  Römischen  Frey- 
staates schützte  den  Körper  eines  Römischen  Bür- 
gers, gleich  als  ein  Heiligthum,  gegen  Züchtigun- 
gen. ^^)  Selbst  durch  die  Strenge  der  Kriegszucht 
dürfte  sich  kaum  eine  Ausnahme  von  dieser  Regel 
begründen  lassen.  Ein  Häuptling  der  Rikaras,  eines 
eingebornen  Nordamerikanischen  Stammes,  war 
bey  einer  körperlichen  Züchtigung  gegenwärtig, 
welche  an  einem  Soldaten  der  Nordamerikanischen 
Freystaaten  zu  Folge  eines  kriegsgerichtlichen  Ur- 
theiles  vollzogen  wurde.  Er  drückte  sein  Erstau- 
nen über  eine  Strafe  aus,  welcher  bey  seinem  Stam- 
me selbst  Kinder  nicht  unterworfen  würden,  ob  er 
wohl  zugab,  dafs  es  zur  Abschreckung  der  Bey- 
spiele  bedürfe.  Er  selbst  habe  deshalb  einen  sei- 
ner Stammesgenossen  getödtet.  ^^)  Doßh  hat  die 
entgegengesetzte  Meinung  allerdings  sehr  triftige 
Zeugnisse,   z.  ß.  das  der  Römer,   das  der  Briten, 


5o)  L€:c  Porcia.     Bach  hist.  j.  p,  447. 
5i)   Travels  to  the  Soitrce  of  thc  Missouri  etc,       Bj 
Lfivi.f  and  Clarlc,      Lorul  rS/J.      S^ 
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für  sich.  —  Oder  von  Geldstrafen?  Aber  läfst 
sich  eine  Vei schuldung,  so  mIc  eine Scludd abkau- 
fen ?  Ueberdies  sind  Geldstrafen  oft  nicht  vollzieh- 
bar;  es  ist  allemal  schwer,  sie  mit  den  Vcrmü};ens- 
umständen  der  einzelnen  Sträflinge  in  Verliälmifs 
zu  setzen ;  derMafsstab  dieser  Strafen  ist  wegen  des 
imaufhörlichen  Schwankens  der  Geld-  und  Waa- 
renpreifse  wesenthch  unsicher.  '^")  Mit  Unrcclit 
Mürde  man  sich  auf  das  Ansehn  des  aluleulschen 
Rechts  berufen.  Sowohl  die  Wette,  (composüio ^) 
welche  dem  Kläger,  als  dieBuse,  (cmenda,)  \\v\^ 
che  der  Obrigkeit  entrichtet  wurde,  war  nicht  eine 
Strafe,  sondern  ein  Schadenersatz.  Gestraft  wurde 
ursprünglich  nur  im  Nahmen  und  in  Vollmacht  der 
Gottheit  und  nur  in  den  durch  das  Priesterrechr 
bestimmten  Fällen.  ^^)  Daher,  als  in  der  Folge 
die  Idee  einer  menschlichen  Strafgerechtigkeit  tagte, 
derEinflufs,  den  das  Mosaische  Recht  auf  die  Straf- 
gesetzgebungen der  Völker  Deutschen  Ursprungs 
erhielt. 

Jedoch  schon  ist  in  den  meisten  Europäischen 
Gesetzgebungen  der  Verlust  der  persönhchcnFrey- 
heit  die  Grund-  und  Hauplstrafe.     Es  kommt  nur 


52)  Es  f>icbt  gewisse  künsllirlic  MiUrl  ,  «lirsr  Einwrn- 
flung  zu  bcseitioen.  Z.  h.  man  bestimmt  die  (ifldstrafm 
nach  dem  Ta-foline  oder  nach  den  Fruchtpreifseii.  Abrr 
schwer  ist  die  Ausinhniiig.  Es  bleibt  kaum  riii  anderer  Aus- 
weg übrio,  als  den  geset/Jicheii  Beirag  der  CrblslrHfrn  von 
Zeit  zu  Zeit  mit  den  Waaienpreifscn  zu  vergleichen  und  ihn 
hierauf,   nach  Befinden  ,  zu  eihöhii  oder  her«b/usel/en. - 

53)  Yizl   die  Aiim.    ;.   a,   Stellen. 
ZacluLviä  licgierun^slehir.  ^^ 
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darauf  an,  eine  schon  aufgefafste  Idee  folgerichtig 
durchzuführen.  Nicht  minder  spricht  für  diese 
Strafe  das  Ansehn  der  ältesten  christlichen  Kirche. 
Diese  kannte  nur  eine  Strafe,  —  die  Ausschlies- 
sung von  der  kirchlichen  Gemeinschaft,  die  Exkom- 
munikation. Der  Ausgeschlossene,  der  wieder  in 
die  Gemeinschaft  aufgenommen  seyn  wollte,  mufste 
sich  gewissen  Bufsübungen  unterwerfen,  damit  er 
seine  Rückkehr  zur  Tugend  durch  die  That  beur- 
kundete* 

Ein  desto  erfreulicheres  Zeichen  der  Zeit  ist  der 
Eifer,  mit  welchem  jetzt  die  Regierungen  auf  die 
Verbesserung  der  Gefängnisse  Bedacht  nehmen, 
die  Schriftsteller  diesen  Gegenstand  von  allen  Sei- 
ten erörtern.  ^*)  Die  Hauptaufgabe  ist  die:  Wie 
sind  Gefängnisse  und  Verhaftanstalten  so  einzurich- 
ten, dafs  sie  zugleich  Besserungsanstalten  sind? 
Man  hat  zur  Erreichung  dieses  Zwecks,  (der  be- 
kannteren Mittel  hier  nicht  zu  gedenken,)  zuerst  in 


54)  In  England:  Reports  cf  tlie  Committee  of  thc 
Society  for  the  Improvement  of  Prison  —  Discipline 
for  the  Reformation  of  juvenile  Offenders,  Lond.  48^4  ff. 
8.  Thoughts  on  the  defecti^^e  State  of  PrisoiiS.  Bf.  TL  Lc 
Breton.  Lond,  4822.8.  JEdinL  Vevicw  Fol  35.  p.  s86. 
In  Frankreich:  Journal  des  prisons  etc,  Par  Appert.  ■ — ' 
In  Dentsclilan  tl:  Spangenberg  über  die  sittl,  und  biir- 
gerl.  Verbesserung  der  Verbtecber  mittelst  des  Pönltentiar- 
s> Sternes.  Landsli.  1824.  8.  Zclier  Grundrifs  der  Strafanstalt , 
die  als  Erzieliungsanstalt  bessern  will.  Stuttg,  1824.  8. 
Hartlebens  Annalen  der  Verliafl*  ,  Straf-  und  Besserungs- 
anstalten etc,  Basel   1825.  ff. 
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Nordamerika  und  dann  in  England  die  Zucht  dtM- 
einsamen  Einsperrung  im  Grol'scn  angewen- 
det; manschliefst  einen  jeden  Verbrecher,  so  wir 
er  in  die  Strafaiislalt  tritt,  auf  eine  längere  oder 
kürzere  Zeit  von  aller  menschlichen  Gesellschaft 
aus^  daniit  er  gleichsam  nödigedrungeh  in  sich 
gehii  und  das  Laster,  das  die  Einsamkeit  in  tinen 
Peiniger  verwähdelt,  verabscheuen  lerne ;  nur  stu- 
fenweise^ und  so  wie  er  Zeichen  der  Besserung  gicbt^ 
gelangt  er  wieder  ziim  Umgänge  mit  Menschen ,  ei- 
ner besöiidern  Aufsicht  und  Ziiclit  fortdauernd  un- 
terworfen. Aber  liegt  nicht  in  diesem  Verfahrrn 
eine  Art  voii  geistiger  Tortur?  Kann  es  wohl  in  den 
Anstalten,  welche  eine  grofse  Anzahl  Verbrecher 
enthalten,  überhaupt  durchgeführt  werden?  **) 
Wie  kann  man  der  Willkühr  der  Vorsteher  und 
Aufseher  genügend  vorbeugen?  Rathsamcr  dürfte 
es  seyn,  auf  jeden  Fall  ist  es  mehschlicher^  die 
H  ö  f  f  n  u  n  g  als  Besserungsmittcl  zu  gebrauchen ,  — 
den  Sträflingen  die  Aussicht  zu  eröffnen  y  dafs  sie 
durch  ein  gutes  Betragen  die  Haft  mildern  und  selbst 
die  Strafzeit  abkürzen  können.  ^'^)  Von  der  Befol- 
gung dieses  Planes  darf  man  sich  am  wen  igsu^n  durch 
die Besorgnifs  abhalten  lassen,  dafs  mnn  durch  eine 
menschlichere    Behandlung    der   Veiliuftilen    die 


55)  Eben  aus  aicsem  Ortindo-soll ,  wir  Knpll^clic  Bläl 
tcr  berichten,  in  Nordamerika  der  Vcrsucli  dir  davon  geheg- 
ten Erwartungen  gän/Jich   getauscht  haben. 

56^  Das  K.  BaierischoGcsct/Luch  cnlhält  mehrere  in  die 
sem  Geiste  ffefafste.  Vorschriften, 
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Wliksamkeit  der  Gefangnifss träfe  gofahrde.  Nach 
dem  Leben  und  der  Gesundheit  ist  die  persönliche 
Freyheit  das  höchste  ^eith'che  Gut  des  Menschen. 
Denn  die -^  wenn  auch  eingebildete  —  Möglich- 
keit sich  einen  jeden  Genufs  verschaiFen  zu  kön- 
nen ist  mehr  j  als  der  Genufs  selbst.  Der  Geizige 
ist  glücklicher,  als  der  Verschwender.  Der  Arme 
fühlt  sich  unglücklich,  nicht  weil  er  entbehrt, 
sondern  weil  er  entbehren  mufs. 

Jedoch^  wie  hoch  man  auch  den  hier  erörter- 
ten Mafsstab  der  Strafen  anschlage,  auf  Vollkom- 
menheit kann  er  n i  ch  t  Anspruch  machen.  An  der 
Unsittlichkeit  (und  eben  so  an  der  Gefährlichkeit) 
der  Handlungen  kann  man  die  den  Freyheitsstrafen 
zu  gebende  Zeitdauer  denn  doch  nur  vergleichungs- 
und  annäherungsweise  messen.  Eine  neue  Schwie- 
rigkeit biethet  sich  dar,  wenn  man  den  höch- 
sten Grad  der  Freyheitsstrafen  bestimmen  will. 
Denn  ist  wohl  lebenswieriges  Gefangnifs  eine 
rechtsmäfsige  Strafe?  (Bey  Dante  ist  die  Aufschrift 
des  Höllenthores :  «Hier  lafst  alle  Hoffnung  zu- 
rück! )) )  Aber,  wo  ist  die  Regel,  welche  den  Frey- 
heitsstrafen ein  Ziel  setzte?  Endlich,  wie  man  auch 
die  verschiedenen  Grade  der  Freyheitsstrafen  be- 
stimme, die  Zeit  hat  nicht  für  Alle  und  nicht  an 
allen  Orten  dasselbe  Mafs.  Auch  die  muthmafsliche 
Lebensdauer  der  Sträflinge,  auch  die  gröfsere  oder 
geringere  Sterblichkeit  der  Orte,  an  welchen  Ver- 
haftanstalten  bestehn,  ist  in  Rechnung  zu  nehmen. 
Wahrlich!   die  Grundmaxime  einer  jeden  Strafge- 
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selzgebung  sollte  Milde  seyn !     Hcnii  die  am  wc- 

iiigsten  ungerechte  Shiilc  ist  gerecht, 

m-        Man  wird  der  Meinung,    >relche  nur  die  I  u  s- 

jheitsslrafe   für  zulässig  hült,    vorwerfen,   dufs  sie 

P.  beziehungsweise  zu  mild   und  heziehungswcisc  zu 

streng  sey,  — ^  zu  mild,  weil  sie  nainnenilich  die 

Todesstrafe,    zu  streng,    weil  sie  die  Geklstrafcn 

gänzlich  ausschhefse.  -—     Die  Antu  ort  auf  die  er- 

stereEinwendunghegtin  den Gruiulsiifzen  des. \oih- 
rechts.  ^^)      Gegen  den  Hochvenath,     genen  den 
Landes verrath,  gegen  die  Verletzung  einer  Sperre, 
die  zur  Abwehrung  einer  Pest  angelegt  Uird,   und 
gegen  die  schwereren  Vergehen  wider  die  Krie<^s- 
zucht  dürfte  keine  Gesetzgebung  der  Todesstral'e 
entbehren  können.    In  den  äufsersten  Fällen  ist  w- 
gen  den  Feind  Alles  erlaubt.  —   Die  andercKin- 
Wendung  beruht,    in  wie  fern  sie  gegründet  scyu 
würde,  auf  einerirriffen  Voraussetzung.     Auch  wenn 
man  die  Freyheitsstrafen   als  Strafen  allen  andern 
vorzieht,  kann  man  sich,  was  die  geringercH  Ver^ 
üelien  betrifft,    für  eine  Geldbufse  erklären.     Key 
der   Bestrafung  dieser   Vergehen    koimnt    w«Mn:^rr 
dieUnsittlichkeit,  als  die  Schädlichkeit  dci  Hand- 
lung in  Betrachtung.     Die  Strafe  ist  nur  ein  iu  \ox'-- 
aus  bestimmter  Ersatz.* 


07)   Vgl.  üben   tUb  Sic  llauptbt.  d'w^v^  Ha^Ai. 
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ZVVEYTE     ABTHEILÜNG. 

Fon  dem  Mafsstahe ,     nach  welchem  Fergeheii  aus  Fahr- 
lässigkeit zu  bestrafen  sind. 


Die  Vorfrage  ist  die:  Soll  überhaupt  eine  be- 
stiminte  That,  \yelche,  >yenn  sie  mit  Vorsatz  be- 
gangen wird,  den  Gesetzen  nach  ein  Vergehn  ist, 
auch  auf  den  Fall,  dafs  sie  aus  Fahrlässigkeit  be- 
gangen worden  ist,  mit  einer  Strafe  bedroht  wer- 
den? Ist  also  z.  B.  der  mit  einer  Strafe  zu  bedrohn, 
welcher  den  Tod  einesMenschen  oder  welcher  eine 
Feuersbrunst  durch  Fahrlässigkeit  verursacht  hat? 

Der  Zweifel  ist  nicht  der,  ob  der  Staat  berech- 
tiget sey  j  auf  eine  in  den  Gesetzen  bestimmte  • —  an 
sich  unschuldige  —  Handlung  blofs  wegen  der  von 
ihr  zu  befürchtenden  Folgen  eine  Strafe  zu  setzen? 
Unstreitig  darf  und  soll  das  Gesetz  diejenigen  mit 
einer  Strafe  bedrohn,  welche  z*  B.  Feuprgewehr  in 
Slädten  oder  Dörfern  losbreniicn  oder  welche  mit 
einem  um  erwahrten  Lichte  in  eine  Scheuer  oder  in 
einen  Stall  gehn.  (Das  Gesetz  verwandelt  alsdann 
eine  That,  welche  an  sich  eine  blofse  Fahrlässig- 
keit ist,  in  ein  vorsätzliches  Vergehn.  Fälle  dieser 
Art  stehen  schlechthin  unter  dem  in  der  vorigen 
Abtheilung  aufgestellten  Mafsstahe  der  Strafen.) 
Sondern  das  ist  der  Zweifel ,  ob  die  Fahrlässigkeit 
im  Allgemeinen  d,  h.  ob  eine  gesetzwidrige 
Wirkung,  welche,  mit  Vorsatz  hervorgebracht, 
ein  V'ergehn  ist,   auch  dann,    wenn  sie  durch  ir- 
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gcnd  eine  FaliilässJokcit  verursaclil  worden  ist, 
für  ein  Vergehn  d.  li.  (ür  slrafl)ar  zu  erklären  scy? 

Die  Erheblichkeit  dieses  Zweifels  wird  dinrh 
die  Verschiedenheit  derCrundsät/ebcsläligcl,  wel- 
chen die  urkundlichen  Gcset/gebungcn  in  der  l.vhvr. 
von  den  Vergehen  aus  Fahrlässigkeit  folgen.  I);is 
gemeine  Deutsche  Recht  ^^)  z.B.  bestraft  die  Fahrläs- 
sigkeit im  Allgemeinen;  das  Römische  Recht  "^) 
läfst  sie  im  Allgemeinen  unbestraft. 

Beurtheilt  man  die  vorliegende  Aufgabe  nach 
der  Abschreckungstheorie,  so  dürfte  die  Fahrläs- 
sigkeit im  Allgemeinen  überall  nicht  mit  einer 
Strafe  zu  hedrohen  seyn.  Denn  nach  dieser  Theo- 
rie ist  eine  jede  Strafdrohung,  welche  unwirksam 
ist,  eben  deswegen  verwerflich.  Welche  Wirkung 
aber  kann  man  sich  von  einer  Strafdrohung  verspre- 
chen, welche,  wie  die  gegen  die  Fahrlässigkeit  im 
Allgemeinen  gerichtete,  die  Art  und  Weise,  wie 
sie  verwirkt  wird,  gänzlich  unbcstimml  läfst?  Nur 
in  den  Fällen  kann  eine  Strafdrohung  dieser  Art  — 
au3nahmeweise  —  von  Nutzen  scyUj  in  welchen 
sich  die  Handlungen,  die  eine  Fahrlässigkeit  be- 
gründen, gleichsam  von  selbst  darbiethcn.  So 
läfst  sich  z.  B.  ein  Gesetz,  welches  die  bey  der  Be- 
wachung eines  Gefangenen  bewiesene  Fahrlässig- 


58)  C  C  C  Art.  i46  ^ 

59)  /.  ().  D  de  uaencl.  rutn,  nau/r  f  l  j-  «  '•  -v-  *  '• 
D,  adL  Com.  de  sccar.  l  2S.  §.  /^.  i^-  de  f^ocn,  i  ioS.  U 
de  R.  /. 
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keit  mit  einer  Strafe  bedroht,    allerdings  rechtfer- 
tigen. «^) 

Hierzukommt,  dafs  die  Abschreckungstheorie, 
wenn  man  gleichwohl  die  Fahrlässigkeit  im  allge- 
meinen mit  Strafen  bedrohn  wollte,  zu  einer  Strenge 
führen  würde,  welche  das  sittliche  Gefühl  empören 
und  eben  deswegen  ihrem  Zwecke  entgegenarbeiten 
müfste.  Der,  welcher  eine  gesetzwidrig*^  Wirkung 
aus  Fahrlässigkeit  hervorbringt,  ist  deshalb  nicht 
ein  sittlich  verdorbener  Mensch;  es  fehlt  seinem 
Willen  nur  an  der  Kraft  und  Stärke,  welche,  um 
den  Verstand  auf  die  verschiedenen  möglichen  oder 
wahrscheialichen  Folgen  der  Handlung  zu  richten, 
erforderlich  war.  Aber  der  ä  u  f s  e  r  e  n  Gefährlich- 
keit nach  ist  die  Fahrlässigkeit  dem  Vorsatze  gleich. 
Man  kann  also  nach  den  Grundsätzen  der  Ab- 
schreckungstheorie keineswegs  behaupten ,  dafs 
dieselbe  äufsere  That ,  wenn  sie  in  einer  Fahrlässig- 
keit ihren  Grund  hat,  mildere,  als  wenn  sie  mit 
Vorsatz  verübt  worden  ist,  zu  bestrafen  sey.  Wenn 
anders  in  dem  Geiste  dieser  ^Theorie  die  verschie- 
denen Grade  der  Fahrlässigkeit  von  den  Strafge- 
setzen zu  berücksichtigen  sind,  so  dürfte  sogar  die 
geringere  Fahrlässigkeit  härter,  als  die  gröbere,  zu 
bestrafen  se\  n.  Denn  einer  angestrengteren  xiuf- 
merksamkeit  und  mithin  einer  kräftioeren  Willens- 
äufscrung  bedarf  es,  um  auch  die  entfernteren 


Go)   Auch   das  Römische  Redit  bestraft  In   diesem  Falle 
die  Falirlassiokeit  /.  y  <?.  Z).  de  cusL  et  exhib,  reorum. 
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l^olgen  einer  Handlung  vorauszusdin;  desto  stark rr 
also  mufs  der  Antrieb  seyn ,  m  clcher  die  Strafe  dciii 
Willen  zu  dieser  Kraftäusserung  /.u  geben  bat. 

Eine  Strafe,  die  der  Staat  verbängt,  ist  nur  in 
sofern  recbtniäfsig,  alssiezuforderst  in  derVjVcn- 
scbaft  eines  Sicberungsniittels  gcrecbtferligei  wer- 
den kann,  Strafen,  mit  welcben  das  Gesetz  die 
Fahrlässigkeit  im  allgemeinen  bedrobt ,  können 
nicht  nach  der  Abscbreckungslbeorie  d.  b.  nicbt  als 
Sicherungsmittel,  und  mitbin  eben  so  wenig  nach 
der  Theorie  der  Strafgerecbtigkeit  verlbeidiget  wer- 
den. Dagegen  kann  man  die  letztere  Theorie  zur 
Verstärkung  des  Grunds  benutzen,  aus  welcbcni 
die  erstere  Strafdrohungen  dieser  Art  verwirft. 
Denn  man  kann  im  Geiste  dieser  Theorie  an  nebmen, 
dafs  inderPtegel  schon  das  Gewissen  die  Fahrlässig- 
keit genugsam  bestraft.  Man  kann  hinzusetzen  > 
dafs  eine  Gesetzgebung,  welche  ihre  Strafdrobun- 
gen  auch  gegen  die  Fahrlässigkeit  im  allgenieinen 
richtet,  den  Menschen  von  allen  Seiten  und  zu  allen 
Zeiten  mit  Schrecken  umgiebt.  Es  giebt  unr  wenige 
Handlungen,  welche  nicht,  unter  besonders  un- 
glückhchen  Umständen,  ein  Vergebn  zur  Folge  bä- 
hen könnten. 

Auch  das  spricht  gegen  dieStrafdrobungen  dieser 
Art,  dafs  die  Fahrlässigkeit  inso  vielenFällcn  nicbt 
in  die  den  Rechten  nach  crforderlicbe  (iewissbeil 
gesetzt  werden  kann.  Wie  oft  z.  B.  ist  der  Tod  des 
Kranken  dieSchuld  des  Arztes;  aber  wie  selten  ist 
cb'ese  Schuld  erweislicb!  Fnl/ax  est  Judicium  arils! 
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Von  den  Vergehen  aus  Fahrlässigkeit  wesentlich 
verschieden  sind  d  i  e  Vergehen ,  welche  die  Folgen 
von  einem  vorsatzlichen  Vergehn  sind,  ohna  dals 
der  Thäter  diese  Folgen  beabsichtiget  hätte.  Z.  B. 
A  will  dem  B  nur  einen  Schlag  versetzen;  aber  er 
tödet  ihn. 

Nach  derAbschreckungslheorie  ist  der  Urheber 
eines  vorsätzhchen  Vergehs  billig  wegen  der 
nicht  beabsichtigten  Folgen  der  That  gleich  als 
wäre  sie  von  ihm  beabsichtiget  worden, 
zu  bestrafen.  ^^)  Denn  nach  dieser  Theorie  ver- 
dient allemal  der  sichere  Weg  den  Vorzug. 

Nach  dem  Systeme  der  Strafgerechtigkeit  ist  der 
Urheber  eines  vorsätzlichen!  Vergehns  zwar  auch 
wegen  der  von  ihm  nicht  beabsichtigten  Folgen  der 
That  strafbar.  Denn  schon  die  Möglichkeit  dieser 
Folgen  hätte  für  ihn  ein  neuer  Grund  seyn  sollen, 
die  That  zu  unterlassen.  Aber  dem  schlechthin  vor- 
sätzlichen Vergehn  ist  das  Mos  beziehungsweise 
vorsätzliche  Vergehn  der  Slrafbarkeit  nach  nicht 
gleichzusetzen.  Der  Thäter  hat  die  Folgen  seiner 
That  denn  doch  nicht  ihrem  ganzen  Umfange  nach 
beabsichtiget. 


61)  Nacli  dieser  Theorie  ist  der  dolus  allerdings  in  den 
(L  directus  luul  indirectus  einzullieilen«  Der  letAterc  ist  ein 
dolus  in  sensu  juris;  die  Gesetze  steilen  den  Erfolg  dem  Yoi- 
satie  in  Beziehung  auf  die  Bestrafung  gleich. 
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SIEBENTES     HAUPTSTÜCK. 

Fon  den   Arten  ,   wie  die  Stvafharhcit  eines  Fcrgchns  (ge- 
tilgt   oder    unwirksam  gemacht  wird. 


I.)      Von    der    Begnadigung. 

Eine  Begnadigung  ist  an  sich  eine  Ungcrcclilig- 
keit  —  eine  Ungerechtigkeit  gegen  das  Gemeinwe- 
sen. Sie  ist  zugleich  eine  Auirorderung  /.u  Verge- 
hungen, weil  sie  die  HolFnung  nährt,  ungestraft 
sündigen  zu  können.  Nicht  oft  genug  können  dics<^ 
Wahrheiten  wiederholt  werden,  so  verlühreristh  ist 
die  Macht,  Gnade  vor  Recht  ergehn  zu  lassen.  Ei- 
nen Mitmenschen  von  der  gesetzlichen  Strafe  los- 
zuzählen, dem  zum  Tode  Verurtheilten  durch  ein 
Wort  das  Leben  gleichsam  wiederzugeben,  ist  viel- 
leicht der  höchste  Genufs  des  lierrscherrechls,  für 
ein  menschhch  fühlendes  Herz  die  am  schwersten 
zu  bekämpfende  Lockung.  Daher  ist  es  ein  be- 
sonders ehrenvolles  Zeugnifs  für  den  Geist  einer 
Regierung,  wenn  sie  das  Begnadigungsrecht  nach 
Grundsätzen  ausübt,  für  den  Geist  einer  Verfassung, 
wenn  sie  die  Ausübujig  dieses  Rechts  an  gewisse 
Formen  bindet.  In  keinem  Falle  sollte  eine  Be- 
gnadigung ertheilt  werden,  ohne  dals  zuvor  das  Ju- 
stizministerium mit  seinem  Gutachten  gehört  wor- 
den wäre. 

So  ge\yifs  auch  Begnadigungen  an  sich  eben  so 
wohl  widerrechtlich  als  unheilbringend  sind,  in  der 
WirkHchkeit  gestalten  sich  gleichwohl  die  Verhüll- 
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nisse  nicht  selten  so,  dafs  umgekehrt  die  Vollzie- 
hung der  Strafgesetze  eine  Ungerechtigkeit  oder 
verderblich  seyn  würde.  Darum  wird  es  nicht  ohne 
Grund  fiir  einen  Vorzug  der  Einherrschaft  erachtet, 
dafs  sie  die  Ausübung  des  Begnadigungsrechts  be- 
sonders erleichtert  und  begünstiget-  ^^)  Darum 
fanden,  wenn  man  dem  Bedürfnisse  einer  begna- 
digenden Behörde  nicht  auf  dem  gesetzlichen  Wege 
abhelfen  konnte ,  selbst  aufserordentliche  und  zwey- 
deutige  Mittel  für  diesen  Zweck ,  wie  z.  B.  die  Frey- 
stätten, Eingang.  Die  Freystätten,  welche  die 
christliche  Kirche  der  verfolgten  Unschuld,  wenn 
auch  zugleich  dem  strafscheuen  Verbrechen,  er- 
öffnete, waren  denn  doch  während  des  Mittelalters 
eine  Wohlthat  fiir  die  Europäische  Menschheit.  ^^) 
Eine  Begnadigung  ist  ausnahmeweise  eine  Hand- 
lung der  Gerechtigkeit  —  erstens,  wenn  das 
Strafgesetz,  sey  es  an  sich  oder  in  Beziehung  auf 
einen  einzelnen  nach  demselben  entschiedenen  Fall, 
zweytens,  wenn  das  Strafurtheil,  sey  es  in  Be- 
ziehung auf  das  Gesetz,  ^*)  oder  weil  der  Richter 


62)  Vergl.  Montesquieu,  FI,  5/.  n  Fera  aut  in  de^ 
terius  credita  judice  ab  uno  facilius  discerni ;  odium  et  in- 
vidiam  apud  rnultos  valere,^^      Tac,  Ann.  F II,    40. 

63)  c.  6.  X.  de  immunitate  eccles.  Dem  so  weit  vei- 
hreiteten  Rechte  der  Frevstätten  lag-  iiisprünglicl)  wotil  über- 
all ein  wahres  Bediirfnirs  der  büroerlichen  Gesellschaft  zum 
Grunde.  Bcyspiele  von  diesem  Rechte  findet  man  gesammeh 
in  einer  Abh.  in  Gionov.  nov\  thes.    antiqu.    T,  FL 

64)  Z.  15.  \%cil  der  Fall  nach  einem  Gesetze  entschieden 
Horden  ist,   unter  vvelclics  er  nicht  gehörte. 


I 
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den  geführten   Beweis   unrichlii;  nhf^escliiii/.i  Imi, 
ungerecHt  ist.    —     Alle  diese  1  alle  konnuen  d;ii - 
inne  mit  einander  iiberein,    dals  sie  einen  iMan^^l 
oder  ein  Gebrechen  in  der  Gesel/gehung  oder  in 
der  Gerechtigkeilspflege  voraussetzten.      Bald  aber 
kann  die  Unvollkommenheit,  welche  Begnadigun- 
gen nothwendig  macht,  gehoben  werden;    bald  ist 
sie  eine  unabwendbare  Folge  von  der  Unvollkom- 
menheit  menschlicher    Einrichtungen    übcrhauj)!; 
bald  ist  es  mehr,    bald  ist  es  weniger  bedenklich, 
jene  Unvollkommenheit,  anstatt  sie  zu  heben,  nur 
durch  eine  Begnadigung  unschädlich  vm  machen. — 
Nie  wird  es  z.B.  dem  menschlichen  Geiste  «jeliufren, 
eine  Strafgesetzgebung  aufzustellen,   welche  in  Be- 
ziehung auf  einen  jeden  einzelnen  Fall  gerecht  wäre. 
Aber  eine    Strafgesetzgebung    bestehn  zu  lassen, 
welche,  sey  es  durch  die  Beschaflcnheit  der  Stra- 
fen, die  sie  droht,  sey  es  durch  die  unverhältnifs- 
mäfsige  Strenge,  mit  welcher  sie  die  Vergclien  oder 
gewisse  Arten  derselben  ahndet,    mit  den  Grund- 
sätzen  des   Rechts  in  Widerspruch  ist,    sie  in  der 
Hoffnung    bestehn    zu    lassen,     dals    dem    Uebcl 
durch  Begnadigungen   abgeholfen   werden  könne, 
untergräbt  das  Ansehn  der  Gesetze  und  der  Cc- 
richte.  ***)    —     Besonders  bedenklich  ist  «Icr  Bc- 
finadi£junss£;rund,  dafs  sich  der  Iliclilcrin  der  Be- 


65)  In  En;;lancl  werden,  ^\r^cl^  der  Strenge  drr  Oe- 
sctze,  eine  j^rofse  An/.alil  Todrsurllirile  pefalll.  Aber  Jir 
Mehrzalil  der  VeiurthciltcM  winl  J)r:riiiuli-rl. 
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urtlicilung  des  geführten  Beweises  oder  Gegenbe- 
weises geirrt  habe.  Denn  das  ürtheil  über  die 
Thatsache  gehört  vorzugsweise  für  die  Gerichte. 
Jedoch  die  Formen  der  Gerechtigkeitspflege  sind 
nur  zum  Schutze  der  Gerechtigkeit  geordnet.  ^^) 

Eine  Begriadiguhg  ist  durch  die  Noth  gebothen 
oder  wird  durch  die  Noth  entschtildiget ,  wenn  die 
Vollziehung  der  Strafgesetze  ein  gröfsöres  Üebel  für 
den  Staat  seyn  würde  j  als  für  ihn  der  Erläfs  der 
Strafe  ist.  Abei"  so  Wesentlich  ist  der  Staat  bey  der 
stracken  Vollziehung;  der  Strafgesetz^  iiiteressirt, 
dafs  der  Fäll  kaum  anders  eintreten  känh^  als  wenn 
der  Staat,  jenes  Interesse  verfolgend  ^  seine  Selbst- 
ständigkeit oder  seine  Verfassung  aufs  Spiel  setzen 
würde.  ^^)  Jedoch  bey  den  Vergehen ,  wd che  das 
Gesetz  nur  mit  einer  Geldstrafe  belegt  oder  nur  der 
Zeitumstände  wegen  fiir  Vergehen  erkläi^te,  kön- 
nen auch  andere  Rücksichten  mafsgebdnd  seyn. 

Nur  die  schon  ziiei*karinte  Strafe  darf  mittelst 
einer  Begnadigung  erlassen  öder  gemildert  werden; 
widerrechtlich  ist  es,  dem  gerichtlichen  Verfahren 
gegen  einen  Angeschuldigten  im  Wege  der  Begna- 
digung vorzugreifeil  oder  Einhalt  zu  thün.  Denn 
theils  liegt  in  einer  Begnadigung  mittelbar  das  ür- 


66)  Die  Begnadigung  des  Kaufmanns  Fonk  beruhte  auf 
diesem  Grunde. 

67)  Z.  B.  ein  bedeutender  Thell  des  Heeres  hat  sich 
eines  Aufstandes  sclmldig  gemacht  j  es  wird  nach  langen  in- 
neren Stürmen  eine  neue  Verfassung  eingeführt  und   die  Be- 
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iheil,  dnfs  der  Bcgnadiotc  von  Rrrluswogcn  eine 
Strafe  verdient  habe,  theils  kann  in  der  Regel  nur 
durch  die  gerichtliche  Erörterung  der  Sache  ein  ge- 
nügender Grund  zur  Begnadigung  gelegt  inul  mit- 
hin diese  von  dem  Verdachte  der  Willkülirlichkrii 
befreyt  werden.  Jedoch,  sowie  in  aufserordent- 
lichen  Fällen  das  Kriegs-  oder  Standrecht  an  die 
Stelle  des  Strafrechls  tritt,  so  kann,  unter  fdmli- 
chen  Umständen ,  das  Begnadigungsrecht  auch  elie 
die  Sache  gerichtlich  verhandch  oder  entschieden 
worden  ist,  gleich  als  das  Recht,  Frieden  zu  schlie- 
fsen,  ausgeübt  werden.  Wer  wird  es  z.  B.  tadehi , 
dafs  den  ausgetretenen  Kriegsdienstpflichtigcn  oder 
den  Fahnenflüchtigen  von  Zeit  zu  Zeit  Vergessenheit 
verheifsen  wird? 

Eine  Begnadigung  ist  zwar  nicht  ihrer  Form , 
aber  ihrem  Wesen  nach  ein  richterliches  Urtheil. 
Daher  soll  z.  B.  eine  Begnadigung  eben  so  wenig, 
als  em  richterliches  Urlhcil,  den  Angeschiildigleii 
blofs  noch  zur  Zeit  und  in  Ermanglung  mehreren 
Verdachts  lossprechen. 

Eine  Begnadigung  ist  nur  in  der  Regel  —  eine 
Verschärfung  der  gerichtlich  zuerkannten  Strafe  i-Ji 
schlechthin  eineUngerechligkeit.  Und  doch  gieht 
es  einen  Fall,  in  welchem  dem  Fürsten  das  Reebl 
der  Strafschärfung  vor/ubehallen  se\n  dürfie,  — 
wenn  der  Verurtheihe  das  \'crgehn  in  der  Absirhf 


ffnadi^iin-   dcrrr,    \yc\chc  an  dm  vorau^p:rpr.inprnrn  Fnna,. .. 


Theil  ocnommcn    l.abcn ,    ist    /in    nriMl....!.      dr,    r.rpn.fl.. 


nothvveiidig. 
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beging,  um  die  auf  das  Vergehn  gesetze  Strafe. 
(/..  B.  den  Tod,)  gleich  als  eine  Wohllhat,  zu  ver- 
dienen. 

IL)     Von  der  Einrede  der  Verjährung. 

Weder  das  Recht,  noch  die  Klugheit  verstattet, 
die  Einrede  der  verjährten  Verfolgung  des  Vergehns 
oder  der  verjährten  Vollziehung  der  zuerkannten 
Strafe  zu  berücksichtigen.  Die  Verschuldung  ist 
nicht  an  Zeitbedingungen  gebunden;  eine  jede  Aus- 
siebt auf  Straflosigkeit  mindert  das  Ansehn  der  Ge- 
setze. ^^)  Seranummisvindictay  sedeocertior.  Sen. 

Jedoch  bey  den  Vergehen ,  welche  mit  Geld  ge- 
büfst  werden  können,  ist  billig  die  Einrede  derVer-- 
jährung  für  zulässig  zu  erklären.  Bey  dieser  ist  die 
Strafe  nur  ein  Schadenersatz  oder  doch  einem  Scha- 
denersatze nahe  verwandt.  Auch  haben  die  Gesetze 
besondere  Vorkehrungen  zu  treffen  ,  damit  wenn 
zwischen  der  That  undder  Anschuldigung  oder  An- 
klage schon  eine  längere  Zeit  verstrichen  ist,  vor 
der  Einleitung  des  gerichtlichen  Verfahrens  die 
Möglichkeit ,  einen  genügenden  Beweis  der  That 
und  der  Schuld  zu  führen,  desto  strenger  geprüft 
werde. 


68)  Die  Gesetze  der  Deutsclien  Staaten  Laben  diese 
Lelire  aus  dem  Römisclien  Rechte  entlcliut.  Die  Röraisclien 
Reclnsgcl ehrten  gründeten  sie  anf  die  (irrige)  Voraussetzung 
einer  Analoj^ie  zAvischen  der  praescriptio  actionum  und  der 
praescr.  accusationumr 
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///.).  Von  der  Einrede    des  aus  Nah  i^erübien  Vergehns, 

Diesen  EntschuldigungsoTund  können  dirjrni« 
gen  vorschützen,  welche  entweder  einen  gewalt- 
samen Angriff  von  sich  oder  von  Andern  gewaltsam 
abgewehrt,  oder,  um  eine  dringende  \md  unvrr- 
meidliche Leibes-  oderLebensgclahr  von  sich  odi-r 
von  Andern  abzuwenden,  ein  Vergehn  verüht, 
oder,  um  ihre  Habe  oder  die  Habe  Anderer  /ji 
retten,  sich  an  dem  Eigenthume  dritter  Personen 
vergriffen  haben* 

In  allen  diesen  Fällen  wird  zwar  ein  Recht  ge- 
krankt, aber  kraft  eines  Rechts  oder  in  einem  Nolh- 
falle.  Es  würde  bald  zwecklos  bald  zweckwidrig 
seyn,  die  That  mit  einer  Strafe  zu  bedrohn. 

Nur  das  ist  schwierig,  die  Bedingungen  und  die 
Grenzen  dieser  Einrede  so  zu  bestimmen,  dafs  we- 
der das  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit,  noch 
das  der  Menschlichkeit  gefährdet  scy.  Bey  der  Lo- 
sung dieser  Aufgabe  giebt  dieAbschrcckungsthcorie 
der  strengeren  Meinung,  als  der  sicherern  ,  iV\c. 
Theorie  der  Strafgerechtigkeit  der  milderen,  all 
der  gerechteren,  den  Vorzug.  ^^) 

ly.)  Von  der  Einrede  der  Vergleichung  oder  ffettschlagung 

Dem  Thäter  eines  Vergehns  sind  die  Ucbel,  die 
ihm  während  des  gerichtlichen  Verfahrens  von  dem 
Staate  zugefügt  worden  sind,  es  ist  ihm  insbeson- 


69)   Das  FranzÖsisclin   Strafgcsotzhucli  ,    ancli   liirr    der 
Absclireckungsllieorie   treu,     setzt  dieser  Einrede  sehr  cngr 
Grenzen.     C.  p.  Art.  32 1  fF« 
Zachariä  JReßierungskhre»  21 
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tiere  die  während  dieser  Zeit  eillltcne  Haft  zur  Strafe 
anzurechnen;  ''')  —  das  ist  die  hier  in  Frage  ste- 
hende Einrede  der  Vergleichung.  Denn,  da  ein 
Angeschuldigter,  bis  dafs  ihn  das  Endurtheil  für 
schuldig  erklärt  hat,  von  Rechtswegen  für  unschul- 
dig zu  erachten  ist,  so  können  jene  üehel,  an  sich/ 
eine  Ungerechtigkeit ,  nur  nach  den  Grundsätzen 
des  Nothrechts  vertheidiget  werden. 

Zwar,  wenn  man  das  Bekenntnifs  des  Ange- 
schuldigten unter  die  Beweismittel  in  Strafsachen 
aufnimmt,  so  verfährt  man  vollkommen  folgerich- 
tig ,  wenn  man  jene  Einrede  auf  den  Fall  beschränkt , 
da  der  AngeschuMigte  nicht  durch  Leugnen  oder 
Lügen  das  Verfahren  verzögert  hat.  ( Damnum^  quod 
quis  sua  culpa  sentit,  non  sentire  videtur^)  Aber 
es  ist  schon  oben  bemerkt  worden,  dafs  Niemand 
rechtlich  verpflichtet  sey,  sich  selbst  anzuklagen. 
(Reorum  est  fagere;  et  licet.) 

Die  urkundlichen  Gesetze,  welche  diese  Einrede 
entweder  schlechthin  nicht  oder  nicht  ihrem  gan- 
zen Umfange  nach  anerkennen ,  sollten  wenigstens 
der  Macht  der  polizeylichen  Behörden,  die  eines 
Vergehns  Verdächtigen  zu  verhaften,  desto  engere 
und  bestimmtere  Grenzen  setzen.  Läfst  sich  das 
Recht  des  Staates,  flüchtige  Verbrecher  zu  verfol- 
gen, so  leicht  oder  unbedingt  begründen?  ^^)     Ist 


70)  Man  kann  diese  Folgerung  als  einen  Nebengruml 
für  die  aussdillefsliche  Zulässigkeit  der  Frevheitsstrafen  be- 
nutzen.  —  Vgl.  oben  S.  5;. 

71)  Der  Bürger   des  Römiscben  Frey  Staates  konnte  der 
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es  bey  den  heutigen  Polizeyanstalten  so  scliwcr , 
flüchtiger  Verbrecher  habhaft  zu  werden  ?  Ins  be- 
sondere solhe  man  das  Recht  l)egünsli^en,  sicli 
durch  die  Stellung  einer  Bürgschaft  vorläufig  von 
der  Haft  zu  befreyn. 

y)  Fort  derFersöhnting  der  menschlichen  Sfra/gerechtigleit. 

Mit  der  menschlichen  Strafgereclitipkcit  ver- 
söhnt von  Rechtswegen  der  Tod  und  eben  so  eine 
Gemüthskrankheit,  in  welche  der  Angcsrhuldi;;te 
oder  der  Verurtheilte  verfällt.  Denn  die  Rcchl- 
mäfsigkeit  einer  Strafe  und  eiues  Strafverfahrens  ist 
in  einem  jeden  Augenblicke  durch  die  Möglichkeit 
bedingt,  die  Vergehung  dem  Thäter  zuzurechnen. 
Nur  nach  der  Theorie  der  Strafklugheit  kann  es 
für  erlaubt  erachtet  werden,  die  Schrecken  der  Ge- 
setze auch  auf  die  (gleichwohl  einem  liöhern  Rich- 
ter anheimgefillenen)  Toden  auszudehnen. 

Die  Geldstrafen  aber,  so  wie  die  Kosten  des 
Strafverfahrens  zu  welchen  der  Verstor- 
bene noch  bey  seinen  Lebzeiten  rechts- 
kräftig verurtheilt  worden  ist,  können  mir 
Recht  auch  aus  dessen  Nachlasse  herbeygelrieben 
werden.  Das  rechtskräftige  Urlheil  hat  diese  Zah- 
lungen zugleich  in  eine  Schuld  verwandelt.     ) 


verwrkten  Strafe  daJurcli  cntp:cliii,  dafs  er  sich  aus  Rom  rnl- 
ferute.      S.  jedoch  Nichuln's  Küin.  Gescliichlc.  II,  i53. 

72)   Eines  sechsten  EntschiiklipjiingsgrunJrs — der  Regel; 
Ne  bis  in  ideinl  —  ist  schon  oben  gedacht  woider. 

?1    • 
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ACHTES     HAUPTSLCK. 

A^on   de?'  mehrfachen    F  e  r  schuldun  g,   ( De  concursu 
delictorum.) 


Man  kann  eine  naturwissenschaftliche  Theorie 
nicht  besser,  als  an  den  Erscheinungen  der  Natur, 
eine  rechts  wissenschaftliche  nicht  besser,  als  an 
einzelnen,  besondere  schwierigen  oder  verwickel- 
ten, Fallen,  zw  deren  Entscheidung  man  sie  an- 
wendet, prüfen.  —  Was  ist  also  Rechtens,  wenn 
ein  Angeschuldigter  wegen  mehrerer  Vergehungen 
zugleich  von  den  Gerichten  zu  bestrafen  ist,  sey 
es  dafs  er  durch  dieselbe  Handlung  mehrere  Straf- 
gesetze oder  dafs  er  dasselbe  Strafgesetz  mehrere 
Male  oder  dafs  er  mehrere  Strafgesetze  durch  meh- 


rere Handlungen  verletzt  hat  ? 


Nach  der  Abschreckuno^stheorie  kann  man  diese 
Frage  kaum  anders  entscheiden,  als  dafs  in  allen 
den  angegebenen  Fällen  eine  jede  einzelne  Ver- 
gehung, gleich  als  wäre  sie  der  alleinige  Gegen- 
stand des  richterlichen  Erkenntnisses,  mit  der  ge- 
setzlichen Strafe  zu  belegen  sey.  Denn  jene  Theo- 
rie bestraft  die  ä ufs er e  Gefährlichkeit  der  Hand- 
lungen; in  allen  jenen  Fällen  aber  sind  die  Rechte 
Anderer  so  vielmal  verletzt  oder  äufserlich  gefähr- 
det worden,  als  Vergehungen  vorliegen.  Gan/r  so 
wird  eine  allgemeine  Bürgschaft  so  vielmal  und  so 
oft  verwirkt,  als  der  Hauptschuldner  nicht  Zahlung 
leistet.  —  Jedoch  diese  Entscheiduno:  der  Fra^e 
ist  sowohl  an  sich  als  in  der  Ausführung  so  vielen 


3i?r) 

Schwieriokeitcn  uiUcnvorfcMi ,  dafs  sie  die  Ibclilig- 
keit  der  Theorie,  ;nis  welcher  sie  sich  erfjlebl, 
mehr  als  zweifelhaft  macht.  Das  Grrühl  (ur  Recht 
und  Billigkeit  sträubt  sich  tyv^vn  die  llrhauphiiij?, 
dafs  z.  B.  der,  welcher  wej;(Mi  mehrerer  Diehslälde 
oder  wegen  mehr  als  eines  Ehehruclis  m  bestrafen 
ist,  die  gesetzliche  Strafe  so  vichiial  verwirkt  haben 
soll,  als  er  das  Vergehn  verübt  hat.  Denn  so  k^nn 
es  geschehn,  dafs  ein  Vergehn,  welches  den  Ge- 
setzen nacli  nu't  einigen  Wochen  oder  Jahren  Gc- 
fängnifs  zu  hestrafen  ist ,  mehrfach  versciuddel, 
den  lehensw^ierigen  Verlust  der  persönlichen  Frey- 
iieit  zur  Folge  hat.  Neue  Schwierigkcilcn  enlslchn, 
wenn  das  Gesetz  die  zu  bestrafenden  Vergehmigen 
mit  verschiedenartigen  Strafen  bedroht  hat.  Und 
behauptet  man,  dafs  die  kleinere  Strafe  von  der 
grofseren  verzehrt  werde,  ^^)  oder  ermächtiget  man 
(wie  in  England)  den  Anklager,  mifer  mehreren 
von  dem  Angeschuldigten  verletzten  Gesetzen  das 
eine  oder  das  andere  seiner  Anklage  zum  Grunde 
zu  legen,  so  verbessert  nian  nur,  auch  abgesehn 
von  der  Unzulänglichkeit  dieser  Auskunftsmillel, 
den  Fehler  durch  einen  andern. 

Befriedigender  läfst  sich  die  vorliegende  Auf- 
gabe nach  der  Theorie  der  Slrafgereehligkcil  ent- 
scheiden. Nach  dieser  Theorie  ist  nicht  die  aufbore 
Gelahrhchkeit  der  Handlungen,  soridern  <lie  Un- 
siltlichkcit  dcrGesinnuug  der  Gegenstand  der  Straff. 


'»")   Pocna  nmior  alsorbct  minorem. 
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Da  ist  also,  in  dem  Falle  der  mehrfachen Verschul- 
dunff ,  der  Mafsstab  der  Strafe  nicht  von  der  Mehr- 
heit  der  Vergehungen,  sondern  von  der  grofseren 
oder  mehrfachen  Strafbarkeit  der  durch  die  Ver- 
gehungen beurkundeten  Gesinnung  zu  entlehnen. 
Da  ist  z,  B.  der,  welcher  wegen  mehrerer  Dieb- 
stähle zu  bestrafen  ist,  nur,  gleich  als  ob  er  einen 
einzigen  Diebstahl  begangen,  zugleich  aber  eine 
dem  Gesetze  mit  besonderer  Beharrlichkeit  widi^r- 
strebende  Gesinnung  an  den  Tag  gelegt  hätte,  zu 
bestrafen.  Da  ist,  ^venn  der  Angeschuldigte  we- 
gen der  Verletzung  mehrerer  Strafgesetze  zu  ver- 
urtheilen  ist,  die  Gleichartigkeit  oder  Ungleichar- 
tigkeit  der  Vergehungen  d.  h.  der  durch  dieselben 
beurkundeten  strafbaren  Gesinnungen  zum  Mafs-- 
Stabe  der  Strafe  zu  wählen.  Allerdings  gehört  die 
Aufgabe,  die  gesetzlichen  Vorschriften  für  die  Be- 
sti'afung  der  mehrfachen  Verschuldung  in  dem  Gei- 
ste dieser  Theorie  und  gleichwohl  mit  genügender 
Bestimmtheit  zu  fassen,  nicht  zu  den  leichtern.  Je- 
doch mindert  sich  die  Schwierigkeit ,  wenn  die 
Strafgesetzgebung  ihrem  Baue  nach  zweckmäfsig 
eingerichtet  ist,  ^^) 


74)  Einen  Versucli ,  die  Theorie  der  Stiafgereclitigkelt 
sowohl  in  dieser  Beziehung,  als  überhaupt,  in  der  Gesetzge- 
bung durchzuführen  ,  enthält  der  von  mir  ausgearbeitete 
"Entwurf  eines  Str  afge  s  e  t  zb  uch  es«  ,  welcher  mit 
dem  vorliegenden  Werke  zugleich  im  Druck  erscheint. 


327 
NKUNTKS     IIALIPTSTCCK. 

Fon   dem    Baue  und  der   Fassuti-   cmcs   d/uij^c^.,,uu.  u^j 


1)  Bey  dcT  Abfassung  eines  Slralj^rsoi/huchrs 
ist  vor  allen  Dlrii^en ,  (nach  dem  Vor;:inijre  der 
DCiieren  Werke  dieser  Art,)  die  Lehre  vuii  den  \  er- 
gehen und  Strafen  Im  allgemeinen  von  den  grscl/- 
Jiehen  Vorsehriften  über  die  eln/^elnen  Verdrehen , 
(oder,  wie  man  sieli  ausdrüekt,  der  allgemeine 
Theil  von  dem  besonderen,)  zu  trennen.  Aber  nacl» 
welehem  Plane  sind  die  einzelnen  Vergehen  /u 
ordnen  ? 

EinLchrbueh  des  Strafrechls  ist  für  die  Sehule, 
ein  Strafgesetzbuch  ist  für  das  Leben  beslhnml.  — 
Wicht  eine  jede  Avissenschaflliche  Einlheihmg  (h*r 
Veri>eben  ist  daher  auch  zur  Aufnahme  in  ein  (ie- 
setzbuch  tauglich.  Die  AVissenscli;if!  untcrschcliltl 
z.  B.  zwischen  Verbrechen  tuul  Puli/.ov vergehen  in 
dem  Sinne,  diifsdic  erstcren  uninillclkiruMd  ihniii 
Wesen  nach,  die  Icl/Jcren  nur  njiltelLar  und  we- 
gen ihrer  Folgen  Vergclicn  sind. ' ')  Aber  uas  gehl 
dem  Richter,  was  geht  den  L'nterlhauc»,  nis  sol- 
chen, der  Rechtsgrund  an ,  aus  «elchnn  der  Slaa» 
eine  gewisse  Handlung  bcy  Strafe  gebuihcu  oder 


-5)  Difiii.aen  urk  und  I  icl.cn  Ccsrucn  f«.  B.  .n.trn 
Fianzösiscl.c,  in  .Irn  O.-sln  .cicI.isclMM.  in  «l.»  Ba.riifl.m  ) 
vü.kommc..ac  l'M.llu-iliM.f;  .l.t  V..;;.!,,-..  >..  \r.l.ircKr»  ..n.I 
rolizej-VtiB.l.i'    >^t  sIcKlibcJcultna  lu.t  dei   lu  «Imciwc 
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verbothen  hat?  —  Selbst  die  Eintheilungen  der 
Vergehen,  welche  bey  der  Anlage  eines  Gesetz- 
buches zu  berücksichtigen  sind,  soll  man ,  (so  wie 
überhaupt  die  Kunst, )  mehr  ahnden  lassen,  als  zur 
Schau  tragen. 

Anders  verhält  es  sich  jedoch  mit  den  Einthei- 
lungen, welche  von  der  Verschiedenheit  der  ge- 
richtlichen Verhandlungsformen  oder  von  der  Ver-- 
schiedenhelt  der  gerichtlichen  Behörden  oder  von 
beyden  Eintheilungsründen  zugleich  entlehnt  wer- 
den können  und  zu  entlehnen  sind.  Die  Einthei- 
lungen dieser  Art  sind  unmittelbar  auf  die  Praxis 
berechnet  und  von  entscheidendem  Einflüsse  auf 
die  Anwendung  der  Gesetze.  Zwar  sollten  von 
Rechtswegen  alle  und  jede  Strafsachen,  da  sie  in  Be- 
ziehung auf  die  Pflichten  und  Rechte  des  Staates 
einander  gleich  sind,  nach  denselben  Regeln  und 
vor  denselben  Behörden  verhandelt  werden.  Aber, 
abgesehn  von  dem  Einflüsse,  welchen  der  Geist 
der  Verfassung  auf  die  Gerechtigkeitspflege  haben 
kann,  giebt  es  einige  allgemeingültige  Gründe,  den 
Grundsatz  der  rechtlichen  Gleichheit  in  dieser  Be-^ 
Ziehung  zu  beschränken.  Denn  erstens,  in  gering- 
lugigen  Strafsachen  würde  das  förmliche  Verfah- 
ren und  die  mit  ihm  verbundene  Verzögerung  des 
Endurtheiles  für  den  Angeschuldigten  selbst  eine 


und  leichtere  Vergehen,  Man  verwechselte  die  Benennung, 
weil  in  der  Regel  die  Verbrechen  die  schwereren,  die  poU- 
zevwidrigen  Handlungen  die  leichteren  Vergehen  sind. 
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Härte  seyn.     Zwcytens:  Ai.fserordonil.cl.«  Zoitcn 
(z.B.  die  innerer  L'nrul.en,)  können  auch  für  dir 
Formen  der  Slrafoerecl.ligkeitspdooc.  aulserordcnt- 
liche  Mafsregeln  nolh.vcndig  macheu.     (Mclit  ahcr 
kann  mau  schon  durch  die  hesundere  Gcfälulich- 
keit  gewisser  Verhrechcn  eine  Ausnahme  von  der 
Regel  vertheidigen.)      Endhch  driltcns:    Gewisse 
Vergehen  (z.B.  die  gegen  dieZolJgesetze,  diegegen 
die  Kriegszucht, )  stehen  mit  dem  einen  oder  dem 
.andern  Zweige  der  Staatsverwaltung  in  einer  so  ge- 
nauen Verbindung ,  dafs  das  h)tcresse  der  Verwal- 
tung wesentlich  gefährdet  seyn  würde,  wenn  man 
die  Bestiafung  derselben  den  Gerichten  üherliefsc 
oder  an  die  sonst  gesetzlichen  Verhandlungbformen 
bände.     Eine  Strafgerichtsordnung  hat  kaum  ein«- 
künsthchere  Aufgabe  zu  beantworten,  als  die,  den 
lastigen    Streitigkeiten    vorzubeugen ,    welche    zu 
Folge  jener  Verschiedenheit  der  Strafsachen  über 
den  Gerichtstand  oder   über  die  Form  i]cs  \'er- 
fahrens  entstehn  könne.     Die  Strafcrerichtsordnun" 

c  n 

des  Französischen  Reichs  scheint  diese  Aufgabe  be- 
sonders glückh'ch  gelöfst  zu  haben.  ^^) 

2)  Man  klassificirt  die  Vergehen,  wenn  man 
sie,  je  nachdem  die  Strafe,  welche  durch  ein  je- 
des einzelne  Vergehen  verwirkt  wird,  scliworcr 
oder  leichter  ist,  unter  gewisse  allgemeine  Klas- 
sen oder  Ordnungen  bringt,  so  dafs  eine  jede  Klasse 


;6)  Vgl.    C,  d'instr.  crini.  insbesondere  Arf 
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der  Ver£^ebn  mit  einer  im  allgemeinen  bestimmten 


'ö 


nnd  der  Zahl  der  Klasse  entsprechenden  verhält- 
nifsmäsigen  Strafe,  (z.  B.  die  1.  Klasse  mit  lebens- 
wierigen  Gefängnisse,  die  zweyte  mit  einer  Gefang- 
nifsstrafc  von  20 —  30.  Jahren ,  die  dritte  mit  einer 
Gefangnifsstrafe  von  10 —  20.  Jahren,  u.  s.  w.)  ein 
jedes  einzelne  Vergehn  aber  nicht  für  sich,  sondern 
nur  als  ein  Vergehn  der  einen  oder  der  andern  von 
diesen  Klassen  mit  einer  Strafe  bedroht  wird. 

Eine  nicht  blos  wiilkührliche ,  sondern  von  dem 
Wesen  der  Strafen  entlehnte  Klassifikation  der  Ver- 
gehen ist  nur  unter  der  Voraussetzung  möglich, 
dafs  die  Gesetze  für  alle  und  jede  Vergehen  eine 
und  dieselbe  Strafart  wählen,  —  also  nur  nach 
dem  Systeme  der  Strafgerechtigkeit.  Es  darf  nicht 
befremden,  wenn  die  Idee  einer  Klassifikation  der 
Vergehen,  ungeachtet  sie  aus  den  meisten  Slraf- 
gesetzgebungen  hervorblickt,  dennoch  von  kei- 
ner vollständig  und  kunstgerecht  durchgellihrt 
wird.  ^^)  So  wie  man  verschiedene  Strafarten  wähl- 
te, mufsten  die  Umrisse  jener  Idee  schwankender 
werden. 

Eine  vollkommene  Klassifikation  der  Vergehen 
ist  nur  unter  der  Bedingung  möglich,  dafs  man  die 
Strafe  einer  jeden  einzelnen  Klassen  nur  ihrem 
höchsten  und  niedriosten  Grade  nach  in  dem  Ge- 

n 

^tze  bestimmt,  —  also  ebenfalls  nur  nach  dem 


77)  Eine  Slrargesetigebung  ,  die  sich  in  dieser  Hinsicht 
auszeichnet,  ist  —  die  Chinesische. 
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Systeme  der  Strafgcrccluigkcil,  als  wclclirs,  «Icn 
Freyheltsslrafen  den  Vor/.ug  vor  allen  aiidci-n  Stra- 
fen beylegend  ,  eine  solche  KlasselllH^stinllllllll^ 
möglich  macht.  Nm'  unler  dieser  Bedingung  kön- 
nen die  gesetzlichen  Strafdroluiiigen  mit  der  Slelig- 
keit  der  sittlichen  Abstufung  menscliliilier  Hand- 
lungen in  die  überhaupt  erreichbare  Uebcrciustini- 
mung  gesetzt  M'erdcn, 

,  Die  Klassifikation  der  Vergehen  als  Grundlage 
eines  Strafgesetzbuches  ist  nicht  blos  für  die  Kinhcit 
und  das  Ebenmaas  des  Planes  von  Wichtigkeit; 
aucb  auf  den  Inhalt  der  Strafgesetze  hat  sieKinflufs. 
Sie  nötbiget  gleichsam  den,  welcher  ein  Strafge- 
setzbuch abfafst,  die  Vergehen  in  Ke/.iehung  auf 
ihre  relative  Strafbarkeit  desto  sorgfältiger  mit  ein- 
ander zu  vergleichen.  Sie  ist  wo  nicht  das  einzige , 
doch  das  beste  Mittel,  wie  man  für  die  Fälle,  m 
welchen  man  es  bey  allgemeinen  Strafdrohungen 
bewenden  lassen  mufs,  (z.  ß.  für  den  Fall  der  m«-hr- 
fachen  Verschuldung,  so  wie  für  die  VVirksarnk<-.l 
der  Milderungs  -  und  Verschärfungsgründe)  J)c- 
ßtimmte  Regeln  aufstellen  kann. 

3)  Sollen  die  gesetzlichen  Strafdrohungen  ihrem 
Zwecke  aucb  durch  die  Worlfassung  entsprechen, 
80  müssen  sie  den  Untcrthan  gleichsam  anrede.., 
zu  ihm  von  Angesicht  zu  Angesicht  sprechen. 
Die  Römischen  Gesetze  richten  die  Straldrohung 
nicht  gegen  die  gesetzwidrige  Handlung,  sondern 
gegen  der  Handelnden ;  sie  sagen  z.  D-  Wer  das  und 
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das  thut,  soll  so  und  so  bestraft  werden;  »  oder 
»Niemand  thue  das  vmd  das,  sonst  wird  er  so  und 
so  bestraft,))  ^^)  Diese  Art,  die  Strafdroluingen  zu 
lassen,  verdiente  Nachahmung. 


78)  S.  z.  B.  /.  /,  D,  de  L  Pomp,  de  parric.  L  45,  D,  de  L 
Com,  de  /als,  L  6,  7.  D^  de  L  JuL  vepetund. 


Das 

SECHS     UND     ZWy\NZIGSTL:     hlCU 
VOM    STAATE 

oder 
DER    REGIERÜNSLEHRE   SECHSTES  BUCH. 

Das    Bclohniuigsrccht.    ') 


ERSTES     HAUPT  ST  LCK. 

Von  dem   Rechte  des    Staates,     Belohmui'icri   zu  ertlicilm. 


lielobnungen  sind  wesentlich  verschieden  von 
PreiCsen  oder  Prämien.  Pieilse  werden  (ür  W  crko 
des  Geisres  oder  der  Kunst  oder  des  kiinsifleilseü 
oder  für  Beweise  von  Körperkraft  oder  von  körj>rr- 
hcher  Geschickh'chkeit  erlheilt.  .  BeK)hnl  wird  das 
V^erdienst,  wird  der,  welcher  auch  die  Pflichtni 
erfüllt,  welche  er  ungestraft  verletzen  konnte.     Nie 


0  Das  Belohiiiingsreclit  ist  von  den  Scliriftslcllcrn  vcf- 
liältnlfsniäfsig  nur  spjiilitli  ausgcstaltrt  worden.  Vgl.  ^bc 
vom  Verdienste.  Theorie  des  peines  et  drf  recomprnses. 
Par.  Jerem.  Benthani.  Redi^ec  en  Francais  (V apres  les  Mo^ 
nuscrits  de  V auteur  par  Et,  Dunwnt.  Lond.  iSn*  IL  Fol.S. 
Im  Jahre  1819  hat  ein  Italicner,  Gioja ,  eine  Schrift  t;'- - 
Verdienst  und  Belohnung  herausgegeben. 
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sollte  man  vergessen,  Belohnungen  und  Prelfse 
durch  die  Art,  oder  wenigstens  durch  die  Benen- 
nung der  Auszeichnung  zu  unterscheiden. 

Belohnungen  sind  etwas  anderes,  als  Gunstbe- 
zeigungen. Die  Gunst  ist  eine  freye  Gabe;  Beloh- 
nungen beziehn  sich  auf  einen  Rechtsanspruch. 
Zwar,  im  Leben  verschwindet  oft  dieser  Unter- 
schied. Eine  Belohnung  ist  in  der  Wirklichkeit 
nur  zu  oft  blos  eine  Gunstbezeigung.  Jedoch  giebt 
es  vielleicht  kein  anderes  oder  kein  wirksameres 
Mittel,  den  Launen  der  Gunst  gewisse  Schranken 
zusetzen,  als  wenn  Gunstbezeigungen  in  das  Ge- 
wand einer  Belohnung  einzukleiden  sind. 

Nicht  eine  jede  werkthätige  Anerkennung  des 
Verdienstes  ist  eine  Belohnung.  Sondern  nur  die 
Auszeichnungen  sind  Belohnungen,  aufweiche  der 
Mensch  blofs  wegen  seines  Verdienstes  und  blofs 
nach  dem  Mafsstabe  seines  Verdienstes  Anspruch  zu 
machen  berechtiget  ist.  Allerdings  ist  bey  der  Ver- 
gebung der  Staatsämter  auf  die  Verdienste  der  Be- 
werber Rücksicht  zu  nehmen.  Aber  nur  deswegen , 
weil  der,  welcher  sich  bereits  Verdienste  erworben 
hat,  zu  der  Hofihung  berechtiget,  dafs  er,  sich 
neue  Verdienste  zu  erwerben,  bemüht  seyn  werde. 
Und  nicht  das  Verdienst  allein  soll  über  den  dem 
einen  Bewerber  von  dem  andern  zu  ertheilenden 
Vorzug  entscheiden;  auch  die  Tauglichkeit  zur 
Verwaltung  des  Amtes  ist  in  Ansclilag  zu  bringen. 

So  gewifs  sich  auch  Belohnungen  auf  einen 
Rechtsanspruch  des  Verdienstes  beziehn,   so  kann 
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dennoch  ilas  Kocht  des  Staates,  Ilclolinun/jcn  /ji 
erlheilen,  niclit  durch  diclMliclit,  jenem  llechls- 
anspruche  Genüge  zu  leisten,  hefrrüudct  werden. 
Denn,  da  es  unmöglich  ist,  die  Verdieiislliclikeit 
einer  Handlung  vollkommen  zu  erweisen,  einlUxhl 
aber  nur  in  so  fern  ,  als  es  erweislich  ist,  im  Slaaio 
oder  gegen  den  Staat  geltend  gemacht  werden  kann, 
so  folgt,  dafs  dem  Staate  die  Verbindlichkeit,  das 
Verdienst  zu  belohnen,  nicht  schon  von  Rechts- 
wegen d.  h.  nicht  schon  kraft  der  Grundsätze  der 
austheilenden  Gerechtigkeit  obliege.  Und  eben  so 
w  enig  kann  man  die  Belohnung  des  Verdienstes  als 
eine  Pflicht  der  Dankbarkeit  dem  Staate  ansinncn. 
Denn,  indem  die  Regierung  belohnt,  ist  sie  nn't 
fremdem  Gute  freygebig.  Auch  kann  man  die 
Frage  aufwerfen,  ob  es  fiir  den  Staat,  als  solchen, 
überhaupt  Tugendpflichten  (eine  Staalsmoral) 
gebe?  ^) 

Sondern  der  Staat  ist  nur  in  so  fern  bereclitiget, 
Belohnungen  zu  ertheilen,  als  er,  \erdienste  be- 
lohnend, sein  eigenes  luteresse  firdert  d.  h.  irgend 
einem  andern  Zwecke,  den  er  sich  setzen  darf  und 
soll,  erreicht.  Es  ist  aber,  die  Sache  im  All- 
gemeinen betrachtet,  der  Vorlheil  des  Staates, 
das  Verdienst  zu  belohnen;  weil  Belohnungen  ein 
mächtiger  Hebel  sind,  die  Thalkraft  der  Menschen 
zum  Vortheile  der  Regierung  und  des  Gemeinwe- 


2)  Von  dieser  Frage  weiter  unten  ,   Im  Volle rreclilr. 
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sens  in  Bewegung  zu  setzen;  weil  Belohnungen,  die 
der  Staat  ertheilt,  einen  mehrfach  wohlthätigen 
Einflufs  auf  den  Volkscharakter  haben;  weil  der 
Staat,  wenn  er  das  Verdienst  belohnt,  gegen  die 
Schuld  mit  desto  milderen  Strafen  ausreichen  kann.  ^) 
Uebrigens  können  diese  Gründe,  welche  für  die 
öffentliche  Belohnung  des  Verdienstes  im  Allgemei- 
nen sprechen,  durch  den  Charakter  der  Verfassung, 
(wie  weiter  unten  ausgeführt  werden  wird,)  bald 
noch  mit  besonderen  Gründen  vermehrt^  bald  auch 
geschwächt  oder  entkräftet  werden. 

Jedoch  im  Belohnen,  so  wie  im  Bestrafen,  kann 
der  Staat  gerecht  seyn,  wenn  er  auch  nur  seines 
Vortheils  wegen  zu  belohnen  und  zu  bestrafen  be- 
fugt ist.  Das  Straf-  und  das  Belohnungsrecht  sind 
in  dieser  Beziehung,  so  wie  überhaupt^  das  eine 
das  Gegenbild  des  andern. 


ZWEYTES    HAUPTSTÜCK. 

Von  den  Bedingungen  y   unter  welchen   der  Staat  zu  beloh- 


nen  berechtiget   ist. 


Die  Strafen,  die  der  Staat  verhängt,  sind  nur 
in  so  fern  gerecht,  als  sie  von  dem  Gesetze,  und 
zwar  mit  der  zum  Warnen  erforderlichen  Bestimmt- 
heit, angedroht  worden  sind.     DieRechtmäfsigkeit 

3 )  Acrior  >  sicut  virtutibus  gloria  ,  ita  fla^itiis  poeni- 
tentia.      Tac.  kist.  III,  5/.  ^    ö  /- 
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der  Belohnungen,  welche  der  Staat  crlheilt,  int  ;in 
die  Bedingung  einer  vorausgegangenen  Vcrhcifsun- 
nicht  gehunden.  Es  kann  aus  andrrn  Grümlcn, 
z.  B.  aus  Gründen  des  Vcrfassungsreclils,  nolhM  fn- 
dig  oder  ralhsam  seyn,  ühcr  rlio  (icgenMändc  und 
die  Arten  der  öirentliclicn  ßclohnun^^en  Vorsclinu"' 
in  den  Gesetzen  zu  tieflen.  Aber  eine  Gesct/gr- 
hung,  welche  die  belohnurigswertlicn  llandhnigcn 
mit  derselben  Genauigkeit,  wie  die  strafbaren,  be- 
stimmte, würde  Gefahr  laufen,  die  Belohnungen 
in  Preifse  zu  verwandeln. 

Das  Belohnungsrecht  des  Staates  hc/Jtla  sn'u 
nicht  blofs  auf  gewisse  Arten  des  Verdienstes  und 
nahmentlich  nicht  blofs  auf  die  \'ercHenste,  wrlclie 
man,  weil  sie  dem  Staate  unmittelbar  geleistete 
Dienste  sind,  Verdienste  um  den  Staat  zu  nennen 
pflegt.  Allerdings  ist  der  Staat  nur  seinrs  Vorthci- 
les  wegen  zum  Belohnen  berechtiget.  Allerdings 
kann  es  nach  Zeit  undUmständen  dem  Interesse  ilr^^ 
Staates  entsprechen,  gewisse  Arten  des  \  erdicnshi 
allein  oder  vorzugsweise  zu  belohnen.  Aber  an 
sich  ist  das  Belohnungsrecht  seineu  Gegenständen 
nach  nicht  beschränkt.  Je  mehr  sich  ein  Staat  dir 
Idee  nähert,  desto  mehr  wird  für  ihn  das  Verdirnsi, 
als  solches,  und  ohne  Rücksicht  auf  die  äufbric 
Verschiedenheit  der  verdiensllichen  llandlungni, 
einen  Werth  haben.  Es  ist  ein  erfreuliches Zeicbm 
der  Zeit,  dafs  die  heuligen  Europäischen  Regie- 
rungen das  ausgezeichnete  Verdienst  einer  jeden 
Gestalt  und  Farbe  auch  der  Auszeichnung  durch 
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Belohnungen  für  wertli  halten.     (Homo  suntj  hu- 
mani  nihil  a  me  alienum  esse  puto ! ) 

Denn  nur  langsam  erheben  sich  die  Menschen 
7Ai  dieser  freyeren  und  würdigeren  Ansicht  des  Be- 
lohnungsrechts. Die  erste  Veranlassung  zu  öfFent- 
Hthen  Belohnungen  gaben  fast  überall  ausgezeich- 
nete Kriegsthaten.  Der  Wilde,  der  einen  Feind 
getödtet  hat,  darf  seine  That  durch  Zeichnungen , 
die  er  seinem  Körper  einätzt,  (durch  die  Art,  wie 
er  sich  tattowirt,)  oder  auf  eine  andere  Weise  *) 
äufserlich  beurkunden.  Alle  dermalen  in  Europa 
üblicheOrden  sind  eine  Nachahmung  der  geistlichen 
Ritterorden.  Die  Sitte,  ausschliefslich  da^  Ver- 
dienst des  Kriegers  zu  belohnen ,  überlebt  oft  lange 
das  Zeitalter  ihres  Ursprungs.  Die  Römer  kannten 
bis  in  die  spateren  Zeiten  ihres  Staates  kaum  andere 
öffentliche  Belohnungen,  als  die  für  ausgezeichnete 
Kriegsthaten.  ^)  üeberall  aber  pflegen  die  Ver- 
dienste dieser  Art  vorzugsweise  oder  durch  beson- 
dere Auszeichnungen  belohnt  zu  werden.  Und  in 
der  That,  wenn  es  erlaubt  ist,  bey  dem  Belohnen 
zwischen  Verdienst  und  Verdienst  einen  Unterschied 
zu  machen,  so  kann  das  Verdienst  des  Kriegers 
nicht  ohne  Grund  ein  Vorrecht  in  Anspruch  neh- 
men.   Im  Kriege  steht  das  Leben  des  Staates  auf 

4)  Tac^  de  moi\  Genn.  c.  34* 

5)  Creu7xr's  Abrifs  der  römiscliert  Antiquitäten.  Lpz, 
und  Darnist.  4824.  8.  §.  260.  Cicero  führt  es  als  eine  be- 
sondere Auszeiclmung  an,  dafs  ihm,  weil  er  den: Aufstand 
des  Kalilina  unterdrückt  hatte,  die  Ehre  einer  siipplicatio 
geworden  sey. 
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dem  Spiele.  In  dieses  Spiel  seixt  der  Krieger  seine 
Gemächlichkeit,  seine  Gesundheit,  sein  Leben  ein. 
Der  Lohn  steht  in  keinem  Verhältnisse  mit  der  Ar- 
beit, mit  dem  Opfer.  Ein  grofser  Feldherr  ist  anf 
der  Stufenleiter  der  menschlichen  Gröfse  schon  des- 
wegen der  höchste,  weil  in  ihm  Geistes-  uiuU.lm- 
rakterkraft,  die  so  selten  mit  einander  gepaart  sind , 
vereiniget  seyn  müssen.  Cicero's  Worte:  Cednnt 
arma  togae!  sind  nur  in  dem  Siiine  wahr,  dafs  das 
kriegerische  Verdienst  seinen  Folgen  nach  am  mei- 
sten der  VergängHchkeit  unterworfen  ist. 

Nur  einzelne  Handlungen  darf  und  soll  der 
Staat  bestrafen.  Belohnungen  können  auch  für 
eine  Reihe  von  Händlungen  —  z.B.  für  den  Dienst- 
eifer, den  ein  Beamter  während  einer  vieljährigen 
Dienstzeit  bewiesen  hat,  —  ertheilt  werden.  Jal 
Belohnungen ,  w  eiche  aus  diesem  Grunde  ertheih 
werden  j  sind  leicht  die  verdienteren. 

DRITTES   HAÜPTSTLCK. 

Von     dem    Mafsstabe     der     ß  elo  h  n  ii  n  ^  r  n. 

In  der  Lehre  von  dem  Mafsstabe  dcrßololiniin- 
jjen  Aviederholt  sich  der  Streit,  der  über  den  Mals- 
Stab  der  Straferf  gerührt  wird. 

Aufder  einen  Seite  kann  man  behaupten,  dafs 
det  Staat  bey  den  Belohnungen,  die  er  crlhcilt, 
schlechthin  und  allein  die  innere  Verdictist- 
lichkeit  der  Handlungen,  also  den  Adel  der 
Gesinnung,   -»Teiche   durch  eine  That  oder  durch 
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eine  Reihe  von  Handlungen  beurkundet  worden 
ist,  zu  berücksichtigen  habe.  Nach  dieser  Ansicht 
kommt  es  also  bey  jenen  Belohnungen  überall  nicht 
nuf  den  Erfolg  der  Handlungen  an ;  auch  die  Hand- 
lung, welche  der  Erfolg  nicht  gekrönt  hat,  kann 
dennoch  Belohnung  verdienen.  Nach  derselben 
'Ansichtist  eineHandlung  oder  eine  Hand- 
lungsweise schlechthin  in  c^^m  Grade  be- 
lohnongswerther,  in  welchem  sie  der 
Gesinnung  des  Handelnden  nach  ver- 
dienstlicher ist. 

Auf  der  andern  Seite  aber  kann  man  auch  den 
Satz  vertheidigeri ,  dafs  der  Staat,  wenn  er  belohnt, 
zugleich  die  äufsere  Verdienstlichkeit  der 
Handlungen,  also  den  Nutzen,  den  die  That  oder 
die  Handlungsweise  gehabt  hat,  in  Anschlag  zu  brin- 
gen habe.  Nach  dieser  Ansicht  kann  zwar  der  Staat 
auch  solche  -—  der  Gesinnung  nach  verdienstliche  •— 
Handlungen  belohnen,  welche  den  beabsichtigten 
Erfolg  überall  nicht  gehabt  haben.  Aber,  so  wie 
es  ihm  nicht  zu  verargen  ist,  wenn  er  vorzugsweise 
die  zugleich  äufserlich  verdienstlichen  Handlungen 
belohnt,  so  wird  er  in  der  Regel  eine  ver- 
dienstlicheHandlung  in  demGrade  mehr 
oder  weniger  belohnen,  in  welchem  sie 
äufserlich  d.  h.  ihrem  Erfolge  nach 
mehr  oder  weniger  verdienstlich  ist. 

Kein  Zweifel,  dafs  an  sich  die  erstere  Meinung 
den  Vorzug  verdiene,  lieber  Verdienst  und  Schuld 
entscheidet  an  sich  die  Gesinnung;  der  Ausgang 
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steht  in  der  Hand  des  Schicksals.  Nacli  wclclicm 
Mafsstabc  richtet  Gott?  Er  sieht  das  Hen  an.  Das 
Gewissen?  Es  verdammt  nicht  sehen  die  Handlun- 
gen, welche  die  WeU  ehrt  und  preifs! 

Gleichwohl  düiften  die  Belohnungen,  welche 
der  Staat  ertheik,  nach  der  ^wcylen  von  jenen 
Meinungen  zuzumessen  seyn.  Denn  so  unsicher  ist 
das  Urtheil  über  die  innere  Verdienstlichkeit  der 
Handlungen  Anderer,  dafs  sich  der  Staat  billig  au 
das  unzweideutigere  Merkmal  hält.  Wenn  er  seine 
Strafen  nach  der  Schuldhaftigkeit  des  ücbellhäters 
abmifst,  so  beschränkt  er  sein  Recht  zum  V'or- 
iheile  des  Angeschuldigten.  Wenn  er  aber  hcym 
Belohnen  die  That  für  den  Willen  nimmt,  so  ent- 
spricht dieser  Mafsstab  in  der  Regel  eben  sowohl 
dem  Interesse  derer,  welche  einen  Anspruch  auf 
die  Belohnung  haben,  als  seinem  eigenen. 


VIERTES     HAUPTSTCCK. 

TV  o  mi  t     soll     der     Staat     b  c  l o  h  n  t  n^ 


Die  Belohnungen,  welche  der  Staat  erthcilt, 
bestanden  von  jeher  und  bestehen  noch  jet/.t  fast 
ausschliefslieh  in  Ehrenbezeigungen  oder  iuKliren- 
zeichen  —  in  Prunkzügen,  in  öfl'entlichen  Denk- 
mälern, in  Kronen,  in  Orden,  in  einem  Heiligen-* 

y  scheine. 

Und,  so  wie  es  in  dem  rechtlichen  Wesen  einer 
ötfenthchen  Strafe  liegt,  dafs  sie  ein  für  sich  spre- 
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chender  Ausdruck  der  öffentlichen  Verachtung  seyn 
soll,  so  dürften  sich  zu  öfFentlicheu  Belohnungen 
nur  Ehrenauszeichnungen,  als  die  Symbole  der 
offen tlichetf  Achtung,  eignen. 

Wicht  mit  Geld  und  Gut  soll  der  Staat  das  Ver- 
dienst belohnen.  Denn  sonst  würde  er  sich  dem 
Verdachte  aussetzen,  als  ob  er  das  Verdienst  mit 
Geld  bezahlen  zu  können  glaubte  und  mit  Geld  be- 
zahlen wollte,  Wohl  aber  mag  mit  einer  Belohnung 
ein  Preifs  (eine Prämie)  verbunden  werden.  So 
wird  es  in  Europa  bey  verdienten  Feldherrn  und 
Staatsmännern  gehalten.  Ein  Verdienst  ist  fast  im- 
luer  zugleich  eine  Arbeit. 

Am  wenigsten  ist  es  zu  billigen ,  wenn  ein  Ver- 
brecher wegen  der  Verdienste,  die  er  sich  früher 
erworben  hat,  oder  wegen  der  Verdienste  seiner 
Angehörigen,  begnadiget  wird.  Darf  man,  um 
gerecht  zu  seyn,  eine  Ungerechtigkeit  begehn?  -— 
Als  nach  dem  für  die  Römer  so  unglücklichen  Tref- 
fen bey  Kannä  der  Konsul  Varro,  welcher  an  der 
Niederlage  des  Römischen  Heeres  hauptsächlich 
schuld  war,  nach  Rorai  zurückkehrte,  da  gingen 
ihm  die  Büi^ger  aller  Stände  entgegen  und  dankten 
ihm,  dafs  er  nicht  an  deni  Gemeinwesen  verzwei- 
felt habe,  ^)  Aber  Varro  hatte  sich  nicht  eines  Ver- 
brechens, sondern  nur  eines  Fehlers  schuldig  ge- 
macht. Die  Römer  verdienen  das  Lob,  welches 
ihnen  Liviusi  bey  der  Erzählung  dieses  Vorfalles  zoUt , 

-  -'  I  ■!     II      WH     -  J 

C)  Lii\  XX 11,  S/. 
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weil  sie,  obwohl  durch  Unglück Jj||j|^  dennoch 
das  Verdienst  in  dem  Urheber  ihr  JHBpks  cluicn. 
Von  Rechtswegen  sind  alle  vcrdiensiliche  Hand- 
lungen, als  solche,  (so  wie  alle  Vergehen,)  einan- 
der gleich.  Denn  so  verschieden  auch  ditfse  Hand- 
lungen ihrer  äufserenBcschaircnheit  nachscvnniu- 
gen,  ihre  Verdiensllichkeit  beruht  von  Re(hlsw<*- 
gen  auf demAdel  dcrGcsinnung.  DaluT.solJtcr  bil- 
lig eine  jede  Art  des  Verdienstes  mit  derselben  Art 
der  Belohnungen  vergolten  werden,  - —  eine  Idee, 
die  z.  B.  der  Französischen  Ehrenlegion,  so  wie 
dem  Plane  zum  Grunde  lag,  nach  welchem  der 
Russische  Kayser,  Pauli.,  den  Mallcserorden  /.u 
verjüngen  gedachte.  ^) 

Jedoch  im  Belohnen,  wie  im  Strafen,  liehen 
die  Menschen  die  Mannigfaltigkeit.  Das  Interesse 
des  Staates  fordert  oder  scheint  zu  fordern,  die 
äufserlich  verschiedenen  Arten  des  Verdienstes, 
nach  der  Verschiedenheit  des  Grades  ihrer  äufsc- 
ren  Verdienstlichkeit  oder  auch  aus  Rücksicht  auf 
die  Vorurtheile  der  Menschen,  durch  verschiedene 
Arten  der  Belohnungen  zu  unterscheiden,  (üahrr 
z.B.  der  Unterschied  zwischen  den  Hans-  und  den 
Staatsorden,  zwischen  den  Orden  für  das  Mililär- 
und  denen  für  das  Civilverdienst.)     Auf  jeden  Fall 


|.  7)   Mlsccllen    fiir  dir    nr.irste    WVlfk.imlr   J-''^f?    _• 

f   N.  76.     Kufsland  unter   Alexander    l      ^  011  bioiU».   \  I. 
Lp^.  i8o5.  8. 
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aber  sind  a^JMMPflrdentliche  Verdienste  auch  durch 
aufserordeoBEgy  Belohnungen  auszuzeichnen. 

Ehrenbezergungen  und  Ehrenzeichen  sind  ih- 
rem Wesen  nach  Symbole.  Die  Eitelkeit  oder  der 
Stolz  war  auf  diesem  Felde  der  Symbolik  nicht  we- 
niger erfinderisch,  als  die  Frömmigkeit  auf  dem  ih- 
rigen. Alles,  was  die  Natur  oder  die  Kunst  Präch- 
liges  oder  Glänzendes  oder  Schwunghaftes  oder 
Erhabenes  oder  auch  Drohendes  darbiethet,  ist 
zur  sinnbildlichen  DarsteUung  der  öffentlichen  Ach- 
tung benutzt  worden.  Besonders  bedeutsam  ist 
.  die  in  Europa  übliche  Kreuzform  der  Ehrenzeichen, 
(Sie  schreibt  sich  von  der  Art  her,  wie  sich  die 
Kreuzfahrer  bezeichneten.)  Das  Zeichen  mahnt 
zugleich  an  die  Christenpflicht  der  Demuth. 

Der  Unterschied  zwischen  Ehrenzeichen,  welche 
der  Belohnte  an  sich  trägt,  und  zwischen  andern 
Ehrenauszeichnungen  ist  in  mehr  als  einer  Hinsicht 
von  Wichtigkeit.  Die  ersteren  befriedigen  in  dem, 
welchem  sie  ertheilt  werden,  und  verletzen  in  An- 
dern vorzugsweise  die  Eitelkeit,  Sie  wachsen  — 
wie  ein  körperliches  Abzeichen  oder  wie  eine  Amts- 
tracht, oderwie  ein  Ehrengewand,  ^)  -—  mit  dem 
Menschen  gleichsam  zusammen.  Sie  scheiden  die 
Belohnten  von  den  übrigen  Bürgern  gleich  als  einen 
bevorrechteten  Stand  aus.     Daher  sind  Orden  und 


8)  Ein  solches  Elirengewand  war  die  toga  der  Römi* 
sehen  Bürger ,  der  Scharkchwantel  der  Venetianlsclien  JYo- 
hUi. ^ —  Das  Sprichwort  sagt;  Kleider  machen  Leute!  Denn 
vvenige Menschen  sind  stolz;  kaum  einer  ist  frev  YonEitelkeil. 
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ähnliche  Ehrenzeichen  nicht  in  der  Volksbcrrscliaft 
an  ihrer  Steile.  Mit  Grund  wurde  in  den  Nord- 
amerikanischen Freystaaten  der  Plan,  einen  Orden 
für  die  Helden  des  Befreyungskricgcs  7.u  stiften, 
(  manhatte  ihn  den  Cincinnatusordcn  genan nt , )  auf- 
gegeben. Anders  ist  es  in  dcmsüdanieiikaiiischoii 
Freystaate  Kolumbia  gebalten  worden.  Jedoch  die 
Bevölkerung  der  südamerikanischen  Freyslaatcn  ist 
so  sonderbar  zusammengesetzt,  dafs  es  kaum  er- 
laubt ist,  für  dieBeuitheikuig  der  inneren  FJnrich- 
tungen  dieser  Staaterblos  die  Form  der  Verfassung 
zum  Mafsstabe  zu  wählen. 


FÜNFTES     HAUPTSTÜCK. 

Fon  den  Belohnungen  in  Beziehung  auf  die  Verschieden- 
heit der  Staatsverfassungen. 


Eine  so  magische  Kraft  auch  in  Belohnungen, 
in  Ehrenbezeigungen  und  Ehrenzeichen,  liegt,  den- 
noch giebt  es  Verfassungen,  welche  die  Anwen- 
dung dieser  Kraft,  wo  nicht  gänzlich  ausscl^licf^t•n, 
doch  nur  ausnahmeweise  und  nur  mit  Miistraun  g««- 
statten.—  Am  wenigsten  ist  die  Aristokratie  der 
Belohnung  des  Verdienstes  günstig.  Der  gegen- 
seitige Machtneid  der  Horrsclienden  verfolgt  eher 
das  Verdienst,  als  dafs  er  es  auszeichnete.  Dxt 
Geschichte  der  Venetianischcn  Aristokratie  ent- 
hält wahrhaft  schauerliche  Bcyspicle  vonln.lank- 
barkeit  gegen  das  Verdienst.     Die  Volk.herrscl.aft 
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ist  zwar  freigebig*,  ja  selbst  verschwenderisch  im 
Belohnen;  aber  sie  fürchtet  den,  den  sie  belohnt 
hat.  Dagegen  ist  die  Einherrschaft,  vorausgesetzt , 
dafs  die  Krone  ererbt  und  erblich  ist,  gleichsam 
die  Heimath  der  Belobnungen.  Der  Fürst  hat  kei- 
nen Grund,  das  Verdienst  zu  beneiden  oder  zu 
fürchten.  Denn  der  Glanz,  der  da^  Verdienst  um- 
giebt,  strahlt  auf  die  Fürstenkrone  zurück,  hidem 
der  Fürst  das  Verdienst  belohnt,  fühlt  und  befesti- 
get er  die  eigene  Macht 

Durch  die  Art,  wie  das  Oberhaupt  des  Staates 
von  dem  Belohniingsrechte  Gebrauch  macht,  kann 
die  Staatsverfassung  sogar  vesentlich  verändert 
werden.  In  allen  Europäiscten  Staaten  hatte  die 
Einführung  der  Ehrenordep  die  Folge,  dafs  zum 
Vortheile  der  Einherrschaft  die  Macht  des  Adels  ge- 
schwächt, der  Bürgerstand  gehoben  wurde.  Neue 
Begriffe  von  Verdienst  und  Ehre  kamen  in  Umlauf; 
dem  Erbadel  wurde  ein  Verdienstadel  zur  Seite  ge- 
stellt; diesen  erth eilte  nicht  die  Geburt,  sondern 
der  Fürst.  Kein  Europäischer  Staat  hat  so  viele 
Arten  von  Orden,  als  Russland.  So  verlangte  es 
der  Plan,  den  die  Russische  Regierung  überhaupt 
befolgte,  ^)  theils  den  übermächtigen  Erbadel  des 
Reichs  ihrer  Gewalt  zu  unterwerfen ,  theils  den  Geist 
der  Volksherrschaft  in  die  Verfassung  zu  legen.  *^) 

9)  Vgl.  den  1  Bd.  ds.  Werkes.  S.  253, 

10)  Ein  jeder  Weg  zum  Glücke  mufs  dem  Talente  und 
dem  Verdienste  offen  stehn,  wenn  ein  Volk  raschen  ScWills 
mächtiger  werden  will»      Maekca^.  Abbandl.  über  den  Livius. 
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Mit  den  Vciflissungen  sind  auch  die  IJehihnun-cn 
verschieden.  So  lange  bey  den  Römern  der  Frey- 
staat bestand,  Mar  der  Triumph  die  Belohnung  de« 
Feldherrn,  welcher  einen  Krieg  siegreich  beendiget 
hatte.  Der  Triumphzug  wurde  unter  den  Augen  des 
Volks  gehalten,  damit  der  Feklherr  errinncri  wur- 
de, dafs  er  den  Feldhennstab  und  die  Belohnung 
dem  Volke  verdanke.  Die  Belolinung  gah  zugleich 
dem  Heere,  mit  welchem  und  durch  welches  der 
Feldherr  gesiegt  hatte;  dieses  folgte  dem  Triumph- 
wagen des  Feldherrn.  Und  damit  sich  der  Trium- 
phator  nicht  seines  Glückes  überhöbe,  durfte  nach 
einem  alten  Herkommen  dieses  Heer  Spottlieder  auf 
ihn  absingen.  *^)  Doch  kaum  war  an  die  Stelle  des 
Römischen  Freystaates  das  Kayserreich  getreten, 
so  wurden  dem  Feldherrn,  der  die  Feinde  zum  Frie- 
den genöthiget  hatte,  statt  der  Ehre  des  Triumph- 
7.uges  pur  die  Insignia  triumphalia  bewilliget. 

Keine  Verfassung  sichert  vollkommen  gegen  die 
Gefahr,  dafs  man  Belohnungen  an  Unwürdige  ver- 
schwende. In  der  Einherrschaft  erhält  man  nur 
%\k  oft  von  derGunst  der  Laune,  in  der  Aristokratie 
;  durch  Familienverbindungen  und  in  der  Volkshcrr- 
schaft  durch  die  Künste  der  Volksführung  ',der  De- 
magogie) das,  was  man  allein  dem  Verdienste 
verdanken  sollte.  Ein  gutes  Gegenmittel,  vielleicht 
da§  einzige,  *^)  liegt  in  der  öflenthchcn  iMeiuung, 


ii)  Siteton,  in  Jul   Caes.  c,  49* 

12)  Damit  häqgl  das  Lob  /usamnirn,  wcIcW  man  der 
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wo  es  eine  solche  giebt  und  geben  kann.  Doch 
auch  in  dieser  Beziehung  darf  man  von  den  Men- 
schen nicht  7A1  viel  fordern  oder  erwarten.  Die 
Menschenwürden  aufhören^  Menschen  zu  seyn, 
>venn  ihre  Handlungsweise  mit  eiserner  Nothwen- 
digkeit  an  gewisse  Regeln  gebunden  wäre.  Eine 
jede  Belohnung  hat  2^ugleich  etwas  von  einer  Gunst- 
bezeigung. 

In  einer  jeden  Verfassung,  unter  einer  jeden 
Voraussetzung  wird  di^  Regierung  weise  handeln^ 
wenn  sie  im  Belohnen  sparsam  ist  Es  ist  ein  ge- 
fährlicher Irrthum,  wenn  man  mit  Ehrenauszeich- 
nungen, weil  sie  dem  Staate  keinen  Geldaufwand 
verursachen^  frejgebiger  seyn  zu  können  glaubt. 
Ehrenbezeigungen  sind  nichts  desto  weniger  ein 
öif entlicher  Aufwand ,  vielleicht  sogar  ein  kostbarerer, 
als  ein  Aufwand  in  Geld.  Denn  die  besondere  Ehre 
mindert  den  Werth  der  gemeinen  j  wie  ein  jedes 
Vorrecht,  beschränkt  sie  zugleich  die  öffentliche 
Macht.  Schon  von  Rechtswegen  also  hat  der  Staat 
den  Ehrenschatz,  über  welchen  ev  gesetzt  ist,  eben 
so  haushälterisch  zu  verwalten,  wie  die  Kirche  ih- 
ren Schatz  guter  Werke. 

Hierzukömmt,  dafs Ehrenauszeichnungen  leicht 
auf  andere  Interessen  des  Staates  nachtheilig  ein- 
wirken   können ,    z.   B.    auf   die    Dienst  verhält- 


Volkslierrscliaft  (obwolil  zuuuLedingt)  er tli eilt  "hat,  dafs  das 
\olk  in  der  Regel  nur  die  Würdigem  durch  Äemter  und  Be- 
lohnungen auszeichne»    Machiav.  in  d.  aW.  HL ,  34. 
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nisse.  *^)  Wenlnc  Menschen  sind  von  Neide  frev. 
Mit  einem  Zufriedenen  macht  man  zehn  tn/.ii- 
friedeiie. 

Endh'ch  —  der  Symholik  der  Ehre  h'ept  alhMnul 
in  einem  gewissen  Grade  eine  Täuschung  der  Ein- 
bildungskraft zum  Grunde.  Daher  der  Spott,  drn 
sich  so  oft  das  eine  Volk  über  die  bey  einem  an- 
dern Volke  übh'chen  Ehrenausz.eichnungen  erlanhi. 
Flavius,  der  Bruder  des  Arniinius,  diente  in  dem 
Heere  der  Römer.  In  einem  Kriege  zwischen  die- 
sen und  den  Deutschen  ka:n  es,  im  Angesichte 
beyder  Heere,  zu  einem  Gespräche  zwisclsen  den 
Brüdern.  Flavius  hatte  während  seiner  Dienstzeit 
das  eine  Auge  in  einem  Treffen  vcrlohren.  Da 
fragte  ihn  sein  Bruder,  welche  Belohnung  ihm  da- 
für geworden  sey?  Als  Flavius  die  Erhölumg  des 
Soldes,  eine  Ehrenkette  imd  eine  Krone  und  an- 
dere Ehrengeschenke  nannte,  verlachte  Arminius 
die  ärmhchen  Preifse  der  Knechlschaft.  '0  ^'fcli! 
ehrwürdiger  erscheinen  uns  die  Pfauenfedern  und 
die  Steine  aller  Farben,  durch  welche  in  (lliina  d;<s 
Verdienst  ausgezeichnet  wird.     Jedoch  den  Urlhci- 


I 


l3)  Ueber  das  Verliältnlfs  zwlsclieii  den  nffmlliclirn  Rc- 
lolinungen  und  dem  Suatsdicnstc  vgl.  Der  Herr  und  drr  Dirnrr. 
Von  Fr.  K.  V.  Moser.  Fikf.  ij5c).ö.  Cicdankcn  und  Mn- 
Tiungen  über  Manches  im  Dienst.  Von  Sclieirnn-.  Könipb.  >. 
Aufl.  i8o4.  8.  UcLcr  die  Slaalsvcrwahung  d«T  Drni^clini 
Under  und  die  Dleierschaft  des  Kcgcnien.  Von  Kclibrt- 
Hannov.   1807.  8. 

i4)   Tac,  Ann    IL,  g> 
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len  dieser  Art  kann  man  die  Frage  entgegensetzen : 
Wie  niüfsten  die  Menschen  herrschen  und  be- 
herrscht werden,  wenn  man  die  Herrschaft  von  al- 
len Aussenwerken  des  Wahnes^  von  allen  Künsten 
der  Täuschung  enlhlöste?  (Man  vergesse  nie  der 
Frage:  Was  ist  Wahrheit?)  Dann. aber  handelt 
eine  Regierung  entschieden  gegen  ihr  eigenes  In- 
teresse, wenn  sie  die  Täuschung,  welche  den 
Werth  der  Ehrenauszeichilungen  erhöht  oder  den 
Unwerth  derselben  verhülh ,  selbst  zerstört*  Und 
das  thut  sie,  wenn  sie  verschwenderisch  im  Beloh- 
nen ist.     Quotidiana  <^ilescunt! 


Das 

SIEBEN  UND  ZWANZTGSrE   HLCll 
VOM    STAATE  , 

oder 
DER  REGIERÜNGSLEHRE  SIEIENTES  BUCH. 

Das  Schutz-^  oder  das  Polizir-^  Recht.  *) 


EINLEITUNG. 

IjS  ist  in  dem  ersten  Bande  dieses  Werkes ")  der 
Versuch  gemacht  worden,  die  Regierungsreclile 
des  Staates,  mittelst  einer  systematischen  Einthcihing 
derselben,  vollständig  aufzuzählen.  Das  Schutz- 
recht,  das  dort  aufgeführt  wurde,  die  Pflicht  und 
das  Recht  des  Staates ,  die  Grundsätze  der  schützen- 


i)  Die  Pollzcvwissenscliafi  ist  mit  besonderer  Sor*^fale  in 
Deutschland  bearbeitet  -worden  Hier  küiincn  nur  die  nnic- 
sten  und  besten  Handbücher  dieser  Wissnischaft  aii^cfnlirl 
werden:  Ginindsätze  der  Poli/evgeset/^cbnng  und  drr  Poli- 
7eyanstalten.  Von  Jakob.  Leipz.  «S09.  8.  Handbuch  drr 
Polizejwissenscliaft.  Von  Harl.  Erlanp^.  iSof).  H.  \  rrsn.  !i 
einer  allgemeinen  Staatspoli/.ry.  Von  HofTbaurr.  Graz. 
l8i5.  8.  Zur  Literatur:  Literatur  der  Jurispmdciu  und 
Politik  seit  der  Mitte  des  XVIIL  Jahrhunderts.  Von  Ersch. 
Lcipz.  2  Aufl.  1823.  8. 

2)  Bd.  L  S.  4  36.  ff. 
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den  Gerechtigkeit  ins  Werk  zu  setzen,  kann  mit 
Rücksicht  auf  den  Sprachgebrauch  und  soll  hier, 
(so  wie  überhaupt  in  diesem  Werke,)  die  Poli- 
zeygewalt  des  Staates  genannt  werden.  Es  ist 
eine  vergebliche  Mühe,  die  vielbestrittene  Frage: 
Was  ist  die  Polkeygewalt?  anders  zu  entscheiden, 
als  dafs  man  die  verschiedenen  möglichen  Regie- 
rungsrechte mit  systematischer  Vollständigkeit  auf- 
zählt und  dann  fir  das  eine  oder  das  andere  dieser 
Rechte,  wenn  aich  allerdings  mit  Rücksicht  auf 
den  Sprachgebrauch  den  Nahmen:  Polizeygewak^ 
wählt.  ^)  Ganz  aif  dieselbe  Weise  ist  auch  bey  der 
BegiifFsbestimmui]g  eines  jeden  andern  Hoheits- 
oder  Regierungsrechts  zu  verfahren. 

Die  Polizeygevalt  hat  unmittelbar  nur  einen 
negativen  Zwect  und  Nutzen  ;  sie  kann  und  sie 
soll  ihrem  Wesen  nach  nur  Gefahren  abwenden, 
nur  Hindernisse  beseitigen.  Sie  setzt  also  zu 
ihrer  Begründung  — ^^  sowohl  im  allgemeinen,  als 
in  ihren  einzelnen  Bezieliungen  und  Anwendungen  , 
—  schon  irgend  einen  positiven  Zweck ,  welchen 
der  Staat  zu  verfolgen  lut,  voraus.  Dieser  Zweck 
ist  ihr  durch  die  übrigen lechte  oder,  (was  dasselbe 
ist,)  durch  die  übrigen  Pflichten  der  Staatsgewalt 
gegeben.     Nun  sind  die  Pflichten  der  Staatsgewalt 


3)  Versucli,  die  eigentliümllclien  und  reditmäfsigt«. 
Grenzen  der  Polizey  zu  bestimmen.  Von  J.  L.  Erb.  In  den 
Vorlesungen  der  Kurpfälz.  physikalisch  -  ökonomischen  Ge- 
sellsch.  in  Heidelberg.     Mannh.  tySS.  8. 
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zwar  theils  unbedingte,  tlicils  l)Ios  bedingte  Pflich- 
ten, da  sie  zum  Theil  sclilechihin  und  von  Keclits- 
wegen,  zum  Theil  aber  nur,  wenn  und  in  wie  fern 
es  Zeit  und  Umstände  fordern,  in  Vollzichnn,:;  /.u 
setzen  sind.  (Von  der  letztem  Art  ist  die  IMIichi 
des  Staates,  für  die  Nationalerzichung,  so  wie  die 
Pflicht,  für  den  Nationalwohlstand  Sorge  zu  tra- 
gen. Denn  der  Staat  ist  des  Einschreitens  üherho- 
ben,  wenn  er  die  Erreichung  des  Zwecks  dieser 
Pflichten  von  der  Selbstthätigkeit  des  Volkes  er- 
warten kann.)  Die  Polizeygewalt  nbcr  erstreckt 
sich  auch  auf  die  bedingten  Pflichten  des  Staa- 
tes. Die  Hindernisse,  welche  dem  Sireben  des 
Volkes  nach  höherer,  geistiger  und  sittlicher  Bil- 
dung oder  nach  der  Vermehrung  seines  Wohlslan- 
des im  Wege  stehn,  soll  der  Staat  auch  dann  ab- 
wenden, wenn  er  im  übrigen,  was  das  Fortschrei- 
ten zu  dem  einen  oder  zu  dem  andern  Ziele  betriil't, 
das  Volk  sich  selbst  überläfst. 

Daher  umschliefst  und  umrankt  die  Polizeyge- 
walt —  in  der  Idee  und  im  Leben  —  ein  jedes  an- 
dere Recht  der  Staatsgewalt,  einen  jeden  andern 
Zweig  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung.  Es 
giebt  z.  B.  eine  Polizey  der  Gesetzgebung,  eine  Po- 
lizey  der  Verfassung,  ^)  eine  Polizey  der  Staats- 
wirthschaft.     So  geschieht  es,  dafs  d-^  ]\A\;rxrr^ 


4)  Z.B.  die  Gescliiiftsorclniini;  der  Knmmcrn  ( \n  «Irr 
Repräsentativ -Verfassung)  cnlliill  gröfslcnH.riU  |>oli/rJiilic 
Vorschriften. 

Zacharüi  Rcßicrungskhjr»  *  •  > 
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walt  in  ihrer  Beziehung  auf  ein  anderes  bestimmtes 
Recht  der  Staatsgewalt  nicht  sehen  von  denselben 
Behörden,  wie  dieses  Recht,  ausgeübt,  auch  wohl 
in  der  Sprache  der  Gesetze  unter  dem  Nahmen  die- 
ses Rechts  begriffen  wird.  So  ermächtiget  z.  B. 
das  Deutsche  Recht  den  zur  Ausübung  der  Strafge- 
richtsbarkeit bestellten  Richter  auch  zu  denjenigen 
Handlungen,  welche  ihrem  Wesen  nach  die  Ver- 
richtungen der  strafgerichtlichen  Polizey  sind.  So 
ist  ferner  die  sogenannte  willkührlicheGerichtsbar- 
keit  nichts  anders,  als  ein  Zweig  der  Polizey,  diese  in 
ihrer  Beziehung  auf  das  bürgerliche  Recht  betrach- 
tet. So  innig  ist  die  Polizey  mit  einem  jeden  andern 
Theile  der  Staatsverwaltung  verwebt,  dafs  es  oft 
schwer  ist,  der  Forderung  der  Wissenschaft,  — 
die  zusammengesetzten  Erscheinungen  der  Staaten- 
welt in  ihre  Grundbestandtheile  aufzulösen,  *-^  in 
dieser  Beziehung  zu  genügen. 

Auf  der  andern  Seite  hat  ein  jedes  andere  Recht 
der  Staatsgewalt  zugleich  ein  polizeyliches  Interesse. 
Wenn  es  seinem  wesentlichen  Zwecke  gemäfs  aus- 
geübt wird,  wirkt  es  zugleich  in  dem  Umfange  sei- 
nes Gebiethes  Sicherheit.  So  hat  z.  B.  eine  wohl 
geordnete  Verfassung  Angriffe  auf  ihre  Fortdauer 
am  wenigsten  zu  fürchten.  Der  Inhalt,  ja  schon  die 
Fassung  der  Gesetze  des  bürgerlichen  Rechts  ist  zu- 
gleich für  die  Sicherheit  der  bürgerlichen  Rechte 
von  entscheidender  Wichtigkeit.  Es  ist  gut,  eine 
jede  Regierungshandlung  zugleich  in  Beziehung  auf 
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ihre  möglichen  Nebennvecke,  insbesondere  ober 
zugleich  als  eine  polizeyliche  Mafsrcgcl  zu  prüfrn. 
p  Schon  aus  diesen  Gründen  ist  es  eben  so  er- 
klärhchals  verzeihlich,  wenn  man  sich  über  den 
BegrifFderPolizeygewalt  stritt,  einer  Gcwah,  Eri- 
che, an  alle  und  jede  Regierungsrechte  sich  an- 
schmiegend, ein  jedes  Regierungsrecht  in  ihren 
Zweck  einschliefsend,  Alles  in  Allem  zu seyn  schien. 
Man  kann  die  Aufgaben  derPolizeywissenschaft 
im  Allgemeinen  auf  folgende  drey  Fragen  zurück- 
fuhren: Welches  sind  die  Gefldiren,  die  der  Staat 
zu  beseitigen  hat?  —  Stehen  dem  Staate  zur  Be- 
seitigung dieser  Gefahren  gewisse  Mittel  zuGebolhe? 
und  welches  sind  die  Mittel,  die  diescmZwecke  am 
vollkommensten  entsprechen?  —  Ist  die  Anwen- 
dung dieser  Mittel  nicht  ein  gröfscrcs  Ucbel,  aln 
dasjenige  ist,  welches  dadurch  gehoben  werden 
soll? 

Alle  diese  Fragen  geboren  in  das  Gebictli  der 
Erfahrung;  die  Polizey Wissenschaft  ist  eine  Krfah- 
rungswissenschaft,  ein  Theil  der  Khigheitslehre. 
Sie  kann  daher  schon  ihrem  Wesen  nach  nicht  zu 
dem  Range  einer  strengen  und  allgemeingültigen 
Wissenschaft  erhoben  werden.  Vielmehr  ist  sie, 
mit  allen  Zweigen  des  Wissens  und  der  Kunst  ver- 
flochten, in  ein  jedes  Verhältnifs  des  bürg(*rIichon 
Lebens  verschlungen,  eben  sowohl  von  dem  je- 
weiligen Zustande  der  Wissenschaften  und  künste 
überhaupt,  als  von  den  örtlich  verschiedenen  und 
in  der  Zeit  wechselnden  Bedüflhissen  der  hJirger- 

?3  • 
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liehen  Gesellschaft  abhängig.  —  Aus  dem  Stand- 
punkte des  Rechts  betrachtet,  ist  die  Polizey  ein 
Kind  der  Noth,  Die  Polizey  wissen  Schaft,  wenn 
auch  ihrem  allgemeinen  Zwecke  nach  ein  Theil  der 
Rechtswissenschaft,  kann  dennoch  aus  dieser  nur 
die  Warnung  vor  dem  Mifsbrauche  der  Polizeyge- 
v/alt  schöpfen ,  —  die  Lehre ,  dafs  die  Pölizeyge- 
walt,  zum  Schutze  der  rechtlichen  Freyheit  der 
Menschen  bestimmt,  auch  bey  den  Mafsregeln,  die  sie 
ergreift,  dieser  Freyheit  möglichst  zu  schonen  habe. 
Die  Polizeygewalt  hat  den  Staat  und  dessen  Un- 
ter thanen  theils gegen  Vergehungen,  also  gegen 
den  Mifsbrauch  der  Freyheit,  theils  gegen  die 
Gefahren  zu  schützen,  welche  auf  Naturursa- 
ch e  n  beruhn.  -—  Das  vorliegende  Buch  wird  sich 
auf  die  Beantwortung  der  Frage  beschränken: 
Was  hat  der  Staat  zu  thun ,  um  sich  und  seine  Un- 
terthanen  gegen  Vergehungen,  und  zwar  gegen 
Vergehungen  überhaupt,  (nicht  gegen  die  eine 
oder  die  andere  Art  derselben  insbesondere,)  — 
zu  schützen.  Denn  für  sich  und  selbstständig  dürfte 
nur  dieser  Theil  der  Polizeywissenschaft  mit  Er-- 
folg  behandelt  werden  können.  Die  übrigen  Theile 
oder  Lehren  dieser  Wissenschaft  werden  besser, 
(wie  auch  bereits  in  diesem  Werke  geschehn  ist,) 
mit  der  wissenschaftlichen  Bearbeitung  der  Regie- 
rungsrechte, auf  welche  sie  sich  beziehn,  in  Ver- 
bindung gesetzt.  ^)    (Es  sind  daher  in  diesem  Buche 

5)  Ein  Hauplfcliler  der  Werke,   die   wir  über   die  Po- 
liicy Wissenschaft  besitzen ,  dürfte  daher  der  sevn,  dafs  diese 
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von  nun  an  die  Worte:  Polizey,  Polizeygcwalt  elc. 
blos  auf  die  gegen  Vergehungen  gcrichtelcn 
Mafsregela  zu  beziehii.) 

Kraft  der  Polizeygewalt,  diese  Gewalt  auf  Ver- 
gehungen bezogen,  hat  der  Staat  1)  Vergehuugcn 
zu  verhindern^  und,  wenn  dieser  Zweck  verfehlt 
worden  ist,  2)  die  Uebertreter  der  Gesetze  gehörig 
zu  bestrafen.  In  der  letzteren  Hinsicht  ist  es  die 
Pflicht  des  Staates,  1)  für  die  Ausfuhrbarkeil  der 
Strafgerechtigkeitspflege Sorge  zu  tragen,  ^)  —  also 
die  Beweise  des  verübten  Vergehns  zu  sammeln, 
den  Thäter  vor  Gericht  zu  stellen,  —  und  2)  die 
Strafgerechtigkeitspflege  (die  Slrafgesetzgchuug  und 
die  Ordnung  des  gerichtlichen  Vcrfainens,)  mit 
den  Forderungen  der  schützenden  Gerechtigkeit  iu 
Uebereinstimmuug  zu  setzen. 


ERSTE     ABTHEILÜNG. 

yon  den  Mitteln,   Fer^^ehungcn  zu  verhindern. 


Unter  den  in  der  Einleitung  aufgestelhen  drey 
Aufgaben  der  Polizey  Wissenschaft  (dieses  Wort  hier 

Werke,  dasgesammteOcbletli  der  Wissenscliafeurofa^seiid^dts, 
was  nicKt  blos  im  Leben ,  sondern  auch  in  der  WUj.cuscbafl  ein 
Ganzes  ist,  kiinstlicli  spalten.  Um  sich  von  der  Kicliiigkcil  die- 
ser Bemerkung  zu  überzeugen,  braucht  man  t,  U.  nur  das 
a.  Werk  von  Jakob  über  dicPoIi/.eywissonsc»>afl  «itdnn  Werke 
dess.  Vfs.  über  die  National-  und  Siaatswirihscluift  ix\  ver- 
gleichen. 

6)   Den  Inbegrlfi'dcr  auf  (In^^rii  Z^w^K   nm  i.   1,,  ,.. ...  ..dr^ 

Mafsrcgeln  kann  man  die  strali^crichliichc  Tuli^rj  in  der  fu- 
gercn  Bedeutung  nennen. 
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noch  in  seiner  weiteren  Bedeutung  geöommcn,) 
ist  in  rechtlicher  Hinsicht  keine  wichtiger,  als  die 
dritte, 

Tausend  Gefahren  umlagern  den  Staat,  unila- 
gern  die  einzelnen  Menschen,  Soll  oder  will  die 
Polizey  alle  diese  Gefahren  beseitige^  oder  wenig- 
stens möglichst  unschädlich  machen ,  so  mufs  sie 
unausbleiblich  zum  Aeufsersten  in  der  Knechtschaft 
führen  et  propter  Ditam  ^vivendi  perdere  causas. 
Denn  fast  alle  polizeyliche  Malsregeln  sind  unmit- 
telbar oder  mittelbar  zugleich  Beschränkungen  der 
äufseren  Freiheit  der  ünterthanen.  üeberdiefs, 
je  weiter  eine  Regierung  ihrePolizeygewalt  erstreckt, 
desto  mehr  überhebt  sie  die  ünterthanen  der  Mühe, 
selbst  fiir  ihr  Wohl  zu  sorgen ,  selbst  wachsam 
erfinderisch  und  waghaft  zu  seyn.  Und  ohnehin 
sind  die  Menschen  zur  Trägheit  geneigt  genug, 
als  dafs  man  ihnen  erst  ein  Ruhebette  zu  bereiten 
brauchte,  ^)  Die  älteren  Deutschen  [Schriftsteller 
über  die  Polizey Wissenschaft,  (z,  B.  Jung,  Justi, 
Sonnenfels,)  fielen  insgesamt  in  den  Fehler,  von 
derPolizey  Alles  zu  fördern.  Alles  zu  erwarten.^) 
Aber  wer  mögte  wohl  in  einem  Staate  leben,  des- 
sen Polizey  dem  Ideale  dieser  Schriftsteller  voUkom-- 


7)  Wer  nicht  wagt  gewinnt  nicht.  Em  Kaufmann, 
sagt  Busch  in  seinen  kleinen  Schriften  liber  die  Handlung^ 
der  sich  bej  seinen  Unternehmungen  gegen  eine  jede  Gefahr 
versichern  läfst,  kann  wenigstens  nicht  reich  werden, 

8)  System  einer^  unvernünftigen  Polixey»  Von  Schwarz, 
Lp«,  ^796,  8,  '  '    ^ 
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men  entspräche?  Die  an  sich  vollkommenste  Po- 
lizey  ist  vielleicht  die  des  Chincsisclicn  KciclLs.  Ahrr, 
wer  wünschte  wohl,  dafs  diese  Poliiey  nach  La- 
ropa  verpflanzt  würde? 

Daher  war  die  Polizey  hcy  den  Freunden  einer 
verfassungsraiifsigen  Freyheit  von  jeher  ühel  hc- 
rüchtiget.  ^)  Bekanntlich  sind  die  Englischen  Po- 
lizeyanstalten  in  einem  hohen  Grade  mangelhaft.  ^^) 
Aber  nicht  ohne  Grund  ist  bemerkt  worden,  dafs 
eine  durchgreifende  Verbesserung  dieser  Anstalten 
auf  den  Geist  der  Verfassung  und  auf  den  Geistcs- 
muth  des  Volkes  nachtheilig  zurückwirken  würde. 
(  Selbst  die  Faustkämpfe  für  einen  bedungenen  Preii's, 
wie  sie  in  England  üblich  sind,  haben  aus  diesem 
Grunde  ihre  Vertheidiger  gefunden.)  Man  erwog, 
dafs  eine  strenge  und  Alles  umfassen  de  Polizey  vor- 
zugsweise in  den  väterlichen  Herrschaften  an  ihrer 
Stelle  ist,  theils  als  eine  feine  äufserliche  Zuclii , 
theils  auch  als  ein  Ersatz  für  andere  und  höhere 
Güter. 

Insbesondere  aber  kann  die  Polizey  in  so  fern, 
als  sie  den  Zweck  hat.  Vergehungen  zu  ver- 
hindern, bis  zu  einem  mit  der  rechtlichen  Sclbst- 
sländigkeit  der  Menschen  schlechthin  unvereinba- 
ren Grade  gesteigert  werden.  D  i  e  i  n  B  e  z  i  e  li  u  n  g 
auf  diesen   Zweck   vollkommenste  Poii- 


q)    Fer^uson's  history  of  cU'il  soneir  p    :i^i' 
lo)  Colquhouirs  Poli.c>  von  London  A.  d.  L.  .o->olk. 
vi-^nn.  IL  TM.   Lpz.   1801.  8. 
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zey  würde  die  3eyn,  welche  die  Menschen 
in  vernunftlose  Thiere  oder  in  Maschi- 
nen verwan^^te.  Denn  die  Menschen  können 
Vergehen  vdWBCTl^  weil  sie  mit  Freyheit  begabte 
Wesen  sind.  Die  Freyheit,  die  innere  und  die 
äufsere,  obwohl  auf  der  einen  Seite  das  höchste 
Gut  des  Menschen,  ist  dennoch  auf  der  andern 
Seite,  und  in  Beziehung  auf  irgend  eine  äufsere 
gesetzliche  Ordnung,  unter  allen  üebeln  das  aus— 
serste.  In  dem  Wesen  der  menschlichen  Freyheit 
liegt  die  Möglichkeit  ihres  Mifsbrauchs.  Man  mufs 
die  Freyheit  selbst  tödten  oder  sich  den  Gefahren 
ihres  Mifsbrauchs  aussetzen,  zufrieden,  wenn  man 
diese  Gefahren  durch  die  Mittel  mindern  kann, 
welche  für  den  freyen  Gehorsam  der  ünterthanen 
Gewähr  leisten.  Man  mufs  z.  B.  die  Prefsfreyheit 
entweder  gänzlich  aufheben  d.  h.  eine  Biichercen- 
sur  einführen,  oder  die  Prefsfreyheit  schlechthin, 
als  das  geringere  üebel,  Mahlen,  Mit  dem  Mi  fs- 
brauche wird  der  Gebrauch  aufgehoben.  **) 

Die  strengste  Sittenpolizey  ist  wohl  die  der  ka-* 
tholischen  Kirche.  Ein  wesentlicher  Bestandtheil, 
oder  vielmehr  die  Grundlage  dieser  Polizey  ist  eine 
geheime  Polizey ,  die  Ohrenbeichte.  Allerdings 
kann  man  behaupten,  dafs  diese  Polizey  in  den 
Zeiten,  in  welchen  sie  sich  vollständig  ausbildete, 


ii)  Dum  veritati  consulitur ,  Ubertas  corrumpitur  ^^ 
sagt  Tacitus  bej  der  Erzälilung-  eines  die  obigen  Sätze  erläu- 
ternden Vorfalles.  Ann.  I,  75. 
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(1.  h.  im  Mittelalter,  —  als  die  Macht  der  Repfiir- 
ningen  gelähmt,  die  gewahigc  Kraft  der  Volker 
Deutschen  Ursprungs  noch  nicht  durch  die  feineren 
Genüsse  des  Lehens  gobändiget  war,  —  i\ci\  Be- 
dürfnissen der  EuropäischcMi  iMcnschhcit  entsprach. 
Aber,  unter  veränderten  Zeitumständen  wurde  die 
Sittenzucht  der  katholischen  Kirche,  oh  sie  wohl 
strenoer  in  der  Idee  als  in  der  Wirklichkeit  war, 
oder  vielleicht  eben  deswegen,  die  Hauptvcranlas- 
sun"-  zu  der  Revolution,  welche  dieser  Kirche  fast 
die  Hälfte  ihrer  Mitglieder  entrifs. 

Indem  jetzt  die  Untersuchung  zur  Betrachtung 
der  einzelnen  Mittel,  durch  welche  Vergehungen 
verhindert  werden  können,  fortgeht,  wird  sie  je- 
doch, um  Wiederholungen  zu  vermeiden,  der  War- 
nung, dafs  der  Preifs  des  Mittels  nicht  den  Wcrth 
des  "zu  erreichenden  Zwecks  übersteigen  dürfe, 
nur  gelegentlich  Erwähnung  thuu. 

Unter  diesen  Mitteln  verdienen  diejcni-.-n  die 
erste  Stelle,  welche  das  Uebcl  an  der  Wur/el  an- 
greifen, —  also  der  Volksunterricht  und  die 
Volkserziehung.  Jedochbeyden,  dem  \  olks- 
unterrichteund  der  Volkserzichvmg,  gebührt  c.ne 
umfassendere  und  selbstsländigcre  Untersuchung, 
welche  dem  vierten  Bande  dieses  Werkes  vorbehal- 
ten bleibt.  Hier  nur  Einiges  über  die  Be.ie  umg, 
in  welcher  sie  auf  die  vorllcgonde  Aufgabe  sichn 

Ein  guter  Unterricht,  ein  Unlerncht,  der 
den  Verstand  aufklärt,  ist  zugleich  (wenn  auch 
nicht  untrüslich,)eineSchuIedcrSit.hchke...     D«. 
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geistig  gebildetere  Mensch  kennt  auch  seine  Pflicha 
ten  am  vollständigsten  und  genauesten ;  er  erhebt 
sich  über  jene  kleinhche  und  engherzige  Klugheit, 
welche  der  Tugend  so  nachtheilig  ist;  er  handelt 
mit  mehr  Ruhe  und  Besonnenheit;  stolzer  auf  sei- 
nen Werth,  schlägt  er  auch  den  Tadel  Anderer, 
die  Schande,  bestraft  zu  werden,  höher  an.  Wer- 
den nicht  von  ungebildeten  Stämmen  und  Völker- 
schaften so  manche  ihrem  Wesen  nach  widerrecht- 
liche Handlungen  überall  nicht  in  dieser  Eigenschaft 
anerkannt?  z.  B.  der  Kindermord,  die  Blutrache, 
der  Ehebruch  ?  Sind  nicht  bey  den  Völkern,  welche 
auf  einer  höheren  Stufe  der  Kultur  stehn ,  in  den  ge- 
bildeteren Ständen  Vergehungen  verhältnifsmäfsig 
am  seltensten  ?  Wie  vieler  und  wie  grofser  Missetha- 
ten  hat  sich  das  Vorurtheil,  der  Aberglaube,  die 
Schwärmerey  schuldig  gemacht?  Diese  allgemei- 
nen Gründe  unterstütze  noch  ein  einzelner  Fall, 
welcher  hier  aus  einer  Englischen  Zeitschrift  ^*) 
entlehnt  wird:  Hundert  und  zwey  und  fünfzig  Ver- 
brecher, die  in  dem  Gefängnisse  Newgate  (zu  Lon- 
don) enthalten  wurden,  reichten  eine  Bittschrift 
ein.  Von  diesen  hatten  hundert  und  einer  blos  mit 
Kreuzen  unterzeichnet;  nur  fünf  und  zwanzig  Nah- 
mensunterschriften waren  gut  und  leserlich  ge— 
schrieben!  Bey  einer  angestellten  Untersuchung 
fand  sich,  dafs  über  die  Hälfte  der  sämtlichen  Ge- 
fangenen nicht  lesen  konnte,  ja  Überali  keinen  Be- 


12^)   The  moHt/df  Magazine.    iSoS.    II,   27. 
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griff  von  Religion  halte!  Aeliulidie  Erfahrungen 
hat  man  auch  anderwärts  gemacht.  Solhcn  niclii 
die  Feinde  der  Volksaufklärung  vor  allen  Dingen 
die  Verantwortung  erwägen  ,  welcher  sie  sich ,  die 
Vermehrung  der  Vergehungen  hegünstijjend,  vor 
Gott  und  vor  ihrem  Gewissen  aussetzen? 

Die  Volkserziehung,  ob  sie  wohl  in  allen 
ihren  Zweigen  auf  die  Verhinderung  der  Vergehun- 
gen berechnet,  steht  dennoch  durch  die  Art,  wie 
sie  die  Idee  der  göttlichen  Strafgerechtig- 
keit aufgefafst  hat  und  benutzt,  in  einer  beson- 
ders nahen  oder  besonders  wirksamen  Bezie- 
hung auf  jenen  Zweck.  Moses  mufste,  um  Ver- 
gehungen zu  verhindern,  zu  den  äufsersten  Strafen 
seine  Zuflucht  nehmen,  weil  der  Glaube  an  die 
Fortdauer  des  Menschen  nach  dem  Tode  seinem 
Volke  fremd  war.  ^^)  Bey  den  Völkern,  die  sich 
zum  Islam  bekennen,  sind  die  Strafen  grausam, 
blutig;  sie  bestehen  in  körperlichen  Züchligungrn, 
in  Verstümmelungen,  in  peinigenden  Todesstrafen; 
die  Belohnungen  nach  dem  Tode,  die  Mohammed 
verhelfst,  sind  Genüsse  der  Sinne,  dieStnifen  kor- 
perhche  Schmerzen.  Woher  kommt  es,  dafs  die 
erhabenere  Lehre  des  Christcnthums  von  dem  Zu- 
stande des  Menschen  nach  dem  Tode  zur  Milde- 
rung der  Strafgesetze  nicht  aullallcnder  h^'v  /'f  .^mi 

hat? 

Die  zweyte  Gattung  polizeilicher  Mafsregeln 


i3)   J.  D.  Michaelis  Mosaisch«  Recht.   I.  Thl 
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ist  gegen  die  Ursachen  gerichtet,  durch  welche 
Vergehungen  veranlagt  werden.  '  So  haben 
z.  B,  *^)  die  Gesetze  und  Anstalten,  welche  dem 
Verarmen  der  Unterthanen  entgegenarbeiten  oder 
den  Armen  Nahrung  und  Pflege  zusichern  sollen, 
unter  andern  Zwecken  auch  den,  eine  Hauptquelle 
der  Vergehungen  zu  verstopfen.  Armulh ,  sagt  die 
Schrift,  lehrt  viel  Böses.  Denn  der  Arme,  der 
Wohlthaten  erflehen  oder  annehmen  mufs,  ver- 
liehrt  den  Stolz  der  Selbstständigkeil,  den  Geistes- 
muth,  der  eine  Hauptstütze  der  Tugend  ist;  er  ist 
mit  der  bürgerlichen  Gesellschaft  zerfallen;  die 
Noth  kennt  oder  achtet  kein  Geboth.  Es  ist  un- 
möglich, diese  Veranlassung  zu  Vergehungen  gänz- 
lich zu  heben.  Noch  trauriger  ist  es,  dafs  man, 
indem  man  die  Armen  unterstützt,  die  Armuth  zu 
vermehren  Gefahr  läuft.  In  der  Aussicht  auf 
Unterstützung,  und  je  sicherer  diese  Aussicht  ist, 
desto  gewisser,  vergessen  die  Menschen  der  An- 
strengung oder  der  Vorsicht,  durch  welche  sie 
das  Schicksal  der  Verarmung  von  sich  abwenden 
könnten.  Müssen  sie  dann  zu  Almosen  ihre  Zu- 
flucht nehmen,  so  sind  diese  ein  Gift,  welches, 
(wie  das  Opium,)  einmal  genossen,  nach  immer 
neuen  Gaben  lüstern  macht.  Die  meisten  Armen 
gab  es  in  Deutschland  an  den  Orten,  in  welchen 


i4)  Andere  Bejspiele:  Die  Aufsicht  über  Gast-  und 
Schenk wirthschafteä,  über  Spielhäuser ,  über  öffentliche  Ver- 
gnügungsorte» 
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es  Viele  und  wolilausgeslntlolc  KKistor  gnli;  flj,sr 
unterstützten  mehr  niil  chrislliclier  rrey(;elii"kcij, 
als  mit  christlicher  Kkigheit,  die  Armut h.  Ich 
kenne  eine  Stadt  in  Deutschland,  welche  eine  sehr 
reiche  Stiftung  für  arme  Bürger  hat;  die  Kinwoh- 
ner  sind  gTofsentheils  arm,  so  wohlgelegen  auch 
der  Ort  für  Handlung  und  Gewerbe  ist.  In  keinem 
J^ande  giebt  es  verhältnifsmäfsg  so  viel  Arme,  als 
in  England  d.  h.  als  in  dem  Staate,  in  welchem  die 
Gesetze  ein  jedes  Kirchspiel  zur  Verpflegung  sei- 
ner Armen  mit  Strenge  und  Bestimmtheit  verpflich- 
ten, in  welchem  dieArmenpfege  die  gröfsten  Sum- 
men kostet.  *^)  Das  Beste,  was  der  Staat  in  Be- 
ziehung auf  die  Armenpflege  thun  kann ,  besteht 
vielleicht  darinne ,  dafs  er  so  wenig  als  nuig- 
lich  thut,  —  dafs  er  die  Vorsorge  für  die  Ar- 


i5)  In    den    Jaliren   des    letzten  Krieges  loo  Milllorirn 
Gulden  und  mehr,  auch  jetzt  noch  zwischen  60  und  70  Mil- 
lionen.      Längst   hat   dieses    Üebel    die    Aufnierksainkril   der 
Regierung  und  des  Volkes  auf  sich  gezogen.       Alicr  schwer 
ist   es,     Verbesserungen   durchzusetzen,     die   in  das   I.rhrn 
vieler  Tausendc    so  wesentlich    eingreifen.     Kino   brsoiidrrs 
heilsame  Einrichtung,   de  wir  den  Untersuchnngen  der  Kiig- 
länder  über  die  Armenpflege  verdanken,   sind  ilie  S|>arkj>un, 
\^\. Reports  ofthe  socitty  for  hcttrrinr^  t/ie  condition  of  the 
poor.      (Eine  Reihe  voi  Bänden,  welche  in  London  rrschir- 
nen    sind.)      Treatise  o.i  incUgencc.      Bjr  Colqukoun.  Obscr- 
i^ations  on    the  poor-laws.       Bf  C.  Kose.    Lotul.    4So5.  S. 
Outline  of  a  plan  for  rcdacinr^   the  Poor  rate  etc.      Ih  J. 
Bone.  48o5   8.    In  den  neuesten  Zeiten  hat  Owen'f^Plan.  Ar- 
menkolonien anzulegen,   mehr  Anschn  erregt,  als  Bc;f-Il  K«-- 
funden.   —      S.  auch  W'cbcr's  staatsw  irlhschaftl.  Vmuch  t.bf r 
das  Arraenwesen  und  die  Armcnpolizcy.     GoU.  180;.  8- 
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men  der  Wohlthätigkelt  der  Einzelnen  und  die  Lei- 
tung dieser  Wohlthätigkelt  den  Geistlichen 
überläfst.  Wer  aber  auch  mit  der  Leitung  der  Ar- 
menpflege beauftragt  sey,  die  Hauptsache  ist,  — 
kein  Almosen  zu  geben  d.  h.  den  Armen  nur 
Gelegenheit  verschaffen,  sich  durch  Arbeit  ihren 
LebensuXiterhalt  zu  verdienen,  bald  auch,  wenn 
der  Verdieast  eines  Hausvaters  nur  augenblicklich 
stockt,  das  Almosen  in  ein  Darlehn  einzukleiden. 

Besondere  Berüctsichtigung  bej  dieser  zweyten 
Gattung  polizeylicher  Mafsregeln  verdient  die  Ver- . 
schiedenheit  der  Beschäftigungen  oder  Lebensarten 
und  die  auf  diesem  Gmnde — in  den  schon  ausge-- 
bildeteren  Staatsvereinen  —  beruhende  Verschie- 
denheit der  Stände.  Ein  jeder  Stand  hat  seine  ihm 
eigenen Vorurtheile  und  Interessen;  ein  jeder  führt 
zu  einer  andern  Stellung  in  der  bürgerlichen  Ge- 
sellschaft; die  eine  Lebensartist  dem  Interesse  der 
Sittlichkeit  günstiger,  die  andere  ungünstiger;  eine 
jede  also  steht  mit  der  Aufgabe  der  Polizey,  die 
veranlassenden  Urraehen  der  Vergehungen  zu  ent- 
fernen, in  einer  eigentliüralichen  Verbindung. 
Hiermit  eröffnet  sich  ein  weites  und  fruchtbares  Feld 
für  die  Theorie  und  für  die  Praxis  der  Polizey!  Ein 
Beyspiel  zur  Erläuterung:  In  Beziehung  auf  das 
Interesse  der  Sittlichkeit  verdient  der  Landbau  vor 
den  städtischen  Gewerben  im  Allgemeinen  den  Vor- 
zug. ^^)     Unter  denen,  welche  sich  mitdemLand- 

16)  Den  Sitten  besonders  gefälirlich  sind  Fabriken,  in 
ifvckbea  eine  grofse  Aniahl  Arbeiter ,  in  Stuben  zusammen- 
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baue  beschäftigen,  sind  wieder  vorzugsweise  die, 
welche  einGrundeigenthum  insbesondere  ein  lrc\v% 
Grundeigenthum  besitzen,  die  gehohrnen  Freunde 
der  Zucht  und  Ordnung.  Der  Landmann,  der 
Eigenlhümer  eines  freyen  Erbes  ijt,  ist  ein  Edel- 
mann. Wenn  daher  die  bekannten  Streitfragen: 
Soll  der  Staat  mehr  den  Landbau  oder  mehr  die 
städtischen  Gewerbe  begünstigen?  ist  es  für  di^s 
Gemeinwesen  besser,  wenn  die  Landgüter  grols 
oder  wenn  sie  klein  sind?  nach  polizeilichen 
Gründen  zu  entscheiden  sind,  so  verdient  bezie- 
hungsweise der  Landbau  und  d^e  mögh'chsrc  Ver- 
theilun<j  des  Grundes  und  des  Badens  (\cu  \ov7M<r, 
In  Frankreich,  wo  die  langwierigen  Stürme  der 
Revolution  alle  Leidenschaften  cntfessehen,  wo  das 
jetzige  Geschlecht  grofsentheils  unter  diesen  Stür- 
men heranwuchs,  ist  dennoch  schon  seit  mehreren 
Jähren  die  Zahl  der  verübten  Vergehen  verhähnifs- 
mäfsig  geringer,  als  in  England.  Die  Hauptnr- 
sache  dieser  Erscheinui^  hat  man  nicht  mit  Ln- 
recht  in  der  Zerstückelung  der  grofsen  Grundstücke, 
welche  durch  die  Französische  Revolution  herbey- 
geführt  wurde,  und  in  der  Befreyung  der  Grund- 
stücke von  Zinsen  undFrohncn,  einer  andern  Folge 
der  Revolution,  gefundai. 

gedrängt,  eine  sitzende  Lrbeisart  fiilircn  ;  ferner  dir  Hand* 
werke,  die  ohne  Irgend  ein  Kaiiital  betrieben  werden  knnnro; 
eben  so  der  Hausirliandel.  Bemerkrnswerth  sind  die  Millrl, 
welche  die  Weisheit  unserer  VorfaJircn  für  die  Veredlung 
des  Handvverksstandes  ersaon.  Vgl.  Müscr's  patrioU  PH««- 
tasicen. 
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Eine  dritte  Gattung  polizeylicher  Mafsregeln 
soll  den  Vergehen  ihren  Reiz  benehmen.  So  kann 
man  Diebstähle  nicht  sicherer  verhindern,  als  wenn 
man  das  Verkaufen  oder  Verpfänden  gestohlner 
Sachen  erschwert.  (Darauf  deutet  auch  das  alt- 
deutsche Sprichwort  hin:  Der  Hehler  ist  so  gut,  wie 
der  Stehler.)  Eben  so  kann  man  sich  des  Gehor- 
sams der  Untertlianen  gegen  die  Obrigkeit  nicht 
besser  versichern,  als  wenn  man  ihnen  das  Recht 
der  Beschwerde  gewährt  und  dieses  Rechts  mit  stren- 
ger Unpartheyliclikeit  achtet;  —  der  Diensttreue 
und  Ünbestechliclikeit  der  Beamten,  als  wenn  man 
das  Diensteinkommen  nicht  mit  Kargheit  bestimmt. 
(Die  wahre  Maxime  der  Sparsamkeil  ist:  Wenige 
Beamte,  ansehnliche  Besoldungen!) 

Endlich,  eine  vierte  Gattung  polizeylicher 
Mafsregeln  soll  die  Ausführung  strafbarer  Vorsätze 
entweder  unmittelbar  md  gleichsam  mechanisch 
oder,  —  indem  sie  die  Furcht  erregt,  vor  oder 
bey  der  That  entdeckt  zu  werden,  —  mittelbar 
verhindern.  Die  Anstellung  von  Wächtern  und 
-  PoHzeysoldaten ,  ^^)  die  Mafsregeln  der  Wachsam- 
keit, die  gegen  Fremde  und  gegen  Reisende,  gleich 
als  gegen  Verdächtige,    ergriffen  werden, V^)   die 

»II  .      .  ■  IM* 

47)  Die  Einführung  eine«  eigenen  Kriegslieeres  gegen 
das  VerbrecKen  Ist  Französischen  Ursprungs.  Sammlung  inter- 
essanter Polizeygesetze,  Heraisg.  v.  Kamptz.  I.  Th.  Gens- 
darmerie.    Berl,    i8i5.  8. 

1 8)  Sehr  beherzigens werth  ist  die  Bemerkung ,  die  Pfister 
in  seinen  Kriminalfällen  macht ,  dafs  das  leidige  Pafswesen  ge- 
gen wahrhaft  verdächtige  Menschen  so  gut  wie  nichts  helfe. 
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Vorkehrungen  gegen  Ilerumläufr  und  llclmMh^ 
lose,  die  Beleuchtung  der  Siralsen,  die  Crn- 
sur,  und  so  viele  andere  Anstahen  und  Hinrich- 
tungen, welche  das  Auge  und  den  Ann  der  Regie- 
rungen gleichsam  allgegenwärtig  machen,  sind  un- 
ter  dieser  Gattung hegrilFen.  So  uie  dieser  Gatlung 
das  Lob  der  Wirksamkeit  vorzugsweise  ^ehülni, 
So  trifft  sie  auf  der  andern  Seite  der  Tadel,  dafs  sie 
die  persönliche  Freyheit  der  Unlerlhancn  vorzugs- 
weise geßhrdet ,  das  Leben  vorzugsw^cise  unheim- 
lich machen  kann.  DieLeuic,  durch  welche  der 
Staat  unmittelbar  sehen  und  fassen  mufs,  können 
nicht  die  gebildetsten  seyn.  Eine  Dienstgewalt 
pflegt  desto  rauher  ausgeübt  zu  werden ,  je  geringer 
sie  ist*  ^^) 

Das  Wenigste,  was  man  von  dem  Staate  in  poli- 
zeylicher  Hinsicht  fordern  kann ,  ist,  dafs  er  nicht 
durch  seine  Gesetze  und  Einrichtungen  ohne  Noth 
oder  Vortheil  Vergehungen  veranlasse,  anstatt  diese 
zu  verhindern»  Und  gleichwohl  w  ird  gegen  diese 
gewafs  nicht  unbillige  Forderung  fast  in  allen  Staa- 
ten mehr  oder  weniger  gefehlt.  So  führen  z.  B.  die 
Gesetze,  welche  die  Unzucht  mit  einer  heschim- 
pfenden  Strafe  belegen,  zum  Kindermorde.  So 
würdiget  sich  ein  Staat,    welcher  eiu  Lotto  hält, 


49)  Die  Bauern  eines  Amtes  rlclitcten  einst  .in  ilirrn  Für- 
sten die  Bitte,  dafs  Er  doch  ilir  Amlwann  wrrdrn  wolle.  — 
Bemerkenswerth  ist  der  Einflufs  ,  den  die  RcprÄsmiahTTrr- 
fassung  audi  auf  das  Verliältnifs  iwischen  den  lUainicn  un<l 
ihren  Amtsbefohlenen  liat. 
Zaehariä  Jießierungslehre*  -.-* 
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zum  Miturheber  der  Verbrechen  herab,  zu  welchen 
dieses  verführerische,  dieses  auch  den  Aermern  zu- 
gängliche und  gerade  diese  verlockende  Wagspi^l, 
in  dessen  Gefolge  Müfsiggang  und  Leichtsinn,  Ar- 
muth  und  Verschwendung  sind,  verleitet.  (In 
England  ist  sogar  die  doch  weniger  gefährliche 
Lotterie  aufgegeben  worden.)  Schon  die  Mafs- 
regeln  sollten  dem  Staate  als  bedenklich  erschei- 
nen, deren  Vortheil  oder  Erfolg  zweifelhaft,  deren 
nachtheiliger  Einflufs  auf  die  Sittlichkeit  aber  ge- 
wifs  ist,  also  z.  B,  die  Gesetze,  welche  das  Heyra- 
then  nur  denen  gestatten ,  die  den  Besitz  eines  ge- 
wissen Vermögens  nachweisen  können.  Aber  das 
gerade  Gegentheil  guter  Polizeygesetze  sind  die  Ge- 
setze, welche  eine  Handlung,  die  an  sich  rechtmäs- 
sig und  wohl  selbst  dem  Staate  besonders  vortheil- 
haft  ist,  aus  einem  blosen  Vorurtheile  oder  nach 
einer  inigen  Theorie  zu  einem  Vergehn  machen; 
z.B.  also  die  Gesetze,  welche  das  Vor-  und  Auf- 
kaufen gewisser  Waaren  oder  den  Verkauf  der 
Früchte  auf  dem  Halme  verbiethen.  Es  ist  ein  Ver-^ 
dienst  der  Männer,  welchen  die  Staats-  und  Na- 
tionalwirthschaftslehre  ihre  heutige  Vollkommen- 
heit  verdankt,  dafs  sie  zugleich  die  Schuldlosigkeit 
so  vieler  Handlungen,  welche  das  urkundliche  Recht 
verdammt,  dargethan  haben. 
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ZWEYTE     ABTIIEILUNG. 

Von  der  Bestrafung  gesetzwidriger  Ilandhinrrn, 

als  einem  Mittel ,  f^crgehnngen  zu  verhindern. 


ERSTES    HAUPTSTÜCK. 

f^on    der    strafgerichllichcn    Polizey  in  der 
engeren    Bedeutung. 


Die  Wirksamkeit  der  Strafo-esctzc  d.  h.  dicMrjfT- 
lichkeit,  Vergeluingen  schon  durch  (his  Drohwort 
der  Gesetze  zu  verhindern,  hängt  nicht  von  der 
Strenge  der  gedrohten  Strafen,  sondern  von  der 
Strenge  der  Strafvo  11  Ziehung  ab. 

Der  Schlufs:  Strafdrohungen  wirken  durch  Ab- 
schreckung, mithin  sind  sie,  je  strenger,  desto 
wirksamer,  scheint  auf  den  ersten  Blick  untrüglich 
zu  seyn.  Aber,  so  wie  bey  den  öfTentlichen  Ab- 
gaben zweymal  zwey  nicht  immer  viere  macht,  so 
ist  auch  eine  Strafdrohung  nicht  schon  deswegen 
von  gröfserem  Erfolge,  weil  sie  die  härtere  ist. 
Offenbar  können  die  gesetzlichen  Strafdrohimgcn 
am  meisten  oder  allein  zur  Verhinderung  dcrj(Mii- 
gen  Vergehungen  bey  tragen,  welche  mit  vorbe- 
dachtem Vorsatze  begangen  werden.  Da  darf 
man  sich  aber  die  Berechnung,  welche  der  That 
vorausgeht,  nicht  so  denken,  als  ob  dabey  in  die 
eine  Waagschale  der  von  der  Tliat  zu  br/.irhrndc 
Gewinn  in  die  andere  blos  das  Slrafiibrl,  als  der 
gesetzliche  Lohn  der  That,    gelegt  wiirde.     Vlrl- 

24- 


372 

mehr  liegt  in  der  andern  Waagschale,  wenigstens 
in  den  meisten  Fällen,  ganz  allein  die  Hoffnung 
und  die  Wahrscheinlichkeit  un  eilt  deckt  zu  sün- 
di^-en;  oder  es  ist  doch  die  Gröfse  des  Strafübels, 
welches  auf  die  That  gesetzt  ist,  nur  eine  Betrach- 
tuns: der  zwevten  Ordnung.  Sonst  würde,  \ve- 
iiigstens  in  den  meisten  Fällen,  schoti  die  Furcht 
vor  der  mit  der  Entdeckung  verbundenen  Schande 
oder  die  alsdann  tinausbleibliche  Vereitelung  des 
bey  der  That  beabsichtigten  Gewinnes  von  der  Ver- 
übung des  Vergehns  zurückhalten. 

Zu  demselben  Resultate  gelangt  man,  wenn 
man  die  Erfahrung  befragt.  —  Vergebens  legte 
die  christliche  Kirche  den  Sündern  immer  strengere 
Busen  auf;  die  bessern  Zeiten  der  ersten  Jahrhun- 
derte des  Christenthumes  konnten  um  so  Aveniger 
wiederhergestellt  werden,  da  man  bey  der  Hand- 
habung der  Kirchenzucht  fast  immer  Gnade  vor 
Recht  ergehn  liefs.  ^^)  Vergebens  nahm  man  im 
Mittelalter  zu  den  härtesten  Strafen  seine  Zuflucht, 
schon  deswegen ,  weil  der  Arm  der  Gerechtigkeit 
gelahmt  war.  Fast  in  allen  Europäischen  Staaten 
hat  man  nach  und  nach,  besonders  seit  der  Mitte 
des  vorigen  Jahrhunderts ,  die  Strenge  der  Strafge- 
setze bedeutend  gemildert:  sind  deswegen  die  Ver- 
gehungen häufiger?  In  Chursachsen  wurde  im  Jahre 
1770  eine  sehr  durchgreifende  Veränderung  mit 


20)   /.  H.  Boehmer  Diss»  praeL    ad  T.   /^.  jur.  eccL 
Protest. 
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(lern  damaligen  Strafrcchlc  zunMildcning  dossclhon 
vorgenommen.  Der  Erfolo  >vidcrlcgie  so  wenig 
die  gehegte  Erwartung,  dafs  man  schon  im  Jahre 
1783  den  betretenen  Weg  noch  weiter  verfolgen 
konnte.  ^*) 

Die  unverhähnifsmäfsigV  Strenge  <h'i   ^rui^jr- 
setze  vermehrt  sogar,  indem  sie  die  V  oll/.ieinmg 
der  Gesetze  lähmt,     die  Zahl   der   Vergelmn^en. 
Ein  jedes  Strafgesetz,  welches  das  Gefühl  für  Recht 
und  Billigkeit  verletzt,  verwandeh  das  iMithnd  mid 
mit  ihm  den  Scharfsinn  der  Menschen  in  Feinde  des 
Gesetzes.     Die  Zeugen  sind  weniger  genei'^t,  licr- 
Yorzutreten  oder  die  Wahrheit  zu  sagen;  der  Rich- 
ter ist  desto  geneigter,  auch  solche  Verthcidigun^s- 
gründe   zu  berücksichtigen,    welche  entweder  an 
sich  unerheblich  oder  in  dem  gegebenen  Falle  nicht 
gehörig  erwiesen   sind.      So  bildete  sicli  z,  B.  in 
Deutschland  jener  nachsichtige,    ahcr  mit  den  Ge- 
setzen —  mit  der  peinlichen  Gerichtsordnung  Karls 
V.  —  geradezu  in  Widerspruch  stehende  (jorichls- 
gebrauch,  welcher  die  Härte  des  gemeinen  Deut- 
schen Strafrechts  um  jeden  Preifs  zu  mildern  suchte. 
Noch  sonderbarere  und  unerfreulichere  Erschei- 
nungen hat  die  Strenge  der  Englischen  Slrafgesctrc 
zur  Folge  gehabt.     Man  wird  die  folgende  Erzäh- 
lung für  eine  Erfindung  der  Spotlsuchl  hallen ;  und 

21)  Das  Crlmralnal verfahren  in  <lrn  Deiilsclien  Grrich- 
len  mit  besonderer  Ktlcksiclit  auf  das  K.|.Siiclisrri.  \nn  Nfii- 
bel.  I.  Bd.  (Lpz.  i8ii.  8.1  2'  *^''  "  -^"*'''^«-  nix^pirlc  1.  m 
ßuxtons  sevcrit)    oj  jntnisluncnt. 
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doch  ist  sie  wohl  beurkundet.  ^^)  In  dem  Engli- 
schen Flecken  Pevensy  wurde  ein  Dieb,  der  ein 
Paar  lederne  Beinkleider  gestohlen  hatte,  vor  Ge- 
richt gestellt.  Der  Beweis  war  vollkommen;  die 
Geschwornen  erklärten  den  Angeklagten  fiir  schul- 
dig. Da  fand  sich  aber  zum  Schrecken  der  acht- 
baren Richter,  dafs  gegen  den  Schuldigen  die  To- 
desstrafe auszusprechen  sey.  In  dieser  Noth  gab 
der  eine  der  Richter  den  Rath,  das  Wort  )>nicht<c  vor 
das  Wort  )>schuldig<c  zu  setzen;  ein  Anderer,  den 
Verurtheilten  entkommen  zu  lassen.  Zum  Glück 
war  der  Oberrichter  (the  Lord  Chief  Baron)  an 
Ort  und  Stelle.  Man  schickte  eine  Gesandschaft 
an  ihn  ab;  und  man  erhielt  von  ihm  und  man  be- 
folgte den  launigen  Wink,  zu  dem  Worte  »schul- 
dig« die  Worte  »des  Todschlages«  (guilty  ofman-- 
slaughter)  hinzuzufügen.  So  wurde  also  der  An- 
geklagte, welcher  ein  Paar  lederne  Beinkleider  ge- 
stohlen hatte,  wegen  eines  Todschlages,  und  so 
nur  mit  Gefängnifs,  bestraft!  —  Kaum  weniger 
auffallend  ist  folgendes  Weisthum  (verdict)  eines 
Englischen  Geschwornengerichts  vom  Jahre  1825. 
Zwey  Männer  trinken  mit  einander  in  einem  öffent- 
lichen Hause ,  das  sie  erst  in  der  Nacht  —  ziemlich 
betrunken  —  verlassen.  Der  eine  begleitet  den  an- 
dern, einen  Ehemann,  in  dessen  Wohnung,  Sie 
beschliefsen,  die  Nacht  auf  Stühlen  sitzend  in  der 
Wohnstube  zuzubringen.      Nach  einiger  Zeit  er- 

22)   Buxton's    se^eritj   of  punishnient  ^.   62. 
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wacht  der  Gast  und  vermifst  seinen  Wiitli.  Er 
sucht  ihn  auf  und  kommt  in  das  SchlafgeinacU  der 
Eheleute.  Hier  legt  er  sich  auf  das  Bette,  in  wel- 
chem er  unerwartet  ein  Frauenzimmer,  die  Khe- 
frau  seines  Wirlhes,  lindet.  Im  Dunkel  der  Nacht 
benutzt  er  den  Irrthum  der  Frau,  die  ihn  für  ihren 
Ehemann  halt,  und  begeht  mit  ihr  Ehebruch.  Er 
wird  hierauf  theils  einer  Nothzucht  oder  einer  uu- 
frey willigen  Schwächung,  (beyde  bestraft  das  Eng- 
lische Recht  mit  dem  Tode,)  theils  einer  Verge- 
waltigung angeklagt.  Das  Urtheil  der  Gesclnvor- 
ncn  war:  Schuldig  einer  Vergewaltigung,  mit  einem 
Versuche,  eine  Nothzucht  zu  begchn!  (Guiltf  oj 
an  assault  with  an  attenipt  to  conimit  a  rape! ) 
Also,  um  das  Leben  des  AngekJagten  zu  retten,  er- 
klärten sie  ihn  fiir  schuldig  eines  Vergehns,  das 
er  nicht  einmal  versucht  hatte,  und  verwandelten 
sie  das  Vergehn,  das  er  vollbracht  hatte,  in  ein  ver- 
sachtes! 

Desto  unverzeihlicher  ist  es,  wenn  man  die  Ur- 
sache, dafs  ein  gewisses  Strafgcset/.  unwirksam  ist 
d.  h.  dafs  sich  unter  der  Herrschaft  desselben  die 
Anzahl  der  gegen  dieses  Gesetz  gerichteten  Verge- 
hungen vermehrt,  sofort  in  der  zu  grofson  Milde 
des  Gesetzes  findet,  wenn  man  sich  daher  sofort 
für  ermächtiget  oder  für  verpflichtet  halt ,  «lein  i:c- 
bel  durch  die  Verschärfung  der  Strafdrohung  im 
steuern.  Nicht  selten  liegt  der  Grund  des  Lcl>cl,s 
in  Umständen,  die  überall  nicht  in  dem  ücrcicli.- 
der  Gesetze,  wenigstens  nicht  in  dem  der  Strafgc- 
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setze,  sind.  So  vermehren  z.B.  Zeiten  derXheue- 
rung  die  Diebstähle ;  und  noch  lange  Jahre  nach- ' 
her  ist  diese  Folge  einer  Theuerung  fühlbar.  Denn 
von  einem  jeden  andern  gesetzwidrigen  Hange  wird 
der  Mensch  leichter  zurückgebracht,  als  von  dem 
zum  Stehlen,  wenn  er  ihn  einmal  befriediget  hat. 
So  macht  sich  ferner  in  Weinländern  ein  guter  und 
reichhcher  Herbst  fast  immer  durch  die  vergröfserte 
Zahl  der  Verwundungen  und  Todschläge  bemerk- 
bar» ^^)     Finum  cornua  addit  pauperil 

Dagegen  ist  die  Strenge,  welche  sich  durch  die 
stracke  Vollziehung  der  Strafgesetze  bethätiget,  zu- 
gleich Milde.  Milde,  weil  sie  die  Hoffnung  auf 
Straflosigkeit  vereitelnd,  yon  Vergehungen  abhält. 
Milde,  weil  sie  den  Staat  in  den  Stand  setzt,  mit 
den  verhältuifsmäfsig  mildesten  Strafen  auszu- 
reichen. 

Die  Einleitung  zur  Vollziehung  der  Strafgesetze 
trifft  billig  die  ßtrafgerichliche  Polizej^,  —  wenn 
es  anders  nicht  der  Geist  der  Verfassung  gebiethe- 
risch  fordert,  die  Geschäfte  dieser  Polizey  den  ein- 
zelnen Bürgern  z\\  überlassen.  ^^) 

Bey  der  Organisation  der  strafgerichtlichen  Po- 
lizey  ist  zuförderst  die  Maxime  zu  befolgen, 
diese  Polizey  von  der  Ausübung  der  Gerichtsbar- 
keit gänzlich,  von  den  übrigen  Zweigen  der  Poli- 
zey aber  in  so  fern,    als  es  der  besondere  Zweck 


23)  Vgl.  den  Anhang  zu  diesem  Buche. 

24)  Vgl.  oben  das  XXII.  (II.)  Buch,    3tes  Hpst. 
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dieser  Polizey  fordert,  also  n;dimcnllicli  was  die 
oberste  Leitung  derselben  bolritU,  zu  sondern.     l>ic 
Gerichte   können  schon    deswegcu   niclil  uiic  der 
Handlung  dieser  Polizey  J)cauhragt  werden,     weil 
die  Vollziehung  dieses   Auftrags,    wenn  dann  die 
Sache  zur  gerichtlichen  Verhandlung  konunt,   die 
richterliche  ünpartheylichkeit  gefährden  oder  ver- 
dächtig machen  würde.  —     Eine  zwey  le  Maxime 
ist,  möglichst  viele  öffentliche  Behörden  und  Die- 
ner zu  den  Handlungen  zu  ermächtigen  und  zu  ver- 
pflichten, w^elche,  wenn  ein  Vergehn  verübt  wor- 
den ist,  zur  Entdeckung  des  Thäters  und  zur  au- 
genblicklichen Verfolgung  der  Spureu  derThat  (idi- 
ren  können.    Denn  oft  ist  Gefahr  bey  dem  \'er7.ugc; 
allemal  aber  ist  es  gut,  je  verschlagen  er  der  leiud  — 
das  böse  Gewissen  —  ist,  desto  mehr  die  Zahl  der 
Wächter  zu  verstärken.    —      Die  dritte  Maj^ime 
endlich  ist  die,  der  gesamten  strafgerichtlichen  Po- 
lizey die   Einheit,  die  innere  kraft  und  Keueg- 
hchkeit  zu  geben,  ohne  welclie  die  Polizey  über- 
haupt nicht,    am   wenigsten  aber  dieser  /xveig 
derselben  gedeihn  kann.     Es  ist  z.  13.  den  Streitig- 
keiten vorzubeugen ,  welche  unter  den  Ucamten  der 
strafgerichtlichen   Polizey   über  die   Grenzen   ih- 
rer Amtsgewalt  entstehen  könnten.  —     Musterhaft 
ist  die  strafgerichtliche  Polizey  in  Frankreich  orga- 
nisirt.     So  wie  ein  Verbrechen  verübt  worden  ist, 
setzen  sich  eine  Menge  Beamte  und  ölVenllichc  Die- 
ner in  Bewegung,    um  den  Spuren  des  Vcrgcluis 
nachzuforschen,  den  Thäter  zu  entdecken,  die  Bc- 
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weise  zu  sammeln.  Das  Ganze  leitet  der  Kronan- 
wald,  der  öffentliche  Ankläger.  ^^) 

Die  Ausübung  der  strafgerichtlichen  Polizey  ist 
ein  Krieg,  welchen  der  Staat  gegen  den  Verbrecher 
fuhrt.  Das  Recht  dieser  Polizey  ist  ein  Gegenstück 
des  Kriegsrechts;  mit  dem  einzigen  Unterschiede, 
dafs  der  Zweck  des  Krieges  der  Friede,  die  Wie- 
derherstellung des  Rechtszustandes  unter  den  krieg- 
führenden Mächten  ist,  die  sirafgerichthche  Poli- 
zey aber  nur  zu  einem  Kriege  Rechtens,  zu  einem 
Streite,  welcher  nach  Rechtsgrundij^ätzen  zu  führen 
und  zu  entscheiden  ist,  den  We^  bahnt. 

Daher  ist  der  strafgeri^aitlichen  Polizey  gar  Man- 
ches, (kraft  des  von  dem  Verbrecher  veranlafsten 
Kriegs  -  und  Nothstandes,)  erlaubt,  was  von 
Rechtswegen  —  und  in  Friedenszeiten  • —  unzuläs- 
sig ist.  Sie  darf  z.  B.  selbst  zu  Haussuchungen  und 
Verhaftungen  schreiten.  Ja  selbst  eine  geheime 
Polizey,  Ausspäher  und  Auflaurer,  darf  sie  anwen- 
den, um  den  verübten  Verbrechen  und  den  Thä- 
tern  derselben  auf  die  Spur  zu  kommen*  Denn, 
so  gewifs  auch  eine  geheime  Polizey,  als  Mittel, 
Vergehungen  zu  v  e  r  h  i  n  d  e  r  n ,  verwerflich  ist ,  — 
da  sie  Mifstraun,  Verführung  und  Verrath  in  ihrem 
Gefolge  hat,  da  der  Schutz,  den  sie  insbesondere 
gegen  Staatsverbrechen  gewähren  soll,  eben  so  ge- 
fährlich als  unsicher  ist  und  schon  das  Bedürfnifs 
eines  solchen  Schutzes  der  Regierung  nicht  zur  Ehre 


25)   Code  d^instruct.  crimin,   Art.  8  ff. 
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gereicht,  ^^)  -^  so  hallen  es  doch  auch  die  wacker- 
sten Feldherren  für  erlaubt,  iuKrirf^rsAcitenAusspä- 
her  zu  gebrauchen.  Ueberdiefs  wirdindcm  vorlie- 
genden Falle  die  Gefährlichkeit  geheimer  .Nachfor- 
schungen durch  den  bestimmteren  Zweck  dieser 
Nachforschungen  gemindert. 

Jedoch,  so  wie  im  Kriege,  so  ist  auch  bey  der 
Ausübung  der  strafgerichtlichen  Polizey,  nicht  ein 
jedes  Mittel,  dem  Feinde  zu  schaden,  für  erlaubt 
zu  achten.  So  ist  es  z.B.  —  wenigstens  in  der  Hegel 
und  ausgenommen  in  den  äufsersten  Fällen  —ver- 
werflich, \venn  auf  das  Angeben  •^)  eine  Beloh- 
nung gesetzt  ^^)  oder  dem  Theilnehmer  an  riucni 
Vergehn  auf  den  Fall,  dafs  er  seine  Mitschuidii^en 


26)  In  dem  Grlccliisclien  KaiserreicTic  pab  w  eine  f!^ 
Leime  Polizey.  ffeinecc,  dem,  J,  Germ,  L.  III,  fit,  I.  [].  lij. 
not.  Der  Werth  der  Verfassung  und  KcgieruDg  dieses  lUicIis 
ist  bekannt  genug. 

27^  Der  Angeber  (delator)  untcrsclirldct  sich  von  dem 
Ankläger  so,  dafs  jener,  nicht  aber  dieser  den  Hc\v«i$  sei- 
ner Beschuldigung  zu  fiihren  Jiat.  —  Uiiter  dem  Tailel ,  ihr 
die  Angeber  trifft,  sind  jedoch  nicht  die  Pülizevclinit-r  I»c- 
grifFen,  welclie  die  Vergehungeii ,  die  zu  ihrer  Kfnnlnif* 
kommen  ,  der  Obrigkeit  anzeigen.  Diese  halben  die  \  • 
thung  der  Redlichkeit  ihrer  Absichten  fiir  sich.  Sie  \. 
iien,  wenn  sie  sich  durch  Diensteifer  auszeichnen  ,  Helohnunp. 
Aber  auch  auf  die  Anzeigen  der  Polizcjdicncr  ist  nicht  cm 
Preifs  zu  setzen. 

28)  In  England  ist  auf  einige  geringere  Vergehen  («Irr 
Bäcker,  derBierwirthc,  derer  ,  die  atif  Pfander  Irihen,)  rinr 
Geldstrafe  gesetzt,  welche  der  Angeber  ganz  oder  /.uiuThrd 
bezieht.  Dagiebtcs  eine  eigne  Klasse  von  Mei.srhm ,  dr- 
ren  Gewerbe  es  ist,  von  der  Schande  oder  dem  Unßl»»tkc 
Anderer  zu  leben.      (  Tlic  Informers.) 
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nennt  oder  gegen  sie  als  Zeuge  auftritt,  Straflosig- 
keit zugesichert  wird.  "^)  Kann  man  solchen  Zeu- 
gen Glauben  beymessen  ?  also  durch  solche  Mittel 
zur  Erreichung  des  Zwecks  der  strafgerichtlichen 
Polizey  beytragen  ?  Wenn  man  die  Schlechtigkeit 
der  Menschen  in  das  Interesse  des  Staates  zieht,  so 
vermehrt  man  die  Vergehungen,  anstatt  sie  zu  ver- 
mindern. Fast  immer  hängt  der  Gebrauch  dieser 
und  ähnlicher  Mittel  mit  Fehlern  oder  Mängeln  in 
der  Gerichtsordnung  oder  in  den  Polizeyaustalten 
zusammen.  In  Aegypten  gab  es  einst  vom  Staate 
anerkannte  bevorrechtete  Diebsgenossenschaften. 
Die  Mitglieder  der  Gesellschaft  mufsten  die  Dieb- 
stähle, die  sie  begangen  hatten,  dem  Vorsteher 
anzeigen.  An  diesen  wendeten  sich  dann  die 
.Bestohlnen  und  erhielten  das  Gestohlne,  mit  Abzug 
des  vierten  Theiles,  zvuück.  ^^)  Offenbar  gebrach 
es  der  Polizey  an  Macht  oder  an  Kunst,  um  das  Ei- 
genthum  auf  eine  andere  Weise  gegen  den  Dieb- 
stahl zu  sichern. 

Aber  auch  die  Mittel  dem  Feinde  zu  schaden  , 
welche  erlaubt  sind,  sollen,  so  wie  von  den  krieg- 
führenden Mächten,  so  von  der  strafgerichtlichen 


29)  So  wird  es  oft  in  England  gelialten.  Ein  Mit- 
schuldiger erhält  Begnadigung  undwIrdKronzeuge.  CE^idefice 
of  tlie  crown.) 

30)  i)iod.  SicuL  I ,  So,  Man  lialte  diese  Nachriclit 
nicht  für  eine  Fabel.  Eine  ähnliche  Einrichtung  Lesteht  in 
Conslanhinopcl.  Vgl.  Travels  in  varioiis  countries  of  the 
East,  Bf  Hawkins,  Loncl,  ^S^o.  6*. 
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Poli-^ey,  nur  wem,  es  „oll,  .In.f,   „„d  „,.,  ,„  ,,,,,, 
Grade,  ,n  welchen,  es  nöthig  ist,  angewendet  wor- 
den; —  ein  Grundsat/.,    der  eine  Menge  F„|.... 
Satze  unter  sich  begreift,  der  Grundsat/.,  „ach  wel- 
chem insbesondere  diejenigen  Mafsregelri  der  sfraf- 
gerichtlichen  PoUzey,  die  der  Freyheit  der  Ki„/,.|- 
nen  vorzugsweise  gefährlich  werden  können,   von 
den  Gesetzen  an  bestimmte  Bedingimgcn  und' For- 
men ^')  zu  knüpfen  und  überhaupt  mit  dm  d.ni 
Mifsbrauche  der  Macht  voibeugenden  Schranken 
zu  umgeben  sind. 

ZWEYTES    HAUPTSTÜCK. 

Von   der  Straf gerechligkeitsj,flegc .    als  ein  Mittel,    J'n- 
gehungen  zu  verhindern. 

- 

Das  Strafrecht  des  Staates  ist  seinem  Wesen 
Dach  ein  Ausflufs  derPolizeygewalt.  Die  Verscliie- 
denheit  der  Theorieen ,  m  eiche  oben  iiher  die  Aus- 
übung dieses  Rechts  ausgesteJJt  worden  sind,  be- 
zieht sich  nicht  auf  den  Zweck  der  Straf^creclui"- 
keitspflege,  sondern  auf  die  Mittel,  durch  welclie 
dieStrafgerechtigkeitspflege  den  Staat  gegen  ge^el/.- 
widrige  Handlungen  sichern  kann  und  soll. 

Daher  kann  die  Polizey,  diese  hier  geson- 
dert von  der  Strafgerechtigkeilsi)(lege  belraciiter, 
ihren  Zweck  nur  sehr  unvollkommen  erreichen , 

3i)  Auf  diese,  auf  die  i.,  B.  bey  einer  Verliafiiincr  oder 
Haussuchung'  im  Leobacliteiiden  Fönnliolikcltcn  ist  in  rrclii. 
lieber  Hinsiebt  ein  besonderer  Wcitb  /.u  bgen.  Förndicb- 
keiten  sind  gleichsam  die  Mechanik  der  rechtlichen  Fre rhcit. 
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wenn  die  Strafgesetzgebung  oder  die  Ordnung  des 
strafgericlitlichen  Verfahrens  fehlerhaft  oder  man- 
gelhaft ist.  Und  wie  kann  man  von  der  Polizey, 
nahmentlich  von  der  strafgerichtlichen,  Achtung 
und  Schonung  fiir  die  Freyheit  der  Einzelnen  er- 
warten oder  fordern ,  wenn  den  Strafgesetzen  selbst 
ein  Schreckenssystem  zum  Grunde  liegt? 

Eben  so  wenig  kann  auf  der  andern  Seite  die 
Strafgerechtigkeitspflege  den  Zweck,  Vergehungen 
zu  verhindern ,  theils  überhaupt,  theils  auf  eine 
den  Grundsätzen  der  Straf g  er echtigkeit  ent- 
sprechende Weise  erreichen,  wenn  ihr  nicht  die 
Polizey  zu  Hülfe  kommt. 

Die  Klippe,  an  welcher  auch  die  besseren  Straf- 
gesetzgebungen oder  vielmehr  gerade  diese  zu  schei- 
tern Gefahr  laufen,  ist  die:  Die  Art  der  Strafen, 
welche,  wo  nicht  allein  rechtlich  zulässig,  wenig- 
stens in  den  heutigen  Europäischen  Staaten  die  ge- 
bräuchlichste ist,  sind  die  Freyheitsstrafen.  Da 
sind  nun  die  Sträflinge,  (denn  lebenswierige  Ge- 
fängnifsstrafe  ist  nur  auf  die  schwersten  Verbre- 
chen gesetzt  und  billig  auf  diese  zu  beschränken,) 
nach  einer  längeren  oder  kürzeren  Zeit  der  Haft 
wieder  zu  entlassen ;  der  menschlichen  Gesellschaft 
zurückzugeben.  Nur  zu  oft  aber  sind  sie  dann  in 
einer  Lage,  welche  sie  fast  zwingt,  und  in  einer 
Stimmung,  welche  sie  ohnehin  geneigt  macht,  die 
wiedererlangte  Freyheit  zu  neuen  Verbrechen  zu 
mifsbrauchen.  Meist  fehlt  es  ihnen  an  eigenen  Mit- 
teln; aus  Vorsicht  öder  Abscheu  werden  sie  ge- 
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flohn.  Was  bleibt  ihnen  übrig,  als  der  mcnÄh- 
liehen  Gesellschaft,  die  sie  gleichsam  ausgeslobcn 
hat,  den  Krieg  anzukündigen?  ^^)  oft  kehren  sio 
überdiefs  aus  den  Strafanstalten  nur  verdorbener 
zurück.  Denn,  so  viel  man  auch  für  die  Besserung 
derer,  die  in  diesen  Anstalten  enthalten  Merden, 
thunmag,  es  ist  schon  schwer,  einen  Menschen, 
demmanausschliefslich  seineSorgfalt  widmen  kann 
oder  der  von  weniger  bösen  Fehlern  und  Gewohn- 
heiten zurückzubringen  ist,  zu  bessern. 

Soll  nun  die  Strafgesetzgebung  diese  so  geHihr-^ 
liehe  Klippe  vermeiden,  soll  sie  nicht  genüthiget 
werden,  am  Ende  zum  Schrecken  ihre  Zudutiii  zu 
nehmen,  weil  mit  der  Milde  nicht  auszureichen  ist, 
so  ist  für's  erste  und  vor  allen  Dingen  darauf  Be- 
dacht zu  nehmen,  dafs  der,  welcher  aus  dem  Ge- 
fängnisse entlassen  wird,  ein  Unterkommen  finde 
und  sein  Brod  auf  eine  ehrliche  Weise  verdieuen 
könne.  Gut  wird  es  zu  diesem  Ende  scyn,  wenn 
ihm  bey  seiner  Entlassung  aus  der  Anstalt  ein  klei- 
nes Kapital  —  einTheil  seines \erdiensles  während 
der  Strafzeit  —  ausgezahlt,  wenn  er  in  seine  Hei- 
math gewiesen  und  in  dieser  den  Vorstehern  der 

32)  Leider!  die  mitlcidswerthe  Gescliiclile  $o  \'iü\rf 
Verbrecher,  die,  weil  sie  nirgends  ein  Unterkommen  findr« 
konnten,  immer  tiefer  und  liefer  sanken.  In  PfisUr'i  lucrk- 
würd.  Crlmminalfallen,  im  IV.  Bde.  (Frkf.  i8ao.  8.)  kommt 
S.  390.  folgende  Aeufsening  eines  Vrrhreclirrs  Tor:  »Di« 
grofsen  Herren  sind  selbst  schuld  daran,  dafs  wir  »Irhic« 
müssen.  Geduldet  werden  wir  iiiclit ;  —  Passe  bekommen 
wir  nicht,  wir  dürfen  also  auch  nirgends  aiifgcnümincti  ncr- 
den;  —   und  leben  wollen  wir  denn  doch.  « 
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s  Armenpflege  besonders  empfohlen  oder,  wenn  er 
keine  Hehnath  hat,  nachBefiaden  in  einem  öffent- 
lichen Arbeitshause  untergebracht  wird.  Man  sollte 
überdiefs  Preifse  fiir  diejenigen  aussetzen,  welche 
Menschen  dieser  Art  in  ihreDienste  genommen  und 
in  denselben  eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  be- 
halten haben.  Ein  anderes  nicht  minder  schätz-^ 
bares  Mittel  für  den  vorliegenden  ,  einen  so  schwer 
zu  erreichenden,  Zweck  sind  Privatvereine  für  die 
UnterstützungundÜnterbringung  der  aus  denStraf- 
anstalten  Entlassenen.  ^^) 

Sodann  aber  sind  aus  demselben  Grunde  dieje- 
nigen, welche  eine  langwierige  Gefängnifsstrafe  er- 
standen haben ,  welche  sich  also  eines  schwereren 
Vergehns  schuldig  gemacht  hatten,  auf  eine  ' — *  je- 
doch durch  das  Strafurtheil  zii  bestimmende« — 'Zeit 
unter  polizeyliche  Aufsicht  zu  stellen.  Man  setze 
diesem  Vorschlage  nicht  entgegen ,  dafs  der  Schul- 

^  dige  nach  überstandener  Strafe  als  entsühdiget  za 
betrachten  sey^  dafs  also  in  dem  Vorschlage  eine 
widerrechtliche  Verschärfung  der  Strafe  liege.  Die 
polizeyliche  Aufsicht  j  unter  welche  der  aus  der 
Strafanstalt  Entlassene  gestellt  werden  soll,  ist  ein 
T  h  e  i  1  der  durch  das  von  ihm  verübte  Vergehn  ver- 
wirkten Strafe.  Es  gereicht  diese  Mafsregel  noch 
überdiefs j  da  sie  den  Staat  in  den  Stand  setzt,  mit 
milderen  Freyheitsstrafen  auszureichen ,  sogar  zum 
Vortheile  der  Sträflinge. 

33)  In  England  gicLt  es  Vereine  dieser  Art. 


ANHANG. 


Man  hat  bisher  die  politische  Arilhiiic- 
tik  bey  weitem  noch  nicht  in  dem  Umfange  auf 
die  Resultate  der  bürgerlichen  und  der  Slrafgcsct/- 
gebung  angewendet,  in  welchem  diese  Anwendung 
theils  möglich,  theils  wünschenswerlh  ist.  (Mit 
Recht  sagt  Kant :  In  einer  jeden  Wissenschaft  ist  so 
viel  Gewifsheit  als  Mathematik  I)  Man  kann  z.  B. 
ia  sehr  vielen  Fällen  das  ewige  Widerstreben  gegen 
eine  jede  mit  der  Gesetzgebmig  vor/.anchmcnde 
Veränderung  nicht  siegreicher  bekämpfen  oder  auch 
das  Bestehende  Qes:en  den  ^Nluthwillen  der  Neue- 
ruDgssucht  nicht  besser  vertheidigcn,  als  wenn  man 
die  Resultate  eiuer  bürgerlichen  oder  einer  Straf- 
gesetzgebung-iu  Zahlen  nachweist  und  diese  Re- 
sultate mit  denen  anderer  Geset/.gcbungcn  ver- 
gleicht. Nicht  minder  interessant  sind  ilic  Folge- 
rungeu  oder  Aufgaben ,  m  eiche  sich  aus  solcbcii 
Zahlen  und  Zablverhältnissen  in  so  fern  abieilen 
lassen,  als  die  Resultate  —  sey  es  plöt/.hcb  oder 
stufenweise  —  günstiger  oder  ungünstiger  werden. 
Gegenstände  der  politischen  Arilbn.elik  in  die- 
ser ihrer  Anwendung  sind  /..  K.  die  Zaid  der  bür- 
gerlichen Processe,  (ihcils  in.  Allgemeinen,  ibo.Js 
nach  der  Verschiedenheit  der  Klaggründe, ;  —  die 

25 

Zachariä  Re^icruiigslchrr. 
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wirkliche  und  die  muthmafsliche Lebensdauer  der- 
selben, —  der  Aufwand,  den  sie  verursacht  haben, 
—  die  Zahl  der  gerichtlich  verglichenen  Rechtssa- 
chen, —  die  Zahl  der  Ehescheidungen  oder  der 
Sonderungen  von  Tisch  und  Bette,  —  das  Zahl- 
verhältnifs  der  Ehescheidungen  zu  den  gesetzlichen 
Ehescheidungsursachen,  —  die  Zahl  der  ausge- 
brochenen Gante,  -^  die  Zahl  der  bestraften  Ver- 
gehungen ,  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit 
der  Vergehen  und  der  Strafen,  —  der  Geldbetrag 
der  zuerkannten  Gefangnifsstrafen,  (einen  Tag 
Gefängnifs  z.  B.  dem  Lohne  fiir  einen  Tag  Arbeit 
gleichgesetzt,)/—  die  Zahl  der  Angeschuldigten, 
welche  losgesprochen  worden  sind,  « —  die  Zahl 
der  Verurtheilten  und  der  Losgesprochenen  nach 
der  Verschiedenheit  des  Alters,  des  Standes  und 
des  Glaubensbekenntnisses,  —  die  Zahl  der  Be- 
gnadigungen, —  die  Zahl  der  Sträflinge,  welche 
in  den  Gefängnissen  gestorben  sind,  mit  Rücksicht 
auf  das  Alter  der  Sträflinge  und  auf  die  Verschie- 
denheit der  Orte,  wo  die  Strafanstalten  bestanden, — 
das  Verhältnifs  dieser  Zahlen  zur  Zahl  der  Einwoh- 
ner des  Landes  u.  s.  w.  (Materialien  zur  Auflösung 
dieser  und  ähnlicher  Aufgaben  enthalten  insbeson- 
dere die  Process-  und  Krimaialtabellen ,  die  in  den 
meisten  Deutschen  Staaten  alljährlich  an  die  ober- 
ste Staatsbehörde  einzusenden  sind.  Zu  bedauern 
ist,  dafs  diese  Tabellen  nicht  überall — ^wenigstens 
ihren  Hauptresultaten  nach — durch  den  Druck  be- 
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kannt  gemacht  werden,  auch  nicht  immer  vollkom- 
men zweckmäfsig  eingerichtet  sind  ) 

Tbeils  um  einige  in  dem  25.  und 27. Buche  die- 
ses Werkes  enthahene  Behauptungen  i\i  beslaligrn, 
theils  um  die  öftenthche  Aufuierksanikcit  auf  die  in 
Frage  stehende  Anwendung  der  poUtischen  Arilli- 
metik  —  nach  Kräften  —  zu  lenken,  gehe  ich  hier 
zuförderst  einen  Auszug  aus  der  >>  Uebersiclit  der 
bey  der  Grofsherzogl.  Badenschenllofgerichteu  zur 
Untersuchung  gekommenen  Verbrechen.« 

Jahre.      Verwundungen  und      Todschlag  und      Diebstahl. 


Schlägereyen. 

Mord. 

1809 

155 

12 

263 

1810 

132 

21 

269 

1811 

207 

28 

332 

1812 

243 

25 

318 

1813 

164 

32 

309 

1814 

97 

12 

217 

1815 

156 

15 

262 

1816 

210 

17 

414 

1817 

156 

23 

S41 

1818 

236 

15 

561 

1819  1820') 

556 

54 

779 

1821 

346 

14 

314 

1822 

380 

18 

351 

"j   1,1    den    <lu.cl.    <!<..    Druck    l.rkiiiinl  prm-cl.lri.    l*- 
helleii    sind   die  Kesuluic   dieser  Loden  Jal.ic   zu»-miu.« 


angegeben   -woideii. 
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Unverkennbar  ist  in  dieser  Tabelle  z.B.  der  Ein- 
flufs,  den  gute  Weinjahre  (1811,  1815,  1818, 
1821, 1822,)auf  die  Vermehrung  der  Verwundungen 
und  Schlägereyen  —  Zeiten  der  Noth  (  die  Theue- 
rung  von  1816  —  17)  auf  die  Vermehrung  der 
Diebstähle  hatten,  besonders  wenn  man  erwägt, 
dafs  die  Folgen  solcher  Begebenheiten  grofsentheils 
erst  in  der  Tabelle  des  ihnen  nächsten  Jahres  sicht- 
bar werden  können. 

Aehnliche  Bemerkungen  biethen  sich  bey  den 
folgenden  Tabellen  dar. 


In   Frankreich 

wurden  peinlich  angeklagt 

und  verurtheilt: 

Jahre. 

Verurtheilte. 

1814    .    . 

.    .      5,785. 

1815    .    . 

.     .       6,557. 

1816    .    . 

.     .      9,890! 

1817    .    . 

.    .     14,084!! ' 

"    In  England  und  Wallis  wurden  zu  verschie- 

denen Strafen  verurtheilt:  ') 

Jahre. 

Verurtheilte. 

1815     .     . 

.     .       4,883. 

1816     .     . 

.     .       5797. 

1817     ,    . 

.     .       9056. 

1818     .     . 

.     .       8958. 

1819     .     . 

.     .       9510. 

1820     .     . 

.     .       9318. 

1821     .     . 

.     .       8788. 

*)  Das  neue  Arcliiv  d 

es  Kriminalreclits.     Von  Mittcr- 

maier  etc.  VI,    i36  f. 
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DerSchlufs:  Ein  gewisses  Vergclm  wird  im- 
mer häufiger  und  häufiger  verübt,  also — mufs  innn 
die  auf  dasselbe  gesetzte  Strafe  erhöhn,  —  ist  al- 
lerdings sehr  verführerisch ;  er  ist  um  so  verführe- 
rischer, da  das  Gegenmittel  schnell  zur  Ihmd  ist. 
Aber  man  erwäge  z.  B.  folgende  Thatsache:  ')  liis 
zum  Jahre  1811  stand  in  England  und  Ircland  auf 
das  Stehlen  der  Leinewand  von  einer  Bleiche  die 
Todesstrafe.  Gleichwohl  nahmen  Vergehungen  die- 
ser Art  von  Jahr  zu  Jahr  zu.  Da  wendeten  sich  die 
betheihgten  Bleicher  und  Kaufleute,  (die  Ursache 
des  Uebels  richtig  erkennend,  —  denn  die  Thätcr 
wurden  gröfstenthells  entweder  nicht  angeklagt  oder 
losgesprochen,)  an  das  Parlement  wegen  einer  Mil- 
derung der  gesetzlichen  Strafe.  Das  Parlement 
setzte  hierauf  an  die  Stelle  der  Todesstrafe  eine  an- 
dere und  mildere.  Und  'die  Folge  davon  war, 
dafs  sich  die  Zahl  der  Thäter  dieses  Vergchns  und 
eben  so  das  Verhältnifs  der  Losgesprochenen  zu 
den  Angeklagten  bedeutend  verminderte.  >\  äh- 
rend  z.  B.  in  der  Grafschaft  Lancaster  (nach  einem 
Durchschnitte  von  fünf  Jahren  vor  und  von  fünf 
Jahren  nach  dem  neuen  Gesetze)  die  Zahl  der 
Diebstähle  anderer  Art,  die  unter  dem  neuen  und 
milderen  Gesetze  nicht  begriffen  waren,  um  das 
Doppelte,  Drey  und  Vierfache  stieg,  verminder- 
ten sich  die  Diebstähle  an  Leinen  auf  der  Bleiche 


^)  Aus  Buxlon's  oben    angcfiilirlcr  Rede. 
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um  zwey  Dritlheile.  In  den  fünf  Jahren  vor 
dem  neuen  Gesetze  wareÄ  in  derselben  Graf- 
schaft von  64  dieses  Vergehns  Angeklagten  58 
losgesprochen  worden;  in  den  fünf  Jahren  nach 
dem  Gesetze  wurden  die  Angeklagten  ohne  Aus- 
nahme verurtheilt. 


iSm= 


aus  (lern   Verlagr   von 
^ugU0t  <{^di9\l)alll'0  UnirersitöU.Ducliliandlung. 


S  T  R  A  F  G  E  S  K  T  Z  B  Ü  C  ir. 

E  n  X  \v   u  r  f. 
Mit  einer  Darstellung  der  Grunfllagcn  des  Entwuifes; 

Von 

D.  Kdrl  Salomo  Zfic/uirir}\ 
4    fl.     12   kr,  rheln.     18    ggr.    siiclis 

Sehr  wichtig  für  das  Allgemcide ,  lind  für  den  Standpunkt  det 
Gesetzgebers  uad  Verwalters  vom  liüchsrrn  Interesse  mufi  dicie 
Schrift  erscheinen  j  da  die  Erscliütteruiigcn  der  jiingsivcrpangenen 
Und  die  rasche  Ideenentwickehing  der  neutru  Zeit  für  die  (n-irl/gr* 
bung  so  manche  V\^ünsclie  und  Bedürfnisse  er/eiiglen  ,  und  es  niuf« 
jeden,  der  als  Staatsmann  oder  als  vStaatsbürgpr  an  dem  W'ohl  d*T 
Gesellschaft  Theil  nimmt,  mit  Freuden  erfüllen,  von  einem  <n 
scharfsinnigen  Rechtslehrer  ^  einem  so  umsicliiigen  Stanfsmaao  die« 
sen  Wüuschen  und  Bedürfnissen  beg-^guct  zu  iciicn. 

Staatswissenscliaft liehe     Betracht  an jjrn 

nIxT 
Cicero  *s  \\  iedcr  f^r  Cn  n  den  es   \N  •  1  ' 

Vom  5^  t Ä  ü  t  f . 

Vom 

t).  tiüti  Salomo  Aachnitä. 

1t  0.  42  kr.  rhein.  l  Tlilr.  i6  ggf.  siict.i. 
ßie  Erscheinung  von  C  i  ce  r  o  de  R  e  pu  b  I  i  ca  i*t  mit  «0  w^r, 
mem  und  allgemeinem  Interesse  aufgenommen  worden,  dafi  wir  w.  •.» 
nur  den  Titel  obiger  Sclirifr  zu  erwähnen  brauclien ,  irni  jri.e*  I  - 
teresse  auch  auf  die  Bearbeitung  eines  für  Sta»r  und  V\iiifnKl.-f 
so  hoch  verdienten   Gelehrten  zu  überlr *ß'-'i. 
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Mit  Vergnügen  können  wir  jetzt  dem  juristischenPubli- 
k  u  m  die  Nacliricht  geben  ,  dafs   von  den 

Eraiiien   zum   deutschen  Recht,    angefangen  von 
Dr.  C.  Fr.  t.  Dalwigh,  fortgesetzt  von  Herrn  Pro- 
fessor Falch  in  Kiel, 
die  zweite  Lieferung  nun  Ui*ter  der  Presse  ist ,  und  baldigst  erscheineii 
wird» 

Vielfache  Nachfragen  bestättigen  die  Hoffnung,  dafs  die  leb- 
hafte Theilnahme,  welche  sich  schon  bei  der  ersten  Lieferung  ge- 
äufsert  hat,  für  die  Fortsetzung  unter  der  neuen  Redaction  ,  die 
sich  besonders  auch  der  Mitwirkung  des  Herrn  Geheimen  Hofrath 
Mittermaier  erfreut,  noch  gestiegen  sej,  und  wir  finden  uds 
dadurch  aufgemuntert,  der  Erscheinung  eiue  möglichst  regelmäfsige 
Folge  zu  geben.  Docii  werden  wir  vermeiden  ,  dieselbe  in  Rück- 
sicht auf  Zeit  und  Maafs  allzuscharf  zu  bmden ,  damit  die  Leser 
nicht  in  Gefahr  gerathen,  zur  Ausfüllung  mit  Entbehrlichem  oder 
gar  mit  Gehaltlosem  behelligt  zu  werden,  weil  strenge  Auswahl 
und  Prüfung  ein  vorzüglicher  Grundsatz  dieser  Zeitschrift  seyii  soll. 
Nicht  uninteressant  wird  es  seyn ,  dafs  dieselbe  künftig  auch  die 
einschlagende  Literatur  berücksichtigen  wird, 

Theorie  der  Statistik  von  Dr.  Fr.  Jos.  Mone. 
Erste  Abtheilung,  gr.  8.   i  fl.  12  hr.  rhein.  18  ggr  sächs. 

Seitdem  Schi  ö  t  z  er  auf  die  Theorie  der  Statistik  aufmerksam 
gemacht  hat ,  ist  ^\e  ein  deutlich  gefühltes  Bedürfoifs  geworden. 
Die  abweichende  Behandlungsart  der  praktischen  Statistik  und  Lü- 
ders Angriffe  auf  dieselbe  haben  noch  mehr  dazu  beigetragen,  den 
"Wunsch  nach  einer  Theorie  der  Wissenschaft  allgemein  zu  erregen. 
Diesem  Wunsche  zu  entsprechen  hat  der  Herr  Verfasser  unternommen. 
Durch  eigne  Erfahrung  mit  den  Schwierigkeiten  seines  A^orhabens 
wohl  bekannt ,  glaubte  er  um  so  'mehr  dieselben  überwinden  zu 
müssen  ,  als  er  dadurch  der  praktischen  Statistik  und  ihrer  Würdi- 
gung im  Staatsleben  einen  Dienst  zu  leisten  hoffte. 

Diese  erste  Abtheilung  enthält  die  Statistik  d^s  Landes  und 
Volkes  in  einer  kurzen  und  fafslichen  Darstellung,  die  bei  dem  un- 
endlichen Material  und  Detail  nicht  anders  als  sehr  erwünscht  seyzi 
kann. 

Sophronizon,  oder  unpartheiisch - freimuthige  Bei- 
träge zur  neuern  Geschichte,  Gesetzgebung  und  Sta- 
tistik der  Staaten  und  Kirchen.  Herausgegeben  von 
Geh.  Kirchenrathe  Dr.  H.  E.  G.  Paulus 

wird  ununterbrochen  fortgesetzt ,  und  der  Herausgeber  sowohl  als 
der  Verleger  finden  sich  dazu  um  so  mehr  aufgemuntert,  als  durch 
öffentliche  CJrtheile  in  den  angesehensten  Blättern  und  durch  die  rege 
Theilnahme  des  lesenden  Publikums  der  Werth  und  die  Wichtig- 
keit dieser  Zeitschrift  anerkannt  sind.  Sie  wird  durch  Behauptung 
dieser  Eigenschaften,  und  bey  der  Umsicht,  mit  welcher  sie  die 
bemerkeaswerthea  Zeiterscheinungen  lür  Staat ,   Xirche  und  Volk 
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aufbewahrt  und  ira  reinen  Lirluc  clariustcllon  tfrrbf .  \  ini.Uf 

ein    dringendes  Bedürfnifs   für    jrdcn  ,     der   dnrrh  *,  mir  drt 

^eit  und  ihrer  Entwickelunc  sicli  auf  den  Nra,idpu„ki  w*iiirr  iJiU 
duDg  zu  erheben,  oder  auf  demüelbcn  xu  «rhulren  tvrUf ,  v.nf\  indrm 
sie  durch  ihre  Einklfidnng,    iu  \vdev  Mur«r5»uiidf  r      ein« 

geiststärkende  irnteHuJituu^  bietcr,  bewiiiirl  <ir  dr:.  r'#{i>«ii 

Schatz  von  urkundlichen  Materiaiii-n,  deMi-n  S.iimuliu.g  duch  oocli 
in  den  spätesten  Zeiten  dankbare  Anerkennung  findrn  wird,  Di« 
Aufmerksamkeit  der  Zeitgenossen  auf  den  Cfv'iM  dincr  ZrittclinD 
und  der  Vorrath  von  zweokmäljjgtMi  Matcriahen  Tcranlaffl«  d«»R 
Herausgeber,  den  Jahrgang  von  vi^r  auf  sechs  Ur flc  zu  crwriirrni 
und  der  Iiihalt  der  erschienenen  IlefJe  ist  zu  viehrilig  b«k«niit, 
als  dafs  wir  ihn  hier  nocii  besonders  aufzufüiireu  für  ooUiig  Ualtro 
sollten. 

Say,  J.  B. ,  Darstellung  der  Nationaluhonomic  oder  der 
Staatswirthschaf't ,  enthaltend  eine  einfache  Entwickc- 
lung  ,  wie  die  Reichthümer  des  Privatmanns,  der  >'ullier 
und  Regierungen  erzeugt ,  yertheHt  und  consumirt 
werden.  Aus  dem  Französischen  der  dritten,  gänKÜch 
umgearbeiteten,  verbesserten  und  mit  einem  Ansxag 
der  Hauptgrundsätze  dieser  ^^  isser.schalt  vci  mehrten 
Ausgabe,  übersetzt  und  mit  Anmerhimgen  hcgicitel  Yon 
Dr.  Carl  Ed.  ?dor Stadt,  gr.  8.  2  Rde.  70  Bogen. 
Ladenpr.  5  Rthh\  18  gr,  sächs.  oder  9  iL  rliein. 
Gegenwärtig,  wo  es  noch  immer  die  leblm feste  Angelrgeolitil 
5er    Regenten,    Staatsbeamten    und  Volksrep!  u    i«r,    den 

durch  so  harte  Erfalirungen  jeder  Art  niedere  •    Wohi^nnd 

•wieder  aufzuhelfen,  wo  die  Gebildetsten  aller  ^winde  l^  II- 

kommnung  ihrer  Einsichlea  in  die  QueHen  des  x'aiion.;  lot 

ringen,  ist  es  gewifs  höchst  willkommen,  in  den  BesiU  eiuc*  Wec- 
kes zu  gelangen,  das  schon  Jä'ngst  von  allen  Sar^y.-rr.rm  umeri 
"Wehrheils  das  Prädikat  eines  Meisterwerke  c^  '        >  to 

klar,    als  freimülhig  ist  das   Resultat  angeMi.  .rn 

und    vieljähriger  Er"fahrung  von    dem  Verfass.^r   uud^r^c^c;!,    und 
der  Staatsmann,  der  Kaufmann  ,  der  Rec]iisjrelt.hrt#  ,  drr  M.inufa. 
turist  und  der  Landwirth  finden  hier  die  brfrici 
über  "Wiesen  und  Gang  des  Landbaues,  der  M  • 

delsindustrie  ,    über  Geldumlanf  ,  üaudclsbouiuatkAui  ^,    C«.* 


Setzung  ist  mit  mclgü 

liehen  Stjl   ausgearbwtet ,    und,    so  weil  rl    uulhig  sclutn,   «U  f  l- 

läuteradea  AüUiexkuDgeü  begleikt. 
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H,  C.  W.  Breit  1| au  pt,  (Prof,  der  Matliematik  zu  Bücke- 
l)urg  im  Fürstentlium  Scliauraburg  -  Lippe,)  Hand*  und 
Xichibuch  der  Feldmefskunst  für  Trigonometer ,  Geo* 
meter,  Forstmänner  und  Landwirthe.  Mit  verschie- 
denen noch  nicht  bekannnten  und  durch  Beispiele  er- 
läuterten, geometrischen  und  trigonometrischen  Ver- 
messungs-  und  Theilungsmethoden^  Nebst  lo  Tabellen 
und  i5  Figurentafeln.  2  Theile.  4»  5  A^  24  hr.  rhein, 
3  TWr.  8  ggr,  sächs. 

Die  Feldmefskunst  ist  schon  10  den  ältesten  Zeiten  geübt  und 
gls  ein  Beförderungsmittel  der  menschlichen  Wohlfahrt,  und  wie 
die  Mathematik  überhaupt,  als  der  richtigste  Weg  zur  Schärfuug 
und  Berichtigung  menschliehei»  Ansichten  und  Kenntnisse  ang^ewen^ 
det  worden.  Nicht  leicht  hat  es  aber  einen  Zeitpunkt  gegeben,  wo 
ihrBedürfnifs  so  allgemein  erkannt,  wo  ihre  Kenntnifs  so  vielseitig 
gesucht  worden  ist ,  als  im  gegenwärtigen  ;  weil  es  zu  den  Segnungen 
des  Friedens  gehört ,  dafs  die  Regierungen  sowohl  als  Private  an 
Feld  und  und  Wald  das  wieder  zu  ordnen  streben  ,  was  die  Störungen 
vieljähriger  Kriege  oft  spurlos  zerstreut  haben  ,  wo  es  besonders  die 
Angelegenheit  der  erstem  ist,  durch  genaue  Feststellung  der  einzeln 
nen  Marken  den  richtigsten  Masstab  für  billige  Besteuerungen ,  durch 
regelrechte  Ein-  und  Abtheilungen  der  Forste  die  Wiederherstellung 
der  in  manchen  Gegendon  sq  furchtbar  gesunkenen  Forstkultur  auszu- 
milteln. 

Es  ist  also  beinahe  die  Aufgabe  eines  jeden,  der  auf  die  Eigen- 
schaft eines  nützlichen  Mitgliedes  des  Staates  und  der  mensehlichen 
Gesellschaft  Anspruch  machen  will ,  sich  mit  dieser  Kunst  mögliehst 
vertraut  zumachen,  und  wir  können  ohne  üebertreibung ,  ohne  Zu- 
rücksetzung anderer  mit  dem  entschiedensten  Vertrauen  versichern, 
«lafs  ©p  dazu  auf  keinem  sicherern  und  leichtern  Wege  gelangen 
kann,  als  durch  das  vorliegende  Handbuch, 

Per  Herr  Verfasser  hat  sie  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren 
nicht  nur  in  der  Anwendung,  sondern  auch  durch  Lehre  geübt, 
Kine  Menge  von  Zöglingen  halDen  sich  bei  ihm  nach  derselben  ge- 
bildet, und  um  die  Herausgabe  seines  Buches  in  ihn  gedrungen. 
Wir  bedürfen  also  dieser  Anzeige  nicht,  um  ihm  erst  eine  gute  Auf-* 
nähme  au  bereiten  ;  sondern  wir  bieten  sie  dem  Publikum  nur,  um 
die  Pflicht  gegen  dasselbe  zu  ^rfnllen ,  daifs  jeder  dgvon  ZUX  reefateu 
^eit  in  Kenntnifs  komme. 

Bei  dieser  Voraussetzung  halten  wir  ferner  kaum  nÖthig  9  über 
d^n  Inhalt  des  Buohes  ins  Einzelne  zu  gehen,  doch  WoHca  wir 
dUdb  hiervon  noch  das  W'esenl  liehe  anführen. 

Durch  ©ine  auf  solche  Weise  noch  nie  beobachtete  systemati- 
soliO  Anordnung  erfüllt  dieses  Handbuch  den  doppelten  Zweck,  beim 
Selbststudium  mit  der  fafslichsten  Ausführlichkeit  im  stufenweisen 
Fortsol^rtiten  die  durchaus  von  der  Erfahrung  entnommenen  Bei-^ 
>pieb  ?«  erläutern,  und  zu  gleicher  Zeit  für  Vorträge  den  ange^ 
uiessensten  Leitfaden  zu  geben.  Die  Beispiele  sind  fast  sämmtlich 
und  bis  lU  den  einfachsten  Werkzeugen  durch  scliöne  und  präcise 
;^eiQhnuqgen  versiuniicht ,  so  d^Cs  mit  einigem  Fieifs^  ih^e  richtige 
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Auffassung  auch  dem  weniger  Vorbereiteten  kaum  fil.' 
Aufser   vielen  neueru   Gegeiisliiiulin ,    woiöii  e<   di.-    i  .         i 

bereicliert,  werden  in  diesem  i5ii<ho  u.a.  die  K  uii  1 1  r  u  k  1 1  »n  i - 
die  Perpendikular-die  Oblongums-  und  Pol  r  k  o  n  •  - 
methode  aus  wirklicli  gescholu-mv»  kleinen  und  groNeu  lFrieb«i^ 
Vermessungen  erklärt;  die  v  ers  cii  i  <?  d  e  n  e  n  V  c  r  melf  O  o  g  t« 
methoden  nach  ihren  •»iiizeiiicn  V'urziigeti  verglirhcii ,  und  durch 
die  Abbildungen  ,  welche  für  dirsfii  Zweck  vollicäiitlig  auigrarbriirf« 
Plane  liefern,  belegt,  ferner  tiiie  ganz  neue  Mcihudr  aiigrj" 
kleine  und  grofse  Flächen  mit  und  ohne  Wege  in  gleiche  m 
gleiche  Theile  zu  theilen ,  und  krumme  Gräazeo  in  gerade  auf  dcta 
Felde  zu  verwandeln. 

Die  aus  der  Ausführlichkeit  des  Werkes  fliefsendc  Auidrhnong 
und  der  nahmhafte  Aufwand  für  die  Abbildungen,  wie  überhaupt 
der  kostbarere  Druck  mathematiscluT  VWrke  lassen  zwar  keine  lang- 
wierige Preisvergiinstlgung  zu,  doch  haben  wir  filr  die  An^chalTuo« 
die  möglichste  Erleichterung  gebolheu  ,  indem  wir  bi«  i\i  Er%r-üci- 
nung  der  ersten  Abtheilung ,  gegen  wirkliche  Vorau«be- 
xahlung,  einen  Pränumerationsprois  von  4fl.  3  kr.  rheiu.  oder  2 
Htlilr.  6  ggr.    Sachs,   aussetzten. 

Dieser  ist  also  schon  im  September  1824  niit  der  Vrr^enduog 
der  ersten  Abtheilung  abgelaufen,  damit  jedoch  auch  diejenigen, 
welche  sich  nicht  gerne  vor  der  Vollendung  eines  Werkes  engagiren  , 
noch  den  Vortheil  des  Pränumeraiionspreises  genielscn  konuCen  ;  so 
wurde  nach  V'^ollendung  der  2ten  Ablheiluug  diese  VergüustiguDg 
«Qch  bis  zu  Johaunis  dieses  Jahres  verlängert. 

O.  Horatii  Flacci  opera  ad  mss.  codd.  Vatlcanos,  Chi- 
sianos,  Angelicos,  Barberinos ,  Grcgoriaiios,  Vallicel- 
lanos,  aliosque  plurimis  in  lücis  cniendavit  nolisque  il- 
lustravit,  praesertim  in  iis ,  qiiae  Homanas  Anti«|uitalef 
spectant  Carolus  Fea,  IC.  bibliolhecae  (Jiis.  et  Huin. 
Antiq.  Praefectus.  Denuo  lecensuit,  adhibilisqiicnovis- 
simis  subsidiis cui avit  Fr.  Henr.  Bothc,  II.  phil.  etc. 
2  Vol.  Editio  post  Principem  et  Ronianaui  Tertia, 
liadenpreis  8  flrhein.  5  Rthlr.  4  gg»-  ^^chs. 

Horaz  Ist  der  gelesenste  aller  allen  DiclUer,  selbst  noro«-  nicht 
ausgenommen.  Jedermann  begehrt  daher  eine  gute  .AiH^a^e  de^el- 
ben?  Allein  so  manche  Herausgeber  sich  auch  diesem  Ideal  n..hercen  , 
so  blieb  doch  ihre  Arbeit  entweder  unvollender  ,  oder  sie  wurar  lu 
wenie  bekannt,  oder  zu  theuer.  um  (Gemeingut  werden  lu  konnan. 

Das  Verdienst  der  Fea'schon  Aufgabe  des  Horai  ist  •nefk-nni. 
Fea  ist  Italiener,  in  Rom  erzogen,  nnt  jedem  Punkt  .eines  sciuHie» 
Vaterlandes  durch  eigene  Ar.sch.uung  bekannt :  er  beklridet  che  Aem- 
ter  eines  Präfect  der  Alterthiimer  ut.l  cl.r  Jhbhoihck  (Jn„  /"»-«"; 
istReehtsgelehrter  und  sachkundiger  Herausgeber  von  \^  ...r!n,ann. 
Geschichte  der  alten  Kunst.  Hnter  jedem  dieser  f.rs.chM 
net  er  sich  bei  seinem  freimihhigen  und  im  Oanien  »ehr  gr^ 
"l'.^rzu  einem  Herou.geber  doi  Horai ,  «nd  c.  wr  bf  »o..drr.  .C  k 


396 

A.  Wolfs  ausgezeichneter  Empfehlung  dieser  Ausgabe  in  den  literar» 
Analecten  2s  Heft  ein  fast  ailgemeiu^ts  Verlangen  darnach  entstan- 
den. Wenn  nun  gleich  die  Liebhaber  zunächst  den  Fea'schen  Text 
liier  erhalten,  so  hatte  der  deutsche  Herausgeber  doch  Zeit,  mehr 
zu  geben  ,  und  er  glaubte  sich  dazu  verpflichtet ,  da  ihm  theils  neuere 
Hülfsmittel  zu  Gebote  standen  ,  besonders  Vanderbourg  und  Hein- 
dorf,  theils  J^^ea ,  trefflich  io^  Ganzen,  doch  im  Einzelnen  irrt  und 
mangelhaft  ist.  Es  wurden  daher  die  Anmerkungen  und  Berichti- 
gungen des  Herausgebers  und  Johannis  Qeorgii  Graevii 
Scholiain  Horatii  o  darum  iibros  duo  priores  nunc 
primum  edita  in  einem  besonderen  Bande  hinzugefügt ,  in  Rück- 
sicht dessen,  so  wie  alles  Obigen,  wir  uns,  zur  Bestätigung,  auf 
die  in  Nr,  41  der  Heidelberger  Jahrb.  vom  Jahr  1819  abgedruckte 
ausführliche  Recension  des  ersten  Theils  beziehen,  mit  welcher  man 
auch  die  Beurtheilungen  in  den  Göttinger  Anzeigen  18^0  y  4.63.  St, 
und  im  Leipz.  Allgem^  Repertor.  der  neuesten  in-  und  aus-  länd. 
Lit.  1820  Bd.  2.  St. ,  und  über  den  2ten  Band  Nro.  62.  der  Hdlbg. 
Jahrb.  v.  1821  >  uad  das  Leipz.  Repert.  V,  i,  J,  1.  St,  vergleichen 
kann. 


Die  seit  dem  "W^iederaufleben  der  Wissenschaften  von  einem 
Casaubonus,  Montecatini,  RuiinkeniuS^  JNTiebuhr, 
Heeren  und  vielen  andern  gewünschte  Sammlung  der  Fragmente 
von  den  Staatsverfassungen  oder  vielmehr  Staa^engeschichtea  des 
Aristoteles^  wurde  von  Herrn  Professor  Neu  mann  in  Speyer 
unternommen  ,  und  wird  bey  mir  unter  dem  Titel  v 

^jdQiGTonlovg  TIohrHwv  ra  öco^o^e^of,  Aiistotelis  Rerum 
publicarum  reliquiae.  Collegit,  illustravit  atque 
Prolegomena  addidit ,  C,  F  r .  N  e  u  m  a  n  «• 

erscheinen ,  worauf  ich  das  gelelirte  Publikum  aufmerksam  ma^he» 

Augus  t  Of  awald. 


Lehrbuch  der  Naturgesehichte  zum  Schul-  und 
Selbstunterricht  bearbeitet  von  W.  V/.  Eckerle, 
Professor  am  Lyceum  zu  Rastatt.  2  Tlieile.  48^iig' 
gedruchte  Bogen  in  8.  Mit  i6  grofsen  Taleln  Abbil- 
Bildungen  in  einem  be$ondern  Helte*  484  Figuren* 
Ladenpr.  3  Thh'.  8  gGr,  sächs,  5  th  s^4  kr,  rhein. 

Von  der  früheslen  Kindheit  an  empfangen  wir  die  bedeutend«» 
sten  und  zugleich  die  angenehmsten  Eindrücke  aus  den  !|Irschci- 
nungen  der  Natur,  Auf  dem  Arme  der  Mutter  reicht  das  aufkei^ 
mende  Kind  nach  Blumen,  nach  den  Rausiiiieren  ^  ^uCser^  geiue 
Freude  über  vorbeigehende  FTerde,  llunde  etc.,  und,  weiter  heran- 
gewachsen j  kännejj  besanders  dem  Kaabea  Messeu  und  andere  Aus- 
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Tlueren  und  Vögeln  ,    odt-r  die   Ka.ieM  mJ,   M  .  ^      ^""'  •'" 

«eraheo.      Keine  Krzahl„„g  n-McU  .lie  Kl- ,„,h,,   ,1.    V 

P<-rsonen  aus  dem  T  uen.-icl.  ge^fi,.,,  ,i.,d,    „„^  ihr,"  Abb  jl     1 
^  erden  s.chcr  ,n  B.lderbücl.ern  am  rr5,cn  .ufgcucJ.t  und  «    ;. 

Unbestreitbar  zeigt  also  dieser  Trieb,  dafi  im  Srhof..  H.r    v 
tur  die  erste  und  wirluigsie  Quelle  nir  die  Auil  '  * 
hegt,  unddafs  ihre  Keuutnifs  und  Erforschnne 
Gegenstand  seines  Streben«  bleibt.      Je  mrbr  er  n. 
vertraut  gemacht,   um  so  sicherer  ergreift   und  crl . 
Erfordernisse  des  Lebens,    um  so  rtim-r  bewahrt  rr 
um  so  weniger  weicht  er  von  seiner  bürgerlichen  v. 
Stimmung  ab.     Warum  sollte  es  also  nicht  eine  dx. 
genheit  sejn,  bei  der  Erziehung  der  Jugend  und  bei  d 
bildung  zunächst  sich  die  besten  Mittel  anzurignen,   \ 
tigen  und  gründlichen  Kenntnifs  dtr  Natur,  ihrrrEI. 
schiedenen  Erscheinungen  fuhren  können,  und  wie  w 
den  grofsen  Fortschritten   der  Naturwissenschaften 

wählen,    was   bewäiirte  Männer   uns  bieten.      J)er  i 

dieses  Buches  hat  sich  als  solcher  schon  vollsJändig  beurkunuri 
seine  Lehrbücher  der  Naturlehre  und  der  cfcwerb  j  k  i: 
weiche  von  der  Kritik  und  in   der  Anwendung    bei   Lrhr-  w 
Ziehungsanstalten  die    ungetheiltesfe  Anerkennung  r^i  rmifni   : 
und  wir  glauben  daher  um  so  zuversiclulicher  zu  ^ 
Anschafiuug  ermuntern  zu  dürfen,    da  bei  seim  ; 
dehnung  mit  dem  sparsamsten  Druck,  beiden  ineistrrh.it. * 
ten  und  ausgeführten  Abbildungen  auch  der  woliifeile  Prei« 
Der  vorzüglicheren  Elgensrliaften  ist.--  Der  rrsle  Theil  von  2 
gen    und  die  Abbildungen  sind  bereits  ferfig  ;  und  der  zwriir 
wird    nach   seiner  baldigen   Vollendung    ohne    weitere    Vergütung 
nachgeliefert. 

Desaga,  M. ,  teutsclie  Spracliichre  iüi  Lehrende  nn«l 
Lernende,  in  Verbindung  des  Iit'hrsl<)irs  mit  «wctk- 
mäfsigen  üebungsaufgaben.  ^*iclie  xdlstniuli^rn'  ntiil 
Kweckmäfsiger  geordnete  Auflage.  Mit  ciuer  km /.ru 
Prosodie  Ton  Fr.  Ileiiir.  Botho,  gr.  8.  la  Gr.  Mchs.  3i 
Kr.  rhein. 

üneraclitet  so  manclie  achtungswerlhe  teutiehe  Sprichlebn*n  b#. 
stehen,  so  manche  mehr  oder  minder  zweckmäf.«ipr  luit  Reclif  oder 
Vorurtheil  begünstigt  und  bis  zur  Unzahl  coniunnrt  wrrd#r  ,  onrr- 
achtet  Herr  Pfarrer  Brandenbergin  der  Schweiz  sich  toü  drin 
AVerthe  und  der  Anerkennung  der  obl£rn  einen  bedeutenden  Thr«l 
durch  eine  den  Vorwurf  des  Nachdrucks  weit  hinler  «ich  lun^-k. 
las«?en^]e  Industrie   zuzueignen    verisuchle ,    indem  rf  räch  der  \.  « 

seinen  Grundlehren  derdeafichfn  Sptmeh* 

jwar    nur    nach    vielfältigen  AufTordenmgen    lifi 
2weckmärsigere  Sprachlehre  aufiuslrllcn ,  als  wir 
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diesen  Zweck  sich  aber  laut  Jenaer  Liter  aturzeitung  4822. 
Erg.  Blätter  Nr.  42.  durch  wörtliche  Copie  von  D  e  s  a  g  a  unl 
geraein  erleichterte  ;  ist  doch  seit  5  Jahren  eine  sehr  bedeutende 
Anzahl  der  yorhergegangeneu  Auflage  von  Desaga  teutscher 
Sprachlehre  auf  den  verschiedeDSten  Punkten  von  Deutschland  , 
ohne  allen  Einflufs  und  Vergünstigung  vergriffen,  und  diese  neu« 
Ausgabe   nöthig  geworden. 

Dieser  Erfolg  ist  für  den  verdienstvollen  Herrn  Verfasser  die 
angenehmste  Belohnung,  und  hat  ihm  auch  die  lebhafteste  Auf- 
munterung gegeben,  für  Verbesserung  und  Vervollständigung  die- 
ser neuen  Ausgabe  noch  den  möglichsten  Fleifs  anzuwenden. 

Wir  dürfen  sie  daher  mit  dem  vollsten  Vertrauen  dem  Publi* 
kum  übergeben ,  und  es  hat  sich  auch  der  Verleger  zur  Angelegen-^ 
heit  gemacht,  durch  schönen  Druck,  gutes  weifses  Papier  und  ei» 
nen  fast  über  Verhaltnifs  wohlfeilen  Preis  ihre  Anschaffung  ange* 
nehmer  und  leichter  zu  machen* 

Eine  erwünschte  Zugabe  wird  die  beigfefugt^  Prosodie  von  dem 
berühmten  Metriker  Bothe  seyn  ,  und  ein  Beitrag,  die  Anwend- 
barkeit dieser  Sprachlehre  allgemein  zu  machen.  Die  günstigen 
Beurtheilungen  der  früheren  Ausgaben  sind  auch  für  diese  neue  be- 
reits in  den  Jahrbüchern  d.  deutschen  Volksschulen 
4,  Bd.  2s  Heft  auf  eine  ausgezeichnete  Weise  bestätigt. 

Eubios  über  das  höchste  Gut.  Ein  philosophi- 
scher Nachtrag  zu  den  akademischen  Untersuchungen 
Cicero's   yon  P.  F.  B  o  o  s  t ,  8-  i  fL  1 2  kr.  oder  1 8  gGr^ 

Der  Herr  Verfasser  fand  zu  dieser  Schrift  vielleicht  den  Faden 
in  seiner  durch  kritische  Blätter  mit  dem  vollkommensten  Beifall 
aufgenommenen  üebersetzung  von  Ciceros  akademischen  Unter- 
suchungen, und  es  giebt  hiezu  einen  gewifs  höchst  willkommenen 
Conimentar.  Aber  sie  ist  zugleich  als  vollständiges  Werk  für  je- 
den Gebildeten  eine  sehr  interessante  Erscheinung.  Mit  Scharfsinn  , 
aber  zugleich  in  einem  höchst  anziehenden  und  leichtfafslichen  Stjl 
ist  darin  über  des  I^ebens  wichtigste  AngelegenlieitaufeineWei.se 
gesprochen,  die  weder  den  tiefer  Denkenden,  noch  den,  Welcher 
nach  Aufklärung  und  Beruhigung  strebt,  unbefriedigt  lassen  kann  ^ 
und  in  jedem  Gemüth  die  erbaulichste  Stimmung  hervorbringet!  mufs. 
Sie  eignet  sich  defsh^b  besonders  auch  bei  feierlichen  Anlässen , 
als  CoQÜrmation,  Weinachten  >  Prüfungen  etc.  zu  einem  Geschenk 
fihr  die  reifende  Jugend»  . 


